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V o  r s i  t z e n d e: Präsident Benya, Zweiter 

Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  ö f f n e t. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Präsident: Ich beginne mit der 1. Anfrage; 
es ist die des Herrn Abgeordneten Dr. Kauf
mann (OVP) an den Herrn Bundesminister für 
Unterricht. 

1323/M 
Wie werden Sie die akuten Führungsprobleme 

in den Bundestheatern nach dem Entschluß von 
Klingenberg, nach Zürich zu gehen, auf Grund 
der unbefriedigenden Leitung der Wiener Staats
oper und des Entschlusses von Aurel von Mi!
lass, seinen Vertrag als Ballettdirektor nicht zu 
verlängern, lösen 'I 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz : Herr Abgeordneter Dr. Kauf
mannl Daß es eine akute Führungskrise am 
Burgtheater und an der Staatsoper gibt, das 
ist sicherlich eine sehr subjektive Auffassung. 
Die Verträge der genannten Direktoren laufen 
an der Staatsoper bis 1976 und am Burgtheater 
bis 1977. Burgtheater-Direktor Klingenberg hat 
mir mitgeteilt, daß er seinen Vertragsver
pflichtungen auf alle Fälle bis 1977 nachkom
men wird, sodaß die Kontinuität der Arbeit 
gewahrt ist. Dasselbe trifft auf die Staatsoper 
zu. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kaufmann: Herr Bundes
minister! Ich glaube, man kann Sie nicht dafür 
verantwortlich machen, daß ein Burgtheater
Direktor etwa nach Zürich geht. Es wäre un
gerecht, Ihnen das vorzuwerfen. Aber ich 
glaube, Sie können nicht bestreiten, daß es 
zurzeit wirklich eine akute Führungskrise an 
den Staatstheatern gibt. Welche Zeitungen 
immer man aufschlägt, man wird diese Be
stätigung darin finden. Sie brauchen nur das 
Ensemble fragen, dann werden Sie das gleiche 
erfahren. 

Sie haben seinerzeit gesagt, Herr Bundes
minister, die Nachfolger von Gamsjäger und 
Klingenberg würden dieselben Chancen haben 
sich einzuarbeiten wie seinerzeit; es wären 
also zwei Jahre notwendig, damit sich diese 
beiden Herren einarbeiten können. Nun haben 
wir das Jahr 1974, und diese Herren sind noch 
immer nicht nominiert worden. Nun möchte ich 
Sie ganz konkret fragen : Sind Sie in der Lage, 
bis zum Sommer diese Herren zu nominieren 
oder nicht? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz : Herr Abge
ordneterl Ich stehe nach wie vor zu der von 
mir geäußerten Meinung, daß die kommenden 
Direktoren unser·er Bundestheater ebenso wie 
ihre Vorgänger Zeit bekommen müssen, um 
sich auf diese immer schwieri'ger werdende 
Aufgabe vorbereiten zu können. Das ist natür
lich nicht so gemeint, daß am Kal,ender der 
Tag, an dem das geschehen muß, rot ange
strichen ist. Aber in etwa ist diese Frist dafür 
in Aussicht gestellt und wird von mir aum 
eingehalten werden. 

Sie können versichert sein, daß im mit dem 
Ensemble ständig in Verbindung bin, auch mit 

99. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)2 von 115

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 99. Sitzung - 24. Jänner 1974 9683 

Bundesminister Dr. Sinowatz 

dem künstlerischen Betriebsrat, natürlich auch 
mit den anderen Betri,ebsräten unserer Bundes
theater. 

Es gehört zu einer guten österreichischen 
Tradition, daß der Unterrichtsminister einen 
sehr großen Teil seiner Arbeitszeit den Bun
destheatern widmet. Ich kenne die Vorgänge, 
ich kenne die Diskussionen; daher bin ich der 
Meinung, daß es an den Bundestheatern zwar 
nicht zu Krisen kommen soll, daß aber eine 
Ruhe an solchen Theatern auch sehr �eicht, wie 
ich schon einmal sagte, eine Grabesruhe sein 
könnte. Es gehört gerade bei diesen Theatern 
eine g,eistige Auseinandersetzung, ein Ringen 
um die Konzepte und um die Durchführung 
sowie um die Frage, ob es gelungen ist, ganz 
einfach dazu. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kaufmann: Welche Krite
rien werden Sie bei diesen Verhandlungen 
leiten? 

Ich glaube; hier ist eines grundsätzlich fest
zustellen. Sie haben einmal erklärt: Welche 
personellen Veränderungen immer an unseren 
Staatstheatern .eintreten mögen, in ihrer Exi
stenz können sie nicht gefährdet werden. -
Das mag sein. Sie sind aber sicherlich in ihrer 
Bedeutung für die Zukunft dabei bedroht. Das 
ist eine Sache, die man gewiß nicht ausschlie
ßen kann. Letzten Endes steht auch hier ein 
Betrag von mehr als einer halben MHliard,e 
zur Verfügung. Es ist also sehr wichtig, wie 
dieser Betrag eingesetzt und verwendet wird. 

Deshalb meine letzte konkrete Zusatzfrage: 
Welche Kriterien werden Sie bei diesen Ver
handlungen und bei der Auswahl leiten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneterl Sie kennen sehr genau den Entwurf 
für ein neues Bundestheatergesetz. In diesem 
Entwurf ist erstmalig auch vorgesehen, daß 
die Voraussetzungen für die künstlerischen 
Leiter unserer Bundestheater klar und sehr 
deutlich vorgeschrieben werden. Das ist die 
Grundlage dessen, was ich an Kriterien von 
einem Direktor unserer Bundestheater er
warte. 

Das zweite ist, daß in einer ganz speziellen 
künstlerischen Situation dem Leiter eines der 

Ich bin der Meinung, daß man bisweilen bei 
uns in Wien die Probleme unserer Bundes
theater und die Leistungen unserer Bundes
theater, aber auch die Kritik an unseren 
Bundestheatern zu einseitig nur mit der Per
son der Direktoren verbindet. Unsere Häuser 
haben nicht nur Tradition. In diesen Theatern 
wirken Schauspieler, wirken Dirigenten, wir
ken Techniker, wirken Menschen, die mit ihrer 
ganzen Hingabe für diese Häuser tätig sind. 
Ich bin der Meinung, daß auch das Wirken 
dieser Persönlichkeiten entsprechend gewür-
digt werden muß. (Beifall bei der SPO.) 

. 

Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Wuganigg (SPO) an die Frau Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung. 

1300/M 
Wann ist mit dem Einsatz des Computer-Ver

bundes im Raume Wien zu rechnen? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister für Wissenschaft und For
schung Dr. Hertha Firnberg: Herr Abgeord
neter! Im Raum Wien hat sich bereits seit 
längerer Zeit an den Hochschulen ein ge
wisser Engpaß auf dem Gebiet der Elektroni
schen Datenverarbeitung bemerkbar gemadlt. 
Wie Sie ja auch selbst wissen, wurde unver
züglich an di,e Vorbereitungsal1beiten gegan
gen, um systematisch eine Aufstockung der 
Rechenkapazität im akademischen Bereich 
Wien zu erreichen. Ein Expertenkomitee, das 
für diesen Zweck gesondert 'geschaffen wurde, 
hat sich mit dieser Frage -beschäftigt und mir 
letzten Endes nach langen Beratung,en die 
Empfehlung vorgelegt, einen Computer-Ver
bund zwischen der Universität Wien und der 
Technischen Hochschule Wien zu errichten, 
bestehend aus zwei Anlagen, eine an der 
Universität Wien, die andere an der Techni
schen Hochschule Wien, die dann mit einer 
Standleitung verbunden werden können. 

Der Fortgang der Arbeiten ist nun so weit, 
daß die Anlage an der Technischen Hochschule 
im März dieses Jahres installiert werden wird 
und nam relativ kurzer Zeit als Einzelsystem 
einsatzfähig sein wird. Die Anlage an der 
Universität wird voraussichtlich im Spätherbst 
1974 installiert werden und zunächst ebenfaUs 

Häuser besondere Bedeutung zukommt. Es als Einzelsystem b etrie'ben werden. 
geht darum, daß zu g,ewissen Zeiten Reformen 
eingeleitet werden, sich bis zu einem gewissen Parallel dazu werden die erforderlichen 
Punkt fortentwickelt haben und es dabei sehr Datenübertragungsleitunyen zwischen Univer
wesentlich ist, welche Persönlichkeit in die- sität und Tedmischer Hochschule errichtet 
sem Augenblick unsere Theater leiten soll. werden, und ich würde als Termin, an dem 
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 

damit zu rechnen ist, daß der volle VeIibund- Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 

betrieb wirksam wird, etwa das Frühj ahr 1 975 Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) an die Frau Bundes-

nennen wollen. minister. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte.  

Abgeordneter Wuganigg: Frau Bundesmini
ster!  Ihre Antwort ist sehr erfreulich. Darf ich 
Sie nunmehr fragen : Welche Leistungsfähig
keit wird dieser Computer-Verbund im Ver
gleich zur derz,eit vOl1handenen Kapazität be
sitzen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Der 
Computer-Verbund wird, wenn er im Voll
betrieb ist, etwa die zehnfache Kapazität 
haben wie derzeit der Computer, die Rechen
anlage an der Universität Wien, die ihrerseits 
ja die größte ist,  die wir derzeit im akademi
schen Raum haben. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte . 

Abgeordneter Wuganigg: Frau Bundesmini
ster!  Inwieweit wird damit der Bedarf an EDV 
im Raume Wien gedeckt werden können, und 
wie arbeitet der Computer-Verbund? (Abg. 
G r a  f: Ich möchte wissen, warum er das 
wissen will!) 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Fimberg: Wenn 
ich auf eine Zwischenfrage antworten darf: E r  
will es wissen, weil er a n  diesen Fragen sehr 
interessiert ist, Herr Abgeordneter! (Beifall 
bei der SPO. - Abg. G r a  f: Haben Sie die 
Anfrage bestellt?) Nein, ich habe mir das 
nicht bestellt, sondern der Herr Abgeordnete 
Wuganigg ist an diesen Computerfragen 
außerordentlich interessiert und er ist auch 
sehr informiert ; wenn ich mir gestatten darf, 
das zu bemerken. 

Herr Abgeordneter Wugani'gg! Der Rechen
bedarf wird im Raum Wien mit dieser Anlage, 
mit diesem Verbund etwa für die nächsten drei 
bis fünf Jahre gedeckt sein - mit Ausnahme 
von speziellen EDV-Anwendungsgebieten. Die 
kleineren Wiener Hochschulen werden in aJb
s ehbarer Zeit ebenso angeschlossen werden 
wi,e einige Institute der Akademie der Wissen
schaften, und schrittweise - das ist der 
Plan - soHen dann auch Datenverbindungen 
mit dem Computer-Verbund in den eiIl'zelnen 
Hochschulen in den Bundesländern hergestellt 
werden. 

Es ist allerdings nicht daran gedacht, daß 
nur e i n  zentrales Datensystem erstellt wird, 
sondern es werden m,ehrere sein. So ist der 
Plan heute : wahrscheinlich vier Schwerpunkte, 
die den Rechenbedarf regional zusammen
fassen. 

1305/M 
Welche Förderungsmaßnahmen werden er

griffen, um den Export österreidlischer wissen
schaftlicher Bücher und Fachzeitschriften zu un
terstützen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter ! Auf Grund des Bundesmini
steriengesetzes kommt dem Bundesministe
rium für Wissenschaft und Forschung keine 
Kompet,enz .für Förderungsmaßnahmen betref
fend den Export österreichischer Waren und 
damit auch hinsichtlich österreichiseher wis
s enschaftlicher Bücher und Fachzeitschriften 
zu. Förderungsmaßnahmen für den Export 
faUen auf Grund des Bundesministeriengeset
zes entweder in die Kompetenz des Bundes
ministeriums für Finanzen oder in j ene des 
Bundesministeriums für Handel , Gewerbe und 
Industrie. 

Wir haben daher im Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung, weil keine Kom
petenzen dafür vorhanden sind, auch keine 
Förderungsmittel für den Export österreichi
scher wissenschaftlicher Bücher und Zeitschrif
ten. Wir sind abcr sehr daran interessiert, daß 
die österreichische wissenschaftliche Literatur 
in stärkerem Maße auch international bekannt 
wird und haben versucht, durch den Aushau 
der internationalen Informationsdienste für 
das Bibliothekswesen unsere wissenschaft
lichen Bücher und Zeitschriften bekannt zu 
machen, und beteiligen uns s ehr intensiv an 
dies em Informationsaustauschsystem im inter
nationalen Bereich. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Frau 
Minister ! Ich entnehme Ihren Ausführungen, 
daß Sie grundsätzlich daran Interesse haben 
und es für richtig befinden, daß der Export 
österreichiseher Fachbücher und Fachzeitschrif
ten eine Förderung erfährt. 

Ich möchte daher fragen, da ich sehr wohl 
weiß, daß Ihnen die Kompetenz für eine di
rekte Maßnahme mangelt, oh Sie mit den 
beiden zuständigen Ministerien von Ihrer 
Seite her Kontakt aufnehmen werden, um eine 
solche Förderung des Exports zu unterstützen, 
wenn wir bei diesem Ministerium in dieser 
Richtung vorstellig würden. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg :  Herr 
Abgeordneter !  Ich darf zu Ihrer Anfrage sagen, 
daß wir naturgemäß interessiert sein müssen, 
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 

mit verschiedenen Mitteln eine stärkere För
derung des Exports zu erreichen. 

Wir versuchen - das darf ich vielleicht 
noch hinzufügen - dafür aum dadurch Sorge 
zu tragen, daß wir die Drucklegung interna
tionaler wissenschaftlicher W,erke im Wege 
der internationalen Organisationen nach 
Osterreich verley,en, und das ist  einige Male 
auch gelungen. Wir wären j edenfalls sehr 
interessiert daranf an Maßnahmen für einen 
stärkeren Export der wissensmaftlichen Publi
kationen mitzuwirkQIl. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Frau 
Minister! Besteht zwischen Ihr,em Ressort und 
dem Unterrichtsministerium dahingehend 
Kontakt, daß die Aktivitäten der Kulturinsti
tute im Ausland unter dem Gesichtspunkt der 
Verbreitung österreichischer Fachliteratur be
treut werden? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Ich 
darf sicher auch mit Zustimmung des Herrn 
Unterrichtsministers sagen, daß diese Kon
takte bestanden haben und weiterbestehen 
und daß wir versuchen, über die Kulturinsti
tute die Information über die wissenschaft
lichen Werke, die Literatur in Osterreich 
überhaupt, im internationalen Rahmen etwas 
bekannter zu machen. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Dr. Smwimmer (OVP) an den Herrn Bundes
minister für soziale Verwaltung. 

1325/M 

Welche Kriterien sind für Sie bei der Besetzung 
von leitenden Positionen im Sozialressort maß· 
geblich? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordneter! 
Für mich sind noch immer dieselben Krit,erien 
maßgebend, die ich dem Hohen Hause in 
meiner Anfragebeantwortung vom 30. Novem
ber 1970 bekanntgegeben habe. 

Konkret darf ich antworten: "Für die Be
setzung von leitenden Positionen im Sozial
ministerium ist ausschließlich die Qualifika
tion ausschlaggebend. "  Diese Formulierung 
ist der gleiche Wortlaut, mit dem meine Amts
vorgängerin am 6. Februar 1968 die Anfrage 
des Herrn Abgeordneten Libal beantwortet 
hat. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bundes
minister! Ich darf ganz kurz zu Ihrer Antwort 
bemerken : Aus der Antwort Ihrer Amtsvor
gängerin haben Sie zum Beispiel nicht die 
Kriterien Ülbernommen, daß auch Dienstrang, 
Lebensalter und die Eignung zur Menschen
führung für die Bes etzung von leitenden Posi
tionen im Sozialressort maßgebend sein sollen. 
Insoweit ist die Berufung auf die Anfrage
beantwortung Ihrer Amtsvorgängerin nicht 
uninteressant und sehr aufschlußreich. 

Ich darf Sie nun konkret fragen. ob nicht 
dorn auch Dienstrang, Lebensalter und Eig
nung zur Menschenführung bei der Besetzung 
von leitenden Positionen in Ihrem Ressort 
maßgebend sein sollen, da ich mir nicht vor
stellen kann, wie in einem konkreten Fall, 
wo im Landesafibeitsa:mt Steiermark der 
Posten eines Hauptabteilungsleiters mit einem 
Beamten der Di,enstklasse V besetzt wurde, 
obwohl der Rechnungshof die Besetzung mit 
einem Beamten der Dienstklasse VIII emp
fohlen hat. daß alle dienstranghöheren und 
älteren Beamten in diesem Landesarbeitsamt 
weniger Qualifikation aufgewiesen haben. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser : Zu Ihrer ersten 
Feststellung, Herr Abgeordneter, darf ich 
sagen, daß auch die Frau Bundesminister 
Rehor damals, allerdings in einer Zusatzbe
antwortung, festgestellt hat, daß die Qualifi
kation Vorrang hat, wobei natürlich auch die 
Kriterien des Dienstalters und die Beschrei
bung ausschlaggebend sind, aber nicht an 
erster Stelle stehen. So also die damalige 
Formulierung. 

Im übrigen darf ich sagen, daß wir grund
sätzlich die Auffassung vertreten, daß qualifi
zierte. auch rangniedrigere Beamte die Mög
lichkeit haben sollen, in verantwortliche Posi
tionen aufzusteigen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bundes
minister! Da ich Info:rnnationen habe, daß Sie 
beabsichtigen, diesen Beamten der Dienst
klasse V im Landesarbeitsamt Steiermark zum 
stellvertretenden Leiter dieses Landesarbeits
amtes zu bestellen, wOlbei 35 ranghöhere 
B-Beamte und 13 ranghÖlhere A-Beamte über
sprungen würden, möchte ich Sie konkret fra
gen, ob Sie der Ansicht sind, daß die Qualifi
kation der ranghöheren Beamten tatsächlich 
um so viel wenioger zu bewerten ist als die des 
rangniedrigeren Beamten, sodaß die Uber
springung gerechtfertigt i st .  
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Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Ich weiß nicht. 
Herr Abgeordneter. woher Sie meine Ab
sichten kennen. denn ich habe darüber noch 
nicht befunden. Solange ich darüber nicht be
funden habe,  kann ich auch keine Ent
scheidung treffen. Ich werde naCh gegebener 
Rücksprache auch mit den zuständigen Ver
antwortlichen jene Entscheidung treffen. die 
ich Ihnen meinen Grundsätzen getreu bei der 
ersten Beantwortung bekanntgegeben habe. 
(Beifall bei der SPO.) 

Bundesministerium für Gesundheit und Um
weltsmutz 

Präsident: Anfrage 5: Frau Abgeordnete 
Dr. Marga Hubinek (OVP) an die Frau Bun
desminister für Gesundheit und Umweltschutz. 

1321/M 
Stehen Ihnen zur Verbesserung der Spitäler 

trotz Einführung einer Gesundheitssteuer neben 
den gesetzliCh fixierten Beträgen nur die bereits 
in der Stabilisierungsquote des Budgetvoran
sChlages 1974 ausgewiesenen 400 Millionen Schil
ling zur Verfügung? 

Präsident: Bitte. Frau Minister. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt
schutz Dr. Ingrid Leodolter: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Sehr geehrte Frau Abgeordnetel 
Neben den 400 Millionen aus der StabiHsie
rungsquote meines Budgets stehen 387 Mil
lionen als gesetzlidler Aufwand und darüber 
hinaus stehen mir noch 250 Millionen für die 
Investitionsförderung in den öffentlichen 
Spitälern. in den öffentlidlen und gemein
nützigen Spitälern. zur Verfügung. Ich habe 
somit im Jahr 1914 zum ersten Mal über 
1 Milliarde

' 
SchilLing zur Förderung der Spi

täler in Osterreich 'zur Verfügung. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Frau 

Wenn Sie das. was ich jetzt zur Verfügung 
habe, also ausgereChnet 1037 Millionen Schil
ling mit dem vergleichen, was 1972 zur Ver
fügung stand. so ist das fast das Fünffache. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: ICh 
möchte wieder konkret auf die Frage zurück
kommen. Ich kann mir niCht vorstellen. daß 
ein so gewiegter Parlamentarier. wie dies der 
Herr Bundeskanzler ist. nicht die Haushalts
ordnung des Bundes kennen sollte. Er hat be
hauptet. daß 400 Millionen Schilling vom Vor
jahr zur Verfügung stehen. Wo sind diese 
400 Millionen Schilling und warum wurden 
sie nicht ausgegeben? Wie kann man sie 
eigentlich in ein kommendes Haushaltsjahr 
hinübernehmen? 

Präsident : Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete I Wie ich Ihnen schon gesagt 
habe, ist der glesetzliche Aufwand mit 387 Mil
lionen budgetiert. Das ist das Geld. das - es 
sind an die 400 Millionen Schilling - für die 
Betriebsabgäng'e in den Spitälern vorgesehen 
ist. Dieser Betriebsa:bgang betrug im Jahre 
1972 noch 220 Millionen und ist im Laufe von 
zwei Jahren auf diesen Betrag angestiegen. 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPO) an die Frau Bundesminister. 

1306/M 
Ab wann werden die mit 1. Jänner 1974 zu

gesagten VorsorgeuntersuChungen tatsäChliCh 
durChgeführt werden können? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter I Der Beginn der 
Vorsorgeuntersuchungen hängt vom Zeitpunkt 
des Abschlusses des Vertrages zwischen dem 
Hauptverband der Sozialversicherungsträger 
und der Osterreichischen Ärztekammer ab. 

Minister! Der Herr Bundeskanzler hat in Wie Sie wissen, werden diese Verhandlungen 

seiner Sendung vom 12. Jänner dieses Jahres auf Grund der Bestimmungen der 29. ASVG

gemeint, Ihnen stünden 400 Millionen Schil- Novene geführt. 

ling VOn früher für die Spitalssanierung zur 
�erfügung. Da ich annehme. daß der Herr 
Bundeskanzler nicht irrt. frage ich Sie: Warum 
haben Sie die 400 Millionen Schilling vom 
Jahre 1913 nicht für die so dringend not
wendige Sanierung der Spitäler ausgegeben? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Indrig Leodolter: Werm 
ich recht orientiert bin. so meint der Herr 
Bundeskanzler die 387 Millionen. die sich näm
lich in diesem Jahr sehr erhöht haben. denn 
der gesetzliche Aufwand ist enorm gestiegen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Frau Bundes
minister! Die 29. Novelle blickt ja schon auf 
das Alter von gut einem Jahr zurück. vor 
allem werden aus diesem Titel schon seit dem 
Beginn des vergangenen Jahres Beiträge für 
diese Zwecke der Vorsorgeuntersuchung 
kassiert. Wie ist es vorstellbar, daß die Ge
sundenuntersuchungen nach wiederholten 
Ankündigungen auch VOn Ihrer Seite mit Jän
ner dieses Jahres beginnen, obwohl nicht ein
mal eine der wesentlichen Vorauss etzungen, 
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Dr. Scrinzi 

nämlich die Reg·elung der Leistungsabgeltung 
der damit befaßten Ärzte, zustande gekommen 
ist? Was sind die Gründe dafür, Frau Bundes
minister? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Indri1g Leodolter: Herr 
Abgeordneter! Die Beiträge werden ab 
1 .  1 .  1974 kassiert, aber die Verhandlungen 
zwischen der Sozialversicherung und der 
Ärzteschaft sind schwierig, und zwar auch des
halb, weil j a  nach unserem Programm auch 
d\ie Nichtversicherben in diese Verträge mit 
einbezogen werden sollen. Das ist ein Haupt
punkt dieser Verhandlungen. Die Honorar
vleIlhandlungen spielen, wie ich glaube, nidlt 
einmal diese Rolle. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Ich entnehme 
einer Mitteilung der Osterreichischen Ärzte
kammer an alle niedergelassenen Ärzte Oster
reichs, daß derzeit nicht einmal die Gewähr 
besteht, daß das Papier für die notwendigen 
Drucksorten zur Verfügung gestellt werden 
kann. Wie verhält es sich damit, Frau Bundes
minister? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid LeodoIter: Ich 
darf dazu sagen, daß iCh an den Vorsorge
untersuchungen sehr interessiert bin, daß ich 
mit den Vertragspartnern laufend im Gespräch 
bin und über die Fortschritte dieser Verhand
lungen orientiert bin. Es wird mir von beiden 
Seiten versichert, daß die Verhandlungen fort
schreiten, daß man sich wesentlich näherge
kommen ist, daß man also mit einem Abschluß 
der Verhandlungen rechnen kann. Ich appel
liere immer wieder, daß diese Verhandlungen 
so rasch wi'e möglich beendet werden mögen. 

Präsident: 7. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Dr. Wiesinger (tJVP) an die Frau Bundes
minister. 

1326/M 
Welchen Beitrag werden Sie leisten, um die 

von der Sozialversicherung, wie die Fakten zei
gen, offensichtlich nicht zu bewältigenden Pro
bleme der Vorsorgeuntersuchungen einer Lösung 
zuzuführen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter Wiesinger ist nicht da, bitte. -
Ah doch, entschuldigen Sie vielmals, ich habe 
ihn nicht gesehen. (Hei terkeit. - Abg. 0 f e  n
b ö e  k: So leicht geht es nicht! - Abg. 
Z e i 11 i n g e r: Darf ich die Herrschaften be
kannt machen ? - Erneute Heiterkeit .) 

Mein Beitrag, Herr Abgeordneter Doktor 
Wiesinger, ist ein zweifacher: Wir haben 
erstens das Programm für die Untersuchungen 
erstellt. Das Programm wurde von meinem 
Ressort ausgearbeitet, es wurde mit den 
Ärzten und mit dem Hauptverband abge
sprochen. Es ist also im Herbst des Vorjahres 
zur Verfügung gestellt worden. 

Der zweite Beitrag, den wir für diese Unter
suchungen geleistet haben, sind die 100 Mil
lionen Schilling, die wir vom Gesundheits
ressort für diese Untersuchungen vorgesehen 
haben. Diese 100 MiHionen Schilling sind an 
verschiedene Beding,ungen gebunden: erstens 
daß alle Bürger der entsprechenden Alters
gruppen diese Untersuchung in Anspruch neh
men können, auch wenn sie nicht kassenärzt
lich versichert sind; �eitens daß das Unter
suchungsprogramm jene Ausdehnung hat, wie 
wir es ausgearbeitet haben; drittens daß die 
Ergebnisse dokumentiert werden, denn gerade 
davon erwartet sich das Gesundheits
ministerium neue Erkenntnisse für weitere 
Untersuchungen; viertens sollen, wenn neue 
Erkenntnisse gewonnen werden, auch diese 
bei den laufenden Untersuchungen berücksich
tigt werden können. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Wiesinger: Haben Sie, 
Frau Bundesminister, niCht den Eindruck und 
das Gefühl, daß es auf Grund Ihrer mangeln
den Kompetenzen für die Sozialversicherung 
zu der derzeitigen ganz schrecklichen Situation 
im Bereich der Gesundheitspolitik gekommen 
ist, denn Ihr tatsächlicher Einfluß auf die Vor
sorgemedizin ist doch sehr gering? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Es 
steht mir der ärztliche beziehungsweise der 
medizinische Einfluß zu, und ich glaube, daß 
wir gerade auf diesem Gebiet sehr weit ge
kommen sind, denn das ursprüngliche Pro
gramm war ein ganz anderes, als wir es heute 
vor uns haben. Wir haben gerade mit der Pro
j ektstudie auf diesem Gebiet sehr große Er
fahrungen gemacht, und es ist uns gelungen, 
die Ergebnisse der Proj ektstudie in die Vor
sorg,euntersuchungen 'einfließen zu lassen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Wiesinger: Frau Bundes
minister! Bestätigen Si,e nicht den Eindruck, 
den alle Fachleute auf diesem Gebiet haben 
und den auch bereits die Offentlichkeit hat, 
daß man seitens des Hauptverbandes an einer 
echten Kooperation mit Ihnen ja gar nicht 
inteI1essiert ist und daß es gerade durch die 

99. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 115

www.parlament.gv.at



9688 Nationalrat XIII. GP - 99. Sitzung - 24. Jänner 1974 

Dr. Wiesinger 

MeinungsverschJi.edenheiten zwischen Ihnen 
und den Krankenkas·sen zu der derzeitigen 
Situation gekommen ist? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Ich 
möchte das nicht sagen. Mir wird vom Haupt
verband versichert, daß man auch diese Ver
handlungen sehr ernst nimmt, und ich sehe 
auch, daß die Verhandlungen fortgeschritten 
sind. Davon konnte ich mich gerade gestern 
überzeugen. Es bestehen hier natürliche 
Probleme, die verschiedene Interessen berüh
ren. Daher sind die Verhandlungen schwierig 
und werden noch eine gewisse Zeit brauchen. 
Aber ich bin ganz sicher, daß es zu einem 
baldigen Abschluß der Verhandlungen 
kommen wird und daß damit die Vorsorge
untersuchungen garantiert sind. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 
Mondl (SPO) an den Herrn Bundesminister 
für Landesverteidigung. 

1 297/M 
Betrachtet man im Bundesministerium für Lan

desverteidigung das übernommene System der 
Bedarfsdeckung noch als zeitgemäß? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung Lüt
gendorf: Hohes Haus ! Sehr -geehrter Herr 
Abgeordneter! Das System der Bedarfsdeckung 
des österreichischen Bundesheeres mit den 
erforderlichen Versorgungsgütern gründet sich 
im wesentlichen auf die Komponenten Be
schaffung und Bevorratung. Hiebei hat eine 
zweckentsprechende Versofogungsplanung, 
welche eine ausreichende Versorgung des 
Bundesheeres auch während eines V,erteidi
gungsfalles oder eines länger dauernden N eu
tralitäts- und Krisenfalles sicherstellen soll, 
unter anderem auch die völkerrechtliche Posi
tion Osterreichs sowie die nur ungenügende 
eigene Rüstungsproduktion zu berücks ichtigen. 
Ich glaube aber, daß das österreichische Bun
desheer ein im wesentlichen taugliches Be
darfsdeckungssystem besitzt, das allerdings 
- wie dies auch in anderen Armeen �mmer 
wieder der Fall ist - je nach den sich wan
delnden Gegebenheiten von Zeit zu Zeit ge
wissen Modifikationen unterzogen werden 
muß. 

waltungskosten im Ausmaß von etwa 30 Pro
zent einzusparen, sondern es wird dieses Be
schaffungssystem auch zu einer vermehrten 
Heranziehung von kleineren Firmen führen. 
Darüber hinaus wird es aber vor allem mög
lich sein, in Hinkunft das Bedarfsdeck.ungs
verfahren wesentlich zu beschleunigen . Ge
wisse Schwierigkeiten bereiten in diesem Zu
sammenhang lediglich die Vielfalt der ver
schiedenen Versorgungs güter, die 'laufenden 
Modifizierungen durch die Industrie sowie in 
manchen Fällen Lieferzeitüberschreitungen. 

Was die zweite Komponente der Bedarfs
deckung, di.e Bevor-ratung, betrifft, so kommt 
diesem Problemkreis vor allem im Zusammen
hang mit dem Nahost-Konflikt besondere 
Aktualität zu. Die Vorräte des Bundesheeres 
an Ersatzteilen und Treibstoffen reichen im 
Krisenfall etwa für ein halbes Jahr, die Vor
räte an Spezialölen sogar für einen Zeitraum 
von etwa einem Jahr. Eine besondere Be
deutung kommt in diesem Zusammenhang 
einer Vereinbarung mit der Osterreichischen 
Mineralölverwaltung zu, welche gewähr
leistet, daß die erforderlichen Tr,eiibstoffmen
gen in genau festgelegten Räumen des Bun
desgebietes jederzeit zur Verfügung stehen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Mondl: Herr Bundesminister! 
Mir geht es in erster Linie um die Bedarfs
deckung, die, wie Sie gesagt haben, dezen
tralisiert durchgeführt werden soll. Wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, wird diese Praxis 
schon seit einiger Zeit geübt. 

Darf ich Sie fragen : Wie lange versucht 
man schon, auf diese Art und Weise die Be
dürfnisse zu decken? Liegen schon Erfahrungs
werte vor, beziehungsweise ab wann wird 
man mit den ersten Erfahrungswerten rechnen 
können? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr Abgeord
neter!  Wir bemühen uns ja schon seit Auf
stellung des Bundesheeres, weitgehend die 
heimische Industrie und das heimische Ge
werbe einzuschalten, vor aUem wenn es sich 
um Verbrauchsgüter handelt und nicht um 
Spezialgeräte, die j a  nur von einigen wenigen 
oder oft sogar nur von einer einzigen Firma 
hergestellt werden. 

Hinsichtlich der Beschaffung darf ich darauf Wir haben durch diese neuerliche Aktion 
hinweisen, daß wir derzeit bemüht sind, Hand einer weiteren Dezentralisierung gute Erfah
in Hand mit einer vermehrten Beschaffung rungen gesammeH. Wir erhoffen uns dadurch, 
von Geräten aus der heimischen Produktion wie ich eingangs erwähnt habe, eine Beschleu
die Ersatzteilversorgung zu dezentralisieren. nigung des ganzen Verfahrens. Ich glaube , 
Dadurch wird es nicht nur möglich s,ein, Ver- , man wird einen Zeitraum von etwa einem 
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Bundesminister Lütgendorf 

Jahr abwarten müssen. Also etwa Ende dieses 
Jahres können wir dann konkrete Erfahrungs. 
werte mitteilen. 

Präsident: Anfrage 9: Abgeordneter Doktor 
Ermacora (OVP) an den Herrn Bundesminister. 

1 345/M 

Warum ist Vertretern des österreidlisdlen 
UNO-Kontingents ein Redeverbot über den Aus
rüstungs- und Verpflegungszustand der Einheit 
auferlegt worden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Zunächst darf ich fest
stellen, daß weder von meinem Ministerium 
nom seitens des UN-Bataillons ein Redeverbot 
hinsichtlich des Ausrüstungs- und Ver
pflegungszustandes der Einheit erlassen 
wurde. 

Die in der zur Verfügung stehenden Zeit 
geführten Erhebungen haben lediglich 
ergeben, daß im Zusammenhang mit Klagen 
von Angehöri'gen des Kontingentes gegenüber 
Vertretern von Massenmedien und anderen 
außenstehenden Organisationen über Mängel 
bei der Postzustellung im Bataillonsbefehl 
Nr. 4 vom 7. Jänner dieses Jahres die Soldaten 
an ihre disziplinäre Verantwortlichkeit 
erinnert wurden; ein solcher Hinweis erschien 
nämlich gerechtfertigt, weil derartige Vor
würfe seit einer im Einvernehmen zwischen 
der Osterreichischen Post- und Telegraphen
verwaltung und meinem Ressort erzielten 
optimalen Lösung dieses Problems - nämlich 
des Postverkehrs - Jeglicher Grundlag-e ent
behren. Es bedarf wohl keiner besonderen 
Erwähnung, daß die den Soldaten zustehenden 
Beschwerderechte hiedurch keine Beeinträchti
gung erfahren. 

Für Zypern wurden seinerzeit UN
Regulations erlassen, wonach Kontakte mit 
Massenmedien nur mit Wissen der Presse- und 
Informationsoffiziere aufgenommen werden 
dürfen beziehungsweise solche Kontakte zu
mindest  unverzüglich im nachhinein zu melden 
sind. Da gleichartige Anordnungen für 
Ägypten bisher noch nicht bestehen, wurden 
entsprechende Weisungen vorläufig kontin
gentsintern - aber nicht nur beim öster
reichischen Kontingent - in Geltung gesetzt, 
zurmal zu erwarten ist, daß generelle Wei
sungen des UNEF, also des ägyptischen UNO
Kommandos, in absehbarer Zeit in Kraft treten 
werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

keiten mit der Meinungsfreiheit hat: Problem 
Ellinger, das Problem des Obersten Dadak, 
andere Probleme in Ihrem Ressort, die vom 
Verwaltungsgerichtshof zu Ihren Lasten ent
schieden wurden. Und jetzt haben wir diesen 
Fall, den Sie nun mit mehr oder minder juri
stischen ArgUlIllenten rechtfertigen wollen. 

Aber wenn Sie jetzt auch zugeben, daß es 
eine solche Vereinbarung zwischen der ent
sprechenden Organisation in den Vereinten 
Nationen und dem österreichischen Bundes
heer oder der österreichischen Bundes
regierung nicht gilbt, so taucht doch im beson
deren die Frage auf, wie Sie den § 7 über die 
V'erschwiegenheitspflicht, der ,i n  den All
gemeinen Dienstvorschriften enthalten ist, in 
diesem Fall interpretieren. Es heißt dort nur: 
"Daher hat der Soldat über alle Angelegen
heiten, deren Geheimhaltung im dienstlichen 
Interesse gelegen ist, Igegen jedermann Still
schweigen zu bewahren." 

Wie vereinbaren Sie den Bataillonsbefehl 
mit dieser Regelung, wo doch deutlich wird, 
daß die Frage der Postzustellung ein Men
schenrecht ersten Ranges, nämlich die Freiheit 
des Bri,efverkehrs, berührt? Wie vereinbaren 
Sie die Regelung des Bataillonsbefehls mit 
diesem § 7 der ADV? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich darf in Erinnerung 
rufen, daß das UN-Bataillon nicht dem öster
reichischen Armeekommando und nicht dem 
österreichischen Ministerium untersteht, son
dern dem UN-Kommando und daß man in 
einem Sondereinsatz - den Einsatz der Kon
tingente in Ägypten kann man ja wohl nicht 
gerade als Ferienaktion bezeichnen - von 
seiten des UN-Kommandos selbstverständlich 
entsprechend klare Weisungen erteilt, auch 
in bezug auf den Verkehr mit den Massen
medien. Denn es wird unten nicht davon ge
sprochen: Das ist ein kanadisches, das ist ein 
österreichisches, das ist ein bolivianisches 
Bataillon!, sondern: Das ist die UN-Truppe! 
Und die UN haben natürlich ihre eig,enen 
Weisungen und thre eigenen Regulations, wo 
auch wir von österreichischer Seite in keiner 
Weise Einfluß nehmen können. Jeder 
Bataillons- oder Kontingentkornmandant ist 
für die Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Disziplin dem General - in diesem Fall 
General Siilasvuo - verantwortlich und nicht 
dem österreichischen Bundesminister oder dem 
österreichischen Armeekommandanten. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes- Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

minister! Es ist ja bedauerlicherweise so, daß Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes-
gerade Ihr Ressort die größten Schwi,erig-. minister! Ich persönlich bin fest überzeugt, 
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Dr. Ermacora 
daß die ADV auch innerhalb eines Bataillons 
Geltung haben muß, das internationalen 
Organisationen zur Verfügung gestellt wird. 
Und die Versmwiegenheitspflicht im § 7 der 
ADV bezieht sich sicherlich nicht auf die Frage 
des Verpflegungszustandes, des Postverkehrs, 
des Ausrüstungszustandes. 

Insbesondere wenn Sie betont haben, daß 
dieses Bataillon nicht in einer Ferienstellung 
ruht, muß doch bedacht werden, daß man vor
her, bevor man diesem Ansuchen der Ver
einten Nationen Rechnung trägt, für die Aus
rüstung dieses Bataillons so Sorge trägt, daß 
solche Probleme nicht auftauchen. 

Ich möchte Sie noch einmal fragen : Glauben 
Sie nicht, daß die ADV innerhalb des 
Bataillons, das im Nahen Osten eingesetzt ist, 
vollinhaltlich Gültigkeit hat? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Liltgendorf: Selbstverständ
lich hat die ADV volle Gültigkeit, wie über
haupt bei allen diversen Kontingenten für den 
inneren Dienst die jeweiligen nationalen Vor
schriften maßgebend sind. Ich gebe Ihnen auch 
vollkommen recht, daß jeder Soldat, auCh. 
wenn 'er im UNO-Einsatz steht, natürlich, 
wenn es sich um seine persönlichen Belange 
handelt, das Recht hat, seine freie Meinung 
zu äußern - dieses wollen wir ihm auch in 
keiner Weise schmälern - und daß es hier 
auch nicht um irgendwelche in die Ver
schwiegenheitspflicht hineinfallenden Ange
legenheiten geht, sondern um den rein 
menschlich-persönlichen Bereich. 

Präsident: Anfrage 10: Herr Abgeordneter 
Steininger (SPO) an den Herrn Bundes
minister. 

1298/M 
Welche AufgabensteIlung wird der in der 

Garnison Freistadt liegenden Einheit im Rahmen 
der Bundesheer-Reform zugewiesen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr .geehrter 
Herr Abgeordneter!  In der Garnison Freistadt 
sind derzeit eine Pamerjägerkompanie sowie 
ein Aufklärurrgszug der 4. Panzergrenadier
brigade stationiert. Im Zusammenhang mit der 
schrittweisen Verwirklichung der "Heeres
gliederung 1972" ist be absichtigt, aus diesen 
Truppen zwei volle Einheiten zu bilden, und 
zwar ,eine Kompanie im Rahmen der Bereit
schaft.struppe und eine Kompani,e ,im Rahmen 
der Landwehr. Die zuletzt genannte Einheit 
wird im Frieden als Rahmenaushildungs
kompanie g,eführt werd,en. 

Präsident: Anfrage 1 1 :  Abgeordneter Mar
wan-Schlosser (OVP) an den Herrn Bundes
minister. 

1346/M 
Welche Vorkehrungen haben Sie getroffen, um 

eine der Einsatzsituation entspreChende Aus
rüstung und Versorgung des österreiChisChen 
Kontingents bei den UN-Truppen im Nahen 
Osten zu gewährleisten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Auf Grund des Wort
lautes der vorlieg,enden Anfrage könnte der 
Eindruck entstehen, die Ausrüstung und Ver
sorgung des österreichischen Kontingentes bei 
den UN-Truppen entspräche nicht der Einsatz
situation. Zur Vermeidung von Fehlmeinun
gen erscheint es mir daher notwendig, zu 
betonen, daß eine derartige Vermutung unbe
gründet ist. Wohl aber ist es zutreffend, daß 
die Ausrüstung und Versorgung je nach Auf
tra.g und zentraler Versorgungssituation der 
Vereinten Nationen sowie nach d er jeweiligen 
J ahreszeit laufend modifiziert und ergänzt 
werden muß. 

So sind etwa in diesem Monat noch folgende 
Maßnahmen auf diesem Gebiet vorgesehen: 
Ersatz von sieben Funk-Haflingern durch die 
stärkeren und schnelleren Funk-Pinzgauerj Er
gänzung d er VW-Sanitätskraftwagen durch 
geländegängrgere SanKW - später, nach Lie
ferung durch die Firma, sind auch hier Pinz
gauer als SanKW vorgesehen - j Ersatz der 
durch die UNO beige stellten 10 Landrover 
durch 10 Pinzgauer in der sogenannten "Kom
mando-Version"j darüber hinaus eine Er
höhung des derzeitigen LKW-Bestandes an 
Steyr-Diesel-Dreiachsernj ferner die weitere 
Ausrüstung mit Wasseraufbereitungs anlagen, 
um das B ataillon in der Trinkwasserversor
gung autark zu machen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser: Herr 
Minister! Ich stimme Ihnen zu, wenn Sie vor
hin erwähnt haben, daß dieser Einsatz keine 
Ferienaktion ist. Umso mehr, weil dies der 
Fall ist und war, wäre es Pflicht gewesen, die 
Truppenteile, die man nach Ä'gypten hinüber
geworfen hat - rund 500 Mann -, so aus
zurüsten, daß sie sofort be1m Eintreffen im 
Einsatzraum die ihnen gestellten Aufgaben 
erfüllen können. 

In einer Zeitung vom 22. 12. 1973 lese ich: 
"Die erste Zeit waren die Osterreich,er in 
Kairo in der Militärakademie untergebracht, 
wo sie im Freien" - im Freienl - "schliefen 
und nicht einmal das Notwendigste zum Leben 
hatten ... Es gab nur Betten für 200 Soldaten. 
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Mehr als 1 60 OsterreiCher mußten auf dem 
Fußboden sChlafen. Mit Neid blickte unsere 
BrandwaChe des Friedens auf die UN-Kon
tingente von Schweden und Finnland, die aHes 
haben und auCh mit einem eilgenen Flugzeug 
die Feldpost nach Kairo befördert erhalten." 

Ich entnehJme daraus, daß die anderen Staa
ten ihre Truppen wohlversorgt und ausge
rüstet in den Einsatz gebracht haben. Im muß 
aber auf Grund dieses Artikels schließen - idl 
habe bisher von keiner Erwiderung erfahren 
außer dieser einen Fernsehsendung mit 
General SCharff, die für mich nicht befrie
digend war -, daß wirklich nicht alles getan 
worden war, um unsere Truppen so auszu
rüsten, wie sie in Afrika eben ausgerüstet 
sein müssen. 

Herr Minister! Ich war ein Jahr lang in 
Afrika im Einsatz. Wir haben damals Tropen
feldbetten gehabt, die man 'zu einer Rolle 
zusammenklappen und unter dem Arm mit
nehmen konnte. Ich höre, daß man die Betten, 
die j etzt nadl Afrika hinübergeflogen werden, 
zu zweit tragen muß. 

Herr Minister! Es gibt im österreiChischen 
Bundesheer sicher eine Reihe von Soldaten 
und Offizieren, die noch Erfahrungen über den 
Subtropeneinsatz, über den Einsatz in der 
Wüste haben. Haben Sie diese im Heimatstaat 
zusammengefaßt, um sie als Ausbilder ein
zusetzen - denn es geht j a  nicht nur um die 
Versorgung und um die Ausrüstung, sondern 
es geht ja auch um die Ausbildung für den 
Einsatz -, damit sie auf Grund ihrer Erfah
rung die Leute sChulen können? 

Darüber hinaus frage ich: Wie lange sind 
die zum Einsatz gelangenden Soldaten in 
Osterreich zusammengefaßt, um speziell für 
den Einsatz in der Wüste ausgebildet zu 
werden? 

Präsident: Herr Kollege I Sie haben zwar 
drei Fragen eingepackt, aber bitte, Herr 
Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter !  Ich darf auf die Ausgangs
lage zurückg,ehen: Das UN-Bataillon lag in 
Zypern in festen Unterkünften, mit einer ganz 
anderen Aufgabe betraut als der, die nunmehr 
in Ägypt,en zu erfüllen ist. Die Ausrüstung 
war daher entsprechend auf den Auftrag in 
Zypern abgestimmt. Innerhalb von sieben 
Stunden wurde die Masse dieses Bataillons 
auf dem Luftwege ad hoc verlegt und konnte 
nur j ene Ausrüstungs'gegenstände mitnehmen, 
die dort verfügbar waren. 

die rund 60 Tonnen Nachsdlubgüter durdl die 
UN von Wien nach Ismailia beziehungsweise 
Kairo zu transportieren. Trotz laufender Ur
genzen des Ministeriums in New York beim 
UNO-Hauptquartier haben wir niCht die zwin
gend notwendige Transportkapazität erhalten. 
Erst als knapp vor Weihnachten dieser Big 
Lift durdl,geführt werden konnte, hat sich die 
Situation wesentlich gebessert. So vi,el zum 
ersten Teil Ihrer Anfrage. 

Zum zweiten Teil Ihrer Anfrage darf ich 
sagen, daß wir uns selbstverständlich sofort 
Unterlagen geben ließen, allerdings VOn jenen 
Einheiten anderer Nationen, die bereits unten 
im Einsatz standen oder die auf Grund ihrer 
früheren Tätigkeit in ähnlichen Gebieten Er
fahrungen sammeln konnten. 

Audl 'beim Ausrüstungsgerät ist es so, daß 
man heute sdlon weitgehend andere, ver
besserte Gegenstände benützt, als sie seiner
zeit die "Wüstenfüchse" , zu denen ja auch 
Sie, Herr Abgeordneter, sidl stolz zählen 
können, verwendet haben. (Heiterkeit.) 

Sie können versichert sein, daß wir alles 
tun, um unser Kontingent, was Mannesaus
rüstung, Unterkunftsgerät anbelangt, genauso 
gut auszustatten, wie es bei den ander.en 
Kontingenten der Fall ist. 

Aber ich hätte eigentlich erwartet, Herr 
Abgeordneter, daß Sie nicht nur immer Nega
tives über unser UN-Kontingent und dessen 
Ausrüstung sagen. Daher muß ich ergänzend 
feststellen, daß das österreichische Bataillon 
die beste Funk- und Fernschreibausrüstung 
von sämtlichen Kontingenten, die die UNO 
im Raum Ägypten eingesetzt hat, besitzt. 

Ich darf auch hier zum Ausdruck bringen, 
daß das ad hoc zusammengestellte UNEF, das 
Kommando der UNO in Ägypten, gar nidlt 
in der Lage gewesen wäre, in den ersten 
Wodlen s·einen Aufgaben nachzukommen, 
wenn nicht das österreichisdle Funktgerät be
ziehungsweise unser ganzes Funk- und Fern
sdlreibsystem eingesprungen wären, um dort 
die wiChtigsten Aufbauten und die In
stallation der Nachsdlubeinrichtungen vorzu
nehmen. 

Ich darf Ihnen sagen, daß erst wieder vor 
wenigen Tagen die Aufforderung an den 
Bataillonskommandanten ergangen ist, uns 
unverzüglich b ekannt�ugeben, welche wei
teren ergänzenden Ausrüstungsgegenstände 
er unten benötitgt, die er selbstverständlich 
auch erhalten wird. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Hier in Wien hat man sofort die Ergänzung Abgeordneter Marwan-Sdllosser: Herr 
dieser Ausrüstung zus ammengestellt. Es hat Minister! Im Rahmen einer Fragestunde ist es 
vier Wochen gedauert, bis es möglich war, mir nidlt möglich, das Gesamtproblem zu be-
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leuchten. Es ist mir daher auch nicht möglich, I den Nachweis erbringen, wie sehr wir uns 
anerkennende Worte für die Soldaten zu bemüht haben, den notwendigen Transport
finden, die dort wirklich ihr Bestes geben. Wir raum von den Vereinten Nationen zu erhalten. 
werrlen demnächst, anläßlich der B ehandlung 
des UNO-Berichtes im Landesverteidigungs
ausschuß, Geleg,enheit haben, das zu tun. 

Herr Minister! Sie haben selbst zugegeben, 
daß Sie vier Wochen lang nicht in der Lage 
waren, einen Nachschubtransport nach Ägyp
ten zu ofoganisieren. Herr Minister! Da mögen 
die Russen od er die Amerikaner irgendwie 
befragt worden sein. Ich frage Sie, Herr Mini
ster, aber konkret: Warum haben Sie nicht 
spätestens genau in der Situation, in der diese 
Leute eine neue zusätzliche Ausrüstung 
brauchten, warum haben Sie nicht spätestens 
innerhalb von drei bis vier Tagen befohlen, 
daß eine zivile Frachtmaschine zu chartern ist, 
die das benötigte Nachschubgut nach Ägypten 
bringt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Ich bin Ihnen 
sehr dankbar, Herr Abgeor.dneter, daß Sie 
diese Frage stellen, weil vielfach die falsche 
Meinung vorherrscht, der anscheinend auch 
Sie unterliegen, daß unser österreichisches 
Bundesministerium überhaupt eine Kompetenz 
hinsichtlich des Transportes und des Nach
schubes für Einheiten der UN hat, und nur 
als solche kann man das Bataillon bezeichnen. 
Das entsprechende Ubereinkommen der 
Republik Osterreich mit den Vereinten 
Nationen sieht vor, daß da die Kompetenz 
und die Verantwortung auss chließlich beim 
Hauptquartier der Vereinten Nationen liegen. 
Sie sind verpflichtet, den Transportraum zur 
Verfügung zu stellen, und nur 'sie können dies 
tun. 

Wir haben selbst ungeachtet dieser reinen 
Kompetenzangelegenheit Versuche unter
nommen. Es sind leider die Austrian Airlines, 
die " freundliche" Linie, die immer unser Per
sonal befördert, auf Grund ihres Fluggerät
parkes nicht in der Lage, sperrige Güter zu 
transportieren, konnten also diesen Transport 
nicht übernehmen. 

Wir haben uns auch bemüht, allenfalls den 
Seeweg zu beschreiten, dies in der Erwartung, 
daß uns die Tr,ansportkosten seitens der UNO 
vielleicht doch refundiert werden. Diese Be
mühungen haben ergeben, daß zum gegebenen 
Zeitpunkt kein Frachtraum verfügbar gewesen 
wäre, um in kürzester Zeit die Güter zu 
transportieren. 

Es können Ihnen in der Ausschußsitzung 
ohne weiteres alle Fernschreiben und alle 
sonstigen Unterla'gen vorgelegt werden, die 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: Anfrage 12: Herr Abgeordneter 
Koller (OVP) an den Herrn Bundesminister 
für Finanzen. 

1329/M 

Welche Gründe sind ausschlaggebend, daß Sie 
die Verwendung des gefärbten Dieselöls als 
Treibstoff für die Landwirtschaft ablehnen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androstb: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Die Frage 
der besten Möglichkeiten der Treibstoffver
billigung für die Verwendung in der Land
wirtschaft - und das schließt die Möglichkeit 
für diese Zwecke gefärbten Dieselöls ein -
ist Gegenstand einer Enquete. Diese Enquete 
hat erstmals am 30. November vergangenen 
Jahres g'Btagt. Sie w,ar,en zug,egen. 

Es sind damals eine Reihe von Studien in 
Aussicht genommen worden, die zum Teil be
reits eingegangen sind, sodaß im Februar eine 
weitere Sitzung stattfinden kann. 

Bereits die erste hat allerdings gelZeigt, daß 
es von verschiedenen Fachseiten sehr ernste 
Bedenken gegen gefärbtes Dieselöl gibt. 

Meine eigene Meinung dazu, die ich un
längst geäußert habe, ist die, daß das nicht 
nur ein technisches, sondern auch ein soziales, 
weil einkommenspolitisches Problem ist, und 
zwar deswegen, weil jede Form der Rück
vergütung eine soziale Differenzierung 
erIaubt, während dies bei Verwendung ge
färbten Treibstoffes nicht möglich ist. 

Wenn ich davon aus'gehe, daß nach dem 
letzten Grünen Bericht zwar eine an sich er
freul iche Einkommensverbesserung in der 
Landwirtschaft stattgefunden hat, allerdings 
die innere Einkommensdisparität, das heißt 
die Unterschiede in den einzelnen Bereichen 
zugenommen haben, dann muß ich sagen: Es 
bedeutet eine Verwendung gefäI1bten Dieseöls 
nicht nur eine Verminderung dieses Umstan
des, sondern noch s,eine Verstärkung. 

Daher ist es meine Meinung - ich will 
aber dem abschließenden Ergebnis der En
quete nicht vorgreifen -, daß man hier doch 
den sozialen Aspekt nicht außer acht lassen 
soll, ganz abgesehen davon, daß meines Wis
sens überhaupt nur ein Land ein anderes 
System als Rückvergütung v,erwendet, nämlich 
gefärbten Treibstoff zur Anwendung bringt. 
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Präsident: Zusatzfrage. Bitte. Eine Freigabe von Ofenöl in der derzeitigen 
Einstellung würde eine Preisgabe von beträcht
lichen Mengen, nämlich 1 00.000 Tonnen, von 
Mitteldestillaten und von Benzin bedeuten 

Abgeordneter Koller: Herr Minister! Sie 
gehen von der letzten Enquete aus und tun so, 
als ob diese ganze Frage erst im ersten Sta
dium der Uberlegungen stünde. Sie wissen und eine zwangsläufige Mehrverarbeitung von 

Rohöl bewirken. 
aber, Herr Minister, daß diese Frage schon 
eine lang,e Vorgeschichte hat. Bei einer Annäherung der Kälteeigen-

Sie legen j etzt einen besonderen Akzent schaften von Ofenöl an Sommerdieselkraft

auf die soziale Bedeutung. Herr Minister! Die stoff würde das Produkt verschlechtert und 

österreichische Landwirtschaft hat den höch- ein viermal größerer Verbraucherpreis als die 

sten Dieselpreis. Sie wissen, daß eine neuer
liche Erhöhu ng bevorsteht und daß die Tr,eib
stoffverbilligungsforderung daher eine wirt
schaftlich und sachlich begründete Forderung 
zur Kostensenkung in der landwirtschaftlichen 
Produktion analog vielen Maßnahmen anderer 

Landwirtschaft gefährdet. 

Beide angeführten Varianten wären mit 
einer optimalen Rohölverarbeitung, wie sie 
wegen der Erdölkrise unbedingt notwendig 
ist, keinesfalls vereinbar. 

Industrieländer ist. Das bisherige Treibstoffverbilligungssystem 

Herr Minister! Sie wollen nun diese ver- ist für kleinere landwirtschaftliche Betriebe 

nünftigen wirtschaftlichen Kriterien in sozial- günstiger, weil sich di,e ausgezahltoen För

politische Aspekte umfunktionieren und damit derungsmittel im Einzelfall nach einer Punkte

auf einmal in die Treibstofffrage völlig neue bewertung und nicht nach dem tatsächlichen 

Gesichtspunkte tragen. Treibstoffverbrauch richten. Eine Steuer
begünstigung könnte sich aber nur auf den 
tatsächlichen Treibstoffverbrauch auswirken; 
sozial- und regionalpolitische Aspekte - ich 
darf auf die Problematik der Bergbauern ver
weisen - könnten daher nicht berücksichtigt 
werden. 

Wo, Herr Minister, liegt nun die Begrün
dung dafür, daß Sie einer reinen Maßnahme 
der Produktionskostensenkung, also einer rein 
wirtschaftlichen Maßnahme, jetzt auf einmal 
eine sozialpolitische Zielrichtung geben, zu
mal Sie doch viel entscheidendere und ziel
führ.endere Maßnahmen - ich denke hi,er 
nur an die Angleichung der landwirtschaft
l ichen Zuschußrenten - bisher strikte abge
lehnt haben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Was den 
Dieselölpreis anlangt, so möchte ich doch der 
Vollständigkeit halber etwa darauf ve,rweisen, 
daß dieser laut Budget 1974 um den Betrag von 
rund 380 Millionen Schilling an Treibstoff
verbilligung reduziert wird. 

Es geht aber darüber hinaus nicht nur um 
den sozialen Aspekt, sondern - ich habe ja 
schon darauf verwiesen - auch um den tech
nischen. Da Sie noch einmal darauf zu 
sprechen kommen, bitte ich u m  Verständnis 
dafür, wenn ich hier die diesbezüglichen Uber
legungen kurz zur Kenntnis briruge : 

Eine Verwendung des Gasöls für Heiz
zwecke, für motorische Zwecke wirft eine 
Reihe von Problemen auf. Die wichtigsten 
davon sind folgende : 

Der Dieselkraftstoff und das Ofenöl sind 
Produkte ,  die sich mit Rücksicht auf ihren 
andersgearteten Verwendungszweck unter
scheiden. Ofenöl ist zwar auch zum Betrieb 
von Motoren verwendbar, weist aber Merk
male auf, die es für motorische Zwecke 
weniger geeignet machen als der hiefür eigens 
hergestellte Dieselkr,aftstoff. 

Im Mineralölhandel wären Umstellungen 
erforderlich, für die zwar zusätzliche Investi
tionen notwendig wären, die aber, im gesam
ten gesehen, keine Umsatzausweitung zur 
Folge hätten; es muß auch mit abgabetech
nischen Schwierigkeiten gerechnet werden. Die 
Bundeswirtschaftskammer führte diesbezüglich 
in ihrer mir zugegangenen Stellungnahme 
wörtlich aus: 

"Die Abgabe von Ofenheizöl direkt in die 
Tanks von ausschließlich land- und forstwirt
schaftlich genützten Fahrzeugen ist daher 
beim weitaus größten Teil der vorangeführten 
Abgabeeinrichtungen für steuerbegünstigtes 
Gasöl gar nicht möglich, weil die Kriterien 
für die Abgabe von Dieselöl direkt in die 
Kraftfahrzeugtanks wesentlich andere sind als 
für die Befüllung von Kleingebinden. 

Die grundsätzliche Freigabe der Ver
wendung von steuerbegünstigtem Gasöl für 
die Land- und Forstwirtschaft würde also für 
den Mineralölhandel neuerlich Investitionen 
von sehr bedeutendem Ausmaß erfordern, da 
beim überwiegenden Teil aller Tankstellen die 
erforderlichen Zu- und Abfahrten zu den Ofen
ölabgabevorrich,tungen derzeit nicht geg,eben 
sind und daher neue Zu- und Abfahrtsflächen 
sowie Aufstell- und Tankplätze errichtet wer
den müßten." (Unruhe, - Abg. Z e i 1 1  i n g e l: 
E� ist keine Fragestunde mehr!) 
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Bundesminister Dr. Androsch 

"Bei einem sicher nicht unbedeutenden Teil 
von Kleintankstellen erscheint überdies die 
Schaffung dieser 'durch die vorgenannten Um
stände erforderlich werdenden zusätzlichen 
Zu- und Abfahrten durch die schon erfolgte 
Ausnutzung der vorhandenen Tankstellen
flächen nidlt mehr mögliCh. Die Gefahr, daß 
durCh diesen Umstand der Verkauf von steuer
begünstigtem Gasöl an die land- und forst
wirtschaftlichen Fahrzeuge daher vom 
Mineralölihandel weg in den Bereich der land
wirtschaftlichen Lagerhausgenossenschaften 
geführt wird, ist nicht von der Hand zu 
weisen." (Abg. Z e i 1 1  i n g e r: Halten Sie 
doch einmal ein, Herr Minister, es ist keine 
Fragestunde mehr!) 

Soweit di-e Bundesw:irtschaftskammer, so
daß weiterhin die Zusage bleibt, einen B etrag 
für die Treibstoffverbilligung zur Verfügung 
zu stellen, der eine Senkung der Bundes
mineralölsteuer im Ausmaß der Belastung bei 
Ofenheizöl vorsieht, aber eine entspreChende 
Verteilung gefunden werden muß. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
Abgeordneter Koller: Herr Ministerl Ihre 

langatmige F.lucht in die technischen Begrün
dungen beweist mir schon, daß Sie hier nicht 
ganz sicher in Ihrer Begründung sind. Sie 
wissen sehr genau, Herr Minister, daß es zu 
diesen technischen Begründungen auch 
wesentliche B egründungen dagegen gibt. 

Aber eines scheint mir sehr entscheidend, 
Herr Minister:  Sie setzen sich mit dieser 
Maßnahme einhellig in G egensatz zu den 
Wünschen und Forderungen sämtlicher öster
reichischer Bauernorganisationen, Sie setzen 
siCh auch in Gegensatz zu den Aussagen des 
Herrn Bundeskanzlers in Linz und zu den 
Aussagen des Herrn Landwirtschaftsministers. 
(Zustimmung bei der tJVP.) 

Ich frage daher konkret - ich kann genauso 
lang s ein, wie es der Herr Minister war -: 
Herr Ministerl Es ist dies j etzt in kürzester 
Zeit der zweite Fall, wo Sie Aussagen d es 
Herrn Bundeskanzlers völli,g negieren. Das 
erste Mal die bekannten Hochwassermillionen 
in der Steiermark, das zweite Mal hier die 
Zusage des Herrn Kanzlers betreffend die 
Treilbstoffvellbilligung : Ofenheizöl für die 
Landwirtschaft. Ich frage Sie konkret, Herr 
Minister : Was ist die Begründung für Ihre 
Haltung, daß Sie sich faktisch als Super
minister über den Landwirtschaftsminister, 
über den Bundeskanzler auch in dieser Frage 
aufspielen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsd1: Zunächst darf 
ich daran erinnern, daß diese technischen 
Probleme, die Sie jetzt negligieren, offenbar 

auch Anlaß waren, in der Zeit von 1 966 bis 
1 970 diesem Wunsch nach Verwendung von 
gefärbtem Dieselheizöl nicht zu entsprechen, 
weil offenbar diese Argumente damals auch 
gegolten haben. Sie hatten damals die Ge
legenheit und hatten keinen Gebrauch ge
macht. 

Zum zweiten, sehr geehrter Herr Abgeord
neter ! Der Herr Bundeskanzler hat in Linz 
erklärt: Wir werden prüfen, ob eine Möglich
keit besteht, das zu realisieren, was Sie in 
Ihrer Zeit auch nicht realisieren konnten, weil 
offenbar dieselben Argumente damals gegol
ten 'haben. 

Die Enquete hat in ihrer ersten Sitzung 
sehr deutlich gezeigt, welchen Umfang diese 
Argumente haben, ganz abgesehen davon, daß 
dazu noch der sozialpolitische Aspekt kommt, 
weil Ihr Vorschlag bedeuten müßte, daß die 
Bergbauern wesentlich schlechter gestellt wür
den als andere ,bäuerliche Kr,eise. Daher geht 
unser Vorschlag dahin, einen Betrag zur Ver
fügung zu stellen, der volumsmäßig dem ent
spricht, was Sie fordern, nämlich eine Reduzie
rung der Bundesmineralölsteuer auf das Aus
maß der Belastung bei Ofenheizöl. Allerdings 
muß Klarheit geschaffen werden über eine 
Verwendung, die sicherstellt, daß sie technisch 
möglich ist und sozialpolitische Aspekte mit 
einschließt. (Beifall bei der 8PtJ. - Zwischen
rufe bei der tJVP.) 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Zuweisungen 

Präsident : Den in der letzten Sitzung einge
brachten Antrag 1 0S/A der Abgeordneten Dok
tor Broesigke und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz über Versuche an lebenden Tie
ren (Tierversuchsgesetz) weise ich dem Aus
schuß für Wissenschaft und Forschung zu. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebene Regierungsvorlage : Bundes
verfassungsgesetz über die Änderung der 
Landesgrenze zwischen dem Land Burgenland 
und dem Land Steiermark im Bereich des Ritt
scheinbaches und des Raabflusses ( l OOB der 
Bel'agen) , weise ich dem Verfassungsausschuß 
zu. 

Ferner weise ich die Einsprüche des Bundes
rates zu wie folgt: 

den Einspruch des Bundesrates gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14.  Dezember 1 973 betreffend das Bundes
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über Woh
nungsbeihilfen geändert und für das Ge
schäftsjahr 1 974 eine Sonderregelung getroffen 
wird ( 1 005 der Beilagen) , und 
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Präsident 
den Einspruch des Bundesrates gegen den 

Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
1 4. Dezember 1 973 betreffend das Bundes
gesetz, mit dem das Bauern-Kranken
versicherungs gesetz abgeändert wird (7. No
velle zum Bauern-Krankenversicherungs
gesetz) (1 006 der Beilagen) , 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung ; 

Aufg'egliedert auf die schon endgültigen 
ersten elf Monate des Jahres 1973 wurden 
Rohstoffe für fast 20 Milliarden Schilling, Hal;b
fertigwaren für rund 23 Milliarden SchiUing, 
Fertigwaren für rund 74 Milliarden Schilling 
importiert. 

Diese Importe sind zusammen mit den hei
mischen Rohstoffen die Voraussetzung dafür, 
daß in der österreichischen Wirtschaft in dem 

den Einspruch des Bundesrates gegen den hinter uns liegenden Jahr ein Bruttonational
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom produkt von rund 550 Milliarden Schilling 
1 4 .  Dezember 1 973 betreffend das Bundes- erzielt werden konnte. 
gesetz, mit dem wehrrechtliche Bestimmungen 
geändert werden ( 1 007 der Beilagen) , dem Das regionale Ausmaß der Verflechtung 

Osterreichs mit den verschiedenen WirtschaftsLandesverteidigungsausschuß. 

Weiters weise ich den Bericht der Bundes
regierung gemäß § 22 des ERP-Fonds-Gesetzes, 
BGBl. Nr. 207/1962 betreffend den Jahres
bericht und Jahresabschluß 1 972/73 des ERP
Fonds (III-1 1 7  der Beilagen) , dem Finanz- und 
Budgetausschuß zu. 

1. Punkt: BeridIl des Bundeskanzlers 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1 .  Punkt : Bericht des 
Bundeskanzlers. 

Ich bitte um den .Bericht. (Unruhe. - Rufe 
bei OVP und FPO: Keine Exemplare verteilt! 
- Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: Das is t nie 
vereinbart worden!) 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsidentl 
Hohes Haus l (Neuerliche Zwischenrufe bei 
OVP und FPO.) Ich habe mich verpflichtet, 
den Klubs jeweils ein Exemplar der Rede 
zur Verfügung zu stellen. Die Rede wird j a  
hier i m  Haus gehalten. 

Herr Präsident! Hohes Haus ! In dem Bericht, 
den ich am 10. Juli 1973 dem Hohen Haus 
über die wirtschaftliche Lage des Landes ge
geben habe, habe ich unter anderem gemeint, 
daß trotz optimistischer Prognosen der Wirt
schaftsforscher die Konjunkturlage kein An
laß zu einer Prosperitätseuphorie sein darf. 
In den letzten Monaten des vergangenen Jah
res hat sich gezeigt, daß Warnungen dieser 
Art durchaus berechtiigt sind. 

Die österreichische Wirtschaft wird in stei
gendem Maße in die europäische Wirtschaft 
integriert und ist in vieLfacher Weise mit der 
Weltwirtschaft verflochten. So hat Osterreich 
im vergangenen J ahr - die endgültigen Zcrh
len für das Jahr 1 973 liegen nur bis inklusive 
November vor; die Werte für Dezember sind 
eine Schätzung - Waren aus dem Ausland 
im Werte von über 140 Milliarden Schilling 
bezogen. 

räumen der Erde können wir daraus ersehen, 
daß in den schon aJbgeschlossenen vorliegen
den Zahlen von Jänner his November 1973 
aus Westeuropa Produkte im Gegenwert von 
mehr als 97 Milliarden Schilling importiert 
worden sind, davon rund 82 Milliarden aus 
dem Bereich d·er Europäischen Gemeinschaften 
und 15 Milliarden Schilling aus dem EFTA
Bereich. 

Für weitere 10 Milliarden Schilling haben 
wir Produkt.e aus Osteuropa gekauft, für loast 
4 Milliarden Schilling aus den Vereinigten 
Staaten, und fast 15 Milliarden Schilling be
nötigten wir für die Importe aus den übrigen 
Teilen der Erde. 

Der Export österreichischer Waren wird im 
ver·gangenen Jahr schätzungsweise 1 03 Mi!
lial1den Schilling erreicht haben. Die impor
tierten Rohstoffe ennöglichten im Vorjahr zu
sammen mit heimischen Rohstoffvorkommen 
einen Produktionswert der österreichischen 
Industrie von 335 Milliarden Schilling; davon 
wurden fast 100 Milliarden Schilling expor
tiert. 

Auch die regionale Exportstruktur ist ein 
Indikator für das Ausmaß der wirtschaftlichen 
Verflechtung Osterreichs. In den feststehenden 
elf Monaten wurden Produkte im Wert von 
mehr als 63 Milliarden nach Westeuropa ver
kauft, davon 46 Milliarden in den Bereich 
der Europäischen Gemeinschaf1ten und 17 Mil
liarden in den Bereich der EFTA-Staaten, wei
tere 10 Milliarden nach Osteuropa, 4 Mil
liarden nach den USA und 15 Milliarden in die 
übrigen Teile der Erde. 

Osterreich ist ein moderner Industriestaat 
geworden, was am deutlichsten durch den Um
stand illustriert wird, daß heute rund 2,7 Mir!
lionen Menschen in der österreichischen Wirt
schaft beschäftigt sind, während es 1 937 nur 
1 ,7 Millionen waren. Die Anzahl der Arbeits
losen schwankte 1973 zwischen 26.000 und 
62.000, 1 937 waren 464.000 Menschen unter
stützte Arbeitslosel  
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Es ist also selbstverständlich, daß die öster

reichische Bundesregierung bei ihren wirt
schaftspolitischen Bestrebungen di,e Entwick
lung außerhalb Osterreichs mit großer Auf
merksamkeit verfolgt, weil alles, was in der 
Weltwirtschaft geschieht, seine Auswirkungen 
auf Osterreich haben muß .  

Damit, Hohes Haus, komme ich zur Frage 
der Preise. Es ist in der Zwischen�eit der 
durchschnittliche Anstieg des österreichischen 
Verbraucherpreisindex für das Jahr 1 973 fest
gesteHt worden. Er beträgt 7,6 Prozent. Der 
Dezember-Index betrug für Osterreich 
7,8 Prozent Anstieg g.egenüber Dezember 1 972. 

Lassen Sie mich diesen Wert mit den wich
tig·en Industriestaaten der westlichen Welt 
vergleichen ; wo Dezember-Werte noch nicht 
vorliegen, mußten die November-Zahlen ge
nommen werden. 

Besser als wir schneiden gegenwärtig nur 
zwei Staaten ab: Belgien mit 7,3 Prozent und 
Norwegen mit 7,6 Prozent. 

Gleich mit asterreich ist die Bundesrepublik 
Deutschland mit 7,8 Prozent. 

Schlechter als Osterreich - zum Teil erheb
lich schlechter - liegen: die Niederlande mit 
8,2 Prozent, Schweden und die USA mit j e  
8,4 Prozent, Frankreich mit 8,9 Prozent, Groß
britannien mit 1 0.3 Prozent, Italien mit 
10.7  Prozent, Dänemark mi t  1 1 ,4 Prozent, die 
Schweiz mit 1 1 ,9 Prozent und Japan mit 
1 4  Prozent. 

Erlauben Sie mir aber auch noch eine zweite 
sehr bemerkenswerte Dbersicht über die län
gerfristige Entwicklung der Preise zu geben. 
In dieser wird der Anstieg der Preisniveaus 
Westeuropas zwi schen Jänner 1 970 und Sep
tember 1 973 verglichen. 

Dieser Anstieg betrug: für Finnland 32 Pro
zent. für Großbritannien 30 Prozent, für die 
Niederlande 27 Prozent, für Dänemark 26 Pro
zent. für Italien 25 Prozent. für Norwegen 
24 Prozent, ebenso für die Schweiz 24 Prozent, 
für Irland 23 Prozent, für Schweden 23 Pro
zent, für Frankreich 22 Prozent. für die Bundes
republik 20 Prozent, für Osterreich 20 Prozent, 
für Belgien 19 Prozent. 

Daraus ergibt sich. Hohes Haus, daß Oster
reich von 13 Indu striestaaten an der zwölften 
Stelle steht, das heißt, daß aUe Staaten 
Europas in dieser Zeit mit Ausnah.me von 
Belgien einen höheren Preisanstieg als Oster
reich zu verzeichnen hatten und die Bundes
republik Deutschland einen gleich hohen. 

dem Kreditapparat und der Versicherungs
wirtschaft auf breiter Basis wirksame Ab
kommen zur Bekämpfung des Preis auftriebs 
geschlossen. Dadurch ist es gelungen, das Ziel 
der relativen Stabilität im größtmöglichen 
Ausmaß zu verwirklichen und trotzdem ein 
ausreichendes Wirtschaftswachstum und vor 
allem die Vollbeschäftigung zu ,erhalten. Wir 
liegen also bei aBer zugegebenen Unerfreu
lichkeit der Preisentwicldung heute, was die 
Preis steigerungen betrifft. abel1II1als im Unter
feld der europäischen Industriestaaten. und 
die seinerzeitig,e Prognose, wonach Osterreich 
im Spitzenfeld landen würde und dort bleiben 
werde, hat sich glücklicherweise als voreilig 
und zu pessimistisch erwiesen. (Beifall bei der 

SPO.) 

Die Vorgänge in der Weltwirtschaft . . .  
(Abg. G l a s e r: Beifall für 20 ProzentI) Der 
Ordnung halber möchte ich mitteilen. daß 
Osteneich von 1 3  Staaten an zwölfter Stelle 

liegt. was den Preisanstieg betriff t l  (Ruf bei 

der OVP: Da haben wir nichts davon!) Wir 

liegen also bei aller Unerfreulichkeit. sa'gte 

ich vorher, in der Preisentwicklung im Unter

feId und nicht im Spitzen�eld (weitere 

Zwischenrufe bei der OVP - Ruf bei der 

SPO: Hören Sie zu!), wo wir nicht gebHe'ben 
sind, wie manche es vermutet halben, vielleicht 

sogar gehofft haben. 

Die Vorgänge in der Weltwirtschaft lassen 
es als geboten erscheinen. daß die Bundes

regierung auch weiterhin der Stabilitätspolitik 
ihr besonderes Augenmerk schenkt . 

Zu den Problemen, die sich aus der Preis
entwicklung ergeben, sind nun in letzter Zeit 
neue hinzugetreten, und damit komme ich, 
Hohes Haus, zur Fmge der Energiepolitik. 
Auch hier kann ich auf einige statistische An
gaben nicht verzichten, denn nur so kann der 
ganze Umfang des Problems sichtbar gemacht 
werden. 

Die europäischen OECD-Staaten hatten 1 97 1  
einen Energieverbrauch von 1 580 Millionen 
Tonnen Steinkohleeinheiten. Sie deCken aus 
der eigenen Produktion rund 31 Prozent ihres 
Energiebedarfes und sind demgemäß gezwun
gen, 63 Proz,ent ihres Energiebedarfes durch 
Importe zu decken, das heißt durch Importe 
aus Staaten außerhalb der ,europäischen 
OECD-Staaten ; der Handel innerhalb dieser 
Staaten ist unberücksichtigt geblieben. 

Die Bundesregierung hat mit den Wirt
schaftspartnern, den G ebietskörperschaften 
und im Zusammenwirken mit der Notenbanik. 

Werfen wir einen Bick auf die Energie
struktur der europäischen OECD-Staaten : Der 
Olanteil betrug nach Angaben in Quellen 
vom Dezember 1973 im Jahre 1971 6 1 ,5 Pro
zent, der Anteil der festen Brennstoffe 
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25,8 Prozent, von Erdgas 8,4 Prozent, von 
Kernener.gie 1 , 1  Prozent und von Wasserkraft 
und Erdwärme 3,2 Prozent. 

Für Osterreich liegen die vergleichbaren 
Werte wesentlich anders. Die Olbasis in Oster
reich betrug nur 46,2 Prozent, der Anteil der 
festen Brennstoffe 1 9,8 Prozent, von Erdgas 
1 3,2 Prozent und von Wasserkraft 20,8 Pro
zent. Dieser Vergleich zeigt sehr deutlich die 
dank des großen Energieaufkommens aus 
Wasserkraft relativ geringe Olabhängigkeit 
der öst.erreichischen Wirtsrnaft. 

Lassen Sie mich auch noch einen sehr auf
schlußreichen Blick auf die Olahhängigkeit 
westlicher Industriestaaten werfen, wobei ich 
mich derselben Quelle bediene. Olanteil an 
der nationalen Energiestruktur: Italien 
79,7 Prozent, Japan 75,2 Prozent, Frankreich 
66,4 Prozent, Belgien 63,7 Prozent, Holland 
60,4 Proz·ent, Bundesrepublik Deutschland 
54,9 Prozent, Kanada 53,4 Prozent, Osterreich 
46,8 Prozent, England 45,6 Prozent - auf 
Grund der großen Kohlevorkommen in Eng
land -, USA 45,4 Prozent. Wir liegen also 
wesentlich günstiger als die meisten Staaten 
der OECD. 

Wir verdanken diese günstige Lage einer 
Reihe von Umständen, die ich nicht uner,wähnt 
lassen möchte. 

Erst.ens, daß es ull!Illittelbar nach dem Krieg 
trotz großer Opfer zu einem sehr konsequen
ten Ausbau unserer Energieressourcen gekom
men ist, mit eindrucksvollen Namen von ge
radezu legendärer Bedeutung: Kaprun, Ybbsl 
Persenbeug, Jochenstein, Ottensheim, Alten
wörth und Rossegg, um nur einige wenige zu 
nennen. Sie gehören zu den energiepolitischen 
Prunks tücken unseres Landes. 

Ein zweiter erwähnenswerter Umstand ist 
der, daß es bei den Staatsvertragsverhandlun
gen 1 955 in Moskau gelungen war, die öster
reichischen Erdölfelder wieder in öster
reichische Hand zu bekommen. Der bis zur 
Reise der damaligen Regierungsdelegation 
nach Moskau vereinbarte Entwurf für einen 
Staatsvertrag, betreffend die Wiederher
stellung eines unabhängigen und demokra
tischen Osterreichs, hatte hinsichtlich der öster
reichischen Erdölfelder im Artikel 22 folgen
den Wortlaut: 

"Die Sowjetunion, das Vereinigte König
reich, die Vereinigten Staaten von Amerika 
und Frankreich haben das Recht, über alle 
ehemaligen deutschen Vermögenswerte in 
Osterreich gemäß dem Protokoll der Berliner 
Konferenz vom 2. August 1 945 zu verfügen. 

1 .  Die Sowjetunion erhält für eine Geltungs
dauer von dreißig Jahren" - das wäre also 
bis 1 985 - "Konzessionen auf Olfelder, die 
60 Prozent der Olförderung in Osterreich im 
Jahre 1 947 entsprechen." - Diese war be
kanntlich höher als heute. 

, ,2. Die Sowjetunion erhält Konzession auf 
60 Prozent aller im östlichen Osterreich ge
legenen Schurfgebiete . . .  Die Sowjetunion 
hat das Recht, in den in diesem Paragraph 'er
wähnten Schurfgebieten acht J,ahre hindurch 
Srnurfarbeiten durchzuführen und an
schHeßend durCh ,einen Zeitraum von 25 Jah
ren" - das wäI"en also ,inges amt 33 Jahre -, 
"beginnend mit dem Zeitpunkt des Fündig
w erdens, 01 zu gewinnen. 

3. Die Sowjetunion erhält Olr,affinerien mit 
einer jährlichen Gesamtproduktion von 
420.000 Tonnen Rohöl. 

4. Die Sowjetunion erhält j ene mit der Ver
teilung von Olprodukten befaßten Unterneh
mungen, die sie zur Verfügung hat." 

Die österreichische Regierungsdelegation 
konnte damals eine neue Vereinbarung erwir
ken, im sogenannten Moskauer Memorandum 
zwisChen der UdSSR und Osterreich, in der e s  
unter anderem heißt: "Die sowjetische Dele
gation nimmt den Vorschlag der öster
reichischen Delegation an, wonach die öster
reichische Regierung für die an Osterreich 
übergebenen und von der UdSSR innegehab
ten Olfelder und Olraffinerien eine Bezahlung 
durch Lieferungen von Rohöl im Ausmaß von 
einer Million Tonnen jährlich innerhalb von 
zehn Jahren, also insgesamt zehn Millionen 
Tonnen, an die Sowjetunion leisten wird," 

De .facto, H(jhes Haus, haben wir nur 6,4 Mil
lionen Tonnen Igeliefert. Wir haben also 
unsere ganzen 0lvorräte, unsere gesamte 01-
wirtschaft für eine Olmenge zurückgekauft, 
die wir heute in rund sechs Monaten ver
brauchen! (Beifall bei der SPo') Wäre es da
mals nicht zu diesem Albschluß gekommen, 
wären die österreichischen Olfelder, wie ich 
schon sagte, noch heute in der Verfügungs
gewalt einer fremden Großmacht. 

Es war dies ausschließlich ein Verdienst 
der österreiChischen Unterhändler, denn in 
dieser Frage haben die anderen Großmächte, 
die ja selber Olinteress·en in Osterreich zu 
vertreten hatten, keinerlei Hilfeleistung für 
uns bezogen, während wir in anderen Fragen 
die Hilfe, die sie uns haben angedeihen lassen, 
nicht unterschätzen wollen. 

Wie groß die Bedeutung des heimischen 
Erdöls und der verstaatlichten österreichischen 
Mineralölgesellschaft ist, ersieht man aus fol
genden Zahlen : Die österreichische Wirtschaft 

666 

99. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 17 von 115

www.parlament.gv.at



9698 Nationalrat XIII. GP - 99. Sitzung - 24. Jänner 1 974 

Bundeskanzler Dr. Kreisky 

verbrauchte 1m Jahre 1973 rund 1 1 ,2 Millionen 
Tonnen Mineralölprodukte. Hievon 'betrug die 
österreichische Förderung rund 2,6 Millionen 
Tonnen oder 23 Prozent des Gesamtbedarfes, 
was einen ansehnlichen Anteil darstellt. Von 
diesen 2,6 Millionen Tonnen Inlandsförderung 
wiederum entfänt der allergrößte Teil auf 
Felder, die im Eigentum der verstaatlichten 
Osterreichischen Mineralölverwaltung stehen. 
Von den Rohölimporten wiederum wurden 
rund 58 Prozent von der verstaatlichten 
Mineralölgesellschaft getätigt und nur rund 
42 Prozent von den internationalen Gesell
schaften. Im abgelaufenen Jahr wurden 77 Pro
zent aller in asterreich verbrauchten Mineral
öle im Inland raffiniert, während 23 Prozent 
d·es Verbrauchs durch Produktimporte gedeckt 
werden mußten. 

Das alles, Hohes Haus, erklärt die relativ 
günstige Position asterreichs und die fun
damentale Veränderung, die es hier gegeben 
hat. Es konnte verhindert werden, daß die 
Verknappungserscheinungen ernsthafte Stö
rungen im Wirtschaftsleben und Einschränkun
g,en des privaten Verbrauchs in lebens
wichtigen Bereichen zur Folge hatten. 

Es wurde ein Katalog von möglichen Ener
giesparmaßnahmen aufgestellt, und diese wur
den stufenweise, je nach Versorgungslage, 
in Kraft gesetzt. Dieses Stufenprogramm ent
hält kurzfristig zu erlassende Maßnahmen zur 
Einsparung, Aufbringungserhöhung, Sicherung 
eines optimalen Einsatzes der verfügbaren 
M,engen insbesonder,e zur Versorgung der 
Wirtschaft und zur Verminderung von Energie
verlusten. Damit ist es gelungen, Störungen 
des WirtschaftsleJbens ohne drastische Ein
griffe zu vermeiden, ein Ergebnis, das Oster
reich in eine günstigere Versorgungssituation 
als wohl die meisten anderen europäischen 
Staaten versetzt. 

Hohes Hausl Die Bundesregierung ist sieb. 
im klaren darüber, daß neben den kurzfristig 
zu treffenden Maßnahmen zur Sicherung einer 
ausreichenden Energieversorgung auth mittel
und langfristige Maßnahmen notwendig sein 
werden. Aus diesem Grunde wurden Leit
linien ·für eine österreichische Energiepolitik 
mit folgenden Schwerpunkten konzipiert :  
Weitestgehende Nutzung der heimischen 
Energiequellen, Sicherung der unerläßlichen 
Importe, Aufbau einer ausreichenden Bevor
ratung. 

Nach den von der Mineralölindustrie den 
zuständigen Bundesdienststellen bekannt
gegebenen Daten wird, wie es j etzt aussieht, 
ausreichend Erdöl in Ergänzung zur hei
mismen Förderung zur VOllauslastung der 
Raffinerie Schwechat beschafft werden können. 

Damit wird der Großteil des österreichischen 
Bedarfes an Mineralölprodukten für das Jahr 
1974 gedeckt sein. Zu einer vollen Deckung 
des Bedarf.es besteht allerdings auch die Not
wendigkeit des zusätzlichen Importes von 
Mineralölprodukten aus den Nambarstaaten. 
Die Bundesregierung wird bemüht sein, diesen 
sicherzustellen. 

Die bisherigen Sparmaßnahmen auf dem 
Treibstoffsektor haben zum Beispiel im De
zember 1 973 bereits zu einern merkbaren Rück
gang des Verbrauches geführt. Die Bundes
regierung wird bei Anhalten des j etzigen 
Volumens der Anlieferungen aus dem Ausland 
und bei Erreichung des als notwendig erach
teten LageI1bestandes an Minealölprodukten 
die Liste der getroffenen Sparmaßnahmen nach 
Möglichkeit wieder reduzieren. 

Wenn auch die Bundesregierung in erster 
Linie bemüht ist, das Problem der Energie
versorgung quantitativ zu sichern, ist sie s ich 
jedoch bewußt, daß die anhaltende Preis
steigerung auf dem Energiesektor auch ,ernst
hafte Folgen für die Wirtschaft und den Ver
braucher, aber auch für die Handels- und Zah
lungSbilanz hat, und wird diesem Problem ihre 
besondere Aufmerksamkeit widmen. 

Die Einführung des "T,empo 1 00" hat auch 
einen Beitrag zur Erhöhung der Sicherheit des 
Straßenverk:ehrs geleistet. Die Zahl der Un
fälle mit Personenschaden ist auf Freiland
straßen im ersten vollen Monat der Gültigkeit 
dieser Maßnahme, dem Dezember 1 973, im 
Vergleich zum Dezember 1 972 um 29,3 Prozent 
zurückgegangen. Die Zahl der Toten auf Frei
landstraßen ist in diesem Zeitraum um 
47,5 Prozent, die der Verletzten um 30 Prozent 
zurückgegangen. Es ist allerdings darauf hin
zuweisen, daß zu dieser erfreulichen Entwick
lung auch die geringere Fahrdichte auf Grund 
der verschiedenen Energiesparmaßnahmen 
wesentlich beigetragen hat. 

Das Kuratorium für Verkehrssicherheit 
wurde vom zuständigen RegierungsmitgHed 
beauftragt, eine Studie kurzfristig aus
zuarbeiten, um eine solide Entscheidungs
grundlage für die weitere Vorgangsweise zu 
schaftien. 

Im Hinblick auf die notwendigen Initiativen 
im Zusammenhang mit der Rohstoffver
knappung wurde ein Entwurf für ein Bevor
ratungsgesetz ausgearbeitet, uber d en mH den 
Interessenvertretungen verhandelt werden 
soll. Die Bundesregierung und vor aUem der 
zuständige Minister trägt sich auch mit der 
Absicht, ein Forschungssymposium nach dem 
Vorbild des anläßlich des Nationalfeiertags 
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1972 (ljbgehaltenen Symposiums über "Die Zu
kunft von Wissenschaft und Technik in Oster
reich" abzuhalten. 

Osterreich, Hohes Haus, muß bestrebt sein, 
die Kontakte zu den internationalen For
schungstätiogkeiten auf dem Energiesektor 
enger zu gesta�ten, wobei den im Ausland 
tätigen österreichischen Wiss·enschaftlern eine 
besondere Rolle zukommt. Wir werden auch 
das Einvernehmen mit den auf diesem Gebiet 
tätigen internationalen Organisationen pfle
gen und unsere Pläne mit den Aktivitäten 
der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der 
Energieforschung abstimmen. 

Trotz der nach wie vor ungehrochen gün
stigen Lage auf dem Arbeitsmarkt widmet die 
Bundesregierung dieser Frage besondere Auf
merksamkeit. Der Bundesminister für soziale 
Verwaltung erstattet neuerdings dem 
Ministerrat allwöchentlich einen Bericht über 
die regionale Lage auf dem Arbeitsmarkt, 
damit die Bundesregierung in der Lage ist, 
vor allem was ihre stabilitätspolitischen Maß
nahmen und d·en Budgetvollzug betrifft, rasch 
dort einzugreifen, wo es notwendig und erfor
derlich ist. 

Hohes Haus ! Ich habe die Absicht, 
zusammen mit dem Herrn Vizekanz'ler und 

Darüber hinaus werden wir im Rahmen Sozialminister die Herren Landes'hauptleute 
unserer Möglichkeiten der Energieforschung einzuLaden, um mit ihnen Fragen des Gast
Priorität geben und diese Forsch.ungsriehtung, arbeiterproblems zu besprechen. 
die kein rein technisch-naturwissenschaftliches Besonderes Augenmerk widmet die Bundes
Problem sein soll, sondern die Kooperation regierung auch Fragen der RaumpLanung. In 
mit den G esellsChafts- und Wirtschaftswissen- der Regierungserklärung vom 21. April 1 910 
schaften erfordert, bedeutend intensivieren. b ekennt sie sich zu einer aktiven Raumord
Auch sollen die schon bestehenden verschie
denen Energieforschungsaktivitäten in Oster
reim koordiniert und zu einem Energiefor
schungskonzept zusammengefaßt werden. So 
wird also, Hohes Haus, was die Wirtschafts
politik betrifft, die Energiepolitik zu ihrem 
zweiten tragenden Pfeiler. 

Der dritte tragende Pfeiler in unserer Wirt
schaftspolitik ist die Beschäftigungspolitik. 
Wir halben von verschiedenen Seiten sehr 
düstere Prognosen vernommen. Ich selbst 
habe, um es einmal klarzustellen, in einer 
Pr·essekonferenz nach der Rückkehr von einer 

nungspolitik - ich zitiere wörtlich -, "deren 
Ziel es sein muß, die räumlichen Voraus
setzungen für annälhernd gleiche Erwerbs- und 
Lebens'bedingung,en für die Bevölkerung in 
allen Siedlungsgebieten des Landes zu 
sChaffen" . 

In Erfüllung dieser Zielsetzung wurden Ver
handlungen mit der niederösterreidlischen 
Landesregierung geführt und stehen vor dem 
Absdtluß. Mit dem Burgenland wurden sie 
begonnen und werden vermutlich im Februar 
zum Abschluß ,gebracht werden können. 

Zusammenkunft mit dem deutschen Bundes- Die mit Niederösterreich vereinbarten För-

kanzler und dem schwedischen Minister- derungsmaßnahmen für das niederöster

präsidenten wörtliCh erklärt: 

"Nach. den Gesprädlen" - und ich. zitiere -, 
"die wir geführt ha'ben, ist mir klar geworden, 
warum der deutsche Bundeskanzler glaubt, 
Anlaß zu haben, die Dinge so ernst zu 
sehen : . . .  Wenn es zu einer Energiever
knappung um, sagen wir, 15 Prozent käme, 
dann müsse man" - so meinte der deutsche 
Bundeskanzler - ",als Richtschnur die Zeit 
nehmen, in der es in Deutschland 15 Prozent 
weniger Energieverbrauch. gegeben hat. Und 
aus dieser Zeit müsse man dann die Zahl der 
Beschäftigten nehmen. Und da entsteht ein 
Minus. Und dies'es Minus" schien dem deut
schen Bundeskanzler "relativ alarmierend" zu 
sein. "Ja" , so sagte ich in dieser Presse
konferenz, "das ist sicherlich eine Art, die 
Dinge zu sehen, die man vertreten kann. Ich 
persönlich glaube nich.t, daß das schlüssi'g ist. 
Aus den verschiedensten Gründen nicht." -
Ende des Zitats. 

reichische Grenzland sollen folgendes zum In
halt haben: 

1 .  IBei einem Gesamtausmaß des ERP
Sonderprogramms für die Förderung grenz
naher Gebiete in Höhe von 200 Millionen 
Schilling wurde für den Grenzraum des Bun
deslandes Niederösterreich ein Kreditvolumen 
von rund 1 00 Millionen Sdtilling in Aussicht 
genommen. Auch im Bereich des ERP-Fremden
verkehrsprogramms wurden erstmals erhöhte 
Mittel für Proj ekte im G renzraum reserviert. 

2.  Was die Infrastruktur in diesen Gebieten 
betrifft. soll alles geschehen. um die Neben
bahnen zu erhalten. Parallel damit wird eine 
Untersuchung über die raumwirksame Funk
tion der Nebenbahnen innerhalb der Oster
reichischen Raumordnungskonferenz, an der 
j a  bekanntlich der Bund, die Länder und die 
Gebietskörperschaften beteiligt sind, durch
geführt. 

Es soll zum Ausbau der Schnellstraße Rich-
Die tatsächliche Entwicklung in Osterreich tung Horn kommen - Jahresvolumen rund 

hat dies auch gezeigt. 50 Millionen Schilling - und zum weiteren 
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Ausbau der Bundesstraßen B im Jahresausmaß vieler Schwierigkeiten zustandegebracht wer-
von rund 1 00 Millionen Schilling. den. 

Der Fernmeldeausb au :  Nach dem nun-, 
mehrigen Abschluß der Vollautomatisierung 
des Telepihonnetzes soll es zu einem weit.eren 
Ausbau des Netzes sowie zur Errichtung von 
zusätzlichen Wählämtern 'kommen. 

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen : Errich
tung eines Schulungszentrums in Sigmunds
herberg : 50 Ausbildungsplätze im Metall
ber,eich ;  Kostenaufwand 23 Millionen Schil
ling; Errichtung einer Berufsfach- und Berufs
schule in Karlstein an der Thaya für Uhr
macher ; verstärkte Förderung der betriebs
eigenen Ausbildung. Darunter sind Lehrwerk
stätten und Umschulungsmaßnahmen zu ver
stehen. 

Für das berufsbildende Schulwesen des Bun
des sind für diesen B ereich folgende Maß
nahmen geplant, das heißt sie werden durch

Bei den Vorbesprechungen zur Erreichung 
dieser Lösung habe ich namens der Bundes
regierung als zuständiger Ressortminister die 
Bereitschaft ,bekundet, daß der neuen Gesell
schaft 2 Milliarden Schilling Finanzierungs
mittel zugeführt werden sollten. Dieser Betrag, 
von dem nun die ersten 500 Millionen Schil
ling flüssiggemacht werden, wird zur Unter
stützung j enes großen Investitionsprogramms 
des Unternehmens dienen, das im Fünfj ahres
zeitraum 1 974 bis 1978 insgesamt Investitionen 
in der Größenordnung von 1 5 ,7 Milliarden 
Schilling vorsieht. 

Es braucht nicht besonders betont zu wer
den, daß es sich hier um ein gigantisches 
Auftragspotential für große Teile der öster
reichischen Wirtschaft handelt, die gerade im 
gegenwärtigen Zeitpunkt ihre besondere Be
deutung haben. (Beifall bei der SPO.) 

Neben der "Großen Lösung" in der Eisen-
geführt :  Errichtung mehrerer höherer tem- und Stahlindustrie ist es auch im Buntmetall
nischer Lehranstalten, die auch die Bedürfnisse bereich zur Zusammenfassung gekommen, die 
des Grenzraumes abdecken ; Errichtung von mit Wirksamkeit vom 1 .  Jänner dieses Jahres 
Lehranstalten für Frauen-, Fremdenverkehrs- die Vereinigten Wiener Metallwerke, die Mon
und Sozialberufe, zum Beispiel in Gänsern- tanwerke Brixlegg und das Metallwerk Möl
dorf, Zwettl und Gmünd, sowie ein Erwei- lersdorf mit den Vereinigten Metallwerken 
t,erungsvorhaben für Hollabrunn; Planung und Ranshofen-Berndorf als aufnehmendes Unter
Errichtung von kaufmännischen Lehranstalten, nehmen verschmilzt, ebenso wie es im Bereich 
also Handelsakademien und Handelsschulen; der Schiffswerften zu einer Straffung und da
Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen in mit kostengünstigeren Produktion kommen 
Mistelbach und im Raum Zwettl-----,Gmünd. wird. 

Beschäftigungs- und strukturpolitisch von 
großer Bedeutung erachte ich auch j ene Maß
nahmen, die im Bereich der verstaatlichten 
Industrie gesetzt wurden. Der im OIG-Gesetz 
enthaltene Auftrag zur branchenweisen Zu
sammenführung der Unternehmungen ist in 
seinen entscheidenden Punkten als erfüllt an
zusehen. Der bedeutsamste Schritt hiezu war 
die Konzentration der verstaatlichten öster
reichischen Eisen- und Stahlindustrie, die auch 
von maßgeblicher Bedeutung für die weitere 
Entwicklung Osterreichs zu einem modernen 
Industriestaat sein wird. Dem internationalen 
Trend folgend, der bereits allgemein zu einem 
hohen Konzentrationsgrad in diesem Industrie
beJ1eich geführt hat, wurden die Oest.er
reichisch-Alpine Montangesellschaft und die 
Vereinigten Oes't.erreich:ischen Eisen- und 
Stahlwerke Aktiengesellschaft mit Wkk,sam
keit vom 1 .  Jänner 1 973 durch die Bildung der 
neuen VOEST -Alpine zu einer gemeinsamen 
Firma V1erschmolzen und die Edelstahlunter
nehmung·en Gebrüder Böhler & Co. AG und 
Schoeller-Bleckmann Stahlwerke AG als Toch
terg'esellschaften ang,egl1iedert. 

Damit konnte die so lange erstrebte Große 
Lösung in diesem Bereich nach Uberwindung 

Ich möchte diese Gelegenheit benützen, um 
neuerdings zu unterstreichen, daß die Bundes
regierung Uberlegungen, die im gegenwärti
gen Zeitpunkt angestellt werden und die dar
auf abzielen, eine Einengung der Entwicklung 
der österreichismen Aluminiumindustrie ins 
Auge zu fassen, nicht näherzutreten in der 
Lage ist. (Beifall bei der SPO.) 

In dem Bereich der verstaatlichten Erdöl
und Chemieindustrie konnte eine zweckent
sprechende Lösung der Koordinationsprobleme 
zwischen der Osterreichischen Mineralölver
waltung und den Osterreichischen Stickstoff
werken, nunmehr Chemie Linz AG, durch die 
Gründung einer gemeinsamen Tochtergesell
schaft Petrochemie Schwechat herbeigeführt 
werden. 

Zur Sicherung der Energieversorgung wird 
der schon beschlossene Ausbau der Raffinerie 
Schwechat der Osterreichischen Mineralölver
waltungs Aktiengesellschaft von 10 Millionen 
Jahrestonnen auf 1 4,3 Millionen Tonnen Roh

. öldurchsat'z erfolgen. Jedenfalls wird aber der 
bereits vmgesehene Bau einer Produktenpipe
line von Scbwechat in den oberösterreichischen 
R aum wesentlich zur Edeichterung der Ver
sorgung der westlichen Bundesländer mit Roh-
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öl destillaten beitragen, wobei am Endpunkt 
di eser Produktenp ipeline in Oberösterreich ein 
großes Vorratslager zu errichten sein wird. 
Die laufende eigene Aufschlußtätigkeit der 
Osterreichischen Mineralölv,erwaltungs Ak
tiengesellschaft wird zu verstäfken sein, wobei 
auch weitere Auslandsengagements in Betradlt 
kommen. Durch die j etzt im Bau befindliche 
und im Frühj ahr 1 914 vollendete Transaustria 
Gas-Pipeline - die sogenannte TAG-Pipe
line - wird asterreich seine Bezüge von Gas 
aus der UdSSR in den nächsten Jahren erhöhen 
können. Die Aufgabe der OMV wird neben 
ihrer eigenen inländischen Produktion und 
dem Transport im besonderen die Speicherung 
von Erdgas s ein. 

Im Bereich der Kohle ist der Aufschluß des 
neuen Reviers Zangthal/Unterflöz gesichert 
und wird im Köflacher Revier der Graz-Köf
lacher Eisenbahn- und Bergbauverwaltung
Ges. m. b. H. die Aufsuchung" neuer Kohlen
vorkommen ermöglichen. 

Der von der Bundesregierung beschlossene 
Ausbau der Aspangbahnstrecke der Osterrei
chischen Bundesbahnen wird neben dem Werk 
Weiz der Elin Union AG auch eine für dieses 
industriell benachteiligte Gebiet der Steier
mark für Schwertransporte geeignete Ver
kehrsverbindung zum Donauschiffahrtsweg er
möglichen. Damit wird aber auch der Anschluß 
an den in den frühen achtziger Jahren fertig
zus.t'ellenden Rhein-Main-Donau-Kanal er
reicht werden. Was besonders bedeutsam er
scheint. 

Ich möchte diese Gelegenheit wahrnehmen, 
um der steirischen Landesregierung dafür zu 
danken, daß sie sich am Ausbau der Aspang
bahn in einem 'entsprechenden Maße beteiHgt 
hat. 

Schließlich möchte ich vor dem Hohen Hause 
auch darauf hinweisen, daß der Ministerrat 
einen Antrag angenommen hat, der die vor
handenen bundesweiten Finanzierungseinrich
tungen stabilitäts-, konjunktur- und struktur
politisch koordinieren soll. Auf diese Weise 
soll erreicht werden, daß die von der Wirt
schaftspolitik gesetzten Schwerpunkte in der 
Stabilitätspolitik, Strukturpolitik, Integrations-

Stabilitätspolitik, die Energiepolitik, die mit 
beiden in enger Verknüpfung stehende Voll
beschäftigungspolitik. Unter den gegebenen 
Umständen sieht es die Bundesregierung als 
Verpflichtung an, diesen drei Bereichen einen 
Vorrang in den wirtschaftspolitischen Maßnah-
men einzuräumen. 

In diesem Zusammenhang scheint es auch 
besonders bedeutungsvoll zu sein, daß die 
Bundesregierung, was die Budgetpolitik be
trifft, zur Uberzeugung gekommen ist, daß die 
Mittel aus der Bundesmineralölstell'er unver
kürzt dem Straßerrbau verbleiben sollen, daß 
aber j ene Mittel, die von Nichtstraßenbenüt
zern an Bundesmineralölsteuer bezahlt werden 
- das sind gegenwärtig nach den Angaben 
des Finanzministers j ährlich rund 480 Millio
nen Schilling -, dafür verwendet werden sol
len, daß der Verkehr in Ballungsgebieten 
emen starken Ausbau erfährt. Da es sich bei 
diesem Ausbau zum Teil um den innerstädti
sch en Verkehr handelt, der nicht zu den eigent
lichen Aufgaben der Osterreich:ischen Bundes
bahnen gehört, wird man sich, um hier größte 
Effizienz zu erreichen, um eine maximale Zu
iiammenarbeit mit den beteiligten Gebietskör
perschaften bemühen. Es versteht sich von 
selbst, daß dies-er Betrag von annähernd einer 
halben Milliarde Schilling der Elektroindustrie 
und der Waggonbauindustrie für Aufträge zur 
Verfügung stehen wird, zwei Industriesparten, 
die sich beide in einer nicht leichten Situation 
befinden. Gleichzeitig wird auch damit ein 
starker beschätftigungsp oliUscher Akzent ge
setzt. 

Es i st Auffassung der Bundesregierung, daß 
trotz der neuen Situation und der ständig mög
lichen Veränderungen die Erfüllung des Regie
rungsprogramms nicht zu kurz kommen darf. 
Die Bundesregierung wird in geeigneter Form 
zu einem späteren Zeitpunkt eine zusammen
fassende Darstellung über die Verwirklichung 
des Regierungsprogramms geben. 

Im Rahmen dieses heutigen Berichtes möchte 
ich mich daher nur mit einigen mir besonders 
wichtigen Schwerpunkten der Regierungsarbeit 
beschäftigen. 

politik, Regionalpolitik, im Umweltschutz, der Hier spielen vor allem Maßnahmen auf dem 
Energiepolitik und der Bevorratungspolitik in Sektor der Familienpolitik eine wichtige Rolle. 
den Dispositionen dieser Finanzierungseinrich- Ein Schritt in dieser Richtung wird mit 1. Jän
tungen erhöhten Niederschlag finden. Auch ner 1 975 die Umwandlung der Kinderabsetz
soll die Zugänglichkeit zu diesen Förderungs- beträge nach dem Einkommensteuergesetz in 
einrichtungen für deren Benützer einfacher und direkt.e Geldbeihilfen sein, die in gleicher Höhe 
daher wirtschaftlich zweckmäßiger gestaltet _ unabhängig vom Einkommen der Eltern _ 
Werden. ausbezahlt werden sollen. Damit würde vor 

Hohes Haus ! Ich habe mich in den bisheri- allem j enen Gruppen geholfen, deren wirt
gen Teilen dieser Erklärung mit j enen Berei- schaftliehe Situation in der Regel am sch'wierig
ehen der Wirtschaftspol'itik auseinanderge- sten ist : Alleinstehenden mit Kindern, jungen 
setzt, denen die Bundesregierung gegenwärtig Ehepaaren und kinderreichen Famil ien. ,Sie 
tragende Bedeutung beimiß t. Es war dies die ) dürften zu <len rund 10 Prozent Steuerpflichti-
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gen mit einem und rund 33 'Prozent mit zwei allem die Beratung werdender Mütter bei 
oder mehr Kindern gehörpn, die ihre Kinder- wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten 
absetz beträge nicht voll oder überhaupt nicht sein soll. Ein Bundesgesetz über die Grund
ausnützen können. sätze, nach denen die Förderung zu erfolgen 

Es geht jedoch nicht nur um die materielle hat, wurde gestern vom Hohen Haus verab

Chancengleichheit, sondern auch darum, Er- schiedet. Gemeinsam mit Ländern und Gemein

ziehungshilfen zu bieten und Bildungsbarrie- den war es möglich, bereits eine Reihe solcher 

:t;:en, die aus den verschiedensten Gründen vor- Beratungsstellen - zunächst als Modellver

handen sind, abzubauen. Hier gelten die Be- such'e - zu errichten. Diese Initiativen werden 

mühungen besonders der Vorschulerziehung nunmehr verstärkt fortgesetzt. 

und der Ganztagsschule. Gratisschulfahrten Ebenso stehen erstmals im Bundeshaushalt 
und die freien Schulbücher waren ebenfalls Mittel dazu zur Verfügung, den Gedan�en der 
Maßnahmen in dieser Richtung. Familienplanung in der Bevölkerung zu pro-

, , . . , pagieren und Informationen über diesbezüg-
DIe Schaffung von quantitatIv und qualItativ l liche Fragen auf breiter Bas' - "'b d' B _ 

h d E '  ' h  f" d' K' d 
IS U er le era 

entsprec en en mnc tungen ur le m er tungsstellen hinaus _ zu e b 'te D ' t  
h "  d ß A f b d' Z ' 

v r rel n. amI 
g� OIen zu 'en gr? en u ga en 

. 
leser elt. werden sehr wesentliche positive Maßnahmen 

SIe 
,
wer�

,
en nur 1m Zus�mmen�lfk�n aller zur Eindämmung des Schwangerschaftsa'bbru

Gebletskorperschaften zu losen sem. Mit Schul- ches gesetzt. 
versuchen zur Ganztagsschule wird im näch
sten Schulj ahr begonnen werden. 

Das Kindergartenwesen ,fällt in die Zustän
digkeit der Länder und Gemeinden. Angesichts 
des großen NaChholbedarf.es auf diesem G ebiet 
wird aber auch der Bund Uberlegungen an
stellen müssen, auf welch�e Weise er zur Lö
sung dieses Problems mit beitragen kann. 

Mit dem Mutter-Kind-Paß wird die medizi
nische Betreuung der werdenden Mutter und 
des neugeborenen Kindes eingeleitet. Zum 
erstenmal können alle Frauen in Osterreich 
kostenlos ein Untersuchungsprogramm in An
spruch nehmen (Beifall bei der SPO), durch 
das ein möglichst komplikationsfreier Verlauf 
von Schwangerschaft und Geburt gewährlei
stet und mögliche Schädigungen von Mutter 
und Kind hintangehalten werden sollen. Ver
bunden ist damit die Erhöhung der Geburten
beihilfe von 2000 S auf 4000 S. (Neuerlicher 
Beifall bei der SPO.) Seit April 1970 ist die 
Geburtenbeihilfe um insgesamt mehr als 
1 00 Prozent, nämlich von 1 700 S auf 4000 S 
erhöht worden. (Beifall bei der SPO.) 

Zur Verbesserung der gesundheitlichen Si
tuation von Mutter und Kind soll auch die 
geplante Verlängerung d,er Schutzfrist nach 
dem Mutterschutzgesetz von sechs auf acht 
Wochen vor und nach der Geburt erhöht wer
den. Die bevorstehende Erhöhung des Karenz
urlaubsgeldes auf 2000 S für die verheiratete 
und 3000 S für die unverheiratete Mutter wird 
auch j€nen Frauen die Möglichkeit bieten. 
diese Hilfe in Anspruch zu nehmen, die bisher 
dazu aus wirtschaftlichen Gründen nicht in der 
Lage waren. 

Auch in der Frage der Familienplanung 
konnten Fortschritte erzielt werden. 1 974 ist 

Besondere Anstrengungen werden in der Be
kämpfung der Säuglingssterblichkeit unter
nommen. Nach der Errichtung des ersten neo
natologischen Intensivzentrums in Wien wer
den heuer mit einem Kostenaufwand von wei
teren 40 Millionen Schilling insgesamt vier 
Neugeborenen-Intensivstationen in Linz, Graz, 
Innsbruck und Wien folgen. 

Es soll auch festgestellt werden, daß mit den 
familienpolitischen Initiativen der letzten Zeit 
ein großer Teil der in der Entschließung des 
Nationalrates zur Strafrechtsreform enthalte
nen Forderungen - soweit sie unmittelbar 
in die Kompetenz des Bundes fallen - erfüllt 
ist  beziehungsweise unmittelbar vor der Er
füllung steht. 

Einen weiteren Schwerpunkt wird die Ge
sundheitspolitik im Krankenhauswesen set
zen. 1 970 wurden für die Spitäler 1 95 Millio
nen Schilling - weil das g'estern urgiert 
wurde - seitens des Bundes ausgegeben. Nun 
stehen als Zuschuß für den Betriebsabgang 
der SpHäler 400 Millionen Schilling und als 
Bundesinvestitionsförderung der Krankenan
stalten zusätzlich pro Jahr 250 Millionen Schil
lmg zur Verfügung. Im Juli 1 973 wurde der 
Bundeskrankenanstaltenplan der Offentlich
keit präsenUert, auf Grund dessen weitere 
400 Millionen bereitgestellt werden sollen. 
Dieser Betrag wird im Anschluß an eine Mei
nungsbefragung der Bevölkerung durch Erhö
hung des Zigarettenpreises finanziert werden. 
1 974 wird daher das Gesundheitsministerium 
erstmals über MiUel in der Größenordnung 
von zirka 1 Milliarde Schilling für Kranken
häuser verfügen (Beifall bei der SPO), was 
gegenüber dem Jahr 1 970 eine Verfünffachung 
der Mittel darstellt. 

zum ersten Mal im Bundeshaushalt ein nam- Damit wurde die strukturelle Reform des 
hafter Betrag zur Förderung von Familienbe- österreichischen Krankenanstaltenwesens ein
ratungsstellen enthalten, deren Aufgabe vor geleitet. Diese wird eine dem modernsten 
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Stand der Medizin entsprechende Versmgung 
des einzelnen - unbeschadet seiner sozialen 
Stellung und seines Wohnortes - sichern. 
Voraussetzung für diese Strukturreform ist 
dIe in parlamentarischer Behandlung stehende 
2. No·velle zum Krankenanstaltengesetz. 

Neben einer bedarfsgerechten Gliederung 
der Krankenanstalten in Zentral-, Schwer
punkt- und Standardspitäler, einer Anhebung 
des Niveaus der dritten Spitalsklasse auf das 
der zweiten, der Schaffung von Tages- und 
Nachtabteilung,en sowie Abteilungen für chro
nisch Kranke wird auch die prästationäre 
Untersuchung und die kollegiale Führung der 
Krankenanstalten ermöglicht werden. 

Der Bundeskrankenanstaltenplan wird 'zu
sammen mit der Schaffung eines einheitlichen 
Rechnungswesens die Grundlage für Betriebs
kostenzuschüsse des Bundes auf der Basis 
von Normkosten bilden. 

Weiters ist eines der modernsten Gesetze 
betreffend die Lebensmittelkontrolle in parla
mentarischer Behandlung. Ein Gesetz, das nach 
seiner Verabschiedung dem Verbraucher wei
testgehenden Schutz vor Gesundheitsschädi
gung und Täuschung bieten und zugleich den 
legistischen Interessen der Wirtschaft Rech
nung tragen wird. (Präsident Dr. M a l  e t a 
übernimmt den Vorsitz.) 

N ach den unerfreulichen Ereignissen des 
Vorjahres wurde unverzüglich eine Novelle 
zum Tierseuchengesetz im Parlament einge
bracht. Die Schwerpunkte dieser Novelle sind 
verbesserte Vorbeugungsmaßnahmen wie 
rigorose Sperren b'ereits bei Seuchenverdacht 
und eine adäquate Entschädigung der unselb
ständig und der selbständig Erwerbstätigen. 

Hohes Haus l Damit komme ich zur Umwelt
schutzproblematik. Die österreichische Bundes
regierung hat den Fragen des Umweltschutzes 
besondere Aufmerksamkeit zugewendet. Das 
neugeschaffene Bundesministerium für Ge
sundheit und Umweltschutz hat erstmals damit 
begonnen, diesen für die österreichische Be
völkerung so bedeutenden Fragenkomplex zu
nächst administrativ zusammenzufassen und 
die Grundlagen für ein umfassenderes Kon
zept zu schaffen. 

Ein wichtiger Teilaspekt des Umweltschut
zes ist die Reinhaltung der Gewässer. In die
sem Zusammenhang kommt dem Wasserwirt
schaftsfonds ganz 'besondere Bedeutung zu. 
Seit Bestehen des Fonds wurden bis Ende 1973 
fast 1 1 ,5 Milliarden Schilling an Fondsmitteln 
zur Verfügung gestellt. Auf diese Weis'e wur
den bauliche Maßnahmen in der Höhe von 
24,8 Milliarden Schilling ermöglicht. Während 
im letzten Jahr vor Antritt der gegenwärUgen 
Regierung 588 Millionen Schilling bereitge
stellt wurden, sind im Jahr 1 972 1 ,227 Milliar-

den zur Verfügung gestellt worden. In drei 
Jahren wurden die Aufwendungen demnach 
verdoppelt. Auf diese Art konnte ein entschei
dender Beitrag des Bundes auf einem der wich
tigsten Sektoren unse.rer Umweltpolitik, der 
Gewässerreinhaltung und der Sicherung der 
Wasserzufuhr geleistet werden. Die Arbeiten 
auf diesem Sektor werden mit besonderer 
Energie fortgeführt, und es besteht begründete 
Hoffnung, daß die Gewässer Osterreichs in 
etwa ,si'e'ben J,ahren sauber sein werden. (Bei
fall bei der SPO.) 

Unter dem Einsatz modernster Techniken 
werden laufend Umwelt erhebungen und -kon
trollen durch Bodenstationen und aus der Luft 
in allen Bundesländern durchgeführt. Die ge
naue Feststellung der Umweltsituation in 
unserem Lande wird uns in die Lage versetzen, 
erstmals einen Umweltatlas zu erstellen. 

Der sich derzeit in Ausarbeitung befindende 
Entwurf des Umweltschut'Zgesetzes unternimmt 
es, zwei wesentlichen Anliegen gerernt zu 
werd·en : 

1 .  Schaffung' eines dem Rechtsstaat entspre
chenden und somit gesetzlichen Koordinie
rungsinstrumentes:  Dem Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz soll es in Hin
kunft obliegen, höchstzulässige Belastungs
werte, Toleranzwerte und Alarmgrenzen fest
zusetzen, die dann - ähnlich etwa den Ver
waltungsverfahrensbestimmungen - von den 
Gemeinden, den Ländern und vom Bund zu 
beachten s'ein werden. 

2. Schließung der Rechtslücken - das ist 
das zweite Problem -, die einem wirksamen 
Umweltschutz entgegenstehen: Dies wird 
einerseits als Maßnahme der 'gebietenden und 
verbietenden Verwaltung durchzuführen sein, 
wenn ein Umweltalarm das rasche Eingreifen 
in gefährlichen Situationen erfordert. Die Er
stellung eines Immissionskatasters soll hierbei 
die Erfassung der Umweltsituationen gewähr
leisten. Andererseits soll es der Umweltaus
gleichsfonds als Instrument der Leistungsver
waltung ermöglichen, daß neben den Produk
tionskosten auch die sozialen Kosten, die mit 
dem Gebrauch und der schließlichen Entäuße
rung von Wirtschaftsgütern verbunden sind, 
'eine entsprechende BerücksichUgung finden. 

Schließlich sieht der Entwurf eine Erwei
terung der ParteisteIlung in Verwaltungsver
fahren, die die Umwelt berühren können, vor, 
um die Interessen der einzelnen Betroffenen 
in verbesserter Weise berücksichtigen zu kön
nen. Hiemit wird auch einem Anliegen vieler 
Bürgerinitiativen entsprochen. 

Um im Zusammenhang mit den Bemühungen 
der Bundesregierung nach einer Strukturver
'besserung sowie eine Akkumulierung der 
Umweltschäden und vor allem der Wasser-
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verschmutzung im Bereich der Papier- und 
Zellstoffindustrie entgegenzuwirken, hat die 
Bundesregierung eine Förderung der Bemü
hung·en der Papier- und Zellstoffindustrie 
durch Zinsenstützung der für diesen Zweck 
verwendeten Kredite beschlossen. 

Für Zwecke der Bemühungen um Verbesse
rung des Umweltschutzes stehen der Papier
industrie in einem Zeitraum von .fünf Jahren 
Zinsenzuschüsse zu Krediten bis zu einem Ge
samtbetrag von 1 ,8 Milliarden Schilling zur 
Verfügung. Für Strukturverbesserungsmaß
nahmen werden seit Beginn dieses Jahres für 
einen Zeitraum von sieben Jahren j ährlich 
30 Millionen Schilling Kr·edite durch Zinsen
zuschüsse auf das Zinsniveau der ERP-Kredite 
verbilligt. Außerdem erhält die Papierindu
strie über fünf Jahre j ährlich etwa 70 Millio
nen Schilling für ihre Strukturpolitik im ERP
Programm. Der Gesamtbetrag an Zinsenzu
schüssen für den gesamten Förderungszeit
raum wird etwa 600 Millionen Schilling betra
gen. Das alles ist deshalb in so hohem Maße 
erwähnenswert, weil diese Industrie zu den 
größten Gewässerschädigern unserer Wirt
schaft zählt. 

Hohes Haus ! Und so möchte ich mit einigen 
Worten auf die Probleme des Wohnbaues ein
gehen : Die Bundesregierung ist sich des Um
standes bewußt, und ·es hätte keinen Sinn, 
sich irgendwelchen Täuschungen hinzugeben, 
daß sich ihre Pläne bezüglich Wohnbaupolitik 
im Sinne der Regierungserklärung nur schwer 
werden verwirklichen lassen. Die Gründe hie
für sind erstens in dem Umstand zu sehen, 
daß ein Bodenbeschaffungsges·etz seit mehr als 
zwei Jahren im Parlament liegt und zweitens 
in der Steigerung der Baupreise, die sich seit 
der Regierungserklärung um rund 54 Prozent 
erhöht haben. Dazu kommt schließlich eine 
Reihe von Problemen, die auf dem Wohnungs
markt bestehen. 

Durch das Wohnbauförderungsgesetz 1968 
wurde die Wohnbauförderung den Ländern 
übertragen. Im § 1 des "Bundesgesetzes über 
die Förderung der Errichtung von Klein- und 
Mittelwohnungen" heißt es : 

In Anbetracht dieses Umstandes und ohne 
sich von der in der Regierungserklärung zum 
Ausdruck gebrachten Auffassung zu entfernen, 
hat sich die Bundesregierung entschlossen, die 
Herren Landeshauptmänner einzuladen, zu
sammen mit ihr Maßnahmen zu beraten, die 
es der Bundesregierung erlauben sollen, besser 
als es bisher der Fall war, im Sinne der Regie
rungserklärung die Wohnbaupolitik zu gestal
ten. 

Eine besondere Sorge verursacht auch die 
Entwicklung der Mietzinse in Neubauten. Die
ses Problem kann kein Problem der sozialen 
Fürsorge sein, sondern ist eines der allge
meinen Wohlfahrtspolitik. 

Hohes Haus ! Die Regierungserklärung vom 
5. November 1 97 1  bezieht sich auch in einigen 
Passagen auf den öffentlichen Dienst. Die Aus
schreibung bestimmter leitender Funktionen, 
die Schaffung einer Verwaltungs akademie und 
eine Neukodifizierung und Modernisierung des 
gesamten Dienst- und Bes'oldungsrechtes wur
den konkret angesprochen. 

Um die Offentlichkeit in transparenter Form 
über die Ausschreibung bestimmter zur Be
setzung vorgesehener Funktionen des öff.ent
lichen Dienstes in Kenntnis zu s etzen, wurde 
ein Ges.etzesentwurf ausgearbeitet, dem der 
Ministerrat bereits im Frühjahr 1973 seine 
Zustimmung erteilt und den er der parlamen
tarischen Behandlung zug·eleitet hat. 

Um modernen Verwaltungsmethoden ge
recht werden zu können und dem öffentlichen 
Dienstnehmer bessere Aufstiegschancen zu er
öffnen, wurde die Schaffung einer Verwal
tungsakadernie in Aussicht gestellt. Nach Vor
arbeiten in einer Kommission, in der G ewerk
scha<ftsvertreter, PersönlichJkeiten aus Wirt
schaft und Wissenschaft und Beamte tätig 
waren, entstand ein Gesetzes entwurf, der be
reits dem Begutachtungsverfahren unterzogen 
wurde. Unter Bedachtnahme auf die dem Bun
deskanzleramt zugegangenen Stellungnahmen 
wird der Entwurf zu überarbeiten und dann 
dem Parlament vorzulegen sein. 

Die Arbeiten zur Neukodifizierung und Mo
dernisierung des Dienst- und Besoldurrgsrech
tes wurden am 18 .  Jänner 1974 eingeleitet. 
Unter meinem Vorsitz sind Vertreter der Ge-

"Die Länder haben für die . . . förderungs- bietskörperschaften mit führenden Funktionä
würdigen Bevölkerungskreise die Errichtung ren der vier Gewerkschaften des öffentlichen 
von Klein- und Mittelwohnungen durch Neu- Dienstes zu einem ersten grundsätzlichen Ge
bau von Baulichkeiten oder durch Auf-, Zu- dankenaustausch zusammengekommen. 
oder Einbauten in bestehenden Baulichkeiten 
oder durch Umbau von Baulichkeiten, deren Hohes Haus ! Die Dienstpragmatik stammt 
Erhaltung auf Grund landesgesetzlicher Be- aus dem Jahre 1 914.  Sechs Jahrzehnte danach 
stimmungen zur Wahrung des Stadtbildes in muß der öffentliche Dienst j ene Wandlungen 
Altstadtkernen oder auf Grund d e s  Denkmal- durchmachen, die den modernen Staatsaufga
schutzgesetzes vorgeschrieben ist . , .  zu för- ben adäquat sind. Ein modernes Dienstrecht 
dem," und eine leistungsgerechte Besoldung sind da-
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her Gebote unserer Zeit. Die kürzlich zustande- diesem Institut vollständige Unabhängigkeit 
gekommene wesentliche Verbesserung der An- gewährleistet sein soll. 
fangsbezüge kann als Vorgriff auf 'künftige 
Reformen verstanden werden. 

Ein sehr schwieriges Kapitel ist j enes, das 
unter dem Sammelnamen "Verwaltungsre
form" zusammengefaßt wird. Verwaltungs
reform kann nicht an einem Tag mit einem 
bestimmten Glockenschlag beginnen, sondern 
ist eine permanente Aufgabenstellung. Ein In
strument im Rahmen dieser Bemühungen ist 
das neue IBundesministeriengesetz, das zu 
einer Modernisierung der Ministerienstruktur 
und zu einer funktionsgerechten Neuregelung 
der Kompetenzen geführt hat. Durdl das neue 
Bundesministeriengesetz sind 52 Rechtsvor
sdlriften aus der Zeit seit 1848 außer Kraft 
gesetzt worden, womit ein wesentlicher Beitrag 
zur Redltsbereinigung geleistet werden 
konnte. 

Wir sehen j edodl in diesem sogenannten 
Großen Kompetenzgesetz, das am 1 .  Jänner 
dieses Jahres in Kraft getreten ist, auch ein 
Stück DemO!kratisierung der Verwaltung, ins
besondere durch die darin verankerte Aus
kunftspflidlt der Ministerien. Schließlich stellt 
dieses wesentlidle Gesetzwerk nach Auffas
sung der Bundesregierung ein zeitgemäßes 
Planungs- und Führungsinstrument dar, mit 
dessen Hilfe die oft komplexen, schwieri'g zu 
übersehenden Entsdleidungsprozesse im Be
reidl der staatlichen Politik besser zu bewäl
tigen sein werden. 

In der Regierungserklärung vom 5. Novem
ber ' 1971 habe idl auch auf j enen wichtigen 
Aufgabenbereich verwiesen, der der Förde
rung des Staates in besonders bedeutsamer 
Weise bedarf, nämlich die Vorbereitung des 
Staatsbürgers für die Mitwirkung in der Demo
kratie. Durch das Bundesgesetz über die Förde
rung staatsbürgerlicher Bildungsarbeit im Be
reich der politischen Parteien sowie der Publi
zistik wurden widltige Voraussetzungen für 
die Erfüllung dieser Aufgaben gesdlaffen. Die 
Mittel, die auf der Grundla·ge des erwähnten 
Gesetzes für die politische Bildungsarbeit der 
Parteien sowie für periodische Druckschriften 
aufgewendet wurden, leisten einen wichtigen 
Beitrag zur Förderung der staatsbürgerlidlen 
Bildung in unserem Lande. 

In Fortsetzung dieses Weges und mit dem 
Ziel einer weiteren Förderung der politischen 
Bildung wird die Gründung eines Instituts für 
staatsbürgerliche Information überlegt, in dem 
neben dem Bund Repräsentanten der Publizi
stik, der Kunst, Wissenschaft und Bildung so
wie anderer interessierter Gruppen der Bevöl
kerung vertreten sein sollen. Die Rechtsform, 
Zusammensetzung sowie Abgrenzung des Auf
gabenbereiches dieses Instituts werden derzeit 
von den zuständigen Stellen geprüft, wobei 

Eine der wesentlichen Voraussetzungen 
einer gedeihlichen wirtschaftlichen Entwick
lung Osterreichs ist auch das Funktionieren 
der Beziehungen in der Welt der Arbeit im 
betrieblichen wie im Ü'berbetrieblichen Bereich. 
Eine vernünftige, der verantwortungsbewuß
ten Haltung der österreichischen Arbeitneh
mersdlaft und ihrer Organisation Rechnung 
tragende Gestaltung der Arbeitsbeziehung ist 
daher für den wirtschaftlichen Fortschritt uner
läßlidl. In diesem Sinne hat die Bundesregie
rung sdlon in ihrer Regierungserklärung V'Om 
5.  November 1971 auf die Notwendigkeit hin
gewiesen, die Kodifikation des österreichi
schen Arbeitsrechtes zu beschleunigen. Als 
erster Teil dieses Kodifikationsvorhabens 
wurde vom Nationalrat am 14 .  Dezember 1973 
das Arbeitsverfassungsgesetz verabschiedet, 
das eine Ausweitung der Mitbestimmung in 
Betrieb und Unternehmen vorsieht. Neben 
einer Verbesserung der Mitwirkungsbefug
nisse im sozialen und personellen Bereich wird 
durdl dieses Gesetz insbesondere die Drittel-
vertretung der Arbeitnehmer in den Aufsichts
räten der Aktiengesellschaften und Gesell
schaften m. b. H. und bestimmten anderen 
Betrieben verwirklicht. 

Im Bereich der verstaatlichten Unternehmun-
gen wurde schon vor dem Zustandekommen 
des Arbeitsverfassungsgesetzes den Arbeit
nehmern dieser Unternehmen die Drittelver-
tretung in den Aufsichtsräten eingeräumt. 

Im Bemühen, Ungerechtigkeiten zu beseiti
gen, werden wir auch der Frage der Fortzah
lung des Entgeltes bei  Arbeitsverhinderung 
durdl Krankheit oder Unfall für Arbeiter be-
sondere Bedeutung beimessen. (Beifall bei der 
SPO.) 

Und so könnte ich, Hohes Haus, noch von 
vielen Aktivitäten, gesetzten ,Maßnahmen, er
reichten Zielen aus dem weiten Bereidl der 
Verantwortung der Bundesregierung berich
ten. Etwa davon, daß durch die eingetretene 
Erleichterung der Personalsituation bei der 
Polizei und bei der Gendarmerie die innere 
Sicherheit besser zu gewährleisten möglich 
sein wird, noch besser, als es bisher der Fall 
gewesen ist. 

Und wenn ich einleitend von der Preisent
wicklung gesprochen habe,  so möchte ich auch 
nicht versäumen, auf die Einkommenssituation 
hinzuweisen. Es wird oft der Fehler gemacht, 
zu den vorhandenen Wechselkursen, die ins
besondere in früheren Jahren die tatsächlichen 
Kaufkraftverhältnisse in den einzelnen Län
dern nicht richtig wiedergaben, Löhne und Ge
hälter in verschiedenen Ländern umzurechnen 
und zu vergleichen. 
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Da hat nun der bekannte österreichische Harmonisierung von Beschäftigungssicherung 

Nationalökonom Dr. Anton K ausei in einer und Preisauftriebsbekämpfung. 
interessanten Studie einen " internationalen 
Preis- und Lohnvergleich" - erschienen in 
der Schriftenreihe der Arbeitsgemeinschaft für 
Lebensniveauvergleiche im Dezember 1 973 -
angestellt, der zu folgenden Schlußfolgerungen 
kommt. Erlauben Sie mir, daß ich wörtlich 
zitiere : 

"Wien (und Osterreich) galt stets zu 
Recht als ,Niedrig-Preis' -, aber auch als 
,Niedrig-Lohn'-Land. Hinsichtlich der Real
löhne ist die Position Wiens wesentlich gün
stiger. Die reale Kaufkraft der Nettolöhne war 
1 970 zwar auch bloß in 'fünf Städten (von 
22 Weltstädten) niedriger als in Wien, aber 
dafür in acht weiteren Weltstädten kaum 
signifikant höher. Beträchtlich höher waren 
die Reallöhne nur in Montreal, New York 
und Chicago . . .  sowie in fünf europäischen 
Städten (Amsterdam, Zürich, Stockholm, 
Kopenhagen und Genf, . . .  

Die klassische These vom europäischen 
,West-Ost-Gefälle' in bezug auf Wohlstand 
und Reallohnniveau gilt in Wahrheit" - so 
stellt Dr. Kausei fest - "nicht mehr. In einer 
Zeit� in der London und Paris nicht nur hinter 
Zürich, sondern auch hinter Wien zurücklie
gen, kann von einem West-Ost-Gefälle über
haupt nicht mehr gesprochen werden, sofern 
man Osteuropa en rbloc außer B etracht läßt." 

Der Anstieg der Reallöhne (pro Kopf des 
Arbeitnehmers der Gesamtwirtschaft) betrug 
von 1 970 auf 1 97 1  plus 7,5 Prozent, von 1 97 1  
auf 1 972 plus 4 , 0  Proz·ent und vom dritten 
Quartal 1972 zum dritten Quartal 1 973 plus 
5,7 Prozent. 

Zwischen 1 970 und dem dritten Quartal 1973 
wuchsen die Reallöhne um 18 ,2 Prozent. 

Hohes Haus ! Ungeachtet dieser günstigen 
Entwicklung wird das Jahr 1 974 für die öster
reichische Wirtschaft, und damit für die öster
reichische Wirtschaftspolitik, ausgelöst durch 
die weltweiten politischen und wirtschaftlichen 
Geschehnisse, insbesondere im Energiebereich, 
Belastungsproben mit sich bringen. 

Neben den kurzfristigen Erfordernissen von 
Energieeinsparungen und der Notwendigkeit, 
im Wege eines Programms die Grundlagen 
für die B evorratung an wichtigen Gütern für 
den Krisenfall zu schaffen, entsteht die Not
wendigkeit, den heimischen Wirtschafts- und 
Leistungsprozeß Schritt für Schritt auf ener'9ie
sparende und die materiellen Ressourcen scho
nende Verfahren umzustellen. 

Diese strukturpolitische Maßnahme steht in 
einem engen Zusammenhang mit der konjunk
turpolitischen Zielsetzung einer bestmöglichen 

Die österreichische Wirtschaft weist an der 
Jahreswende 1913/74 nach wie vor beachtliche 
Stärke auf. Reales Wachstum, Ausfuhrexpan
sion, Investitionsneigung, Sparwille und .Be
schäftigung bewegen sich in Spitzenwerten. 
Die Erhaltung dieser Entwicklung unter aller
dings wesentlich erschwerten Bedingungen 
stellt die wirtsdraftspolitische Aufgabe der 
nächsten Zukunft dar. 

In diesen Tagen - Hohes Haus, i ch  möchte 
das nicht unerwähnt lassen � befinden sich 
Angehörige des österreichischen Bundeshee
res, Soldaten und Offiziere der Friedenstruppe 
der Vereinten Nationen, aber auch österrei
chische Polizisten in Ägypten und in Zypern. 
Ihre Stärke beträgt gegenwärtig in Ägypten 
608 Soldaten und in Zypern 273 Soldaten und 
54 Polizisten; hinzu kommen noch 12 nicht
stationäre UNO-Beobachter. Diese 941 Oster
reicher haben sich für diese - wie wir ja aus 
den letzten Meldungen wissen - nicht unge
fährliche Aufgabe freiwillig zur Verfügung 
gestellt. D ieser heutige Bericht ist  mir ein 
willkommener Anlaß, von hier aus namens 
der Bundesregierung diesen Männern den auf
richtigen Dank zu übermitteln für die vorbild
liche Weise,  in der sie in diesen spannungs
geladenen Bereichen der Welt ihre Pflicht er
füllen und wie sehr sie durch ihre Haltung 
dem Namen Osterreichs Ehre einlegen. (Beifall 
bei der SPO und bei Abgeordneten der qvP 
und der FPO.) 

Unser besonderer Gruß gilt den vorgestern 
verunfallten Angehörigen des österreichischen 
Bundesheeres, denen wir von Herzen baldige 
Genesung wünschen. (Allgemeiner Beifall.) 

In etwas mehr als einem Monat werden es 
vier Jahre her sein, daß das österreichische 
Volk die Sozialistische Partei zur stärksten 
Partei des Landes gemacht hat, eineinhalb 
Jahre später hat das österreichische Volk ihr 
diesen Vertrauensbeweis konfirmiert und ver
stärkt. Angesichts der Aufgaben, die zu er
füllen sind, wird sich die Regierung an den 
Grundsatz des Regierungsprogramms halten, 
in dem es geheißen hat : 

"Trotz der klaren Mehrheitsverhältnisse, die 
es 'für diese Legislaturperiode nun gibt, möchte 
ich in aller Form die Enklärung abgeben, daß 
die neue Bundesregierung j ederzeit zur Zu
sammenarbeit mit den anderen Parteien des 
Parlaments bereit ist. Sie wird keine Möglich
keit ausschlagen, diese Zusammenarbeit zu 
suchen, und ist sich des Umstandes bewußt, 
daß es eine solche nur geben kann, wenn auf 

99. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)26 von 115

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 99. Sitzung - 24. Jänner 1 974 9707 

Bundeskanzler Dr. Kreisky 

seiten der Mehrheit dieses Hauses,  die diese 
Regierung stützt, auc:h eine entspredlende 
Kompromißberei tschaft hesteht. 

Diese �ompromißbereitschaft aber muß dort 
ihre Grenzen finden, wo die Regelung der 
betreffenden Materie ihrer Substanz beraubt 
werden würde oder die Zielvorstellungen, die 
mit dieser Regelung verbunden sind, sich nicht 
erreichen ließen. 

JedenIalls wird die Bundesregierung - das 
möchte ic:h im Namen aller ihrer Mitglieder 
erklären - Anregungen, die in diesem Haus 
geäußert werden, mit selbstverständlicher Auf
merksamkeit verfolgen, Kritik mit gebotenem 
Ernst zur Kenntnis nehmen und Vorsc:hläge 
mit entsprechender Sorgfalt prüfen. 

Was die Bundesregierung betrifft, wird sie 
ihrerseits alles tun, um ein Klima der Nüch
ternheit und der sachlichen Kooperation zu 
schaffen, wobei sie sich klar darüber ist, daß 
es, so wie in allen demokratischen Staaten, 
audl in Osterreich Sache des Parlaments ist, 
das Kontroversielle herauszustellen, um eine 
deutliche Profilierung der politisdlen Stand
punkte herbeizuführen." 

In diesem Sinne, Hohes Haus, begrüße ich 
daher aufs neue den Brief, den mir der Herr 
Bundesparteiobmann der .osterreichischen 
Voolkspartei am 8. Jänner dieses Jahres ge
sendet hat. 

Der Herr Bundesparteiobmann der FPO 
Peter hat schon bei früheren Gelegenheiten 
die Bereitschaft seiner Partei zur Zusammen
arbeit betont. 

Die Bundesregierung wird also nach wie 
vor neben der schon j etzt sehr befriedigend 
funktionierenden Zusammenarbeit mit den 
Wirtschaftspartnern auch um eine solche mit 
den Oppositionsparteien bemüht sein. Daß 
eine solche bereits in dem hinter uns liegen
den Jahren existierte, beweist eine Ubersicht 
über das Abstimmungsverhalten der politi
sc:hen Parteien im österreichischen National
rat. 

Von bis Jahresende in dieser Gesetzge
bungsperiode beschlossenen 3 1 1 Gesetzen wur
den verabschiedet: 260 oder 83,6 Prozent ein
stimmig, 9 oder 2 ,9 Prozent mit den Stimmen 
von OVP und SPO, 18 oder 5,8 Prozent mit 
den Stimmen von FPO und SPO, 24 oder 
7,7 Prozent nur mit den Stimmen der SPO. 

Da sich die Bundesregierung nac:h wie vor 
zu dem Grundsatz einer sozialdemokratischen 
Ges ellschaftspolitik bekennt, weiß sie sehr 
genau, d aß sie bei jenen Fragen, die durdl 
diese Gesinnung geprägt sind, die Unterstüt
zung der Oppositionsparteien nur schwer wird 

finden können. kber das wieder ist ein Lebens
gesetz der Demokratie : daß gesellschaftliche 
Veränderungen zu Kontroversen in der Poli
tik führen, die allerdings - und das ist wieder 
das Große an der Demokratie - in friedlichen 
Formen unter strengster Beobachtung ihrer 
Grundsätze sowie der Bestimmungen der Ver
fassung ausgetragen werden. (Anhaltender 
Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Zu einem Antrag zur 
Geschäftsbehandlung hat sich der Abgeordnete 
Robert Weisz zum Wort gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Robert Weisz (SPO) : Ich stelle 
den Antrag, über den Bericht des Bundes
kanzlers ansc:hließend eine Debatte abzufüh
ren. 

Präsident Dr. Maleta: Zur G eschäftsordnung 
hat sich der Abgeordnete Peter zum Wort 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Bisher gehörte 
es zu den parlamentarischen Usancen des 
Hauses, daß Erklärungen von Mitgliedern der 
Bundesregierung zum Zeitpunkt der Abgabe 
derselben allen Abgeordneten des Hauses 
schriftlic:h zur Verfügung standen. 

Ic:h weiß, daß sich mein Begehren nic:ht auf 
ein geschäftsordnungsmäßig verbrieftes Rec:ht 
stützt, halte aber fest, daß die von mir zitierte 
Vorgangsweise bisher Bestandteil der guten 
parlamentarischen Sitten zwischen Regierung 
und Opposition dargestellt hat. 

Ich erinnere an einen Vorgang in der 
Gesetzgebungsperiode von 1 966 bis 1 970. Als 
auf Grund eines Versehens damals eine Er
klärung des Herrn Bundeskanzlers Doktor 
Klaus nicht den Abgeordneten vorlag, inter
venierten die damaligen Oppositionsparteien, 
Sozialistische Partei und Freiheitliche Partei 
Osterreichs, es kam zu einer Unterbrechung 
der Plenarsitzung des Nationalrates. Sie 
wurde erst fortgesetzt, als die Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers Dr. Klaus allen Abge
ordneten des Hauses schriftlich vorlag. 

Ich bitte Sie, Herr Präsident, um Verständ
nis dafür, daß wir freiheitlichen Abgeordneten 
allergrößten Wert darauf legen, daß wir von 
einem sozialdemokratischen Bundeskanzler 
nicht schlechter behandelt werden, als wir uns 
seinerzeit von einem Bundeskanzler einer 
OVP-Alleinregierung behandeln haben lassen. 

Ich bitte darum um eine kurze Unterbre
chung der Plenarsitzung des Nationalrates, 
um den Sachverhalt in einer Präsidialkonfe
renz zu klären. 
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Präsident Dr. Maleta: Ich nehme die An
regung des Abgeordneten Peter auf und unter
breche daher die Sitzung zur Abhaltung einer 
Präsidialkonferenz. 

Da ich die Dauer der Sitzung niCht voraus
sehen kann, teile ich mit, daß die Fortsetzung 
der Sitzung eingeläutet wird. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

Die Sitzung wird um 1 1  Uhr 25 Minuten 
u n .t e r b  r 0 e h e  n und um 1 1  Uhr 55 Minu
ten w i e  d e r  a u f  g e n  0 m m e n. 

Präsident Dr. Maleta: Ich nehme die unter
brochene Sitzung wieder auf. 

In der eben stattgefundenen Sitzung der 
Präsidialkonferenz wurde übereinstimmend 
festgestellt, daß die in der vorigen Sitzung 
getroffene Vereinbarung, derzufolge die parla
mentarischen Klubs Vorausexemplare des 
Textes des Berichtes des Herrn Bundeskanz
lers bis gestern mittag erhalten s ollten, voll
inhaltlich eingehalten worden ist. 

Auf Ersuchen der beiden anderen Klub
obmänner sagte SPO-Klubobmann Abgeord
neter Weisz zu, sich dafür zu verwenden, daß 
zukünftig Regierungsmitglieder die Texte von 
Erklärungen, die auf der Tagesordnung einer 
Nationalratssitzung stehen, allen Mitgliedern 
des Hauses zugänglich machen werden. Selbst
verständlich ist dies unter anderem auch eine 
Zeitfrage. 

D ie Präsidialkonferenz stellte überdies ein
hellig fest, daß es sich bei dieser Vorgangs
weise um einen Akt der Courtoisie handelt, 
der geschäftsordnungsmäßig nicht erzwungen 
werden kann. 

Ich lasse nunmehr über den Antrag des 
Abgeordneten Weisz auf Abführung einer 
Debatte abstimmen und bitte j ene Damen und 
Herren, die diesem Antrag auf sofortige 
Durchführung einer Debatte über den Bericht 
des Herrn Bundeskanzlers ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Als 
erster zum Wort gemeldet hat sich der Abge
ordnete Dr. Koren. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! (Abg. Doktor 
G I  U b e I, aut die RegieIungsbank zeigend: 
Was die Abgeordneten sagen, interessiert 

sagen, Herr Bundeskanzler, daß heute die 
Diskrepanz zwischen d em, worauf die Offent
lichkeit und auch wir hier im Hohen Haus 
Antwort ·erwartet hätten, und dem, was Sie 
gesagt haben, noch nie so groß gewesen ist 
wie heute. Denn seit vielen Wochen nimmt 
die Zahl der Fragen, die im Raum stehen 
und auf die  die Bevölkerung eine Antwort 
erwartet, ununterbrochen zu. 

Nicht nur die Opposition hat immer wieder 
Fragen über die weitere Entwicklung ' unserer 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Pro
bleme aufgeworfen. Es war heute geradezu 
peinlich, wie Sie auf 58 Seiten eines Manu
skripts überwiegend einen Zahlen!haufen oder 
längst abgegebene Äußerungen noch einmal 
präsentiert haben, längst Gesagtes wieder
holten, ohne auch nur in einem einzigen 
Punkt an die heute brennenden Fragen wirk
lich oder auch nur andeutungsweise heran
zukommen. 

Das löst b ei mir die Frage aus : Herr Bundes
kanzler! Wollten Sie wieder einmal hewußt 
den Abgeordneten des Hohen Hauses vor 
Augen führen, was Sie in Wirklichkeit von 
ihnen halten? Wollten Sie also das Haus 
provozieren, so nach dem Motto "Von des 
Kaisers neuen Kleidern" , oder sind Sie in der 
Präsentation eines Berichtes, der die heute 
relevanten Kernfragen unserer wirtschaft
lichen Entwicklung beinhaltet, einfach über
fordert? Ich kann auf die 58 Seiten des Be
richtes beim besten Willen nicht voll ein
gehen. Aber ein paar Bemerkungen, Herr 
Bundeskanzler:  

Sie fingen auf d en ersten vier Seiten mit 
der Präsentation von Außenhandelszahlen des 
Jahres 1973 an, nannten Milliardenbeträge 
über Exporte und Importe. Das wirkliche 
Problem aber, d as in unserer ExportwirtsChaft 
heute existiert, nämlich das Zahlungsbilanz
problem, das sich in der Außenhandelsent
wicklung als brennendes Problem des heuri
gen und nächsten Jahres abzeiChnet, haben 
Sie nicht einmal am Rande erwähnt. 

An Ihrem Berich,t ist spurlos vorübergegan
gen, daß vor weni'gen Tagen die Illusion einer 
zumindest vorübergehend haltbaren Wäh
rungskooperation zwischen den westeuro
päischen Industrielän'dern kaputtgegang.en ist. 
Nicht mit einer Zeile ist dieses sehr s chwer
wiegende Problem erwähnt worden ! 

keinen Minister mehr! Früher sind alle da- Herr Bundeskanzler! Dann kamen drei 
gesessen! Wo ist zum Beispiel Frau Leodolter? Zahlen über Preise, mit der von Ihnen stereo
- Präsident Dr. M a l  e t a  gibt das Glocken- typ immer wieder wiederholten Feststellung, 
zeichen .) Wir haben im Verlaufe der letzten wo sich Osterreich im internationalen "Kon
Jahre schon viele Erklärungen von dieser zert" befindet. Darauf will ich gar nicht ein
Stelle aus gehört, ich muß aber ganz offen I gehen, denn mit keinem Wort haben Sie in 
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Dr. Koren 

dieser Erklärung das Inflationsproblem in 
seiner G esamtheit und in seinen Auswirkun
gen ,auch nur annähernd gestr,eift. (Beifall bei 
der aVp,) 

Sie haben nicht gesagt, was die asterreicher 
im heurigen Jahr zu erwarten haben. Sie 
haben kein Wort verloren über die Folgen, 
die sich aus dieser Entwicklung .für die ein
zelnen Bevölkerungsgruppen ergeben. Wo 
bleibt bei den Prognosen, die Ihr Finanz
minister für die Preisentwicklung des heurigen 
Frühj ahrs gesteHt hat, Ihr Kampf gegen die 
Armut? 

Was hilft das Berübmen mit neuen Anpas
sungsfaktoren für die Pensionsanpassung, 
wenn gleichzeitig die Inflationsrate diese An
passungsfaktoren erreicht und vielleicht über
holt? 

' 

Was hilft es großen gesellschaftlichen Grup
pen, wenn Sie hier internationale Vergleiche 
treffen, sie aber von den Konsequenzen, von 
den Folgen der Inflation betroffen werden? 

'Mit keinem Wort haben Sie eine der 
größten Bevölkerungsgruppen in unserem 
Land erwähnt: die Bauern. Ich 'glaube, dieses 
Trauma sollten Sie endlich einmal überwin
den ! (Beifall bei der avp.) 

Ein großer Teil Ihrer Rede - mehr als 
20 Seiten -, Herr Bundeskanzler, waren 
Details, die wir vom Beginn der Budget
debatte an bis vor sechs Wochen hier im 
Hause lange abgehandelt h aben. Es war eine 
Art Wiederho1ungsübung, offenbar für uns ge
dacht. 

Mit keinem Wort haben Sie ab er über 
dieses Jahr gesprochen, über die Frage, wie 
Sie etwa die Schere zwischen Inflationsent
wicklung und geringerem Wachstum in den 
Griff bekommen wollen. Und kein Wort über 
andere entscheidende Probleme. Das Gast
arbeiterproblem, das seit fast einem Jahr 
virulent geworden ist, ist in fünf Zeilen mit 
der Mitteilung erwähnt, daß Sie mit den 
Landeshauptleuten darüber reden werden. Daß 
das wesentliche und entscheidende Aspekte 
für das künftige Wirtschaftswachstum sind, 
scheint in Ihrer Rede nicht auf. 

Das einzige, das mir neu scheint an Ihrer 
Rede, ist das nUn endgültige und offensicht
lich nicht mehr vel1llleidbare Eingeständnis, 
daß Ihre Wohnbaupolitik eine Pleite gewor
den ist. (Beifall bei der avp.) 

Herr Bundeskanzler ! Die Feststellung, daß 
das Bodenrecht noch immer nicht erledigt ist, 
ist eine Tatsache. Ich negligiere diese Frage 
keineswegs. Nur werden Sie kaum einen Fach
mann d er Wohnungswirtschaftspolitik finden, 

der Ihre Meinung teilen oder behaupten 
würde, daß diese Frage auch nur den gering
sten Einfluß auf Ihr Versag,en in der Wohn
baupolitik der letzten Jahre gehabt hat. Ur
sache dieses Versagens ist die Tatsache, daß 
Sie das Inflationsproblem von Haus aus nicht 
ernst nahmen und daß Sie j etr.?:t eben dafür 
die Zeche bezahlen. (Beifall bei der avp.) 

Herr Bundeskanzlerl Was mich am meisten 
an Ihrer Erklärung enttäuscht hat, war, daß 
Sie Ihre Ankündigung von Anfang Jänner 
nicht wahr gemacht haben, Ceteris paribus, 
vielleicht hat sich inzwischen etwas geändert. 

Aber am 8. · Jänner haben Sie in der 
"Arbeiter-Zeitung" noch sehr selbstbewußt er
klärt, daß es hier im Parlament zur großen 
Abrechnung über die Energiepolitirk der Ver
gangenheit kommen wird, Es war anzuneh
men, daß Sie in die Vergangenheit flüchten 
werden, wenn Sie die Gegenwart nicht be
wältigen. Sie haben dort gesagt, daß das die 
Signaturdebatte dieses Frühj ahrs s ein werde. 
Was Sie heute 'Zur Energiewirtschaftspolitik 
sagen konnten, war wirklich keine Novität. 

Herr Bundeskanzlerl Ich glaube beinahe, 
daß Sie vielleicht in der Zwischenzeit Ihre 
beiden Regierungserklärungen noch einmal 
durchlesen ließen und vielleicht bei dieser 
Gelegenheit festgestellt haben, daß Ihr großes 
S elbstverständnis für Energiefrag,en, das Sie 
in der Pressekonferenz so deutlich dokumen
tiert haben, bei den Regierungserklärungen 
sichtlich in Vergessenheit geraten ist. Denn in 
Ihrer ersten Regierungserklärung vom 
27. April 1 970 scheint das Wort "Energie" 
nur in einer Nebenbeziehung auf, nämlich 
in dem Satz, daß im Zuge der "Modernisie
rung der österreichischen Wirtschaft" und so 
weiter die "Planung der öffentlichen Investi
tionen" ,  "Förderung der privaten Investi
tionen, koordinierte Weiterentwicklung des 
Energiesektors" betrieben werden wird. Das 
ist alles, was in Ihrer ersten Regierungs
erklärung über Energiefragen steht. 

In der zweiten steht nicht sehr viel mehr, 
dort sind es drei Zeilen. Es heißt dort:  

"Die im Bereich unserer Stromversorgung 
innerhalb der nächsten zehn Jahre zu erwar
tende doppelte Belastung" - eine Rechnung, 
die seit 25 Jahren üblich ist - "erfordert 
sowohl im Bereich der Stromerzeugung als 
auch im Leitungssektor gewaltige Investi
tionen." 

Das war, Herr Bundeskanzler, alles, was 
Ihre Regierungserklärung zu diesem Problem, 
obwohl Sie immer besonders prohlembewußt 
gewesen sind, enthalten hat. Herr Bundes
kanzlerl Vielleicht ist IhnEm auch aufgefallen, 
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Dr. Koren 
daß Sie dieses Problembewußtsein erst 1974 
entdeckt haben. Denn 1 969 haben wir Ihnen 
noch ein neues Elektrizitätsförderungsgesetz 
übergeben, das wir für zehn Jahre besChlossen 
haben, das also bis 1 979 läuft, das sehr um
fangreiche Neuerungen gegenüber dem frühe
ren beinhaltet hatte und das offensichtlich so 
gut konstruiert war, daß in den bisherigen 
vier Jahren seiner Geltung nicht der geringste 
Wunsch auf Änderung angemeldet worden ist. 
Zumindest kann ich mich nicht daran erinnern, 
daß in den letzten vier Jahren solche Bestre
bungen von seiten der Regierung oder gar 
des Finanzministers verfolgt worden wären. 

SChließlich und zuletzt haben Sie vielleicht 
auch festg-estellt, daß Sie vor rund eineinhalb 
Jahren einen Antrag von uns, die Bundes
regierung möge sich mit Energiefragen - es 
war im Zusammenhang mit der Budgetdebatte 
im Jahre 1972 - beschäftigen, abgelehnt 
haben, sodaß nicht sehr viel übriggeblieben 
ist, um Ihre große Signaturdebatte aJbzu
wickeln. 

Herr Bundeskanzler I Ich möchte nur auf 
einen Teil Ihrer Ausführungen näher ein
gehen nämlidl auf den Teil, wie Sie die Kris,e 
bewältigt halben. Das ist etwa auf Seite 15.  
Und hier stel-len Sie schlidlt und einfach fest, 
daß es durch einen Katalog von Energiespar
maßnahmen, der stufenweise in Kraft gesetzt 
worden ist, gelungen sei, Störungen des Wirt
schaftslebens und so weiter in den Griff zu 
bekommen und die Krise zu überwinden. 
Herr Bundeskanzler! Ich möchte miCh dann 
noCh ein bißChen mit den Details dieses Ab
laufes auseinandersetzen. Aber so viel, glaube 
ich, steht heute ,fest, daß diese Krise sich 
offenbar selbst bewältigt hat, denn Ihr Beitrag 
dazu war außer -e-inem angeschlagenen Han
deIsminister, der die Situation weiter verun
sichert hat, nicht überwältigend. (Beifall bei 
der OVP.) 

Wenn Sie auf Seite 17 von einer Liste der 
getroffenen Sparmaßnahmen sprechen, dann 
muß ich doCh festhalten, daß außer dem ver
fügten Tempo 1 00, auf das ich noch zu spre
chen kommen werde, und dem Pickerltag, 
der am 1 4 . Jänner in Kraft -getreten ist mit 
der gleichzeitigen Erklärung, daß es j etzt 
eigentliCh nicht mehr notwendig sei, an 
Energiesparmaßna'hmen nichts verfügt worden 
ist. Sie haben von der einen, von der anderen 
Maßnahme geredet, Herr Bundeskanzler, aber 
Sie haben keine Maßnahmen gesetzt in dieser 
Zeit. Ich glaube, daß man das wohl fes�halten 
darf, denn ich werde miCh dann noch damit 
zu besChäftigen haben. Es hat Sie ja der Ab
lauf dieser Debatte letzten Endes das Image 
eines Ministers gekostet, der bis zu diesem 

Zeitpunkt nicht zu den sChlechtesten im Image 
Ihrer Regierung gehört hatte, der j edenfalls 
nidlt in die große Gruppe der Fußmaroden, 
die Sie sChon lange mitsChleppen, zu zählen 
war. Und der ist Mer verheiz.t worden! (Beifall 
bei der OVP.) 

Ich glaube aber, Hohes Haus, daß der Ab
lauf der letzten drei Monate sehr deutliCh 
die Fragwürdigkeit und die Konzeptlosigkeit 
- wir haben ja heute wieder ein Beispiel 
dafür bekommen - des innen- und des wirt
schaftspolitischen Agierens dieser Regierung 
mehr als deutliCh, manchmal sogar in er
schreckender Weise hervortreten hat lassen. 

Bis zum Herhst des Vorjahres hat es für 
den Herrn Bundeskanzler offenbar nur eine 
Marschroute gegeben, nämLidl die, die Infla
tionskonjunktur ohne Rücksidlt auf die Folgen 
maximal zu seinem Vorteil zu nützen und 
zu diesem Zweck den Wachstums,fetischismus 
und das Verteilungsdenken in der öffentlichen 
Meinung so waCh als nur irgendwie möglich 
zu halten und damit alle Gedanken und alle 
Befürchtungen über die Folgen einer solchen 
Politik aus dem Bewußtsein der Bevölkerung 
zu verdrängen. Ich habe hier schon einmal 
festgestellt, Herr Bundeskanzler, daß Ihnen 
das im Bereich der Verdrängung des Infla
tionsbewußtseins in einem :gewaltigen Aus
maß gelungen ist, in e-inem Ausmaß, das man 
früher kaum für möglich gehalten hätte. 

Aber nodl am Beginn der wirtsChaftspoliti
schen Auseinandersetzung im verg,angenen 
Herbst, als von der Olkrise noCh keine Rede 
gewesen ist, waren die Warnsignale der Ver
änderung-en des internationalen WütsChafts
klimas sehr deutlich zu sehen. Damals haben 
die Regierung und besonders der Finanzmini
ster das Budget, dessen Voraussetzungen 
längst nicht mehr gegolten haben, als Grund
lage einer sorgenfreien Zukunft propagiert. 

Und dann, meine Damen un:d Herren, kam 
die erste, unmittellhare und hautnahe Heraus
forderung auf diese Regierung zu, eine Regie
rung, die bis dahin gewohnt gewesen war, 
mit Emotionen zu j onglieren und zu regieren. 

Mitten im Landtagswahlkampf in Oberöster
reiCh, als der Herr Bundeskanzler vollauf 
damit beschäftigt war, die Ereignisse von 
Schwechat in innenpolitisdle Münze umzu
setzen und in Oberösterreich fast tägliCh den 
FehdehandsChuh der Bundestestwahlen in die 
Gegend geschleudert hat, zu diesem Zeitpunkt 
gab es Krieg im Nahen Osten und die ersten 
NachriChten von einem drohenden Olembargo. 
Von diesem Augenblick an bis zum heutigen 
Tag ,ist die Chronologie der Ereignisse ein 
einziges Beispiel dafür, daß die Regierung 
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Dr. Koren 
nicht in der Lage gewesen ist, die Situation I Vereinbarung mit den Mineralölfirmen in 
sachlim richtig und verantwortungsbewußt zu Osterreich, "eine Einschränkung des Ausstoßes 
bewältigen. Der Stil des Herumredens, der der Raffinerie Schwemat auf 60 Prozent ver
Widersprüme, der Gags, der Ankündigungen, einbart" worden s ei,  das heißt eine 40prozen
der Widerrufe und neuen Ankündigungen ist tige ProdukNonsbeschränkung, daß dann auch 
zum Stil des sogenannten Krisenmanagements noch der letzte, der Ü'ber ein Fahrzeug oder 
dieser Regierung geworden. Der gleiche StH, einen Kanister verfügt hat, sich in Marsch 
meine Damen und Herren, der drei Jahre zu den Tankstellen gesetzt hat, war wohl 
lang seine Bewährungsprobe bei der Bewe- eine selbstverständliche Reaktion. 
gung der 'innenpolitisdlen Szene sdleinlbar so 
augenfällig bewiesen hatte. Ein Stil aber, den 
die österreichisChe Bevölkerung in einer als 
wirklich und ernst empfundenen Krise nur 
noCh als HHflosi'gkeit und als Ziellos'igkeit 
ausleg.en konnte. (Beifall bei der OVP.) 

Am vergangenen Sonntag hat sich der Herr 
Handelsminister in einem Bericht und Inter
view in der "Kronen Zeitung" darüber be
klagt, daß er die Glaubwürdigkeit in d er 
österreimischen B evölkerung verloren habe. 

Meine Damen und Herrenl ICh teile seine 
Meinung, daß er die Glaubwürdigkeit verloren 
hat . Was iCh beim besten Willen jedoCh nicht 
teilen kann, ist seine Enttäuschung darüber. 
Mim wundert nur, daß er sim darüber wun
dert, unglaubwürdig geworden zu sein. Denn 
vom ersten Tag der ersten AnzeiChen der 
Olkrise bis heute haben Sie, Herr Minister, 
alles dazu getan, um von der österreimismen 
Bevölkerung ni mt mehr ernst genommen zu 
werden. (Beifall bei der OVP.) Ihr Stil der 
hektismen Betriebsamkeit und der Wort
kaskaden hat so ,lange ausgereimt, weil er 
neuartig war, wohlwollend oder zumindest 
interessiert kritisiert zu werden, bis die Be
völkerung ni mt mehr - mehr oder minder 
belustigt - einem neuen Ministerstil zusehen 
konnte, sondern von einem Verantwortlimen 
in kritischen Tagen Klarheit, Festigkeit und 
Simerheit erwartet hat. Und die haben Sie 
bei Gott mehr als vermissen lassen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Weil Sie, Herr Handelsminister, wie Herr 
Nowotny es schildert, "Interviews nur mehr 
in Serie" gegeben haben, mußten Sie zwangs
läufig den EindruCk. zielloser Hektik erweCken, 
in einer Zeit, in der Sie Sidlerheit, Glaub
würdigkeit und V,ertrauen hätten ausstrahlen 
sollen. 

Am Beginn Ihres AJbbauprozesses stand, wie 
ich glaube, Ihre nicht sehr glücklime Erklä
rung vom 1 1 .  Oktober 1 973, mit der Sie den 
Zusammenbruch der Benzinversorgung am 
Wochenende vom 1 3 .  und 1 4 .  Oktober ausge
löst haben. Herr Handelsminister l  Was haben 
Sie von dieser Erklärung, die Sie damals 
abgegeben haben, anderes erwartet? Wenn, 
wie idl hier zitieren darf, der Handelsminister 
bekanntgab, daß auf Grund einer freiwilligen 

Daß Sie den Zusammenbrum der Treibstoff-
versorgung gerade an diesem WoChenende 
vom 1 3 .  und 1 4. Oktober provoziert haben, 
das war, glaube ich, ein großes Pech für Sie, 
denn der Herr Bundeskanzler war zu diesem 
Zeitpunkt mit der Vorbereitung der Wahl
niederlage in Oberösterreich besChäftigt. (Hei
terkeit bei der OVP.) Leider war das nicht 
Ihr ,einziger Fehler, wie Sie Herrn Nowotny 
gegenüber meinten. Denn aus der Fülle, Herr 
Minister, Ihrer Aussageninflation darf ich nur 
einige, wirklich nur einige - eine VoHzitie
rung würde Stunden erfordern - heraus
greifen; wie etwa: die Rücknahme nach dem 
1 4. ,  nun sei wieder alles in Ordnung naCh 
dem Zus ammenbruch ,  oder am 27. 1 1 :  die 01-
versorgung sei "absolut befriedigend", aber 
im gleichen Satz : "trotzdem ist die Lag,e 
natürliCh kritisch". Es kann S'ich also j eder 
aussuchen, ob die Lage befriedigend oder 
kritisch ist . .AIIIl 1 .  Dezember beruhigen Sie 
die Weihnachtsurlauber, sie . brauchen sidl 
übeflhaupt keine Sorge zu maChen - im glei
chen Satz -, wenn sich die Lage nicht ver
sChlechtert, und im nächsten Satz "vorläufig ist 
die Versorgung g,esiChert" gaben Sie alber be
reitwillig zu, daß sich die Situation über Nacht 
grundlegend ändern könne. Wiederum: sucht's 
euCh's aus, liebe Zuhörer, woUt ihr euch in 
Sicherheit gewiegt haben oder in totaler Un
sicherheit. Denn etwas, was siCh über Nacht 
ändern kann, Herr Handelsminister, ist eben 
niCht sicher. Damit haben Sie die MensChen 
verunsichert. 

Dann, Anfang Dezember, prüfen Sie die 
Notwendigkeit zusätzlicher Sparmaßnahmen. 
Am gleichen Tag wird die BewirtsChaftung als 
letzter Ausweg ins Auge gefaßt, und wieder 
am gleiChen Tag wird mitgeteilt, daß im De
zember keiner lei Versor,gungsschwierigkei ten 
zu erwarten seien. Auch an diesem Tag kann 
sich jeder die ihm genehme Meldung aus 
Ihrem Munde anhören. Und dann kommt 
wieder im Dezember, am 7. De'zember: Ver
sorgungslage absolut befriedigend, wenn siCh 
nichts ändert. NatürliCh. 

Vor WeihnaChten wird der autolose Tag 
pro Woche endgültig verkündet, notfalls wird 
die Benzinrationierung angekündigt, das Pro
blem des Heizöls schwer in die Debatte ge-
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worfen und die Tempobeschränkung auf 1 00 
- ich komme dann noch darauf zurück, Herr 
Handelsminister - als Benztineinsparungs
maßnahme gefeiert. Und so könnte man diese 
Zitierungen fortsetzen, fortsetzen und noch 
einmal fortsetzen. Herr Handelsminister! Jetzt, 
wo Sie kaum noch an Glaubwürdigkeit zu
sätzlich verlieren können, weil Sie slie ,end
gültig verspielt haben, setzen Sie noch einen 
Tupfen auf das i.  Zufällig sah ich diesen 
Montag Ihr Fernsehinterview, in dem Sie 
allen Ernstes mit dem Brustton der Uber
zeugung behaupten, Sie hätten bei der Ein
führung des Tempo 1 00 auf Osterreichs 
Straßen und Autobahnen niemals an Benzin
einsparungen gedacht, sondern nur an die 
Verkehrssicherheit. Herr Handelsminister! Ich 
weiß, warum Sie das sagen : Aus Rücksichten 
auf allfällige Klagen b eim Verfassungs
gerichtshof .gegen die Tempo-l OO-Verordnung, 
weil Sie wußten, als sie erlassen wurde, daß 
sie sicherlich verfassungsmäßig nicht haltbar 
ist. Als Sie sie erlassen haben, hat Ihnen 
kein Mensch daraus einen Vorwurf gemacht, 
weil jeder 'gewußt hat - zumindest n ach 
Ihren damaligen Äußerungen -, daß Ein
sparungen notwendig sein können. Und wenn 
Sie glaubten, damit einsparen zu können 
- viola:  die Tempobeschränkung. Wenn 
Sie aber heute allen Ernstes erklären, niemals 
hätten Sie an Kraftstoffeinsparungen durch 
diese Verordnung gedacht, ja, Herr Handels
minister, wer sollte Ihnen das noch abnehmen ? 
Wer? Ich glaube, der letzte Autofahrer weiß, 
daß er auf der Autobahn Tempo 1 00 fährt, 
weil Benzin gespart werden soll und niCht 
deswegen, w eil das besonders sicher, sondern 
höchstens besonders unsicher sein soll, wie 
ich höre. (Widerspruch bei der SPO. - Ruf 
bei der OVP: Hob! hat das gesagtf) Herr 
Albgeordneter Sekanina! Ich hab e  ausdrücklich 
von der Autoba:hn gesprochen. Im ganzen 
übrigen Bereich kann man wahrscheinlich über 
Tempofragen sehr leicht reden. Auf Auto
ba'hnen kenne ich noch niemanden . . .  (Zwi
schenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): B itte GesChwindigkeits'beschränkung 
bei den Zwischenrufen! 

Abgeordneter Dr. Koren (fortsetzend): 
Meine Damen und Herren I Diese Krise, die 
nun keine mehr ist oder nie eine gewesen 
ist, ist j edenfalls ein einziges Debakel Ihrer 
Politik und Ihres politischen Stils geworden. 
Der Herr Bundeskanzler, Herr Handelsmini
ster, hat Sie am Anfang dieser Misere ziemHch 
allein gelassen, sei es, wie g,esagt, weil er 
in Oberösterreich zu sehr beschäftigt war, sei 
es auch, weil er erst abwarten wollte, bis sich 
andere an diesem heißen Eisen die Finger 

verbrannt haben. Es hat jedenfalls eillIge 
WoChen gedauert, bis der Herr Bundeskanzler 
der österreichischen Bevölkerung, die auch auf 
ein Wort von ihm gewartet hätte, tropfen
weise einige Apen;:us zum Hesten geg'eben 
hat. In der gestrigen Fragestunde ist ja ein 
Teil dieser WidersprüchliChkeit seiner Aus
sagen sehr deutlich zum Ausdruck gekommen, 
und ich glaube, ich darf mir die neuerliche 
Zitierung dieser Dinge ersparen. 

Alles in allem betrieb der Herr Bundes
kanzler his Weihnachten eine sehr vorsichtige 
Eskalation des Krisengefühls, die meiner Mei
nung nach zu den Feiertagen ihren Höhe
punkt erreicht hat und die damals durch den 
Präsidenten des Gewerkschaftsbundes mit 
seiner Mitteilung über die erwartete Zahl der 
Arbeitslosen in diesem Land und der in Aus
sicht gestellten Verringerung der Frauen
beschäftigung, vor allem der verheirateten 
Frauen, eine gewisse Schockwirkung ausge
löst hat. In all dieser Zeit, in diesen Wochen 
bis Weihnachten ist die österreichischen Be
völkerung zwar mit Meinungen, Annahmen 
und Mitteilungen g,efüttert worden, aber nicht 
ein einZ'iges Mal mit konkreten Zahlen . Nie
mand in diesem Land kann sich bis heute 
und bis zur Stunde auch nur ein annäherndes 
Bild darüber machen und verschaffen, ob und 
welche Liefer- und Versorgungsbeschränkun
gen überhaupt existiert haben oder heute noch 
exisUeren, ob es eine Krise gegeben hat, ob 
es noch eine ,gibt oder ob es noch eine geben 
könnte. Der Herr Handelsminister hat in dem 
vorhin zitierten Interview sehr leichthin ge
meint, die Opposition sei ja die ganze Zeit 
danebengestanden, womit ich meinte, die 
Opposition habe keine Ahnung gehabt. Ich 
muß heute, Herr Handelsminister, feststellen, 
daß Sie ja dafür gesorgt haben, daß nicht 
nur die Opposition, sondern die ganze öster
reichische Bevölkerung danebengestanden ist. 
(Beifall bei der OVP.) Wenn lich nur ein Bei
spiel herausgreifen darf: In dem ersten Ge
spräch, dem sogenannten Krisengespräch, das 
die Regierung mit den Oppositionsparteien 
geführt hat, 'hieß es eindeutig, daß keine 
Lieferungen mehr aus Ingolstadt und aus 
Triest nach Osterreich kämen. Das hätte be
deutet, daß ein sehr wesentlicher Prozentsatz 
der österreichischen Versorgung ausfällt, mehr 
als 30 beziehungsweise 40 Prozent bei 
schwerem Heizöl und Benzin. Das wäre, wäre 
es wahr gewesen, eine echte Versorgungs
katastrophe gewesen. Damals hat ja der Herr 
Finanzminister sogar das Wort ausgesprochen, 
daß die TAL-Pipeline durch Osterreüh gehe 
und man diese allenfalls ja - ich will mich 
nicht näher ausdrücken - vielleicht anzapfen 
könnte. 
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Dann 'hieß es plötzlich, auch wieder aus 
dem Mund des Herrn Handelsministers, es 
gebe keine Heizöllieferungen aus dem Osten 
mehr (Zwischenrufe bei der OVP), und 
der Stromnotstand, der verkündet wurde, als 
die Kris'e angeblich vorüber war, is.t ja mit 
Versorgungsschwierigkeiten bei schwerem 
Heizöl begründet worden. 

Meine Damen und Herrenl Am gleichen Tag, 
vorige Woche, als im Wi-ener "Kurier" Herr 
Brantl - also ein nicht ganz unbedeutender 
Publizist aus dem Dunstkreis des Herrn 
Bundeskanzlers - einen längeren Artikel 
darüber schrieb, warum Energie gespart wer
den müsse und warum der Stromnotstand aus
gerufen werden mußte, hat er als eine der 
Begründungen noch angeführt : weil es keine 
Heizöllieferungen aus dem Osten gibt. 

Das war auf der Seite 2 des "Kurier" . Auf 
der Seite 3 war die Mitteilung des Handels
ministers, daß die Lie.ferungen aus dem Osten 
klaglos funktionieren. (Heiterkeit bei der 
OVP.) 

Was zuerst vielleicht echte und zum Teil 
sogar begreifliche - ich sage das ganz be
wußt - Verwirrung und Unsicherheit war, 
ist zumindest in den letzten Wochen zum 
bewußten politischen Spiel mit der Krise und 
zum Schattenboxen, mit dem die Regierung 
die in Sorge versetzte Bevölkerung von den 
elementaren Folgen einer falsChen Wirt
schaftspolitik a:blenken will, umfunktioniert 
worden. (Zustimmung bei der OVP.) 

Eine Meinungsumfrage von Ende Dezember 
hat ergeben, daß als Folge dieser Eskalation 
in den letzten Monaten des Jahres 10 Prozent 
der Befragten niCht mehr dem Wachstums
fetischismus und dem Anspruchsdenken, das 
Sie, Herr Bundeskanzler, so lang ,gepredigt 
haben, anhängen, sondern unter dem Eindruck 
der Energiekrise glauben, daß Einschränkun
gen und VerziChte in der Zukunft notwendig 
sein werden. Dieser Meinungswandel ist 
offenb ar die Urs,ache dafür, daß Sie nun ver
suchen, die Krise zum Vorwand zu nehmen, 
um der Bevölkerung neue Lasten aufzubürden. 

Gleichzeitig verwenden Sie diese rasch 
größer gewordene Sorge der Menschen in 
unserem Lande vor der Zukunft als Stimulans, 
um alle Ihre Fehler niCht mehr als Ihre Fehler, 
sondern als sCheinbar unvermeidliChe Folgen 
der Energiekrise erscheinen zu lassen. 

Die Regierungsklausur in Baden war die 
erste Gelegenheit im neuen Jahr, bei welCher 
der Herr Bundeskanzler mit fast flagellanti
scher Lust mit dem neuen Krisengefühl als 
Instrument zu operieren begonnen hat. Den 
Sieg Ü'ber eine Krise, die zumindest vorerst 
noCh nicht stattgefunden hat, entspreChend 

auszunutzen, entspricht, glaube ich, so ganz 
und gar dem politisChen Kaleidoskopstil, den 
der Herr Bundeskanzler so gern pfle<gt. 

Und wann, meine Damen und Herren, soll 
man denn einer Bevölkerung, die seit Jahren 
mit waChsender Unruhe und mit Sorge die 
Eskalation der Inflation verfolgt und den Be
teuerungen des absoluten Vorrangs der Stabi
lität immer weniger Glauben schenkt, ver
künden, daß eine neue Welle von Belastungen 
auf sie zukommt, daß die Preise stärker 
steigen werden als erwartet, daß Tarife er
höht werden müssen, d aß Gebühren steigen, 
mit einem Wort, daß sich das Rad der Inflation 
niCht langsamer, sondern schneller drehen 
wird, wann soll man ihr das erklären als in 
dem Augenblick, in dem die Sorge vor dem, 
was kommt, ihren Höhepunkt erreicht hat, 
gleichzeitig aber die "Teilentwarnung" ver
kündet wird? Und wann denn als in einem 
solChen Augenblick. ist eine Ministeraussage 
denkbar: "Benzinpreis nicht über 1 S" ! - höch
stens 6,90 S (Heiterkeit bei der OVP) -, eine 
solche Aussage, die in normalen Zeiten einen 
Sturm auslösen würde? Wann denn, meine 
Damen und Herren, kann man 18 Prozent 
höhere Telephongebühren, massive Strom
preiserhöhungen, zweistellige Ziffern der 
Lebenshaltungskostensteigerung, wie das der 
Herr Finanzminister tat, und den "Vorrang 
der Stabilität" gleiChzeitig verkaufen, ohne 
geprügelt zu werden? Wann denn kann man 
sich ohne alle Bedenken über das eindeutige 
Ergebnis einer j ahrelang angekündigten 
Frage, nämlich . ,Finanzierung der Gesund
heit" , skrupellos hinwegsetzen und das 
genaue Gegenteil der Meinung der Bevölke
rung tun als in einer solchen Phase? Und 
wann denn kann der fämge Offenbarungseid 
einer hilflosen, einer ziellosen und unglaub
würdigen Krisenpolitik besser vertuscht wer
den als in einer solchen Phase? Und wann 
denn kann mit einiger AussiCht auf Erfolg 
an den schwerwiegenden und entscheidenden 
Fragen der wirtsChaftlichen Probleme dieses 
und des nächsten Jahres in einer zweitägigen 
Beratung so restlos und völlig vorbeigegan
gen werden, wie das in Baden der Fall war? 

Ihre Klausur, Herr Bundeskanzler, im 
Helenental - übrigens 'genauso wie Ihr heuti
ger Bericht - hat j a  alle diese Fragen sorg
fälUg ausgeklammert. Denn ab j etzt soll die 
Welt ja wieder heil sein, die Probleme ge
hören unter den Teppich. 

ICh kann Ihnen nur eines sagen : Daß wir 
heute und hier über all das reden werden, 
was Sie wohlweislich nicht gesagt haben l Wir 
werden Sie rechtzeitig und sehr nachdrücklich 
an die Mängel, Fehler und Unterlassungen 
Ihrer Politik erinnern, denn es muß recht-

667 
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zeitig klargestellt werden, wo Ihre Politik 
längst versagt hat und längst säumig gewor
den ist. (Beifall bei der OVP.) 

ICh selbst möchte nur ein paar Punkte auf
grei1fen, von denen ich glaube, daß Sie dort 
ausgewiChen sind und daß Sie dort längst 
säumig geworden sind, in Fra,gen, die in einer 
Debatte wie heute von einem Bundeskanzler, 
der sich für die Politik in diesem L and ver
antwortlich fühlt, selbstverständlich hätten an
geschnitten w-erden müssen! 

Herr Bundeskanzler! Selbst wenn die 
Energiekrise weiterhin ohne einschneidende 
quantitative BesChränkungen und damit ver
bundene Versorgungs- und Produktions
störungen ablaufen sollte, w as zu erhoffen 
ist, aber nüch niCht endgültig beurteilt werden 
kann von unserer SiCht aus, so stehen wir 
dank Ihrer Politik vor wirtschaftliChen Ten
denzen 'für dieses Jahr, die manche Illusion 
zerstören müssen! 

Das Wachstum der WirtsChaft wird geringer 
sein als noch im vergangenen Herbst ange
nommen. 

Der von den WirtschaftsforsChern geschätzte 
Px oduktivitätszuwachs wird der niedrigste seit 
vi elen Jahren sein. 

Auf der anderen Seite aber werden die 
Preissteigerungen größer und durch die Preis
folgen der Olkrise noch zusätzlich gegenüber 
den Erwartungen verstärkt werden. Und aus 
der Nachfrage- wird nun eine Kosteninflatiün, 
die sehr viel schwerer zu beherrsChen ist als 
die Inflation des bisherigen Typs. 

Zum erstenmal seit vielen Jahren laufen 
die Konjunkturerwartungen in fast allen 
Industrieländern in der gleidlen Richtung, das 
heißt parallel in der Richtung auf WaChstums
verlangsamung, sodaß jede gegenwirkende 
Kraft im internationalen Gefüge fehlt. 

Und in allen europäisdlen Industrieländern 
besteht heute die Tendenz zur Verschlechte
rung der Zahlungsbilanzen, die durch die 
extreme Verteuerung des Rohöls noch massiv 
verstärkt wird. 

Und zuletzt - daraU!f habe ich sdlon hinge
wiesen - ist nun audl die kurzfristige 
Il1usion Vlerflog.en, daß es zumindest in einem 
erheblichen Bereich der europäisChen Indu
strieländer noch den Rest einer gemeinsamen 
Währungspolitik 'geben könnte. Der Wettlauf 
um die sCheinbar bessere Startposition im 
Kampf um die nur mehr langsamer wachsen
den Exportmärkte und im Kampf gegen die 
j etzt eintretenden Folgen der Auf- und Ab
wertungen vom vorigen Sommer hat nun be
gonnen. 

.Das 'bedeutet, daß sich die kur�fristigen und 
die längerfristigen Voraussetzungen der wirt
schaHlichen Entwicklung erhe'blich verändert 
haben und daß es anderer Mittel und anderer 
Maßnahmen bedarf, um diese Situation zu 
bewältigen. 

Die Voraussetzungen, meine Damen und 
Herren, auf denen das Budget 1 914 aufgebaut 
hatte, waren schon zur Zeit seiner Einbringung 
niCht mehr gegeben. Sie sind es heute noch 
viel weniger! Das war der Grund, warum ich 
zu Jahresbeginn den Herrn Finanzminister 
aufgefordert habe, realistische SChätzungen 
darüber anzustellen, ob und in welchem Um
fang die Ausgaben- und die Einnahmenerwar
tungen im sogenannten Grundbudget von den 
veransChlagten Zahlen abweiChen werden, 
mit anderen Worten, ob mit einer Ausweitung 
oder mit einer Verringerung des Defizits von 
1 1  Milliarden Schilling zu reChnen sein wird. 

Denn das, Hohes Haus, ist eine wesentliche 
Vorfrage für den Einsatz der vom Finanz
minister vorgelegten Zusatzbudgets. Falls es 
notwendig werden sollte, diese Budgets ein
zusetzen, können sie ja nur freigegeben be
ziehungsweise eingesetzt werden, wenn SChul
den in dem vürgesehenen Ausmaß aufgenom
men werden, nämlich rund 1 9  Milliarden Schil
ling. Und das dürfte zumindest unter den 
heutigen Bedingungen des Geld- und Kapital
marktes keine ganz einfache Angelegenheit 
sein. Daher ist es von entscheidender Bedeu
tung, ob sich am Saldü des Budgets durch 
die inzwisChen eingetretenen wirtschaftlichen 
Veränderungen 'etwas ändern wird 'Oder nicht. 

Der Herr Finanzminister hat aber solche 
Uberlegungen für unnotwendig Igehalten, weil 
seine Budgets unter allen oder keinen Vor
aussetzungen stimmen. Der Redmungsab
schluß beweist ja immer erst ein Jahr später, 
was letzten Endes niCht gestimmt hat. 

Meine Damen und Herren! ICh habe diese 
Frage ja nur aufgeworfen, weil von ihr der 
wirkliche und nicht der theoretische Spiel
raum der Budgetpolitrk im Jahr 1 914 bestimmt 
wird. Denn das Schlagwort von der Doppel
strategie - das ist eine Art Zweifrontenkrieg, 
der gleichzeitig Expansion und Restriktiün be
treiben süll - bleibt so lange, Herr Finanz
minister, eine leere Hülse und eine selbst 
theoretisch sChwieri,ge SandkastenÜ'bung, so
lange die Soldaten dazu - Verz,eihung: die 
Mittel und die Instrumente dafür - nicht 
vernügbar sind. 

Wenn Sie den Kampf gegen die Inflation 
nicht nur so wie bisher als Alibi verstehen 
wollen, sondern als das j etzt wirklich vor
dlinglichste Problem, vor dem wir stehen, 
dann ist eine Hilfestellung für die Einkom-
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menspolitik in diesem Jahr unerläßlkh. Ich 
will das Smlagwort vom Big B argain ni mt 
überstrapazieren. Aber wir müssen dom klar 
sehen, daß 1 974 das härteste J ahr für die 
Menschen in diesem Lande seit geraumer Zeit 
sein wird, weil die Inflationsfolgen doppelt 
fühlbar sein werden, wenn der Zuwachs der 
Realeinkommen einfach nicht mehr entspre
chend sein kann. 

Ich glaube, daß es in einem solchen Jahr, 
das die mit weitem Abstand stärkste Bela
stung der Arbeitnehmer bringt, nämlich 
35 Prozent Zuwachs der Lohnsteuer in einem 
einzigen Jahr, wirklich vertretbar ist, einen 
entsprechenden Schritt zu setzen, um die 
Spannungen in der Einkommenspolitik in 
diesem Jahr zu mildem. 

Uberlegen Sie vielleicht auch, meine Damen 
und Herren von der linken Seite, daß es einen 
solchen Zuwachs noch in keinem Jahr der 
N ach:kriegszeit, mit Ausnahme der Inflations
periode der unmittelbaren Nach:kriegsjahre, 
gegeben 'hat. Ein solcher Zuwachs wäre von 
Ihnen zu j eder anderen Zeit als eine untrag
bare Provokation empfunden worden! (Zustim
mung bei der OVP.) 

Der Herr Finanzminister könnte diesen Bei
trag leisten, denn das wäre ohne Einfluß auf 
sein Budget. In diesem Budget ist nämlich 
die Lohnsteuer - das hat auch inzwischen 
der Gewerkschaftsbund nachgerechnet - weit 
unter den realistischen Erwartungen angesetzt. 
Das heißt, Herr Finanzminister :  Wenn Sie 
keine Entlastung herbeiführen, würden Sie im 
Jahre 1 974 wesentlich mehr an Lohnsteuer 
empfangen, als Sie in Ihrem Budget vorge
sehen haben. 

Ich glaube, daß es nicht unbillig wäre, eine 
echt budgetmäßig nicht wirksame Entlastung 
tatsächlich vorzunehmen. Es ist die einzige 
Chance, von dieser Seite aus einen Beitrag 
für die Konjunkturpolitik dieses Jahres zu 
teisten! (Neuerliche Zustimmung bei der OVP.) 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herrenl 
Zu den längerfristigen wirtschaftspolitischen 
Fragen, die auch im Rahmen der heutigen 
Debatte besprochen werden müßten, habe ich 
bei zwei Gelegenheiten erst in der jüngsten 
Vergangenheit Stellung genommen: Bei der 
ersten Lesung des Budgets und bei der De
batte über das Kapitel Finanzen. Ich möchte 
mich hier keinesfalls wiederholen. Ich möchte 
nur eindringlich darauf hinweisen, daß es im 
Interesse aller Menschen in diesem Lande 
wäre, rechtzeitig und bald mit der Vorberei
tung einer wirklich konzeptiven Wirtschafts
politik zu beginnen, die sich nicht mit den 
Tagesproblemen herumsmlägt, sondern die die 
erwarteten Tendenzen der nächsten Jahre ins 
Auge faßt: 

Etwa das Prablem der strukturellen Ver
änderung unserer Handels- und Zahlungs
bilanz, die einen neuen Exportdrive notwendig 
macht, der nicht nur mit ein p aar kredit
politisdlen Maßnahmen initiiert werden kann ; 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Arb eits
marktpolitik, wo wir vor einer völlig ver
änderten Situation gegenüber den letzten 
Jahren stehen; Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Fremdenverkehrs, wo wir derzeit eben
falls zweifellos in eine Periode strukturellen 
Umdenkens für die nächsten Jahre eintreten. 
Idl will hier gar nicht die anderen Fragen 
der längerfristigen Einplanung von Umwelt
problemen, Fragen der Energiepolitik zusätz
lich anschneiden. 

Das, Hohes Haus, führt mich nur am Rande 
zu den Erklärungen des Herrn Bundeskanzlers 
am Sdlluß seiner Rede, wo er die Regierungs
erklärung neuerlich zitiert, seine dortigen 
verbalen E:[�klärungen zur Offenheit der Regie
rungspartei 'gegenüber anderen Fraktionen 
noch einmal wiederholt und die Briefe bezie
hungsweise Stellungnahmen der Obmänner 
der zwei Oppositionsparteien begrüßt hat. 

Herr Bundeskanzler! Solche Erklärungen 
kosten natürlich gar nichts. Nur eines, glaube 
idl, muß idl hier abschließend feststellen : Wir 
haben Ihnen sehr deutlidl gesagt, daß wir 
in schweren Fragen, die die Gesamtwirtschaft 
unseres Landes und unsere Bevölkerung be
treffen, selbstverständlich zur Kooperation 
'bereit sind. Aber ich bitte Sie, das wirklich 
nicht mißzuverstehen als ein Drängeln um 
Ihre Gunst. Weil wir Verantwortung für 
dieses Land 'fühlen, sind wir bereit, die politi
sche Opportunität zurückzustellen und für die 
gemeinsame Sache mitzuwirken! (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Sie haben bisher wenig 
dazu beigetragen, auch einer Oppositions
partei dieses Mitwirken möglich zu machen. 
Wir haben zu wiederholten Malen festge
stellt, daß man nur dann über Mitwirken und 
über Mithelfen bei wichUgen Fragen reden 
kann, wenn man auch informationsmäßig aus
reichend versorgt wird. Diesbezüglich, Herr 
Bundeskanzler, darf ich eindeutig feststellen, 
daß wir in den letzten Monaten in allen ent
scheidenden Fragen - vielleidlt wußten Sie 
selbst nicht, worum es geht; d as ist möglich -
keinerlei Informationen bekommen haben! 
Denn Erklärungen, wie sie auch der Presse 
abgegeben werden, sind ja keine Informa
tionen. Zahlen_ und Fakten, Unterlagen: das 
wären notwendige Informationen. Das, was 
Sie heute in Ihrer Rede gebracht haben, Herr 
Bundeskanzler, nämlich alte Erklärungen, 
Teile einer früheren Budgetrede, das Herum-
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reden um die wirklichen Dinge, das war sein bis zur Stunde noch nicht vor:handen sein 
zweifellos ebenfalls kein Beitrag. sollte . Im Gegenteil, Herr Bundeskanzler, Ihre 

Deshalb möchte ich abschließend nur fest- heutige Erklärung ist meines Erachtens ein 

halten : Herr Bundeskanzler! Seien Sie ganz bedauerlicher Vernebelungsversuch, ist ein 

bestimmt versichert, wir werden Sie weiter psychologisch sicher geschickt angelegter 

kritisieren und weiter für die ö sterreichische Schachzug, den derzeit in Osterreich für Staat, 

Bevölkerung j ene Wachsamkeit an den Tag , Wirtschaft und Bevölke��.
ng auf dem Energie

legen, die wir bisher an den Tag gelegt haben. sektor gegebenen Reahtaten aus dem Wege 

Verwechseln Sie eine verantwortungsbewußte zu gehen. 

Kooperations'bereitschaft bitte nicht mit Wir Freiheitlichen werden uns heute in der 
Schwäche ! (Lebhafter anhaltender Beifall .) Diskussion bemühen, in der Form sehr ver-

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet bindlieh, im Argument aber überaus hart der 

ist der Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. sozialistischen Alleinregierung zu begegnen. 
Man wird uns von der Regierungsbank atte-

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 
stieren müssen, daß wir uns bisher weder �ür 

Meine Damen und Herren ! Vor kurzer Zeit ein Krankreden noch für ein Gesundbeten aus
ist im sozialistischen Organ "Die Zukunft" 
ein Artikel aus der Feder Dr. Bruno Kreiskys 
unter dem Titel "Ein Proz·eß des Umderukens 
zum Parteitag 1 914" erschienen. Vergleicht 
man den Inhalt dieses Aufsatzes des Herrn 
Bundeskanzlers mit j ener Erklärung, die er 
heute dem Nationalrat abgegeben hat, so darf 
man guten Grundes die Behauptung aufstellen, 
daß der "Bundesvorsitzende" Dr. Kr·eisky in 
eklatantem Widerspruch zum "Bundeskanz
ler" Dr. Kreisky steht. Als Beweis führe i ch  
den Inhalt des Artikels in der "Zukunft" und 
den der heute abgegebenen Erklärung an. 

Einen Satz möchte ich aus dem Aufsatz des 
Herrn Bundeskanzlers besonders herausgrei
fen, worin er sich mit folgenden Worten an 
den kriNschen Bürger unseres Landes wendet. 
Ich zitiere : "Den kritischen Staatsbürger, den 
gilt es noch zu schaffen. G ewiß, es gibt ihn 
schon vielfach, aber als generelle Erscheinung 
ist er eher eine Fiktion." 

Und dann folgt ein Satz aus der Fieder des 
Herrn Bundeskanzlers, den m an auf der Zunge 
zerfließen lassen und über den man nachden
ken muß, wenn Herr Dr. Kreisky darin wört
lich ausführt : Der kritische Staatsbürger "muß 
in die Lage versetzt werden zu erkennen, was 
geschieht hinter dem , was zu geschehen 
scheint". Darf ich diesen Satz noch einmal 
wiederholen : Der kritische Staatsbür1ger "muß 
;in die Lage versetzt werden zu erkennen, was 
geschieht hinter dem, was zu geschehen 
scheint" . Und ich darf die Frage aufwerfen, 
Herr Bundeskanzler: Was geschieht hinter 
j ener Erklärung, also hinter dem, was derzeit 
auf dem Erdölsektor zu gesch,ehen scheint? 

Klubobmann Professor Koren hat bereits 
einen Beitrag zur Aufhellung dieser Thematik 
geleistet, und 'ich möchte Ihnen, Herr Bundes
kanzler, den Vorwurf machen, daß der Inhalt 
Ihrer heutigen Erklärung sicher nicht geeignet 
ist, das Bewußtsein eines kritischen Bürgers 
dort zu wecken, wo dieses kritische Bewußt-

gesprochen haben . Im Gegenteil, wo es not
wendig war, anzupacken, mitzutragen und 
mitzugestalten, haben wir Freiheitlichen es 
immer dann getan, wenn Herr Bundeskanzler 
Dr. Kreisky dem von ihm postulierten Grund
satz der Reformen für ein neues und modernes 
Osterreich treu .geblieben ist. 

Wiegt und prüft man den Inhalt der heuti
gen Erklärung des Herrn Bundeskanzlers, 
dann kommt man nicht zu dem Eindruck, daß 
es eine in die Zukunft weisende Erklärung 
war, die Wege und Konzepte aus verschiede
nen Schwierigkeiten heraus aufzeigt. Im 
Gegenteil, die heute vom Herrn Bundeskanzler 
abgegebene Erklärung betrachte ich als ein 
Sammelsurium von vermeintlichen und er
brachten Leistungen dieser Regierung, ver
bunden mit Zulmnftshoffnungen, die geweckt 
werden, die aber bei weitem nicht erfüllt 
worden sind, angereichert durch Zahlen und 
statistische Hinweise. 

Zu Ihren Ziffern, Herr Bundeskanzler, eine 
knappe und kurze Feststellung: Es ist aus
geschlossen, in der kurzen zur Verfügung 
steh�mden Vorbereitungszeit diese Z ahl'en 
zu kontrollieren ; daher unterläßt man es am 
besten, dazu Stellung zu nehmen. Es bleibt 
daher offen, wie richtig oder wie falsch die 
heute von Ihnen dargelegten Ziffern war,en 
beziehungsweise sind. 

Ein weiteres Charakteristikum der heute 
vom Herrn Bundeskanzler abgegebenen Er
klärung ist wohl die Tatsache, daß die Quan
f!ität der Qualität nach wie vor von der 
sozialistischen Alleinregierung vorgezogen 
wird. Diese 58 Seiten der heutigen Erklärung 
stellen auf weiten Strecken einen Akt der 
Selbstbeweihräucherung der sozialistisch,en 
Alleinregierung dar. 

Ich möchte mich bemühen, den Inhalt der 
Erklärung etwas anders zu charakterisieren, 
als es Herr Professor Koren getan hat. I ch  
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sehe eine Zweiteilung dieser heutigen Erklä
rung in einen vor allem wirtschaftlichen ersten 
Teil, während der 'zweite Teil das Thema 
"V'ier Jahre sozialistische Regierung" unter 
dem Motto "Schaut, so gut sind wir'" b ehan
delt. Es ist das gute Recht des Herrn Bundes
kanzlers, sich für diese Vmgangsweise ent
schieden zu haben. 

Wie würde man den ersten Teil, die wirt
schaftlichen Probleme unseres Landes betref
fend, zusammenfassen müssen? Die Einleitung 
etwa so:  Es handelt sich um die Darlegung 
der wirtschaftlichen Verflechtungen Oster
reichts mit dem Ausland. Im Zusammenhang 
damit folgt dann das von mir schon erwähnte 
Potpourri von Zahlen und anderen statisti
schen Angahen. - Soweit die Einleitung der 
Erklärung. 

desminister Dr. Staribacher, an die Eröffnung 
der Importanlage bei Denzel er1nnern, bei der 
Präsident Sallinger in seiner Rede d'ie Situa
tion mit einem einzi'g.en Satz sehr treffend 
dlarakterisiert hat, wenn er meinte : Wenn 
mein Auto den Namen Staribacher hört, dann 
beginnt es zu weinen ! Und wenn heute vie,le 
Osterreicher den Namen Staribacher hören, 
dann beginnen sie auch zu weinen, vor allem 
auf Grund dessen, was Sie im Zuge der Erd
ölkrise drei Monate hindurch gegenüber der 
österreichischen Offentlichkeit gesagt haben. 

Gestatten Sie, daß ich eine Passage aus 
Ihrer Rede bei der Eröffnung der Importanlage 
Denzels herausgreife. Damal s verwiesen Sie 
darauf, daß der Herr Bundeskanzler in der 
Regierungsklausur in Baden bei Wien die 
Meinung vertreten habe, wonach die G e
schwindigkeitsbegrenzung mit 1 00 Stunden-

In der wei,teren Folge des ersten Teils k>ilometern auf der Autobahn künftig nicht zu 
werden d ann die derzeitigen Schwerpunkte halten sei. Obwohl Sie d erzeit nicht der zu
der sozialistischen Wirtschaftspolitik aufge- ständige Ressortchef sind, möchte ich doch an 
zeigt, nämlich Stabilitätspolitik, Energiepolitik Sie wie auch an den Herrn Bundeskanzler die 
und Vol�bes�äfttigungspolitik. Als interessan- Frage richten : Wie steht es mit dieser Pro
tes DetaIl ware zu vermerken, d aß der Wachs- blematik? Welche Maßnahmen beabsichtigt 
t�mspolitik 

. 
heute vom Herrn Bundeskanzler die Bundesregierung zu welchem Zeitpunkt 

mcht mehr Jene Bedeutung und Rangordnung in diesem Zusammenhang zu treffen? 
zuerkannt wird, wie das mehr als drei Jahre 
hindurch von dieser sozialistischen Allein- I 

Kommen wir zurück. zu dem Kummer, den 

regierung getan wurde. der Herr Bundeskanzler mit dem Heute, mit 
den offenen Problemen der Gegenwart hat. 

Zusammenfassend kann zum ersten Teil der Das dürfte ·einer der wesentlichen Gründe 
Erklärung des Herrn Bundeskanzlers gesagt dafür gewesen sein, daß Dr. Kreisky sehr ein
werden, daß Maßnahmen aus der Vergangen- gehend und intensiv den G lanz vergangener 
heit - zum Teil ,einer sehr, s·ehr weit bis zum Tage in seiner Erklärung beschworen hat, um 
Staatsvertrag zurückreichenden Vergangenheit mit dem Glanz vergangen er Tage seine heu
- mit künftig zu treffenden Maßnahmen tige Erklärung aufzuputzen, wenn er unter 
-- zum T'eil eine noch sehr, sehr weite und anderem ausführte :  
ferne Zukunft berührend - verquickt werden, "Ein . . .  erwähnenswerter Umstand ist  der, 
um über die dürftig,e Substanz der konkreten daß es bei d en Staatsvertragsverhandlungen 
sozialistisd1en Gegenwart hinwegzutäuschen. 1 955 in Moskau gelungen war, die österreiSomit scheint es der Herr Bundeskanzler heute chisehen Erdölfelder wieder in österreichische 
mit Konfuzius zu halten, der einmal sagte : W,er Hand zu <bekommen." 
das Morgen nicht bedenkt, wird Kummer 
haben, bevor das Heute zu Ende geht. Dieses 
Morgen bedenkt die sozial istische Alleinregie
rung zuwenig und teilweise gar nicht, beson
ders dann , wenn es um entscheidende Dinge 
der Vlirtschaftspolitik geht. 

Soweit vorerst einmal die Darlegung des 
sehr dürftigen ersten Teils der Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers, der sehr wohl Kummer 
mit 'den offenen Problemen der Gegenwart hat, 
es aber vorzog, auf die bloßen Wunden dieser 
aktuellen Gegenwartsprobleme gar nicht ein
zugehen. 

Kummer dürfte der Herr Bundeskanzler auch 
mit seinem derzeitigen Handelsminister haben. 
Ich möchte von Herrn Dr. Koren beJ1eits Ge
sagtes nicht wiederholen, sondern, Herr Bun-

Darüber herrscht wohl bei j edem Oster
reicher tiefe Genugtuung, daß es gelungen ist, 
dieses Ziel zu erreichen. Aber wenn man, Herr 
Bundeskanzler, den Glanz vergangener Tage 
beschwört, dann soll man es vollständig und 
auch in voller Obj ektivität tun. Man soll in 
diesem Zusammenhang nicht nur auf den 
Glanz vergangen er Tage verweisen, sondern 
auch auf die Blößen, Schwächen und Ver
säumnisse der damaligen und der heutigen 
Machthaber eingehen. Auf Versäumnisse,  die 
uns heute großes Kopfzerbrechen bereiten und 
die nicht über Nacht bewältigt und aus der 
Welt geräumt werden können. 

Man müßte, wollte man den Nationalrat 
sowie die Offentlichkeit objektiv informieren 
und vor allem der nachrückenden Generation 
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j unger OsterreicheT ein objektives Bild der 
jüngsten Entwicklung unseres Vaterlandes vor 
Augen führen, auch auf verschiedene im Zu
sammenhang mit der Erdölpolitik recht uner
freuliche Umstände aufmerksam machen, so 
zum Beispiel auf j ene Umstände, die mit dem 
Begriff der RAG, der Rohöl-Gewinnungs AG, 
nun einmal verbunden sind. Hier darf ich viel
leicht daran erinnern, daß es seinerzeit, als 
diese Entscheidung :heranstand, im oberöster
reichischen Landtag sehr eingehende und un
erfreuliche Debatten gab, weil sich die damals 
im Amt befindliche Bundesregierung entschlos
:sen hat, es dem Lande Oberösterreich zuzu
muten, diese Rechte über österreichische 
Bodenschätze ausländischen Firmen zu über
tra,gen. Man müßte auch auf derart unerfreu
liche Probleme eingehen, wollte man objektiv 
informieren und wollte man vor allem die 
jüngeren Osterreimer vollständig informieren. 

21 Jahre große Koalition müßte man er
wähnen, Herr Bundeskanzler, und gleichsetzen 
mit 21 Jahren eklatanter Versäumnisse auf 
dem Gebiet der Vorsorge- und B evorratungs
politik. Vier Jahre OVP-Alleinregierung 
müßte man erwähnen, ,um die gleichen Ver
säumnisse in Erinnerung zu rufen, und fast 
ebenso vier Jahre sozialistische Alleinregie
rung wären 'zu zitieren, um dieses unerfreu
liche Bild abzurunden. 

Soviel zum ersten Teil der Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers. 

Zum zweiten Teil wäre zu sagen, meine 
Damen und Herren, daß dieser in einer Art 
Zwischenbilanz über die bisherige Regierungs
politik etwa unter dem schon angeführten 
Motto "V'ier Jahre sozialistische Bundesregie
rung" zusammenzufassen wäre. 

Gestatten Sie mir, daß ich die Themen auf
zähle, die der Herr Bundeskanzler behandelt 
hat : Familienpolitik, Umwelt, Gesundheit, 
Wohnungsbau, öffentlicher Dienst, Verwal
tungsreform, staatsbürgerliche Bildungsarbeit, 
Mitbestimmung, Entgeltfortzahlung und die 
Situation auf dem Lohnsektor. Gegen Ende 
des zweiten Teils wird dem österreichischen 
UNO-Kontingent der Dank ausgesprochen, wo
gegen durchaus nichts ·einzuwenden ist. Den 
Schluß bilden Passagen über die Zusammen
arbeit mit den Oppositionsparteien und über 
die Notwendigkeit, in der Demokratie Kom
promisse zu finden j die Briefe der bei den Ob
männer der Oppositionsparteien über die Be
reitschaft zur Zusammenarbeit mit der Bundes-
regierung werden erwähnt. 

Aber, Herr Bundeskanzler, darf ich doch 
auch daran erinnern, daß seit dem 4. Dezember 
des vergangenen Jahre in Fra'gen der Bevor-

ratUIl'g sowie in Fragen der Bewältigung der
zeit bestehender ,energiepolitischer Engpässe 
zumindest mit der freiheitlichen Opposition 
keine Kontaktgespräche stattgefunden haben 
und daß wir so gut wie über keine seriösen 
Informationen von der Bundesregierung seit 
diesem Zeitpunkt verfügen. Hier ist vom frei
heitlichen Standpunkt mit Nachdruck zu unter
streichen, daß die verbale Bekundung der Be
reitschaft der sozialistischen Alleinregierung 
zur Zusammenarbeit gerade in Richtung der 
Freiheitlichen zu wenig zu sein scheint, denn 
eines, Herr Bundeskanzler, nehmen wir Frei
heitlichen für uns in Anspruch :  Wir haben uns 
nie .dem Anpacken und Mittrag'en entzogen, 
wenn dieses Anpacken und Mittragen in jener 
Richtung lag, die Sie mit Ihrem Amtsantritt 
im Jahre 1 970 bezüglich der Reformen für ein 
modernes Osterreich gesetzt haben. Von der 
Mehrwertsteuer über das Stahlgesetz bis zur 
Buncrnetallösung reicht die Bereitschaft der 
freiheitlichen Abgeordneten 'zum Anpacken 
und Mittragen. Aus dieser Zusammenarbeit 
und Zustimmung erwächst uns Freiheitlichen 
auch das moralische Recht, Ihnen heute vom 
A[,:gument her mit mehr Härte zu begegnen 
und dabei dennoch verbindlich zu bleiben. 

Darum muß ich den Vorwurf aufrechter
halten, daß Ihre heutige Erklärung für die 
österreichische Offentlichkeit und für die öster-
reichische Wirtschaft bei weitem ke'in kulina
rischer Leckerbissen gewesen ist. Ein politism 
garnierter Fruchtsalat in Essig und 01 ist es, 
Herr Bundeskanzler, den Sie der österreimi
schen Offentlichkeit heute vorsetzen! Mit dem 
harten Vorwurf eines politisch garnierten 
Fruchtsalates in Essig und 01 meine ich, daß 
in Ihrer heutigen Erklärung nichts, aber schon 
gar nichts organisch zusammenpaßt und 
methodisch aufgebaut ist. Hier sollte der Sie
ger der Jahre 1 970 und 1 97 1  etwas mehr in 
Richtung der weiteren Entwicklung der beiden 
vor uns liegenden Jahre in dieser Gesetz
gebungsperiode denken. 

Sehr oft begegnet man einem Satz von 
Ihnen, der auch als erster übe'r der heutigen 
EJ1klärung steht, wenn Si'e sag.ten: "In dem 
Bericht, den ich am 10. Juli 1 973 dem Hohen 
Hause über die wirtschaftliche Lage des Lan
des gegeben habe, habe ich unter anderem ge
meint, daß trotz optimistischer Prognosen der 
Wirtschaftsforscher die Konjunkturlage kein 
Anlaß 'Zu einer Prosperitäts euphorie sein 
darf." 

Diesem rhetoflismen Gemeinplatz, den man 
in der "Zukunft" genauso liest wie in der 
Erklärung vom 1 0. Juli 1 973 und der uns 
heute wieder vorgesetzt wird, wird nachträg
lich beinahe der Sinn einer prophetischen 
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Warnung unterlegt. Genauso wie in der heu
tigen Regierungserklärung, wie in Ihrem Be
richt vom 10. Juli 1973, kann man dazu auch 
in der "Zukunft" nachlesen. Ich zitiere : 

"Ich sehe noch vor mir das leicht spöttische 
Lächeln der Exponenten der ökonomischen 
Sachkenntnis, als ich vor Monaten schon vor 
der Prosperitätseuphorie warnte und die Auf
fassung vertrat, daß es Ereignisse geben 
könne, die mit einem Schlag die wirtschaftliche 
Lage zu verändern vermögen." 

Herr Bundeskanzler! Sie haben recht behal
ten. Die Ereignisse, die die wirtschaftliche 
Lage mit einem Schlag verändert haben, sind 
eingetreten. Trotz Ihrer heutigen Erklärung 
sind Sie die Folgerungen, sind Sie die Nutz
anwendungen aus Ihrer eigenen Erkenntnis 
schuldig geblieben. Diesen von mir zitierten 
Kreisky-Satz müßte ein Abgeordneter dieses 
Hohen Hauses überaus ernst nehmen, wenn 
der Herr Bundeskanzler heute Ibereit und in 
der Lage gewesen wäre, aus seinen eigenen 
Erkenntnissen die Nutzanwendungen zu zie
he. Warum Sie es nicht getan halben, weiß ich 
nicht. Warum Sie sich diese Chance entgehen 
haben lassen, entzieht sich meiner Kenntnis. 

Ich muß Ihnen in einem weiteren Satz Ihrer 
heutigen Erklärung ebeIl!falls widersprechen, 
wenn Sie auf den Seiten 3 und 4 derselben 
wörtlich ausführten: "Osterreich ist ein moder
ner Industriestaat geworden, was am deutlich
sten illustriert wird durch den Umstand, daß 
heute rund 2,7 Millionen Menschen in der 
österreichi,schen Wirtschaft beschäftigt 'sind." 

Herr Bundeskanzlerl Das ist wahr. Es ist 
begrüßenswert, daß wir diesen hohen Stand 
an Beschäftigten haben, und es ist doch in 
einem sehr entscheidenden Punkt nur die 
halbe Wahrheit. Die halbe Wahrheit des
wegen, weil Sie auf die Schwierigkeiten der 
österreichischen Betriebsstruktur nicht einge
gangen sind. Die österreichische Betriebsstruk
tur zeig,t sich lin einem überaus problemati
schen Licht und erhellt andererseits, welche 
Leistungen von beiden Partnern, den Unter
nehmern und den Arbeitnehmern, gerade auf 
Grund dieser schwierigen Betriebsstruktur in 
den 29 Jahren des Bestandes der Republik 
Osterreich erbracht worden sind. 

Sie wissen so gut wie ich, Herr Bundes
kanzler, daß 75 Prozent aller österreichischen 
Betriebe bis höchstens 100 Menschen und daß 
insgesamt 95 Prozent aller österreichischen 
Betriebe bis zu 500 Menschen beschäftigen. 

Nun gestatten Sie mir, daß ich Ihnen noch 
die Fragen vorlege : Was hat die sozialistische 
Alleinregierung seit ihrem Amtsantritt im 
April 1970 gerade für die Förderung des Be-

reiches der mittelständischen Wirtschaft ge
tan? Wie hat die sozialistische Alleinregie
rung die Unternehmerinitiative und die Risiko
bereitschaft kleiner Betriebseinheiten geför
dert? - Sie hat die Strukturproblematik offen 
und ungelöst gelassen. Die sozialistische 
Alleinregierung hat sie bis zum heutigen Tag 
nicht einmal ignoriert. Aber, Herr Bundes
kanzler, wenn diese 75 Prozent aller öster
reichischen Betriebe, die bis zu 100 Menschen 
beschäftigen, in größere Schwierigkeiten ge
raten, als sie heute sind, dann werden Sie 
noch mehr Sorgen, dann werden Sie noch mehr 
Kummer haben, als es im Augenblick der Fall 
ist. 

Was uns Freiheitlichen überaus bedenklich 
erscheint, das ist eben das I,gnorieren von 
offenen Problemen 'der Struktur- und Wirt
schaftspolitik durch die sozialistische Allein
regierung. Wenn man dann Berichte und Er
klärungen dieses Kabinetts zu Fragen der 
Wirtschaft hört, dann wird hier mit einer 
Nonchalance darübergeschwommen. Man geht 
nicht auf die offenen Stmkturprobleme ein. 

Auf weiten Strecken, Herr Bundeskanzler, 
haben Sie sich heute in Ihrer Erklärung in 
Richtung Vergangenheit bewegt. Prüfen Sie 
einmal, wieviel Vergangenheit, wieviel Glanz 
der Vergangenheit und wieviiel Weihrauch 
über die Vergangenheit heute Bestandteil 
Ihrer Erklärung .gewesen ist. Kehren Sie zu
rück in die Gegenwart. Die Geigenwart ist 
schwierig und sie ist für die Bundesregierung 
problematisch. Erinnern Sie sich bitte, Herr 
Bundeskanzler, j enes Auftrages, den Sie sich 
selbst gestellt haben, als Sie meinten, nun 
sind die Reformen für ein neues Osterreich 
zügig in die Wege zu leiten. Herausgekommen 
ist die Realität eines Staribacher-Pickerls. 

Wi,e sehr Sie so argumenti1eren wie Ihr 
Vorgänger Dr. Klaus, das ist auch aus Ihrer 
heutigen Erklärung ersichtlich. Mit welcher 
Intensität und mit welcher Beharrlichkeit die 
Bundeskanzler österreichischer Alleinregierun
gen uns immer wieder vor Augen zu führen 
versuchen, daß es anderen Ländern weitaus 
schlechter ,gehe als Osterreich, ist fast ein 
Trauma. Sie taten es in der Form, daß Sie 
sagten, besser als wir Osterreicher schneiden 
auf d'em Gebiet des Preisanstieges lediglich 
zwei andere Länder, Belgien und Norwegen, 
ab. Gleich gut und gleich schlecht gehe es den 
Bürgern in der Bundesrepublik Deutschland, 
und schlechter als Osterreich - und dann 
wird noch unterstrichen -, zum Teil erheblich 
schlechter als Osterreich, liegen die Nieder
lande, Schweden, USA, Frankreich, Groß,bri
tannien, Italien, Dänemark, Schweiz und 
Japan. 
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Ich brauche nicht zu wiederholen, wie sehr 
auf solchen Statistiken bereits Ihr Vorgänger 
Dr. Klaus herumgeritten ist, und ich wundere 
mich, daß Ihnen nichts Besseres einfällt, als 
Ihrem Vorgänger Dr. Klaus dazu eingefallen 
ist. 

Nun darf ich mich noch Ihrem Interview 
vom 22. Novembe r  1973 in der "Kronen 
Zeitung" zuwenden. Es charakterisiert sehr 
eindrucksvoll die gegebene Situation. Seit drei 
Monaten reden die führenden Politiker aller 
drei in diesem Hause vertretenen Parteien 
von der Notwendigkeit, die .gege'bene Lage 
zu überprüfen, von dem Erfordernis eines 
Neudurchdenkens der Situation und von der 
Notwendi.gkeit eines Umdenkens. Die Spitzen
vertreter aller Parteien reden auch von der 
Notwendigkeit, zeitweise auf etwas zu ver
zichten, um unsere Lebensqualität zu ver
bessern und zu sichern. 

Was, Herr Bundeskanzler, soll geschehen, 
um dieses Ziel zu erreichen? Ihre heutige 
Erklärung schlägt überhaupt keine konkreten 
Maßnahmen dazu und dafür vor. 

Krise einmal eine Realität werden, dann, Herr 
Bundeskanzler, werden Sie die befriedigende 
Beantwortun.g einer solch schwierigen Frage 
weitaus schwel1er vornehmen können, als es 
im Augenblick der Fall wäre, zumal im Augen
blick eine gewisse Entspannung der Situation 
eingetreten ist, was von allen Seiten begrüßt 
wird. 

Seit drei Monaten, Herr Bundeskanzler, 
wird allerorten davon geredet, daß man die 
Herausforderung, die uns durch die Knappheit 
auf dem Erdölsektor gestellt wurde, im Sinne 
einer positiven Bewältigung der angespannten 
Situation annehmen soll. Darf ich fragen: Ist 
Ihre heutige Erklärung das Konzept für die 
iBewältigung dieser Herausforderung? 

In dem schon zitierten Artikel in der "Zu
kunft" meinten Sie weiter: "Wir i'gnorieren 
allzu gerne Ereignisse, die weit weg von uns 
passieren, aber diese Ereignisse ignorieren 
nicht uns."  Das klingt, als hätten Sie sich 
diesen Satz selbst in Ihr politisches Stamm
buch als Regierungschef geschrieben, 'Oder hat 
Ihnen vielleicht der Parteivorsitzende der SPO 

Darf ich aus diesem Interview zitieren. Sie eine Rüge als Ihr übergeordneter Chef erteilt? 
meinten : "Wir alle werden lernen müssen, uns Wenn j a, dann wird er schon gewußt haben, 
in Zukunft beim Konsum Zurückhaltung auf- warum. 
zuerlegen. Das Verbrauchen um j eden Preis 
wird sich aufhören" müssen. Darauf meinte 
der Journalist :  "Was heißt das in der Praxis?" 
Und Sie sagten : "Einerseits werden wir zu 
ei.ner vernünftigen Vorratshaltung kommen 
müssen, . . .  andererseits wird es notwendig 
sein, einem vernünftigen Konsum das Wort 
zu reden ."  Wo bleibt die breite Informations

Warum, Herr Bundeskanzler, ignorieren Sie 
die Ereignisse? Warum gaben Sie heute eine 
Erklärung ab, die darauf angelegt war, so zu 
tun, als hätte es diese Ereignisse nicht ge
.geben? Warum haben Sie dem Nationalrat 
ni cht gesa'gt, welche Konsequenzen Sie aus 
diesen Ereignissen zu ziehen beabsichtigen? 

welle, wo bleibt die AufklärungsweUe der Ein Prozeß des Umdenkens zum Parteitag 
Bundesregierung und wie verhält sich zu 1 974 der Sozialistischen Partei - meinte der 
dieser Kreisky-Forderung j enes Kunterbunt, 
das der Herr Handelsminister Stari'bacher drei 
Monate hindurch dargeboten hat und das Herr 
Professor Koren b ereits ausreichend charak
teris ierte? Sie schlossen dieses Interview in 
der " Kronen Zeitung" vom 22 . November des 
vergangenen Jahres mit folgendem Hinweis : 
"Daß es zu wenig 01 geben soll, das ha'be 
ich schon vor zwanzig Jahren gehört. M an 
muß das alles durchstehen, auch wenn vieles 
auf einmal gekommen ist." 

Warum haben Sie uns in Ihrer heutigen 
Erklärung nicht gesagt, wie Sie es durchstehen 
wollen und wie wir alle gemeinsam mit Ihnen, 
dem Bundeskanzler, den Weg beschreiten und 
gehen sollen, der zum Ziel führt, nämlich aus 
diesem Engpaß herauszukommen? Diese Pro
blemstellungen stehen im Raum, Herr Bundes
kanzler, und sie sind durch Ihre heutige Er
klärung nicht beantwortet worden. 

Ich möchte mich nicht identifizieren mit 
jenem Artikel in der "Kleinen Zeitung" , der 
meint : "Di,e Krise kommt erst. " Sollte die 

Bundesvorsitzende Dr. Kreisky - wäre not
wendig. Wann, Herr Bundeskanzler, wird der 
Prozeß des Umdenkens der sozialistischen 
Alleinregierung einsetzen? Vielleicht nach 
dem Parteitag vom 1 2 .  Februar 1974? Das wäre 
gegebenenfalls noch eine Chance, in abseh
barer Zeit mehr, Inhaltsreicheres und B efrie
digenderes aus Ihrem Mund zu hören, als es 
heute der Fall war. 

Lassen Sie mich ein letztes Mal Ihren Arti-
kel in der "Zukunft" zitieren, worin Sie aus
führten : "Im Feuerschein des Krieges am Suez
kanal haben wir erkannt, wie sehr unsere 
Vollbeschäftigung, unser Wirtschaftswachstum 
und vieles andere abhängig ist von den 01-
quellen Saudiarabiens, Libyens, des Iraks, 
I rans, und damit auch erkennen müssen, wie 
s ehr eine sozialdemokratische Wirtschaftspoli
tik von Faktoren labhängt, auf die wir keinen 
oder nur geringen Einfluß haben." 

Ich hoffe, Herr Bundeskanzler, Sie meinte n  
diesen Satz nicht als Ausrede dahin 'gehend, 
eine Entschul di..gung dafür zu haben, daß Sie 
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nicht mehr tun müßten, als heute aus Ihrer äußern. Es kommt immer nur darauf an - und 
Erklärung ersichtlich wurde und zutage ge- das soll die Bevölkerung wissen -, in welcher 
treten ist. Art und Weise man das tut. Herr Koren sagte 

dann wörtlich: Der Herr Bundesminister Dok-Stimmen wir Ü'berein in der Auffassung, daß 
tor Staribacher kann sich einreihen in die der Prozeß des Umdenkens nicht nur ein Pro-
große Gruppe der Fußmaroden dieser Bundes-zeß einer politischen Partei ist, sondern daß 

dieser Prozeß des Umdenkens die gesamte 
Gesellschaft, die gesamte Wirtschaift und da
mit auch die Bürger uns erer Republik zu er
fassen hat? 

Wenn das weiterhin die gemeinsame Auf
fassung der Mitglieder des Nationalrates ist, 
dann, Herr Bundeskanzler, müssen wir alle, 
ganz gleich, in welcher Partei wir stehen, die
sen Prazeß des UmdeIl'kens in die Wege leiten. 

Aber dann soll das nicht nur auf Seite der 
Oppositionsparteien geschehen. Dann wird das 
Umdenken vor allem auch im Schoße der Bun
desregierung notwendig sein. Und soll dieser 
Prozeß des Umdenkens zu einem Erfolg für 
Osterreich werden, so erscheint mir die erste, 
dringendste und unerläßlichste Maßnahme die 
zu sein, die sozialistische Vergeudungspolitik 
und Vergeudungswirtschaft, die diese Allein
regierung fast vier Jahre betrieben hat, ein 
für allemal zu beenden und durch eine Politik 
der Vernunft auf der Grundlage von Wett
bewerb und Leistung zu ersetzen. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Sekanina. Er hat das 
W ort. 

Abgeordneter Sekanina (SPO) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Ich meine, daß kein Zweifel darüber bestehen 
kann, daß die Fragen, die wir heute im Zu
sammenhang mit der Erklärung de s Herrn 
Bundeskanzlers in diesem Haus 'diskutieren, 
Fragen und Probleme sind, die weit über 
diesen Kreis hinaus die gesamte österreichi
sche Bevölkerung interessieren. Ich hätte es 
gerne gesehen - aber ich kann das nicht be
einflussen -, wenn ich mehrere Gesprächs
partner im Bereiche der OVP-Fraktion vorge
funden hätte . (Ruf bei der OVP: Beim Koren 
warl ihr auch nicht da!) 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
es notwendig ist, bei der Besprechung dieser 
aktuellen und so wichtigen Fragen sich vor
erst mit dem Stil auseinanderzusetzen, der 
hier von Herrn Professor Dr. Koren praktiziert 
wurde. Ich glaube, daß es ein Stil war, der 
durchaus nicht ,sehr würdig schien. Unter 
anderem sagte Herr Professor Küren in seinen 
Darlegungen und Erklärungen im Zusammen
hang mit den Meinungsäußerungen des Herrn 
Bundesministers Dr. Staribacher, daß dieser an 
Gl aubwürdigkeit verloren hat. Es ist das gute 
Recht der Oppositionspartei, Meinungen zu 

regierung. 

Herr Professor Koren ist nicht hier. Ich hätte 
ihm gerne vorexerziert, wie das eigentlich 
w irkt, wenn das von einem Klu'bobmann einer 
großen Oppositionspartei gesagt wird. Ich 
würde dem Herrn Professor Dr. Koren emp
fehlen, wenn er dann wieder auf s einem Platz 
sitzt und seine Fraktion vollzählig hier in die
sem Saale aufscheint . . .  (Abg. Dr. K o r  e n 
betritt  den Saal.) Ich sehe Sie, Herr Professor ! 
Ich darf Ihnen diese Tätigkeit also j etzt per
sönlich empfehlen. Das ist Ihr Stil, das ist Ihr 
Niveau, das Sie hier als Klubobmann der OVP 
produzieren. Ich wiederhole : Sie sagten, Dok
tOl Staribacher habe sich eingereiht in die 
große Zahl der Fußmaroden dieser Bundes
regi'erung. Ich würde meinen: Nehmen Sie 
Platz, sorgen Sie dafür, daß Ihr Klub voll
zählig anwesend ist (Ruf bei der OVP: Sie 
sind auch nicht vollzählig!), wenn es Ihre Zeit 
erlaubt, Herr Professor Koren. Drehen Sie sich 
dann um und beurteilen Sie, wie lange Sie 
brauchen, bis Sie die Fußmaroden aus Ihrem 
Klub wegbringen, die ja vorhanden sind. 
(Beifall bei der SPO.) 

Das ist doch nicht der Stil ! Das kann doch 
nicht die Art und Weise einer politischen Aus
einandersetzung im Zusammenhang mit so 
gravierenden Fragen sein, die,  wie ich betonte , 
nicht nur dieses Parlament hier beschäftigen, 
sondern weit darüber hinaus die gesamte 
österreichische Bevölkerung. (Abg. L i  b a 1: 
Das sind Kop/marode!) 

Herr Professor Koren! Sie warfen doch der 
Regierungspartei vor und Sie warfen vor 
allem dem Kanzler vor, daß seine Erklärungen, 
die er dem Hause vorgelegt hat, nichts be
inhalten, daß sie keine Aussage haben, daß 
siE' vor allem zu den gravierenden Fragen 
nicht Stellung bezogen haben. Ich hätte eigent
lich erwartet (Zwischenrufe bei der OVP) -
darf ich weiter mit Herrn Professor Koren 
reden, wenn Sie es erlauben? -, daß, wenn 
Sie, Herr Professor Koren, das so kritisiert 
haben, Sie als Sprecher der großen Opposi
tionspartei auch konkret Meinungen zu diesem 
Problem äußern. Sie haben j a  auch nichts ge
bracht bzw. inhaltlich nichts Besonderes hier 
dem Hause vorgelegt. (Rufe bei der OVP: 
"Auch nichts!" TlAuch nichts!") 

Ich weiß, meine Damen und Herren der 
Osterreichischen Volkspartei, es ist nicht an
genehm für Sie, wenn man Sie kritisiert. Sie 
geben sich gerne als die Partei, die die Dinge 
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bewälUgen kann, die sie lösen kann. Ich er
innere Sie an den Zeitraum 1 966 bis 1970, da
mals hätten Sie uns das alles vorexerzieren 
können, damals hätten Sie alle Probleme 'be
wältigen können. Sie haben es auch nicht 
getan (Ruf bei der avp: "Auch nichtI") und 
konnten es nicht tun, sondern wir sind es ge
wesen, meine Damen und Herren, die letztlich 
diese schwerwiegenden Probleme einer Lösung 
zuführen mußten. 

Ich habe am Beginn meiner Bemerkungen 
gemeint, daß es zweckmäßig und sinnvoll 
wäre, sich einmal mit dem Stil, den die Ost'er
reichische Volkspartei hier prak.tiziert, ausein
anderzusetzen. Ihnen geht es nicht um di-e 
Lösung dieser Fr,ag,en, Ihnen g1eht -es nicht um 
die Probleme, die die Bevölkerung so bedeut
sam findet, Ihnen geht 'es darum, Ihre klein
lichen parteipolitischen Vorteile hier heraus
z uholen, weil Sie glauben, daß das eine sinn
volle und zi'elfühl1ende Politik :ist. Ihm Oppo
sitionspoHtik ist j ene Politik, die konz,eptlos 
ist, und nicht unsere Regierungspolitik. 

In den Fraogen der Wirtschaftspolitik, meine 
Damen und Herren der Osterreichischen 
Volkspartei, haben Sie heute in den Aus
führung'en Ihrer Sprecher gemeint - in die
sem Falle des Herrn Klubobmannes Professor 
Koren -, daß eigentlich die Erklärung des 
Kanzlers nichts anderes beinhalte als eine 
Aneinanderreihung von Zahlen. Natürlich hat 
man zuerst in diesem Bericht Stellung zu be
ziehen zu den tatsächlichen Verhältnissen. Es 
müßte Ihnen doch aufgefallen sein, daß das 
notwendig ist. In diesem B ericht der Bundes
regierung sehen Sie sehr deutlich, in welcher 
augenblicklichen wirtschaftlichen Situation 
wir uns befinden. Sie haben j a  kritisiert, daß 
es hier keine Aussage gibt. Sie wollen nur 
nicht bemerken, daß es Veränderungen in den 
Jahren einer sozialistischen Bundesregierung 
gegeben hat. Sie wollen nicht anerkennen, 
daß es hier positirve Leistungen gibt, Herr 
Kollege Glaser. (Abg. G I  a s e  r: 20 Prozent 
Teuerung!) Es gibt diese Leistungen, und 
wenn Sie die 'Freundlichkeit hätten, sich die 
Unterlagen zur Hand zu nehmen, könnten Sie 
registrieren, was im B ereiche der Preise ge
schehen ist. (Abg. G 1 a s e  r: Die teuerste Re
gierung, die wir je gehabt haben!) Ihnen wäre 
am liebsten, wenn es hier Unordnung gäbe. 
(Abg. G 1 a s e  r: Herr Sekanina! Wo sind die 
Unterlagen?) Fragen Sie Ihren Klubobmann, 
ich bin dafür nicht zuständig. Da müssen Sie 
ihn fra'gen! (Beifall bei der SPO.) Die Aktivität 
des Herrn , Professor Koren als Klubobmann 
kann ich nicht beeinflussen, das ist Ihre Ange
legenheit. (Abg. G I  a s e  r: Die Unterlagen 
sind immer alle ausgegeben worden!) Viel
leicht können Sie das in Ihrem Klub dem
nächst auf die Tagesordnung setzen. 

Herr Kollege Glaser ! Sie haben gemeint, 
die Preissituation sei in Osterreich so be
drückend. Ja wollen Sie nicht anerkennen, 
was international los ist? Wollen Sie wirklich 
nicht re.gistireren, was weltweit passierte in 
den letzten Monaten? Wollen Sie wirklich 
nicht sehen, was 'hier in den letzten Zeit
abschnitten im weltweiten Maßstab p assiert 
ist? Wollen Sie bitte nicht registrieren, daß e s  
diese Bundesregierung gewesen ist, die durch 
ihre Maßnahmen dafür Sorge getragen hat, 
daß Osterreich in dem weltweiten Preissog in 
einer Position verblieben ist, die ausgedrückt 
ist mit der vorletzten Stelle dieser Tabelle? 
Wollen Sie das, bitte, nicht anerkennen, wol
len Sie nicht sehen, Herr Kollege Glaser, daß 
es nur durch diese Maßnahmen der Regierung 
möglich gewesen ist, daß wir uns heute in 
dieser Position befinden? 

Wir 'haben ja nie gesagt, daß wir damit 
zufrieden sind. Wir haben nie erklärt, Herr 
Kollege Glaser, daß wir vom Standpunkt der 
Regierungspartei mit dem 1 2 .  Platz tatsäch
lich Freude haben. Wir haben nur aufgezeigt 
- und das nicht nur für Sie, sondern für die 
gesamte österreichische Bevölkerung -, daß 
es möglich gewesen ist, durch koordinierte 
Maßn�hmen aller B€teiligten dafür Sorg-e zu 
tragen, daß in Osterreich die Preisentwicklung 
- ich sage noch einmal : mit der auch wir 
keine Freude haben - doch nur in einer 
Größenordnung eingetreten ist, die sich im 
internationalen Vergleich durchaus sehen 
lassen kann; ich meine das nicht negativ. 
Seien Sie versichert, daß gerade ich als Funk
tionär der österreichischen Gewerkschaftsbe
wegung sehr darum bemüht bin, daß im Zu
sammenhang mit der Tätigkeit der Bundes
regierung auch Maßnahmen gesetzt werden, 
die gerade das Realeinkommen der österrei
chischen Bevölkerung gewährleisten. Wir wa
ren es , die gesagt 'haben, daß im langfristigen 
Durchschnitt das Realeinkommen der Bevöl
kerung und der Arbeitnehmer - in erster 
Linie von unserer Warte aus beurteilt - um 
3 Prozent steigen soll. 

Und ich fraoge Sie - auch Ihnen stehen die 
Unterlagen so wie uns zur Verfügung -, ob 
wir diese Aussage, die wir einmal tätigten 
- auch Sie sind in der Gewerkschaftsbewe
gung tätig, Herr Kollege Glaser -, diese 
damalige Aussage nicht eingehalten haben. 
Ich behaupte von dieser Warte, Herr General
sekretär Or. Kohlmaier, daß wir das eingehal
ten haben. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i e r: Im öffent
lichen Dienst nicht!) Ob Sie glauben oder nicht 
glauben, das ist nicht das Entscheidende. (Abg. 
G 1 a s e  I: Das ist aber auch nicht entscheidend, 
ob Sie dieser Auffassung sind oder nicht?) 
Wir sind der Auffassung, daß es dank dieser 
Regierungspoliti'k möglich gewesen ist, eine 
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Einkommenspolitik für die österreichischen 
Arbeitnehmer zu betreiben, die ihnen dieses 
Realeinkommen gewährleistet. (Beifall bei der 
SPO.) 

Wenn Ihr Klubobmann, meine Damen und 
Herren der Osterreichischen Volkspartei, unter 
anderem auch gesagt hat : Da gibt es j a  keine 
Meinungsäußerungen, wie sich die Dinge zu
künftig entwickeln sollen, da gibt . es ja keine 
konkreten Ansätze eines Konzeptes, das ist 
j a  nur eine Aneinanderreihung - wenn i ch  
das wiederholend bemerken darf - von sta
tistischen Ziffern und ähnlichen Dingen mehr, 
muß ich sagen: Wir können es uns ganz ein
fach als Osterreicher nicht leisten, daß wir die 
weltweite Entwicklung übersehen. Unsere 
nationale Wirtschaft - und an Hand dieser 
Statistiken wurde das ja aufgezetgt - ist 
weltweit so verflochten, daß alles, was anders
wo passiert, in anderen Bereichen und Län
dern, früher oder später auch in Osteueich 
seine Auswirkungen herben wird. 

Wenn hier ausgesagt wird, daß wir uns mit 
den Fragen der Wirtschaftspolitik beschäfti
gen, dann meinen wir konkret und deutlich, 
daß es uns darauf ankommt, eine bestimmte 
Entwicklung zu beeinflussen. Und diese Ent
wicklung, meine Damen und Herren, ist in 
erster Linie, die Vollbeschäftigung in diesem 
Lande aufrechtzuerhalten. Sie haben sich 
mit dieser Frage überhaupt nicht beschäftigt. 
Es paßt anscheinend nicht in Ihr Konzept, daß 
es in Osterreich noch immer ein derart hohes 
Maß an Vollbeschäftigung gibt. Mit 2,660.000 
Menschen war in Osterreich im Jahre 1 973 die 
'höchste Beschäftigtenzahl erreicht, die es seit 
dem Bestand der Zweiten Republik gegeben 
hat. 

Und wer war es, der zum ·Beispiel - i ch  
möchte auf dtese Einzelheiten g.ar nicht ·ein
gehen; das werden die zuständigen Funktio
näre nach mir ohne Zweifel tun - imstande 
gewesen ist, gerade in der Grundstoffindustrie 
j ene Konzentrationen durchzuführen, die für 
die weitere Entwicklung der österreichischen 
Wirtsmaft von so .großer Bedeutung sind? 
Bitte, welchen Leistungsanteil haben Sie da
bei? 

Darf ich Sie an die Aktivitäten des OAAB 

Die Frage lautet also : Hat diese Bundes
regierung rechtzeitig Vorkehrungen getroffen, 
damit derartige Auswirkungen, die negativen 
Charakter haben können, in Osterreich nicht 
in diesem Maße spürbar werden? 

erinnern, als es darum gegangen ist, die 
Darf ich noch einmal wiederholen, was hier Fusion der Alpine-Montan mit den Vereinig-

in dieser Erklärung steht : ten Osterreichischen Stahlwerken zustande 

Es ist also selbstverständlich, heißt es hier, 
daß die österreichisme Bundesregierung bei 
ihren wirtschaftspolitischen Bestrebungen die 
Entwicklung außerhalh Osterreichs mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgt, weil alles, was in 
der Weltwirtschaft geschieht, seine Auswir
kung auf Osterreich haben muß . 

Ist es nicht so? Beweisen Sie bitte das 
Gegenteil, aber nicht nur mit Formulierungen 
hier von diesem Pult aus, sondern bitte an 
Hand von Unterlagen. (Zwischenruf des Abg. 
M i  n k 0 w i t s c  h.) Herr Präsident Minko
witsch, bitte beweisen Sie an Hand von Unter
lagen, daß das, was hier gesagt wird, nicht 
stimmt. Sie haben sich ja in Ihrer Argumen
tation nur darauf konzentriert, zu sagen: Das, 
was Dr. Kreisky sagt, ist nicht so, das, was die 
Regierung sagt, trifft nicht zu, das, was die 
Parlaments abgeordneten der Sozialistischen 
Partei sagen, trifft nicht z u l  Sie erinnern mich 
in Ihrer Argumentation ein bissei an ein, wie 
ich hoffe, richtig interpretiertes italienisches 
Zitat. Da hat, glaube ich, einmal ein Abge
ordneter gesagt : "Die Regierung, die Gauner, 
die Regierungsabgeordneten, auch solche Gau
ner, es regnet schon wieder draußen!"  - Ich 
habe einmal gehört, daß man solche Formulie
rungen trifft. So scheint es auch bei Ihnen zu 
sein, meine Damen und Herren. 

zu bringen. Repräsentanten eines der größten 
Kunden dieses Betriebes haben Sie persönlich 
attackiert, als sie diesen Betrieb besucht haben. 
Das war ein wesentlicher Anteil Ihrer Leistun
gen, die Sie im Zusammenhang mit dieser 
Fusion erbracht haben. Nicht Sie sind es ge
wesen, meine Damen und Herren, als Sie die 
Regierung innehatten, die dieses Problem ge
löst haben, die sozialistische Bundesregierung 
war es, die durch ihre Politik dafür Sorge ge
tragen hat, daß diese Betriebe der Schwer
industrie konzentriert werden konnten und 
damit ihre Position im weltweiten internatio
nalen Konkurrenzkampf wesentlich verbessert 
werden konnte. Das sind Leistungen, die auch 
Sie, trotz des Stils Ihrer Oppositionspolitik, 
nicht bestreiten können. 

Des weiteren, meine Damen und Herren, 
darf ich ,einige Sätze zur Energiepolitik s agen. 
Auch in diesem Falle werden die dafür vor
gesehenen Kollegen meiner Fraktion hier im 
Detail dazu Stellung nehmen. Ich habe den 
Eindruck, daß es im Zusammenhang mit der 
weltweiten Krise in Ihren Reihen Auffassun
gen Igibt, die es ganz einfach nicht verkraften, 
daß es in Osterreich nicht zu j enen Auswir
kungen gekommen ist wie in anderen Ländern. 
Es wäre natürlich für Sie als Oppositions
partei angenehm gewesen, wenn Sie uns täg
lich mit dieser Situation traktieren hätten kön-
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nen. Es wäre sicherlich vom Standpunkt einer 
kleinkari·erten Oppositionspolitik, die Sie 
Herr Präsident IMinkowitsch, nicht als Person, 
sondern als Klub betrei'ben, angenehmer ge
wesen, das zu sagen. 

Im Schußfeld Ihrer Argumentationen steht 
also Herr Bundesminister JOr. Staribacher. Ich 
habe keine Sorge : E r  wird sich in persönlichen 
Erklärungen an Ihre Adresse durchaus gegen 
diese Vorwürfe verteidigen können. Aber was 
hat er getan? Er hat das getan, was, wie ich 
glaube,  !für die Bevölkerung sinnvoll und 
zweckmäßig gewesen ist. Er hat sie laufend 
und permanent über die Sachlage informiert. 
Und diese Sachlage hat sich nun verändert. Sie 
hat sich natürlich im Laufe der Wochen seit 
dem Oktober 1973 fast täglich in einem ande
ren Lichte erg�ben. Die Maßnahmen dieser 
Bundesregierung wurden so getroffen, daß es 
nicht zu weiteren Schwierigkeiten in der Ver
sor'gung der österreichischen Wirtschaft und 
darÜ'ber :hinaus der Bevölkerung mit Energie 
kommt. 

merken, Herr Präsident - der sprachlichen 
Ausdrucksweise darf ich mich wieder dem 
konkreten Problem zuwenden. 

Meine Damen und Herren der Osterreichi
schen Volkspartei l Sie s agten auch, daß im 
Rahmen der Energiepolitik seitens der Regie
rung keine Konzepte vorliegen. Erlauben Sie 
mir, bei dieser Gelegenheit auf einen Umstand 
hinzuweisen, der ohne Zweifel in späteren 
Diskussions'beiträgen noch viel deutlicher 
aufg:ez·eigt werden wird : Wer hat denn 
eigentlich ,eine zielführ·ende und zukunfts
orientier·te Energiepo.litik !in diesem 
Land betrieben? Ich weiß schon, am liebsten 
würden Sie Ybbs-Persen'beug, Kaprun und die 
anderen Kraftwerke zudecken, damit sie nur 
ja niemand sieht, denn das könnte man j a  
sonst i n  der Offentlichkeit doch identifizieren 
mit einer Leistung, die sozialistische Minister 
eI bracht haben. Es ist so, Herr Partei vorsitzen
der Dr, Schleinzer. Ich weiß nicht, ob Sie die 
Rede Ihres Klubobmannes gehört haben, aber 
er hat das alles erzählt. Er hat ges,agt, wie 
unfähig eigentlich diese Regierung ist;  wir 

Und wenn Sie heute so gerne, meine Damen haben kein Energiekonzept. Vielleicht können 
und Herren der Osterreichischen Volkspartei, Sie diese Ausführungen anders interpretieren, 
in etwas humoristischer Art und Weise in dem ich weiß das nicht. Ich stelle für diese Regie
einen Fall oder zynisch in dem anderen Fall rungspartei fest : Nicht nur seit wir Allein
sich mit dem Pickerl auseinandersetzen - was reigerung sind, seit 1970, sondern viele Jahre 
hätten Sie aufgeführt, wenn diese Vorberei- vorher schon, als sozialistische Minister für 
tungen nicht getroffen worden wären? Was d i ese Ener.giepoHtik zuständig gewesen sind 
hätten Sie uns hier alles erzählt, wenn wir haben wir den Grundstein gelegt für eine 
nicht Vorsorge getroffen hätten : Schon wieder Energieversorgung in Osterreich, die uns 
eine hilflose Regierung, schon wieder lauter heute doch in erheblichem uns guttuendem 
Fußmarode - um Ihre Terminologie zu ver- Ausmaß von den weltweiten Entwicklungen 
wenden - in dieser ��gier�ng, "'!ir h�ben das I fernhält und uns nicht in j ene Schwierigkeiten 
getan - und das mochte Ich hIer bItte aus- b ringt, die andere Länder vor kurzer Zeit vor
sprechen -, was für die österreichische B e- gefunden haben und heute noch vorfinden. 
völkerung notwendig gewesen .ist.  Wir haben 
Vorkehrungen getroffen, wir haben entspre
chende Maßnahmen gesetzt. Und diese Vor
gangsweise seitens der sozialistischen Bundes
regierung - ob Ihnen das paßt oder nicht, 

Noch etwas darf ich bei dieser Gelegenheit 
im Zusammenhang mit einer politischen Dar
stellung der Situation aufzeigen : Waren Sie 
immer die erklärten Freunde der österre ichi-
sehen Erdölwirtschaft? Haben Sie es immer als meine Damen und Herren - hat dazu geführt, , 

daß Osterr-eich im Vergleich zu anderen west- Ihr oberstes Ge�ot ��l
t 

Ihre
,
n �andlung�n �n

I '  chen Industriestaaten von dieser Krise in gesehen, daß dIese os erreichische ErdolwlTt

�eitaus geringerem Maße betroffen wurde, als ! sc�aft �n u�serem B
,
esitze bleibt? Ich m,öchte 

das den anderen passiert ist. (Beifall bei der mlch hIer lllcht nur m 
,
der yerg�ngenheIt be

SPO. - Zwischenruf des Abg. Dr. H a i  d e r.) ��e gen, aber hat,
ten Sl�. 

�lcht
. 

el�mal an
�
d��t 

Wie meinen Sie, Herr Abgeordneter Dr. Hai- ?berle�ungen mit d�n oSL�rreichls�hen E�do -

der? (Abg. Dr, H a i  d e r: Die Pickerl haben lel�e,rn , War es , mcht
, 

el!l�al eme andere 

zu nichts geführt! - Abg, U 1 b r i c h :  Aber pohtIsch� KorrzeptIon, die Sie besa�en, als 
.
es 

euch müßte man ja ein Pickerl aufs Mäu I darur� gmg, den Staatsvert�ag nach ?s t,errelch 

geben ' _ Heiterkei t )  zu brmgen? Waren es - bitte ohne m lrgend-" 
einer Form provokant zu s ein, nur den Tat-

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge- sachen entsprechend zitiere ich - nicht damals 

bend) : Bitte, ich muß den Ausdruck "Mäu" Verhandlungs- oder Delegationsteilnehmer 

zurückweisen. Es ist schon "Maul" zu viel, unserer Seite, die durch ihren Einsatz, durch 
und erst "Mäu",  ihre Argumentation und durch ihre Hart-

näckigkeit dafür Sorge getragen haben, daß 
Abgeordneter Sekanina (fortsetzend): Nach die österreichischen ErdöHelder tatsächlich in 

der Regelung - ich erlaube mir, das zu be- österreichischem Besitz übergegangen und nun 
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schon seit vielen Jahren in österreichischem Sicherlich nicht er allein, darf ich das bitte 
Besitze sind? Weil das so gewesen ist, können b emerken. Im G egensatz zu Ihrer Formulie· 
wir uns heute doch auf einen großen prozen· rung, Herr Kollege Glaser, behaupte ich hier: 
tualen Anteil des heimischen Erdöls stützen. Es war nicht der Herr Bundeskanzler Julius 
Das müssen Sie bitte registrieren, und Sie Raab allein. Ich habe hier mit keinem Wort 
dürfen nicht in Ihrer oberflächlichen Argumen- seine Leistungen geschmälert. (Beifall bei der 
tation so tun, als ob das niemals gewesen SPtJ.) Ich habe hier nicht denselben Stil pro· 
wäre. (Beifall bei der SPO.) pagiert wie Sie. (Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: 

I J. •• ht . D d H ' cht " Diffamiert haben Sie!) Das ist der Unterschied, 
Cll moc e, meIn

, 
e amen un erren, m . D d H ' (Ab G 1 A d' meme amen un erren , g. a s e  r: gerade an Iillre dr,esse, sondern an ' le der 

D
'Jf . 

h b S "  H It ' G f österreichischen Bevölkerung in Erinnerung 1 • amle;!
O 

a en 1e. - e 1ge egenru e 

rufen, was damals bei den Verhandlungen im bel der .) 
Jahre 1 955 gewesen ist. Heute gehen Sie an Wenn Sie meinen, Herr Bundesparteiob
das Rednerpult und hoffen sehr, daß diese mann, daß das Diffamierung ist, dann wäre 
österreichische Bevölkerung nichts mehr davon es gut und zweckmäßig, von hier aus zu erklä
weiß. Sie waren 'es, die am Beginn dieser ren, was an meinen Aussagen diffamier,enden 
Verhandlungen damals durchaus nicht der Me1- 1 Charakter hat. 
nung waren, daß man diese Produktionsstätten 
von österreichischen Firmen ausbeuten lassen Haben Sie gehört, �as Ihr KO

.
llege GI�ser 

soll. (Abg. Dr. S c h I e i n  z e r: So argumen- I gesagt hat? Ich ;habe hIer anders mterpretIert. 
tieren Sie nach dem Staatsvertrag! Das nennt , Ich habe nur formuliert, daß der Herr Bundes
man Nestbeschmutzung!) I kanzler Julius Raab nicht allein das Problem 

I gelöst hat. Ich glaube, das ist eine korrekte 
Das ist keine Nestbeschmutzungl Das ist die Formulierung im Gegensatz zu dem, was Herr 

Interpretation der Tatsachen! Wenn Sie sich Kollege Glaser hier meinte.  
noch so aufregen, Herr Dr. Schleinzer, und I . . . .  . 
wenn Sie sich hier noch so im Ohruschtschow- Aber reden WIr m cht von Dmgen, dIe J a  
Stil bewegen mit Ihrem Faustschlag, ich wie. ! h�ute längst hinter uns si�d, sondern red.en 
derhole :  D as war der Sachverhalt und das WIr von den konkreten Fallen der EnergIe
ist der Beitrag gewesen, den Sie �ls Oster. P?liti�. Ni�ht wir haben diese Interpretation 
reichische Volkspartei damals geleistet habenl hIer m 

.
dleses. Haus .. getrag,en, sondern es 

Das können Sie nicht umdrehen, Herr Doktor waren dIe Memungsaußerungen Ihres Spre
Schleinz'erl (Beifall bei der SPO.) Und weil chers, der dazu Stellung bezogen hat. 
Sie damit begonnen haben, damit Sie sich Meine Damen und Herrenl Soweit es den 
d�s la.nge merken, Herr Dr. Schl�inzer, damit 

I 
Bereich der

, 
Wirtschaftspolitik betrifft, möchte 

SI� mcht so tun, als ob das mcht gewesen ich vom Standpunkt der Regierungsfraktion 
ware : So

. 
war d�r Sa.�hverhalt . d�m�ls ! . (A�g. i sagen : Wir haben großes Interess,e daran, 

G I  a s e I. Geschlchtsf�lscher seId l�r.) SIe �a�- unsere Politik so zu gestalten, daß wir auch 
ten ganz anders reagIert, wenn mcht sozull- in den abs�baren Zeiträumen die vor uns 
st�sche Regie�ungsmitglied�r u�d Dele�ations- liegen, eine Vollbeschäftigun� garantieren 
tellne�mer .. sIch damals 1� dIeser RIchtung können. Es ist Auffassung di eser Bundesregiee�gaglert hatten. D�s ha.t mIt Nestbeschmutzen rung, alle Maßnahmen zu setzen, durchaus im 
mc�ts zu tun, da� 1st eme .�or�,ekte Interpre- engen Kontakt auch mit den Bereichen der 
�atlOn der damalIgen �erh�Itmsse. - .H�ute, Sozialpartner, damit ein Einbruch iin diese l� Z�5an::unenhan�

. 
mit 

. 
dIeser schwIeng'€n Vollbeschäftigung vermieden werden kann. SI�uatlOn Im .. En�rgl�b erelch, Herr Bundesp

.
ar- i Wir vom Standpunkt der Gewerkschaftsorga. t�lOb�ann, fur .Sle .mcht angene�m. Aber selen nisationen, wenn iCh einen Augenblick von 

SIe mcht empfindlIch. Fragen SIe Ihren Klub- ihnen reden darf wissen am besten was es 
obmann, er sitzt neben Ihn�n --: ich weiß �icht, bedeutet, wenn diese VoHbeschäftigu�g beeinob Ihre Freundschaft so hef 1st, d aß SIe ab trächUgt wird. Wenn wir mit 2,660.000 A:t1beit. und zu miteinander reden -, wie er uns in nehmern in der österreichischen Volkswirt
den Aus.führungen und Formulierungen seines schaft 1 973 eine Spitzenposition erreicht haben, 
Diskussionsbeitrages behandelt hat. Noch ein- dann hoffen wir sehr, daß ein möglicher Einmal, Herr Dr. Schleinzer . .  , (Abg. G I a s e  r: bruch im Jahre 1 974 nicht Größenordnungen 
Provozieren und Geschichte fälschen, das kann annimmt, die wir bis dato nicht kennen. 
er!) Herr Kolleg,e Glaser, wenn S i e  sagen, 
Geschichte fälschen, dann lesen Sie doch das 
nach, was damals 'gewesen ,ist. (Abg. G I  a 8 e r: 
Wer hat denn den Staatsvertrag gebracht?) 
Doch nicht allein der Herr Bundeskanzler 
Julius Raab l (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Im Jahre 1 973 'war die niedrigste Aflbeits
losenziffer mit 26.000 gegeben und die höchste 
mit etwas mehr ,als 60.000. Im Jahresdurch
schnitt werden es 1 973 43.000 Beschäftigungs
lose gewesen sein. Von diesen 43.000 waren 
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aber nicht alle vermittelbar. sondern nur ein 
relativ geringer Teil. Es ist - das darf ich 
wiederholend bemerken - auch in der Er
klärung des Herrn Bundeskanzlers deutlich 
zum Ausdruck gekommen. daß im Zusammen
hang mit den Hinweisen auf die bisherigen 
Ereignisse diese Bundesregierung alles daran
setzen wird. durch geeignete Maßnahmen dafür 
Sorge zu tragen. daß diese VolLbeschäftigung 
garantiert wird. Wir sind uns .bewußt. daß 
die österreichische Volkswirtschaft internatio
nal so verflochten ist, daß Ereignisse, oie in 
diesem B ereich auftreten, auch früher oder 
später ihre Auswirkungen in unserem Lande 
haben können. 

Daher ist es Aufgabe und ,Auffassung dieser 
Bundesregierung, durch geeignete Maßnahmen 
und durch die Realis'ierung vorhandener Kon
zepte dafür Sorge zu tragen, d aß auch diese 
weltweit'e Entwicklung, sofern sie negativen 
Charakter hat, nicht zu gravierend in Oster
reichs Wirtschaft Platz greift. 

Erlauben Sie mir noch einen Satz zur Preis
entwicklung. Wenn heute Wirtschaftsfachleute 
von Prozentsätzen in der Größenordnung von 
8 oder mehr 'Prozent reden, dann darf ich 
auch für meine Parlamentsfraktion sa.gen. d.aß 
uns diese Entwicklung durchaus keine Freude 
bereitet. Aber wir sind der Meinung. daß wir 
den Weg, den wir bisher beschritten haben, 
fortsetzen und durch die Anwendung des vor
handenen, des möglichen wirtschaftspoliti
schen Instrumentariums j ene Barrieren auf
bauen müssen, die dafür sorgen. daß ein Uber
fluten Osterreichs mit einer derartigen Preis
entwicklung - wie es in anderen Ländern 
heute b ereits registriert werden kann - nicht 
eintritt. Wir glauben, daß eine solche Vor
gangsweise am ehesten und am sinnvollsten 
den Bedürfnissen. den Vorstellun.gen und den 
Wünschen der österreichischen Bevölkerung 
Rechnung trägt. 

Soweit es den Energie'Sektor betrifft, werden 
wir nach wie vor mit kurz- oder längerfristi
gen Maßnahmen operieren müssen und sie 
dann einsetzen, wenn es die Lage erfordert 
und wenn es im Interesse der gesamten Wirt
schaft und Osterreichs Bevölkerung notwen
dig ist. Ich glaube also sagen zu dürfen, meine 
Damen und Herren, daß mit dieser Aussage 
doch deutlich dokumentiert ist, welch,e Ziel
setzung diese Regierung hat und welchen Weg 
sie beschreiten möchte. 

Zwei Bereiche möchte ich noch ganl,l kurz 
erwähnen, von denen ich glaube, daß sie eben ... 
so für weite Kreise der Bevölkerung von Be
deutung sein werden : die Gesund'heitspolitik 
und die Sozialpolitik. 

Auch das G esundheitsressort ist ja für Sie 
Lieblingsressort, soweit es Ihre Attacken be
trifft. Am liebsten würden Sie mit uns Tag 
und Nacht über dieses Ressort diskutieren. 
damit Sie Ihr politismes Imag,e, wie Sie mei
nen, aufmöbeln können. Aber auch dort wer
den Sie keinen Erfolg haben ! (Abg. G r a f: 
Am Tag noch, aber in der Nacht nicht! -
Abg. Dr. K o r  e n :  In der Nacht sicher nichtI) 
Das ist Ihre persönNme Meinung? Auch Lhre? 
- Ja. Wenigstens sind sich zwei einig in der 
Osterreichisch'en Volkspart'ei : Graf-Koren! 
(Beifall bei der SPO.) Auch eine markante 
Feststellung, die ich hier in diesem Hohen 
Haus treffen darf. 

Aber auch Sie. meine Damen und Herren 
von der Osterreichischen Volksp artei. werden 
im Zusammenhang mit Ihrer Kritik an der 
Gesundheitspolitiik. keinen Erfol'g haJben. Es 
war unverkennbar. daß es dort am Beginn der 
Tätigkeit gewisse Schwierigkeiten gab, die 
nicht in der Person des Res'sortministers gele
gen sind. und es ist unverkennbar. daß in den 
letzten Wochen und Monaten deutliche Resul
tate dieser Gesundheitspolitik, von der sozia
listischen Regierung 'im allgemeinen betrieben, 
sichtbar werden. (Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: 
Die Zigarettenpreiserhöhung meinen Sie 
sicher!) Ich halbe Sie nicht verstanden, Frau 
Kollegin! (Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Sie 
meinen sicher die Zigarettenpreiserhöhung!) 
Ich glaube, Frau Kollegin Dr. Hubinek, wir 
sollten bei d er Diskussion - ich darf das 
wiederholen, was ich Ihnen schon mehrmals 
von dieser Stelle aus ges agt habe - eigentlich 
die Gesundheit'spolitik außerhalb des partei
politischen Streites lassen. (Abg. M i n k 0-
w i t s c  h: Genauso wie die Währungspolitik 
und die Landesverteidigungspolitik!) 

Ich weiß, daß es Ihnen vom Standpunkt 
einer Oppositionspartei vielleicht nicht serbr 
angenehm ist, aber die Frage der Zigaretten
preise ist ja nicht allein das Problem. Man 
kann sich 'sicherlich darÜlber unterhalten und 
man kann sich sicherlich über 'diese Problema
tik auseinandersetzen. Alber so geht es nicht, 
wie Sie es betreiben! Auf der einen Seite 
kritisieren Sie alles, auf der anderen SeHe ist 
Ihnen alles zu wenig, was geschieht. Sie über
lass sen es den anderen, die Probleme zu lösen. 
Wir müssen sie lösen. Für Sie ist es einfach, 
ISie brauchen hier nur Erklärungen abzugeben, 
Erklärungen, die Sie nie zu realisieren brau
ehen und auch nie in irgendeiner Form verant
worten müssen. 

Die G esundheitspoHtik, Herr Primarius Dok
tor Wiesinger, das werden Sie nicht b estreiten 
können, zeigt deutliche Resultate. Wir werden 
in geeigneter Form die österreichische Bevöl-
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kerung einer notwendigen medizinischen 
Untersuchung zuführen. Wir haben die Ein
führung des Mutter-Kind-Passes vorangetrie
ben - m an kann das nicht oft 'genug wieder
holen -, und Sie werden der letzte sein, Herr 
Doktor, der sagt, das ist nichts. Sie werden der 
letzte seinl (Abg. Dr. W i e  s i n g e r: Eine 
lange Forderung der OVP endlich erfüllt!) So
lange Sie nicht in diesem Hause waren, Herr 
Dr. Wiesinger, hat es nie j emand ,gesagt. End
lich hat Ihre Partei j emanden gefunden, der 
da,s hier der staunenden Offentlichk.·eit kund
tun kann. 

Im möchte mich j etzt nicht mit Ihnen darü
ber streiten, ob diese Frage von Ihnen als 
erstem propagiert wurde oder nicht. Wir stel
len nur fest :  Es giM hier eindeutige Resultate, 
die tatsächlim im Inter,esse der österreichi
schen Bevölkerung oder des betroffenen Be
völkerungsbereimes liegen. 

W'ir haben in der Gesundheitspolitik noch 
einige andere Probleme zu lösen. Da gibt es 
ein aktuelles Problem, das Tierseuchengesetz, 
wenn ich das nur am Rande erwähnen darf. 
Was wir ,in der letzten Aussmußsitzung erlebt 
haben, war j a  herrlich: Sie sind gekommen 
und ha.tten nicht einmal die Anträge vorbe
reitet. (Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Sie haben 
die Anträge gleichzeitig mit der Regierungs
vorlage eingebracht. So gut vorbereitet waren 
Sie! Die "bestvorbereitete Regierung"!) 

Frau Kollegin Dr. Hubinek! Es ist meine 
Höflichkeit, daß ich gerade Sie <bei einem 
Zwischenruf aussprechen lasse, aber ich muß 
Ihnen sagen, den Anträgen - im wiederhole 
das, was schon gesagt wurde -, die wir ge
bracht haben, sind Sie j'a beigetret'en. Di.e müs
sen also dur<haus zielführend gewesen sein. 
Wollen wir uns nicht mit diesen Aussmuß
kleinlichkeiten beschäftigen, das werden wir 
sicherlich in absehbarer Zeit tun müssen. 

Ich möchte in meinen Bemerkungen zur Ge
sundheitspoHtik dieser Regierung nur gesagt 
haben, daß sie deutliche Resultate zeitigt, daß 
wir uns in Zukunft gerade auf diesem Gebiet 
besonders ,engagieren werden, weil wir glau
ben, daß eine zielführende und moderne Ge
sundheitspoHtik aoll ehesten den Bedürfnissen 
der Bevölkerung Rechnun'g trägt. 

Was die Sozialpolitik betrifft, könnten wir 
Ihnen, Herr Kollege Kern . . .  (Abg. K e r n: 
Es gab keine einzige Wortmeldung von euch 
zum Tierseuchengesetz! Die Debatte haben wir 
mi t den Ministerialbeamten bestritten, nicht 
Sie! Das ist die Wahrheitl) 

diese Bundesregierung gewesen ist, die eine 
umfassende Sozialoffensiv'e eröffnet hat. Ich 
bin froh, daß es in diesem Hause nicht viele 
Abgeordnete mit Ihrer Mentalität gibt, denn 
so können wir über die Probleme wenigstens 
reden. Wenn Sie allein in einem Ausschuß 
säßen, hätten wir immer Redeverbot. Sie 
waren derjenige, der einmal gesagt hat : 
"Schluß der Debatte '"  (Lebhafte Zustimmung 
bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte ab
schließend zur Frage der Sozialpolitik sagen, 
daß sich diese Bundesregi,erung mit entspre
chenden Konzepten dafür eingesetzt hat, daß 
gerade auch die große Zahl der Pensions- und 
Rentenempfänger in diesem Lande an der posi
tiven wirtschaftlichen EntwiCklun'g anteilig 
wird. 

Meine Damen und Herren von der Oster
reichischen Volkspart.ei I Diese Bundesregie
rung ist es .gewesen, die durCh ihre Maßnah
men dafür gesorgt hat, daß mit 1. Jänner 1 974 
und mit Mitte des Jahres 1 974 eine neuerliChe 
kräftige Erhöhung der Pensionen eintritt. 

Wenn Sie in Ihrem Diskussion'sbeitrag er
klärt haben, Herr Professor Koren, daß gerade 
dies,e Bevölkerungskreise die am meisten von 
einer Inflation Betroffenen sind, dann bestrei
ten wir das nicht. Wir sagen aber ebenso, 
daß wir im Rahmen der sozialistischen Bundes
regierung alles daran gesetzt haben, durch 
eine forcierte, eine expandierende umfassende 
Sozialpolitik dafür Sorge zu tragen, daß auCh 
die materielle Betreuung und die finanziellen 
Zuwendungen an diese Bevölkerungskreise 
eine entsprechende Aufwärtsentwicklung 
durchmachen. 

Ich darf zusammenfassend folgendes fest
stellen: Vollbeschäftigungspolitik, Stabilität 
und ein entsprechendes der Situation Rech
nung tragendes Energiekonzept sind die drei 
Grundlagen unser-er kommenden Politik. Wir 
werden uns auf diesem Wege durchaus nicht 
Anregungen versChließen, die zielführend, 
sinnvoll und fachgeliedlt sind. 

Wir werden uns bei dieser unserer Politik 
aber sicherlich nicht ibeeinflussen lassen von 
kleinliChen oppositionellen Argumentationen, 
die sichtbar den Charakter einer parteipoli
tisChen Aktivität haben. 

Wir erhielten 1 970 un1d 1 97 1  die Mehrheit. 
Herr Dr. Withalm! Jetzt fällt mir Ihre gestrige 
Erklärung ein. Diese möchte ich noch gerne 
anbringen, bevor ich dieses RednerpuIt ver
lasse. (Ruf bei der OVP: Ihr Glück!) Warum 

Kollege Kern I Ich wollte mich j etzt mit den soll ich nicht auch einmal Glück haben 'bei 
Fragen der Sozialpolitik beschäftigen und Sie meinen Aussprachen mit dem politischen Geg
darauf aufmerksam machen, daß es gerade ner? 
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1 970 und 1 97 1  erhielten wir d:ie Mehrheit. Interesse den Brief unseres Bundesparteiob

Da erhielten wir von der Ö'sterreichischen Be- mannes Dr. Schleinzer besonders genannt hat, 
völkerung die Legitimation, diese Politik wo ja G�spräche angekündigt sind, wo man 
durchzuführen. (Abg. Dr. W i t h a  1 m: auch Vorschläge erstatten kann. 
Welche?) Diese gute Politik! 

Mein Vorredner hat gesagt, von 1966 bis Sie sagten gestern, Herr Dr. Withalm, an 
1970 hätte die OVP auch nichts Besonderes unsere Adresse gewandt : Sie haben j a  längst 

nicht mehr die 50,04 Prozent. 

Darf ich Sie d aran erinnern, was Sie uns 
gesagt haben, als Sie noch G eneralsekretär 
und Klubobmann Ihrer Partei gewesen sind 
und wir das harte Brot d er Opposition 
essen mußten? Als wir immer wieder sagten : 
Sie stützen sich j a  auf keine Mehrheit !, 'haben 
Sie gesagt: Das interessiert uns üb eJ1haupt 
nicht. "Kein Ohrwaschi werden wir rühren" , 
sagten Sie damals wörtlich, Herr Dr. Withalm! 
Sie erklärten : Wir sind mit einer Mehrheit 
ausgestattet ;  diese Mehrheit werden wir, wenn 
notwendig, verwenden, weil wir uns Ziele 
gesetzt haben und weil wir diese Ziele im 
Intere'sse d er Bevölkerung erreichen wollen. 

Was Sie damals von Ihrem Standpunkt aus 
sagten, darf doch bei einer deutlich besseren 
sozialistischen Regierungspolitik heute auch 
seine Gültigkeit haben, Herr Dr. Withalm! 
(Lebhafter Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
W i t h a i  m: Er hat noch einen Schluß gefun
den dank meiner Person!) 

vorexerziert. Dazu muß man sagen : Da es 
damals Stabilität gegeben hat, wäre ich glück
lich, wenn Sie j etzt auch so wenig vorexerzie
ren würden wie wir damals. (Beifall bei der 
OVP.) Da es im Jahr 1 968 - das wissen alle 
Gewerkschafter und vor aHem auch Herr Ab
geordneter Sekanina - gelungen ist, an der 
Grenze zwischen der Bundesrepublik Deutsch
land und Osterreich die drohende Arbeitslosig
keit im wesentlichen dadurch aufzuhalten, daß 
die damalige Bundesregierung rechtzeitig die 
richtigen Maßnahmen -gesetzt hat, um auslän
dische Entwiddungen nicht auf Osterreich 
übergreifen zu lassen, wäre ich glücklich, wenn 
auch Sie das wieder zusammenbrächten. (Abg. 
Ing. H ä u s e r: Gibt es jetzt  Abeitslose wie 
1968? Wo gibt es die jetzt?) Nein. Es geht 
darum, daß man rechtzeitig Maßnahmen, Herr 
Vizekanzler, auf dem wirtschaftlichen Sektor 
setzt, um Arbeitslosigkeit zu verhindern, wie 
es uns damals gelungen ist. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. Ing. H ä u s e r: Eben nicht ge
lungen ist!) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist Nächster Punkt : Wenn es d arum geht, die 
Herr Abgeordneter Minkowitsch. Er hat das Leistungsbilanz so, wie dies in den Jahren 
Wort. 1966 bis 1 970 geschah, in Ordnung zu halten 

und damit eine starke Position auf dem Wäh-Abgeordneter Minkowitsch (OVP) : Herr Prä-
sident ! Hohes Haus ! Wenn ich auf meinen 
Vorredner Sekanina eing,ehe und mich daran 
erinnere, daß die ganze G egenargumentation 
gegen d as, was unser Klubobmann an Argu
menten gebracht hat, lediglich darin bestand, 
daß er sich über den Ausdruck "Fußmarode" 
aufgeregt hat, dann muß ich sa'gen : Das ist 
eigentlich auch schon wieder Argumentation 
genug! (Beifall bei der OVP.) 

Eine besondere, von ihm, wie ich glaube,  
gar nicht beabsichtigte Pikanterie ist es dann 
auch gewesen, als er sagte, die OVP habe 
j a  "auch" nichts an Vorschlägen gebracht. Der 
Ton lag auf dem Wort "auch" . 

Er hatte also selbst wohl den Eindruck, daß 
das, was sein eigener Parteivorsitzender und 
Bundeskanzler hier an Vorschlägen gebracht 
hat, nichts beinhaltet hat. (Beifall bei der 
avp. - Abg. L i  b a  1: Das ist jetzt  demago
gisch!) 

Außerdem haben wir der Erklärung des 
Bundeskanzlers 'Sehr ,gen au zugehört, ich auf 
j eden Fall, und ich habe in der Schlußpassage 
vermerkt, daß der Bundeskanzler mit großem 

rungssektor als Grundlage einer stabilitäts
politisch orientierten Wirtschaft zu garantie
ren, wären wir ebenfalls froh, wenn ,Sie das 
Vorexerzierte nachexerzieren könnten. (Abg. 
S e  k a n i n a: Kollege Minkowitsch! Gab es 
damals dieselbe internationale Situation wie 
heute: ja oder nein?) Nicht ganz (ironische 
Heiterkeit bei der SPO), weil sich eben über
haupt nichts im Leben wiederholt. Daran, daß 
j emand im gege:benen Zeitpunkt die richtigen 
Maßnahmen setzt, erkennt man ja,  ob er von 
der Wirtschaft etwas versteht. (Beifall bei der 
OVP.) Die Tatsache, daß Sie vieles unterlassen 
haben, wird d,er Inhalt meiner Rede sein. Ich 
würde mich freuen, wenn ich Sie dann als Zu
hörer hier in diesem Kreis weiter sehen 
könnte. 

Beim nächsten Punkt, Herr Abgeordneter 
Sekanina, werden wir uns ,  wie ich glaube, 
kaum j emals verstehen. weil Sie nämHch 
immer so gerne das Maß von den ,eigenen 
Schuhen nehmen. Sie sagten nämlich, wir hät
ten j a  Interesse daran, daß gewisse Verschlech
terungen in diesem Staate eintreten. Ich kann 
Ihnen sagen, da werden wir uns nie verstehen, 
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weil Sie es j a  gewesen sind, nicht Sie persön
lich, sondern die Genossen Ihrer Partei, die 
den Satz geprägt haben : 

"Bei allem, was ihr tut, denkt immer zuerst 
daran, was der Partei nützt." 

Wir haben als Osterreichische Volkspartei 
an den Staat und an das Volk gedacht und 
haben d ann prompt auch die ersten Regional
wahlen verloren. Wir haben aber trot'zdem 
diese Maßnahmen, auch wenn sie unpopulär 
gewesen sind, damals gesetzt. (Abg. L i  b a I: 
Der Withalm hat das gesagt!) 

Ich muß noch einmal hier eines festhalten . . .  
(Zwischenrufe bei der SPO.) Ja, es wird euch 
unangenehm, was ich sage. Selbst Herr Abge
ordneter Libal erwacht schon wieder zu Zwi
schenrufen, obwohl sie ihm lange verboten 
gewesen sind. (Beifall bei der OVP. - Heiter
kei t bei Abg. L i  b a  1.) 

Der nächste Punkt . . .  (Abg. S e  k a n  i n a: 
Der einzige, der dem Libal etwas verbieten 
kann, bin ich! - Heiterkeit.) 

Noch ein Punkt. Ich werde mir sehr genau 
ansmauen, wie es wirklich im Wortablauf 
gelautet hat, was Sie zum österreichischen 
Staatsvertrag und was Sie zur Sicherung der 
Erdölvorräte unseres Landes für unsere Repu
blik und für unsere Wirtschaft gesagt haben. 

Nicht nur mir ist es so gegangen, sondern 
vielen meiner Kollegen, daß es wie eine in
direkte Anklage geklungen hat. Es lebt nur 
mehr einer von denen, die ,damals in verant
wortlicher Position nach ,Moskau geflogen sind. 
Aber Sie dürfen überzeugt sein, ein Raab und 
ein Figl haben unmittelbar aus dem Erleben 
heraus genauestens berichtet, wie die Sachen 
gewesen sind. Es gibt nicht nur einen einzigen, 
der über die damaligen Verhandlungssitua
tionen gültige Aussagen machen kann. Ich 
möchte nicht mehr dazu sagen. Die Schluß
folgerung meinerseits zu den Ausführungen 
des Abgeordneten Sekanina müßte zusammen
fassend folgendermaßen lauten : Er hat ver
sucht, erlfolgreich in die Vergangenheit zu 
enteilen, um der Gegenwart entkommen zu 
können. 

Präsident Probst: Da bin schon auch ich da, 
meine Herren! Da bin schon auch ich da, bitte. Und j etzt darf ich auf einige Gesichtspunkte 

eingehen, die kh auf j eden Fall hier im Hohen 
Abgeordneter Minkowitsch (fortsetzend) : 

Damit hat er wieder einmal indirekt zuge
geben, daß Verbote bezüglich Libal existiert 
haben. Ich hahe das nicht provoziert. 

Eines können wir auch nicht unwider
sprochen hier im Raum stehen lassen : Sozia
listische Minister waren es, die für die Ener
gieversorgung in Osterreich zuständig ge
wesen sind. Sie wissen, daß es lange Zeit 
eine Koalitionsregierung gegeben hat. Die 
Voraussetzungen dafür, daß der SPo ange
hörende Energiemini'ster, um sie unter einem 
Sammelnamen gleich zu apostrophieren, in 
der Lage gewesen sind, alle diese Projekte 
durchzuführen, war die gemeinsame Leistung 
des ,gesamten Kabinetts. Es 'ist falsch zu s agen, 
der Energieminister hat es geschafft, und 

" nichts davon zu r eden, daß ein Wirtschafts-, 
ein F.inanzminister, ein Bundeskanzler mitge
holfen haben, die Voraussetzungen zu schaf
fen, daß ein Kaprun gebaut, eine VOBST aus
gebaut werden konnten und so weiter. Diese 
Art, nicht immer alles an Wahrheit in den 
Raum zu stellen, ist etwas, was ich beim 
Abg'eordneten Sekanina nicht schätz'e , und ich 
hoffe, d aß er sich da in d er Zukunft etwas 
anders ausdrücken wird. 

Aber noch eunes : Genauso wie wir stolz 
darauf s ind, daß wir ein Kaprun und eine 
VOEST haben, meine Herren, sollten Sie end
lich einmal auch 'darauf stolz sein, daß wir 
eine so leistungsstarke österreichische Land
wirtschaft haben. (Beifall bei der avp.) 

Haus bringen wollte. 

Die De-facto-Abwertung des französischen 
Francs, das sofortige Nachziehen der spani
schen Währung, das neuerliche Unsicherwer
den der ital'ienischen Währung bei gleich
zeitiger Dollarerholung und Druck auf die 
D-Mark werden 'selbstverständlich ihre Aus
wirkungen auf die österreichische Wirtschaft 
haben. Angesichts der weltweiten Entwicklung 
auf dem Energiesektor - die schmerzHche 
Lektion mit dem 01 ist uns ja allen miteinan
der noch sehr deutlich im Gedächtnis -, an
gesichts des sprung.haften Ansteigens der 
Rohstoffkosten und zum Beispiel - weil es 
mir sehr signifikant erscheint, möchte im es 
hier doch erwähnen - die Versechsfachung 
der Schiffsfrachtkosten allein zu dem Zeit
punkt, als d er amerikanische und kanaldische 
Weizen nach Rußland verfrachtet werden 
mußten, angesichts auch der völligen Ver
düsterung der Welternährungslage und der 
Inflationsprognosen und angesichts rapider 
Verschlechterung der österreiclrischen Lei
stungsbilanz, die schamhaft im Bericht des 
Bundeskanzlers verschwiegen worden ist, ist 
es notwendig, ein Umdenken in Wirtschafts
fragen auf Regierungsseite vorzunehmen. Nur 
ein Denken in größeren wirtschaftlichen Zu
sammenhängen wird übel1haupt in der Lage 
sein, die Probleme zu meistern. 

In diesem Zusammenhang - bitte das nicht 
abzuwerten mit einem Beleidigtsein oder 
etwas Ähnliches - es ist mir ganz einfach 
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unerklärlich, wie es einem Dr. Kreisky passie
ren konnte, daß er in einem 58 Seiten langen 
Bericht zur wirtschaftlichen Lage die Land
wirtschaft nicht einmal mit einem einzIgen 
Wort erwähnt hat. Wie kann so etwas sein? 
Ist es wirklich ein Trauma, ist es ein bewußtes 
In-die-Ecke-Schieben oder wie ist so etwas 
möglich? Darüber wüI1de ich doch sehr gerne 
rin einer ernsten Aussprache einmal eine Ant
wort bekommen. 

Druck führt nicht zum Ziel, Einseitigkeit 
auch nicht und krasse Ungeremtigkeit schon 
gar nicht. Deshal1b , Herr Bundeskanzler, be
grüße ich, daß Sie einen Teil Ihrer Regierungs
erklärung zitiert haben. Aus vielen Gesimts
punkten heraus begrüße ich es und lese ihn, 
damit mn ja niemanld - besonders von Ihrer 
Fraktion - vergißt, noch ,einmal vor :  

"Jedenfalls wird die Bundesregierung - das 
möchte ich im Namen aller ihrer Mitgl'ieder 
erklären - Anregungen, die in diesem Haus 
geäußert werden, mit selbstverständlicher 
Aufmerksamkeit verfolgen, Kritik mit gebote
nem Ernst zur Kenntnis nehmen und Vor
schläge mit entsprechender Sorgfalt prüfen. 

Was die Bundesregierung 'betrifft, wird sie 
ihrerseits alles tun, um ein Klima der Nüch
ternheit und der sachlichen Kooperation zu 
schaffen . . .  " Soweit dieses ausdrücklich von 
Ihnen selbst noch einmal 'Zitierte Zitat. 

Hier fällt mir irgendwie auf, daß gerade vor 
wenigen Tagen Ihr Finanzminister von einem 
Big bargain so ungefähr in der Form : No zu 
was brauch ma des ! ,  im Ferns-ehen geredet hat. 
Sollte diese Zitierung vielleicht eine lin'direkte 
kurze Rüge s-ein, was der Bundeskanzler wirk
lich will, daß sich die Minister eigentlich auch 
daran halten sollten? Gemeinsame Anstren
gungen gibt es nur auf partnerschaftlicher 
Ebene, nicht mit Diktaten und 'schon 'gar nicht 
bei rücksichtslosem Moorheitsgebrauch. 

Auf dem agrarischen Sektor - nachdem Sie 
überhaupt nichts darüber gebracht halben, -seihe 
ich mich veranlaßt, es etwas breiter auszu
führen, als ich ei'gentlich vorgehabt hätte -
ist für das Jahr 1 974 - um das in aller 
Deutlichkeit zu sagen -, wie man so schön 
sagt, "alles drin" : von einer s-inkenden Wachs
tumsrate über Stagnation bis zu rückläufiger 
und extensiver Bewirtschaftung. Es ist eine 
BinsenwahrheH, daß Investitionen genauso 
wie Finanzierungen eines Wirtschaftsj ahres 
nicht nur eine Angelegenheit von Kapital, 
Kredit und Steuerpolitik sind, sondern ebenso 
eine Sache des Vertrauens in das Wlirtschaft
lirne Kl-ima, Idas in einem Lande herrsrnt. Und 
hier hat die Regierungspartei, teils mutwillig, 
teils vielleicht aus Unwissenheit, Vertrauens-

grundlag-en zerstört, ohne die eine demokra
tism vernünftitge Koexi'Stenz von Regierung 
und Opposition äußerst ersrnwert wird. Im 
weiß, daß diese Behauptung schwerwiegend 
ist, aber im bin auch bereit, dafür sofort die 
Beweise anzutreten. 

Auf dem Schweinefleischsektor. Im erinnere 
an den August 1 972, als aus tagespolitischen 
Erwägungen die Erzwingung der liberalisie
rung der Schweineeinfuhren durchgeführt 
wurde, was sofort einen Pr,eissturz bei den 
Produzenten zur Folge hatte. Die Konsumen
ten hatten im wesentlichen überhaupt nichts 
davon. Die notwendige Folge war, daß etwa 
20.000 Zuchtschweine sofort geschlachtet wor
den sind, daß wir zu wenig Ferkel gehabt 
haben, daß wir in großem Maß Schweine 
importieren mußten. 

Und siehe da, eine Erfahrung, die wir x-mal 
schon deutlich zum Ausdruck gebracht haben, 
hat sich damals wie schon Jahre vorher wieder 
einmal manifestiert : Wenn ein Vertrags
partner merkt, daß der andere Vertragspartner 
darauf angewiesen ist, daß er eine Ware lie
fert, gibt es keine billige Ware mehr. Die 
Importpreise schnellen in die Höhe und 
schlagen auf das österreichisme Preisniveau 
durch - und bezahlen muß es der öster
reimische Konsument. Ich habe eindeutige Be
weise dafür, daß die preisliche Situation, so
lang-e auf dem Schweinefleischsektor keine 
oder fast keine Importe getätigt werden muß
ten, für den österreichiscb.en Konsumenten um 
vieles günstiger gewesen ist als zu einem 
Zeitpunkt, wo wir 300.000 bis 400.000 Schweine 
importieren mußten. 

Aber j etzt die Folgerung daraus : Wer ein
mal, statt einen Lohn für Arbeit, Sorge und 
Risiko zu erhalten, noch zusätzlich Geld ver
loren hat, der verliert das Vertrauen und 
mästet nimt mehr. Jetzt sind wir weiterhin, 
trotz aller guten Ratschläge, auf Importe ange
wiesen. Das ist kurzsichtig. Abgeordneter 
Sekanina hat mich gebeten, doch einzelne 
Beispiele zu bringen. Ich würde ihn bitten, 
daß er darüber nachdenkt. So kann man es 
eben nicht mamen. (Beifall bei der OVP. -
Abg. Marga H u b  i n e k :  Er ist ja nicht im 
Saal! - Abg. B r a n d  s t ä t t e  r: Das inter
essiert ihn ja überhaupt nichtI) 

Ein zweiter Punkt : der Rindfleischsektor. 
1 973 führte die überhöhte Sch:illingaufwertung 
zu empfindlichen Einbußen aum beim quali
tativen Fremdenverkehr. Fremde, die nicht in 
Osterreich waren, konnten auch kein öster
reichisches Rindfleisch essen. Die Maul- und 
Klauenseuchenamwirkungen und eine gleim
zeitige Lireabwertung haben eine schwere Ge
fährdung des Italienexports unserer Rinder 
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heraufbeschworen. Um das ins Gedächtnis zu
rückzurufen: Jährlich wurden allein Rinder 
beziehungsweise Rindfleisch um 1 ,5 Milliarden 
Schilling nach Italien e�portiert. Das ist eine 
Größenordnung, die eigentlich angesichts der 
j etzigen Entwicklung der Leistungs'bilanz so
wohl dem Finanzminister als auch der ge
samten Bundesregie.rung, vor altem a:ber dem 
Bundeskanzler, doch als eine relevante Größe, 
die es zu erhalten '9ilt, erscheinen müßte. 

Die Bundesrepublik Deutschland stützte 
damals EWG-intern ihre Exporte nach Italien 
bei Rindfleisch über lange Perioden mit etwa 
20 S. Wir haben damals insgesamt 5 S für die 
Rindfleischstützung zusammengebracht. Ob
wohl es eine Paritätsdifferenz von 32 Prozent 
gegeben hat, mußten wir noch 16 Prozent Zoll 
überspringen. 

Und j etzt, Herr Bundeskanzler - ich würde 
Sie wirklich bitten, das genauso aufzufassen, 
wie ich es meine -, auf dem Höhepunkt des 
Ringens um die Erhaltung dieser Export
märkte, wo andere ihre Stützungen ver-x-facht 
haben, um diese Märkte zu halten, ist die 
österreichische Bundesregierung hergegangen 
und hat 1 30 Millionen Schilling zweckgebun
dener Mittel für den Viehabsatz umgewidmet 
für staatliche Milchpreisstützung. 

Das hat die österreichische Bauernschaft 
fairneßmäßi'g und 'psychologisch als einen 
Tiefschlag empfunden, der nicht so rasch über
wunden werden kann. Das ist es, was das 
Vertrauen erschüttert. Wie soll man den jun
gen 'Menschen oder auch den älteren Menschen 
empfehlen : Umlenkung von Milch .auf Fleischi 
Wenn er das endlich befolgt hat, wenn er diese 
Ware verkaufen soll, dann steht er vor der 
Situation, daß er noch dazu viel Geld verliert. 

Ich werde heute öfters das Vergnügen 
haben, die "Arbeiter-Zeitung" , die ich j a  
immer mit großem Interesse lese, zu zitieren. 
Sie macht mir nicht immer reine Freude, das 
gestehe ich sehr offen, aber es ist sehr inter
essant, sie gelesen zu haben. 

Die "Arbeiter-Zeitung" vom 18. Jänner 1974 
berichtet über die Schließung des Schmid
Werkes, sie berichtet darüber, daß dort die 
Arbeiter trotz Schließung dieses Werkes erst
malig in ganz Osterreich Löhne und Gehälter 
vom Sozialministerium - wenn die Meldung 
der "Arbeiter-Zeitung" stimmt - weiter
gezahlt bekommen. Ich begrüße das. Aber, 
Herr Vizekanzler, auch Sie müssen doch ein 
Gefühl da'für haben - ich sage es noch einmal, 
ich begrüße das, ich möchte gar nicht in die 
Beurteilung einsteigen -, wenn gleichzeiU,g 
Gelder, die für die Exportstützung bestimmt 
sind, dann, wenn die Notsituation echt eintritt, 
wegdisponiert werden - nicht durch Sie, nein, 

aber Sie sitzen in demselben Bundes
kabinett -, hier das Messen mit zweierlei 
Maß deutlich sichtbar wird. Viele unserer 
Leute gehen uns in Briefen an, sie sagen uns 
in massivem Angehen in den Versammlungen : 
Jetzt ist das Maß voll l 

Oder ein anderer Gesichtspunkt: Eine gute 
Wirtschaftspolitik ist eben dadurch gekenn
zeichnet, daß man gewisse Entwicklungen vor
auszukalkulieren versucht. 'Es kommt ohnedies 
immer anders, als man denkt. Aber allein, 
daß man G efahren erkennt, ist ja schon mei
stens eine Hilfe dCllfür, daß man die Gefahren 
dann bekämpfen, halbieren oder überhaupt 
auffangen kann. Eine schlechte Wirtschafts
politik erkennt man daran, daß man trotz 
Warnungen die Sdläden erst eintreten läßt 
und erst nach dem Eintreten von Schäden zu 
sanieren versucht, was dann meistens wenig 
hilft und außerdem ebenfalls sehr viel Geld 
kostet. 

Ich möchte hier doch auch darauf verweisen, 
daß ,es vieler Interventionen, auch meinerseits, 
beim Landwirtschaftsminister, eines Ge
spräches beim Finanzminister, einiger Tele
phonate mit dem Bundeskanzler bedurfte, im 
Zusammenwirken mit vielen anderen meiner 
Kollegen - der Landwirtschaftsminister wird 
ja sicherlich auch seinen Teil beigetragen 
haben, ich :verschweige das gar nicht -, daß 
dann wenigstens doch noch 50 Millionen Schil
ling zur Rettung der Viehexportsituation auf 
die Weit gekommen sind. 

Zwischenzeitlich ist aber ein schwerwiegen
der Preisverfall eingetreten. Kalbinnen konn
ten nicht exportiert werden; diese geben j etzt 
Milch, weil sie noch in Osterreich stehen. 
Wurstkühe konnten nicht geschlachtet wer
den; diese geben auch noch Milch, weil sie 
weiterhin noch in Osterreich stehen. Das war 
von uns nicht beabsichtigt, nicht kalkuliert. 
Jetzt werden wir dann mehr Milchprodukte 
exportieren müssen. Dieses Mehr an Milch
prodUktexport müssen die Bauern wieder mit 
dem selbstfinanzierten Krisengroschen bezah
len. 

Das sind die Dinge, wo man sagt : Um Gottes 
willen, bedenkt man denn nicht, daß es, wenn 
einmal in der Wirtschaft ein Stein .schief
zuliegen beginnt oder herausbricht aus seinem 
Gefüge, Folgewirkungen hat, wo man doch. 
das Ende nicht mehr absehen kann? 

Es ist j edenfalls die j ahrelange 
systematische Umlenkung von Milch auf 
Fleisch. durch diese viel zu spät - trotz aller 
Warnungen viel zu spät - gesetzten Maß
nahmen wieder einmal ernstlich ge'fährdet 
worden. 
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Ich will es in aller Ruhe sagen: Ich möchte 
alle warnen vor den Folgen einer zutiefst 
beunruhigten Bauernschaft, die sich derzeit 
echt geprellt fühlt I 

Das alles vollzieht sich aber seit zwei Jah
ren in einer Weltwährungssituation, die sich 
progressiv verschlechtert. (Abg. K e r n: Aus
hungern!) 

Auch da bin ich in einer angenehmen Lage 
- ich hoffe, daß die Regierungspartei ihrem 
eigenen Zentralor,gan etwas glaubt -: Am 
20. Dezember 1 973 schrieb die "Arbeiter
Zeitung" unter fetter Uberschrift: "Düstere 
Nahrungsmittelprognosen" . Ich möchte mir 
ersparen, was da alles geschrieben steht: daß 
es immer problematischer wird, daß die USA 
keine Getreidelager mehr in Reserve halten, 
und so weiter. 

Die "AZ" gibt also selbst zu: "Düstere 
Nahrungsmittelprognosen". Dann traut man 
sich in Osterreich, derartige Experimente auf 
dem Sektor der Grundnahrungsmittelproduk
tion vorzunehmen! 

Die Welternährungssituation hat sich pro
gressiv verschlechtert, und ich bin überzeugt, 
Herr Bundeskanzler, daß für Sie auf diesem 
Sektor ein Umdenken zur Erhaltung der Erzeu
gungskraft der österreichischen Landwirtschaft 
höchst an der Zeit ist. 

Ich könnte das j etzt noch mit vielen Bei
spielen fortsetzen. Auf dem Eier- und Ge
flügelmarkt war es ähnlich. Wir haben ge
warnt : So erhöht doch um Gottes willen end
lich einmal die Schw ellenpreise, die Dumping
importe hauen uns die inländische Produktion 
in Osterreidl zusammenl - Das ganze Reden, 
das ganze Warnen hat nichts genützt. (Abg. 
K e r n: Nichts hat es genütztl) Um eines 
ta'gespolitischen Vorteils willen, um ein p aar 
Wochen billigere Eier in Usterreich zu haben, 
hat man Dumpingimporte w eiter zugelassen, 
hat man die österreichische Produktion ge
zwungen, ihre Bestände weitgehend zu dezi
mi eren, und der Erfolg war, daß dann der Preis 
für das Ei aU!f 2 S und in der weihnachtlichen 
Zeit auf 3 S angeschnellt ist. 

Meine Damen und Herren! Es ist eben nicht 
so, daß man mit Maßnahmen, die man auf 
dem agrarischen Sektor setzt, nur etwa die 
Bauernschaft trifft! Fehlentscheidungen oder 
Nichtentscheidungen auf diesem Sektor - das 
müßte eigentlich die Gewerkschafter und die 
Vertreter der Arbeiterkammer doch genauso 
auf den Plan rufen - bezahlt immer wieder 
der österreichische Konsument. (Zwischenruf 
des Abg. Dipl.-Ing. Dr. Z i t t m  a y r.) 

Oder : Der Importpreis ist j etzt im Preis 
dreimal so hoch als vor ,einem Jahr. Dafür 
braucht man, weil wir ebenfalls G ott sei Dank 

sehr viele einkaufsbewußte Hausfrauen haben 
(Zwischenruf des Abg. W e i s  z) - nein, Herr 
KhJ'bobmann, ich bitte Sie, mir nur zuzu
hören ! -, mehr Teigwaren. Das ist nämlidl 
die Ausweiche, welche die österreichische 
Hausfrau sucht. 

Um diese Teigwaren erzeugen zu können, 
braucht man mehr Durumweizen, und um 
diesen Durumweizen in Osterreich arrbauen 
zu können, müßte man es den österreichischen 
Produzenten ermöglichen, daß sie ihn anbauen, 
indem man den Preis so anhebt, daß wir nicht 
bei j edem Hektar, das wir anbauen, soundso 
viel verlieren, weil dieser W,eizen nämlich 
äußerst schwankend in den Erträgen ist. 

Was hat man gemacht? - Man hat eine 
Alibi-Anhebung gemacht - um ein paar 
Groschen mehr -, die keinen von unseren 
zum Kalkulieren erzogenen Bauern dazu 
bringt, daß er mehr Durumweizen anbaut. 

Die Folge ist : Wir müssen den teuren Wei
zen aus dem Ausland um 8 S importieren! 

Da zeigt sich das, was ich sage : Man ver
g önnt dem agrarischen Sektor aus einer kurz
sichtigen Haltung heraus eine Preisanhebung 
nicht und nimmt es lieber in Kauf, daß man 
ein x�faches davon nachher bei teuren Im
porten bezahlt. (Abg. G l a s  e r: Wo is t eigent
lich der Sekanina? Der wollte Argumente 
hören! Der hat sich aufgeregt, daß so wenig 
herinnen sind! Meine 

'
Herren von der 

sozialistischen Sei te! Zählt doch, wieviel ihr 
seid! Aufgeregt habt ihr euch, weil von uns 
ein paar gefehlt haben! - Abg. W i e  1 a n d
n e !: Es kommt immer darauf an, was man 
anhören muß, Kollege Glaser!) G enau !  
(Heiterkeit und Zwischenrufe bei der OVP.) 
Ich entnehme daraus, Herr A:bgeordneter, daß 
Sie meinen Ausführungen zuhören wollen, 
und das nehme ich ebenfalls dankbar zur 
Kenntnis, denn nur mit dem Austausch sach
licher Argumente werden wir gemeinsam in 
der Lage sein, dasjenige, was an Schwierig
keiten auf uns zukommt, auch tatsächlich mei
stern zu können. (Beifall bei der OVP.) Die 
Geschichte vom "Importieren wir halt'"  ist 
eine alte SPO-Parole, die j etzt leider nicht 
mehr stimmt. 

Beim Normalweizen ist 'es ähnlich. Der 
Weltmarktpreis für Normalweizen ist j etzt 
um etwa 80 Prozent höher als der für im 
Inland erzeugten Weizen. 

Meine Damen und Herrenl Denken Sie an 
den Importzuck.er. Der österreichische Kon
sument müßte für den Kristallzucker, wenn 
wir importieren müßten, nach den letzten 
Kursnotierungen bereits 10 S bezahlen! Ja 
seien wir doch alle miteinander froh, daß es 
diese leistungsstarke Landwirtschaft in Oster-
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reich gibt, und geben wir ihr die notwendigen 
Hilfestellungen genauso wie j edem anderen 
Berufsstand zum Vorteil aller in diesem 
Lande ! (Beifall bei der OVP.) 

Noch etwas möchte ich nicht verschweigen. 
Die Eiweißimportsituation, die bei der Tier
haltung eine enorme Rolle spielt, wird sich 
kaum beruhigen. Fischmehl wurde vornehm
lich in Peru erzeugt. Die Fänge mußten dort 
wegen eines j ahrelangen Raubbaues wieder 
eingestellt werden. Die Schwärme sind zu 
gering. Fischmehl wird weiter kaum erhältlich 
sein und weiter teuer bleiben, wenn nicht noch 
teurer w erden. 

Der nächste Punkt: Soj a!  Die Vereinigten 
Staaten 'Von Amerika sind der Haupt�Soj a
Lieferant. Nun sind Soj a und Mais im seLben 
Klima beheimatet. Ich will hier keine Details 
erzählen, aber nur, weil man ja Argumente 
hören wollte, um zu begründen, warum sich 
diese Situation kaum verbessern, sondern eher 
noch verschlechtern wird, sagen : 

Bei Mais konnten wir durch die Hybrid
züchtungen etwa 70 bis 80 Prozent Ertrags
steigerungen haben, bei Soja ist das nicht der 
Fall. Der Mais ist selbstverträglich im Anbau 
und Nachbau, die Soj a ist es nicht. Die Soj a
Anbauflächen in den Vereinigten Staaten 
,gehen nach den letzten Berichten, die mir und 
sicherlich auch Ihnen, Herr Landwirtscha'fts
minister, zugänglich sind, zurück. 

Das bedeutet, da auch die Amerikaner nicht 
genügend Fischmehl importieren können, daß 
sich die Situation auf diesem Sektor ver
schärfen und nicht etwa verbess,ern wird! 

Jetzt b ekommen wir den guten Rat : Baut 
mehr Olsaaten in Osterreich selbst an. Meine 
Herrschaften I Ohne eine Garantie, daß dann, 
wenn wir die Hunderte Millionen-Investitio
nen, die dafür notwendig sind, getätigt haben 
und wenn sich auf dem Weltmarkt wieder 
Schwankungen ergeben, nicht der Erstbeste 
daherkommen und sagen kann : Importieren 
wir halt l ,  wozu brauchen wir euch? Auf -vagen 
Versprechungen allein kann man ,so etwas 
nicht aufbauenl 

Ich bitte Sie also, diese Situation nicht zu 
unterschätzen. Es wird eine weitere Verschär
fung auf dem Soja- ,  auf dem gesamten Eiweiß
Importsektor eintreten, und ich bin schon 
wieder bei der "Arbeiter-Zeitung" und zitiere 
die Ausga:be vom 23. November 1 973, wo die 
stolze, fettgedruckte Uberschrift zu lesen ist : 
"Bei Lebensmitteln sind wir Selbstversorger" . 
- - Es hat zwar nicht ganz ,gestimmt, denn wir 
sind es nur zu 84 Prozent, und wenn wir es 
sind, dann nicht dank der sozialistischen 
Agrarpolitik (Abg. K e r n :  Trotz!), sondern 

trotz der Politik, die in der letzten Zeit auf 
diesem Sektor gemacht wurde. (Beifall bei der 
OVP.) 

Und noch einmal muß ich - diesmal aber 
das letzte Mal - die "Arbeiter-Zeitung" 
zitieren. (Abg. W e i s  z: Die einzige Zeitung, 
die man lesen kann!) Ich mache keine Pro
paganda dafürl (Abg. Dr. F i s  e h e r: Die zahlt 
nichts dafür!) Ich weiß es, a'ber daraus können 
Sie meinen Loyalitätspegel abmessen, Herr 
Dr. Fischer! 

Ich habe mit Genuß den Kommentar "Ende 
einer Ära" am 22. Jänner 1 914 gelesen. 
(Zwischenruf des Abg. F a  c h I  e u t n e  r). Da 
steht, daß man sich damit abfinden müsse, 
daß die billigen Energiequellen nun eben zu 
Ende seien. 

Ich würde j etzt nur se'hr empfehlen, daß die 
Herren von der SPO umdenken, bevor es zu 
spät ist, und zur Kenntnis nehmen, daß auch 
die Ära weltweiter 'billiger Nahrungsmittel zu 
Ende ist, wie es uns alle Zahlen, die wir aus 
der ganzen Welt bekommen, eindeutig nach
weisen. Je eher wir das erkennen und daraus 
die Konsequenzen ziehen - nicht nur darüber 
reden -, desto besser wird es ;für uns alle 
sein. Wir müssen die Kosten für Dieselöl und 
Handelsdünger sofort in eine erträgliche 
Situation bringen - ich wiederhole etwas, 
was ich schon einmal gesagt habe, was aber 
zum Teil überhört worden ist, wo ich aber 
nicht eindringlich genug warnen kann, daß Sie 
das überhören -, sonst 'besteht die Gefahr, 
daß bei normaler Witterung die letzten, etwa 
20 Prozent der Ertraogsspitzen, die wir in Oster
reich erzeugen, die nur mit zusätzlichem hohem 
Betrie'hsmittelaufwand auf dem Diesel- und 
Handelsdüngersektor erzeugt werden können, 
dann nicht mehr erzeugt werden, weil eben 
die Produktion zu teuer ist und deshalb unter
lassen wird. Wir müßten dann diese Produkte 
importieren, und die Konsumenten hätten die 
Rechnung zu bezahlen. 

Einen Punkt möchte ich noch hier ausführen, 
nämlich die Hinhaltetaktik der Regierungs
partei in der Frage der Gestattung von gefärb
tem Dieselöl. 

Bitte, ich ane:rkenne, daß der Herr Finanz
minister seine Meinung äußert, und ich werde 
meine dazu sagen : Alle Bauernorganisationen, 
die im Laufe des Frühj ahrs bei Verhandlungen 
bei den einzelnen Ministern oder mehrmals 
unter dem Vorsitz des Herrn Bundeskanzlers 
zusammengetreten sind, haben sich der Argu
mentation des Osterreichischen Bauernbundes 
angeschlossen. Sie haben einmütig verlangt, 
daß das gefärbte Dieselöl für die öster
reichische Land- und Forstwirtschaft gestattet 
werden soll. 
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Der Herr Bundeskanzler hat dieses Ergebnis 
bei einer Beratung im Kanzleramt zusammen
gefaßt und gesagt, er nehme das zur Kenntnis, 
er nehme das audl entspredlend ernst - hier 
hat er sich sehr an seine Regierungserklärung 
gehalten - und er werde das auch ent
sprechend überprüfen. Nidlt mehr. Er hat 
keine Zusage ,gemaCht! 

Vom Landesparteirat in Linz (BundeskanzleI 
Dr. K I e i s  k y: Am BundespaIteiratl) - Ent
sdluldigung, j awohl es war am Bundespartei
rat in Linz -, ich 'habe dtese Passage schon 
vorher genau gekannt, aber diese Form von 
Courtoisie wird auCh immer wieder anerkannt, 
hat mir der Herr Bundeskanzler eine A'b
lichtung von dem zugeschickt, was er damals 
gesagt hat. Ich zitiere : 

"Ich bin aber heute in der Lage, eine sehr 
wichtige ,Mitteilung zu maChen." Ferner: 

"Zur Unterstützung der österreichischen 
Landwirtschaft böte sich in diesem Zusammen
hang -eine neue Regelung der gegenwärtig 
gehandhabten Verbilligung für von der Land
wirtschaft verwendetes Gasöl an." Dr. Kreisky 
weiter:  "Bekanntlich genießt Gasöl, das für 
Heizzwecke verwendet wird, auf Grund des 
Steuerbegünstigungsgesetzes eine Ermäßigung 
der Bundesmineralölsteuer. Es wären nun 
unter dem Aspekt der eingangs getroffenen 
Feststellungen die Möglichkeiten zu über
prüfen, das steuerbeg'Ünstigte sogenannte 
Ofenheizöl, das durch die Rotfärbung bestimm
ter Zusätze gekennzeichnet ist, auch zum Be
trieb landwirtschaftlidler Maschinen, insbe
sondere für Traktoren, freizugeben." 

Dann ist eine Enquete Ifür Oktober ange
kündigt worden, es hat j edoch Zeitmangel 
gegeben - das sehen wir alles ein. Es hat 
dann die Enquete im November stattgefunden. 
Hi er ist -eine weitere Prüfung in Aussicht ge
stellt worden. 

Ich habe zwischendurch an den Herrn Bun
deskanzler appelliert, die SaChe nidlt hinaus
zuschieben, und er sChrieb mir am 16.  Oktober 
noch einen Brief, in dem folgende Passage 
auch für die gesamte österreichische Offent
lichkeit von Bedeutung ist:  

"Was den Termin der Einführung des ange
strebten neuen Systems anlangt, muß ich auf 
meine mehrfach getroffenen Ankündigungen 
verweisen, wonach dies zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt geschehen wird." 

Unsere Diskrepanz hat sich nur auf den Ein
führungstermin erstreckt, aber nicht mehr 
darauf, daß das neue angestrebte System, wie 
Sie selbst schreiben, Herr Bundeskanzler, nodl 
einmal in Frage gestellt wird. Deshalb hat es 
uns sdlon sehr beunruhigt - ich sage das 

sehr offen -, als naCh der Regierungsklausur 
bei Baden der Herr Finanzminister klipp und 
klar wieder erklärt hat : Daran denken wir 
gar nidlt, da wird j etzt etwas .ganz anderes 
gemacht! 

Herr Bundeskanzler!  Das ist so ein bitteres 
Gefühl, das in einem aufkommt. Wir möchten 
doCh noCh immer, wenn auch mit gewissen 
Schwierigkeiten verbunden - idl weiß schon, 
wie sdlwer es ein Bundeskanzler hat -, daran 
glauben können, daß ein Kanzlerwort in Oster
reich wenigstens nodl etwas gilt, auch wenn 
nidlt j e der Brief, der geschrieben wird, vom 
Herrn Finanzminister vorgenehmigt wird. 

Herr Bundeskanzlerl Diese Vorgangsweise 
ist ein Prüfstein, der - ich möchte es nicht 
unterschätzen - eine Situation, wenn sie 
richtig gemeistert wird, vermeiden kann, 
woran zu allerletzt ich ein Interesse hätte. 

Dieses Ofenheizöl soll - und das spredle 
ich offen aus - der österreichischen Bauern
schaft nur aus einem einzigen wahren Grund, 
wenn es noch irgendwie ginge, doch nidlt 
gegeben werden. Den Betrag will man nämlich 
nadl wie vor ins Budget hineinschreiben. Um 
di,esen Bei'rag muß j e des Jahr aufs neue wieder 
gerauft werden! Diesen Betrag könnte man 
weiterhin den österreichischen Agrariern als 
Almosen- und Subventionsempfängern vor
werfen. 

Niemand, der Ofenheizöl in diesem Land 
verbraucht, hat das Gefühl, daß er eine höhere 
staatliche SU'bvention erhalten würde. Dieses 
Argument, mit dem man uns das verweigert, i'st 
uns ganz einfach zu wenig I Man muß doch 
anerkennen, daß jede Pauschalierung bei der 
Rückerstattung von Betriebsmittelkosten 'ge
rade diejenigen bestraft, und zwar in allen 
Produktionsgebieten - ich sage ausdrücklich:  
in allen Produktionsgebieten -, die intensiv, 
Jortschrittlidl, modern, wenn Sie wollen, 
europafest, produzieren. Es kann doch nicht 
sinnvoll sein, daß man so etwas tatsädllich 
'geschehen läßt. 

Auch ich möchte hier, ähnlich wie es der 
Klubobmann gesagt hat, sagen: Niemand ver
wechsle unser Verantwortungsbewußtsein mit 
einer überdehnbar·en Geduldl Ich rate wirklich 
dringend, daß die Vorgangsweise auf diesem 
Sektor einer letzten Uberlegung unterzogen 
wird. Denn weldlen Sinn hätte es denn, wenn 
unsere Vertreter zu einer Trei'bstoffenquete. 
wozu sie im Februar eingeladen werden 
sollen, .gehen, um dort einen einseitigen Fix
standpunkt .entgegenzunehmen, wobei man 
gar nicht die Chance hätte, daß 'bei diesen 
Verhandlungen audl noch etwas heraus
kommt. 
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Vor der Getr'eideernte haben die ,Bauern
vertreter nachdrücklich Weizen- und Roggen
preiserhöhung,en rverlangt. Beim Roggen war 
nichts drin (Abg. K e r n: Beim Brotpreis 
schon!), wie es so schön geheißen hat. Der 
Roggen ist j a  indexwirksam, und den Index 
muß man entsprechend pflegen. Deshalb könne 
man den Bauern nichts geben. 

Als dann die Geschichte so weit karn, daß 
doch die Erhöhung der Bäckereiarbeiterlöhne 
nicht mehr verhindert werden konnte, als das 
Brot d ann doch um 60 Groschen teurer gewor
den ist, war diese Indexargumentation plötz
lich weg. Den Bauern hat man ,für den Roggen 
keinen Groschen mehr gegeben. Es handelt 
sich ja ohnedies nur um die Leute, die eben 
im Waldviertel und im Mühlviertel diese Ge
treideart als einzige noch anbauen könnenl 
Angesichts dieser Tatsache will man von 
Grenzlandförderung reden l 

Auch das ist eine Situation, die eben auch 
das größte Maß an Einsicht einmal überfordert. 
Ich :hoffe, daß es viel·en einsichtigen Kreisen, 
die ich auch in der SPO beheimatet weiß, nicht 
einerlei sein kann, ob 50 weiter gefuhrwerkt 
wird. 

In aller Ruhe, aber umso unmißverständ
licher möchte ich feststellen, daß ich mir heim 
Milchpreisantrag und bei den Molkerei
arbeiterlohnerhöhungen eine geteilte Vor
gangsweise nicht mehr vorstellen kann. 

Als A!bschluß möchte ich ein in meinen 
Augen fast klassisChes Beispiel dafür geben, 
für welche Unterlassungen letztlich doch der 
Konsument bezahlen muß. Ich möchte über 
den noCh immer unerledigten Zuckerpr,eis
antrag sprechen, von dem ich hoffe, daß er 
doch noch rechtzeitig 'genug einer Erledigung 
zugeführt wird. 

Diesbezüglich eine Feststellung: Man geht 
in bezug auf das, was auf unserem Sektor 
geleistet wird, zur Tagesordnung über, und 
z war so, als ab das alles nichts wäre. Die Part
nerschaft der österreichischen RÜ'ben'Produzen
ten und d er Zuckerindustrie 'hat zu Ergeb
nissen geführt, die für ganz Europa als Vor
bild gedient haben. Die anderen haben nach
her das 'kopiert, was wir auf diesem Sektor 
gemacht haben. Gemeinsame Forschung und 
perfekte KoordiIlii'erung haben diese Ergeb
nisse ermögliCht, nämlich eine volle Bedarfs
deckung. 

Nun etwas, was man gar nicht deutlich 
genug sagen kann : Von 1951  'bis Ende 1973 
- also in 22 J a:hren, meine Damen und 
Herren - ergab sich für den Konsumenten 
nur eine Zuckerpreissteigerung von 15,1 Pro
zent. In derselben Zeit, von 195 1  'bis 1 913, 
hat es eine Tariflohn-Indexsteigerung von 

340 Prozent gegeben. Wir haben diese 
1 5,1 Prozent durch eine gigantische Ausnüt
zung der letzten Forschungsergebnisse 
-- Rationalisierungsmöglichkeiten auf dem 
Anbausektor, auf dem Smädlingsbekärnp
fungssektor, auf dem Fabrikationssektor -
erreimen können. 

Jetzt scheint es Leute zu geben, denen das 
ni mt p aßt, daß wir einen so günstigen Zucker
preis in Osterreich haben. (Abg. K e r n: Die 
wollen einen höheren haben!) Diej enigen, die 
noch Argumentationen verwenden, die viel
leicht noCh vor vier Jahren eine .gewisse Gül
tigkeit gehabt hätten, muß man belehren, daß 
- auch das ist etwas, was jederzeit beweisbar 
ist - auf der ;Pariser Weißzuckerbörse allein 
vom Jahr 1 968 bis Ende Jänner 1 914 - also 
nicht in 22 Jahren, sondern in 6 Jahren - der 
Preis auf 800 Prozent erhöht wurde. Ja um 
Gottes willen 'beginnt man hier nicht nach
zudenken, welche Folgen es hätte, wenn wir 
-zig Tonnen Zucker importieren müßten und 
wenn wir es den Bauern vergällen, daß sie 
genügend Zuckerrüben in Osterreich anbauen? 

Im möchte also wirklich darauf hinweisen 
- ohne die näheren Details hier noch einmal 
zu sagen -: Durch die EiIllführung der Mehr
wertsteuer soll der Preis, der den öster
reichischen Rübenbauern ausgezahlt werden 
soll, durch den Entfall der Lagervorratsent
lastung abgesenkt werden gegenüber dem, 
den man vorher gehabt hat. 

Hier wieder ein Appell an die Gewerk
schafter, die in diesem Raume sitzen: Wenn 
wir bei .gestiegenen Produktionskosten 
weniger bekommen sollen, und zwar um rund 
5 S j e  q, als ein Jahr vorher, dann bitte ich Sie 
zur Kenntnis zu nehmen, daß das für . mich 
und für meine Kollegen unaushaltbar in der 
Vertretung ist, genauso wie es für Sie unaus
haltbar ist, wenn bei gestiegenen Lebenshal
tungskosten bei weiter florierender Wirtschaft 
trotzdem eine empfindliche Lohna:bsenkung 
von jemandem verlangt werden sollte. 

Die Zuckerfabriken sollen derzeit die neuen 
Lieferverträge für 1974 a'bschließen. Die Pro
duzenten kennen noch keinen Preis für 1 973. 
Die Situation, in .der j etzt Anbauver.träge ,abge
schlossen werden sollen, brauChe idl nidlt 
besonders zu erläutern. Ich bitte Sie: Dber
fordern Sie nicht auch ein großes Maß an Ge
duld und denk'en Sie um, bevor es zu spät ist. 
Das "Importieren wir halt" klappt nicht mehr. 
Das habe ich schon g'esagt. Importe wären sehr 
teuer. Ob wir bei der Entwicklung der öster
reichismen Leistungsbilanz dafür überhaupt 
nom die Devisen erübrigen könnten, ist mehr 
als fraglich. Nach "bitterem Reis" sollten wir 
uns "bitteren Zucker", nämlich Importzucker, 
in Osterreich ersparen I 
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Leute, die €s mit der demokratischen Ent
wicklung dieses Landes nicht so ernst nehmen 
wie ich, mögen dort kein Koalitionsange'bot 
herauslesen, wo keines gemacht wird. Ich bin 
j edoch ebenfalls im Rahmen des Briefes, den 
mein Bundesparteiobmann an Sie, Herr Bun
deskanzler, gerichtet hat, zu ernsten Verhand
lungen b ereit, zu Verhandlungen allerdings, 
die nur dann einen Sinn haben, wenn dabei 
auch etwas herauskommen kann. Ich glaube, 
daß sie ,im allg·emeinen Interesse zur Bewälti
gung der jetzigen Wirtschaftslag'e geführt 
werden sollten. Abe r  ich möChte eines nicht 
verschweigen : Ich kann und will für meine 
Organisation nicht mehr lange im Wort blei
ben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus ! 
Bei der letzten großen Aussprache mit den 
Vertretern der Organisationen der öster
reichischen Bauernschaft am Ballhausplatz ist 
vereinbart worden, daß es regelmäßi,g - oder 
richtiger ges agt: von Zeit zu Zeit, abeT nicht in 
allzu großen Abständen - umfassende Aus
sprachen über Probleme der Landwirtschaft 
einerseits zwischen diesen Organisationen und 
j enen Mitgliedern der Bundesregierung geben 
soll, die mit diesen Fragen direkt oder indirekt 
befaßt sind. Diese Besprechungen sollen unter 
meinem Vorsitz stattfinden. 

Ich will j eden Eindruck vermeiden, daß sich 
die Bundesregierung unter Druck gesetzt fühlt. 
Ich weiß sehr genau , wie groß die Ungeduld 
dann ist, wenn man glaubt, ungerecht be
handelt zu sein. Das zum Ausdruck zu bringen, 
ist natürlich und selbstverständlich. 

Ich möchte mitteilen, daß ich die Absicht 
habe, für Anfang Februar zu dieser Aussprache 
einzuladen, um abermals in umfa,s,sender 
Weise unter Umständen auch in einer viel
stündi�en Konrer'enz, alle diese Fragen zu dis
kutieren. Ich 'glaube, daß es dabei möglich sein 
wird, unter Bedachtnahme auch auf die Inter
essen anderer Bevölkerungsgruppen und unter 
Bedachtnahme auf die von mir angegebenen 
Richtlinien der Wirtschaftspolitik, Lösungen 
zu finden oder vorzubereiten, die unter Um
ständen auf verschiedenen Gebieten als .akzep
tabel betrachtet werden können. 

Ich möchte keinen Zweifel darüber lassen, 
daß ich als einer, der über 40 Jahre in Nieder
österreich politisch beheimatet ist, mich durch 
die etwas härtere Umgangsweise im Verkehr 
mit den Vertretern der Bauernschaft im Par
lament dadurch nicht betroffen fühle. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Stix. Er hat das Wort. 

(Der P r ä  s i d e n  t übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus! Wer von dem heutig€n 
Bericht des Herrn Bundeskanzlers, wie 
ursprünglich angekündigt, erwartet hatte , 
einen Bericht zur wirtschaftlichen Lage Oster
reichs zu hören, der wurde enttäuscht. Ich muß 
zugeben, daß ich. mich zu diesen Enttäuschten 
zähle. In diesem Bericht sind verschiedene Be
reiche zu vermissen, zu denen man als .A:bge
ordneter g'erne Verbindliches aus dem Munde 
des Regierungschefs gehört hätte. Zu diesen 
Bereichen zählen: die alarmierende Entwick
lung der Zahlungsbilanz, die Situation der 
Exportwirtschaft, die konjunkturelle Lage in 
Schlüs'selindustrien, aber auch die Situation 
des Fremdenverkehrs, und über die Landwirt
schaft hat j a  mein Herr Vorredner aus'ruhrlich 
gesprochen. 

Auf der anderen Seite fanden sich aber in 
dem Bericht des Herrn Bundeskanzlers The
men wie :  Personalsituation bei der Exekutive, 
UNO-Kontingent, staats'bürgerliche Bildung; 
sicherlich interessante Problemkreise, die man 
aber heute und in diesem Bericht nicht erwar
tet hatte. Das ganze .stellt sich dar wie ein 
willkürlicher Blumenstrauß, gemischt aus Ver
gangenheit und Gegenwart. 

Zu den als fehlend angemerkten Kapiteln 
werden ,in der Folge noch meine Fraktions
kollegen Broesigke und Hanreich Stellung 
nehmen. Ich selber möchte mich 'darauf be
schränken, auf den energiepolitischen Teil des 
Berichtes und der Leitlinien zu diesem Bericht 
einzugehen. 

Die Darstellung des energiepolitischen Tei
les <beginnt mit der Situation des Erdöls und 
Osterreichs diesbezüglicher Stellung. Auf 
Seite 9 findet sich der Satz, daß Osterreich 
ausgezeichnet ist durch eip.e relativ geringe 
Olabhängi'gkeit der österreichischen Wirt
schaft. Das wird belegt durch. Zahlen des inter
nationalen Vergleiches. 

Dazu muß man schon sagen, daß hier die 
Methode, die Lage Osterreichs durch inter
nationale Vergleiche rosig darzustellen, frag
würdig wird. Denn wenn wir auch im inter
nationalen Vergleich in der unteren Skala lie
gen mit 46,8 Prozent Erdölabhängigkeit, steht 
doch auf der anderen SeHe die absolut 'gege
bene Abhängigkeit fest, und die ist keines
wegs gering. 

Auf Seite 14 der Leitlinien für ein öster
reichisches Energiekonzept, vor zwei Tagen 
von der Bundesregierung herausgegeben, steht 
nachzulesen, daß zwei Drittel der für die Raf
finerie benötigten Rohölmengen importier� 
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werden müssen. Das kann man doch wirklich Hg dazu gesagt werden, daß Osterreich in 
nicht als relativ geringe Abhängigkeit darstel- dieser Situation von sehr viel Glück. beglei
len. tet war, das sich die Regierung nicht als Ver-

Aber auch im Beridlt des Herrn Bundes- dienst anrechnen darf. Denn wäre die Situa
tion nur um eine Nuanoe ernsthafter gewesen, kanzlers selber findet sidl eine Zahl, die die 

absolut gegebene J\ibhängigkeit schlagend 
dokumentiert. Es ist dort zu lesen : "Die öster
reichisdle Wirtschaft verbrauchte im Jahr·e 
1973 rund 1 1 ,2 Millionen Tonnen an Mineral
ölprodukten. Hievon betrug die ö·sterreichi
sche Förderung rund 2,6 Millionen Tonnen 
oder 23 Prozent des G esamtbedarfes." Wenn 
also die einheimische Förderung knapp ein 
Viertel des albedarfes deckt, dann bestätigt 
das d och die tatsächHche Abhängigkeit und 
kann auch bei wohlwollen'der Betrachtung 
nicht als geringfügige Abhängigkeit bezeich
net werden. 

Der Bericht enthält dann weiters eine Auf
schlüsselung der Rdhölimporte dahin gehend, 
ob sie van der OMV durchgeführt werden 
ader van den internationalen Treilbstaffirmen. 
In diesem Zusammenhang möchte 'ich auf das 
freiheitlidle Energiekanzept verweisen, wO' zu 
dieser Frage eine ganz klare Aussage enthal
ten ist. Es kann kein Zweifel dahin -gehend 
bestehen, daß wir die multinationalen Gesell
schaften für die Versorgung weiterhin benö
tigen, aber es wird notweflldig sein, die Erdöl
versorgungspolitik zu einem integrierenden 
Bestandteil der österreichischen Außenhan
delspalitik zu machen. Dafür bedarf es eines 
Instrumentes, und zu diesem Behufe sall die 
OMV eine bevarzugte Stellung im Einfuhr
regime auf dem Erdölsektar erhalten, ohne 
ihr - das sei unterstrichen - dabei eine 
Manopolstellung einzuräumen. Es ist vom ge
sunden egaistischen Interessenstandpunkt 
Osterreichs her notwendig, die Abhängigkeit 
von den multinationalen Gesellschaften, auf 
die, wie schon gesa'gt, gar nicht verzichtet 
werden soll, gleichwOihl zu vermindern. 

wären alle Maßnahmen, die die Regierung 
vorgesehen hätte, zu spät gekommen; auf 
j eden Fall reidllich spät. 

Es steht weiters ,in dem Bericht des Herrn 
Bundeskanzlers zu les'en : "Die Bundesregie
rung ist -sich im klaren darüber, daß neben den 
kurzfristig zu tr-effenden Maßnahmen zur 
Sidlerung einer ausreichenden Energieversar
gung auch mittel- und langfristige Maßnahmen 
natwendig sein werden. Aus diesem Grunde 
wurden Leitlinien für eine österreichische 
Energiepolitik . . .  kanzipiert ."  Man kann nur 
sagen,  endlich! Reichlich spät und erst var 
dem dunklen Hintergrund der Olkrise zeigt 
sich sozusagen die Margenröte eines öster
reichischen Energiekonz-epts. Es verdient in 
diesem Zusammenhang festgehalten zu wer
den, daß, bevor die Bundesregierung auf die
sem Gebiet aktiv wurde - obwohl sie wieder
halt und von verschiedenen Seiten dazu auf
gefordert wurde -, bereits das freiheitliche 
Energiekanzept vorgelegt werden kannte. 

Ich folge weiter dem Bericht d es Herrn Bun
de-skanzlers. Auf Seite 17 ist in einem Satz 
die Rede von "ernsthaften Folgen für die Wirt
schaft und den Verbrauch-er, aber auch für die 
Handels- und Zahlungsbilanz". Es heißt wei
ter : Die Bundesregierung ' "  "wird diesem 
Problem ihre besondere Aufimerksamkeit wid
men". 

Herr Bundeskanzler! Wir hätten sehr 'gerne 
mehr gehört. Wir hätten gerne gehört, auf 
welche Weise die Regierung dieses Problem 
in Angriff nehmen und schlußendlich lösen 
will. Daß die Regierung die-sem Problem Auf
merksamkeit widmet, ist wahl eine Selbst
verständlichkeit und Ibräuchte nidlt betont zu 

In dem Bericht des Herrn Bundeskanzlers werden. Aber Aufmerksamkeit allein ist zu 
wird dann auf Seite 15 auf einen Katalag von 
möglichen Energiespaßmaßnahmen hingewie
sen. Hier ist als Kritik anzumerken, daß dieser 
ganze Katalag an Energiesparmaßnahmen mit 
graßer Verspätung kammt. Wir erfahren erst
mals van einem Katalag - ich werde dann 
nach im Zusammenhang mit meiner Stellung
nahme zu den energiepalitischen Leitlinien 
näher darauf eing,ehen - zu einem Zeitpunkt, 
da der erste Schub der Olkrise -fast sdlan über
st anden ist. 

Nun ist nachträglich auch sehr l eicht festzu
stellen, daß Störungen des Wirtschaftslebens 
ohne drastisdle Eingriffe vermieden werden 
kannten, wie es lin dem Bericht des Herrn 
Bundeskanzlers heißt. Es muß aber 'gleichzei-

wenig. Wir möchten wissen, welche kankreten 
Maßnahmen die österreichische Bundesregie
rung angesichts der alarmierenden Entwick
lung der österreichrischen Zahlungsbilanz ins 
Aug-e faßt. 

Es heißt weiter in dem Bericht, daß ein Ent
wurf für ein Bevorratungsgesetz ausgearbei
tet wurde. Ich frage, wo ist dieser Entwurf? 
Wh haben ihn noch nicht zu G esicht bekom
men. Im übrigen wird auf die Prablematik der 
Bevorratung mein Kallege Hanreich ausführ
lich eingehen. 

Nun kommt aber etwas sehr Interessantes :  
Die Bundesregierung trägt sich auch mit dem 
Gedanken, ein Forschungssymposium einzu-
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berufen, die Kontakte zu den 'internationalen 
Forschungstätigkeiten auf dem Energiesektor 
enger zu gestalten. - Diese Absicht wird von 
uns Freiheitlichen ausdrücklich begrüßt, er
blicken wir darin doch mit G enugtuung, daß 
die wiederholten Appelle, die wir an Sie ge
richtet haben, auf fruchtbaren Boden gefallen 
sind. Einer der letzten Appelle wurd-e von 
diesem Pult aus von mir selber im Rahmen 
der Debatte über d as Kapitel WiS'senschaH und 
Forschung an die Frau Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung gerichtet. Wenn 
also j etzt die Bundesregierung tatsächHch 
Schritte unternimmt und Maßnahmen ergreift, 
um auf dem Gebiet der Energieforschung zu 
neuen Initiativen und zu Konzepten zu gelan
gen, so kann die Bundesregierung sicher sein, 
daß wir Freiheitlichen das nur begrüßen und, 
soweit es an uns liegt, auch gerne daran mit
arbeiten. Wir freuen uns, daß unsere dies
bezüglichen Anregungen nicht ungehört ver
hallt sind. 

Nun hat der Herr Bundeskanzler in seinem 
Bericht ausführlich und immer wie'der die Leit
linien für einen österreichischen Energieplan 
erwähnt und zi'tiert. Ich erlaU!be mir, diesem 
Weg zu folgen und diese Leitlinien einer kur
zen Kritik, negativ wie positiv, 'Zu unterziehen 
und mit dem vorliegenden freiheitlichen Ener
glekonzept einen ersten Vergleich anzustellen. 

Es muß noch einmal betont werden, daß 
diese Leitlinien reichlich spät kommen. Erst 
nach dem ersten Schub der Olkrise kamen 
diese Leitlinien jüngst heraus, die doch zur 
Bewältigung der Olkrise schon benötigt wor
den wären. Angesichts dessen muß man es 
nahezu als Glück bezeichnen, daß sich diese 
erste Olkrise viel weniger als Mengenkrise, 
sondern nachträglich als eine Preiskrise 
herausgestellt hat. Wäre es eine echte Men
genkris-e geworden oder :hätte s'ie sich zu einer 
solchen ausgewach:s-en, dür'ften wir nicht davon 
träumen, in Osterreich so 'günstig dazustehen, 
wie wir das jetzt relativ doch tun können. 

Erlauben Sie mir bitte, daß ich im folgenden 
an Hand des von der Regierung vorgelegten 
LeitHnienkonzeptes ,einig'e Vergleiche mit nem 
schon früher vorgelegten freiheitlichen Ener
giekonzept anstelle. 

Es steht auf Seite 1 der Leitlinien zu lesen : 
". . .  eine WliedeIikehr der Zeit des billigen 
Energieangebotes i:st nicht zu -erw.arten."  Das 
ist eine richtige Feststellung. Und es gehört 
zweifelsohne ein gewisser Mut zu dieser Fest
stellung, umso mehr, als es dann weiter unten 
noch .heißt, daß wir bereit sein müssen, "für 
Energie einen höheren Preis zu zahlen und 

die erforderlichen Investitionen vorzuneh
men" . Auch das ist richtig. Auch das i'st eine 
mutige Feststellung. 

Ich frage aber, wird die Regierung auch den 
Mut haben, diese Tatsachen, die s'ie :sich hier 
schriftlich niedergelegt hat, der Bevölkerung 
zu sagen und der Bevölkerung -auszudeut
schen? Denn die Aufgabe ,besteht doch darin, 
in d-er Bevölkerung das Bewußtsein für diese 
Situation zu wecken. Die bevorstehenden 
TarHveI'handlungsrunden auf dem ISektor der 
Stromtarife werden eine erste Mutprobe für 
die Regierung sein, und nach den bisherigen 
Äußerungen des Herrn Bundesministers für 
Handel, Gewerbe und Industrie Dr. Stari
bacher, es werde k,aum !Zu mehr als 12 Gro
schen Preiserhöhung kommen, 'habe ich nicht 
den Eindruck, d aß hier in der -Dff'entlichkeit 
jene mutige Haltung prakttziert wird, die aus 
den schriftlich niedergelegten Äußerungen der 
Leitlinien hervorgeht. 

Weiters ist in den Leitlinien die Rede von 
einer "Vel'beS'serung des Instrumentariums 
der Energiepolitik". Die Schaffung eines Ener
giebeirates wird vorgeschlagen, und es list ein 
Auftrag an das Wirtschaftsforschungsinstitut 
vorgesehen, alljährlich eine kurz- und mittel
fristige Energiebedarfsprognose zu erstel
len. - EbenfaHs ein richtiger Gedanke, rich
tige Vorschläge, aber gerade diese relativ 
bescheidenen Maßnahmen z eigen, was alles 
auf diesem Gebiete bisher versäumt wurde�  
denn längst schon hätte es einen Energiebeirat 
geben müssen, und längst ,schon hätte das 
Wirtschaftsforschungsinstitut eine alllj ähr liche 
Energiebedarfsprognose erstellen müssen. 

Die !..eitHnien werden von drei Grundsätzen 
beherrscht. Diese lauten : weitestgehende Nut
zung der heimischen Energiequellen, Siche
rung der unerläßlichen Importe, Aufibau einer 
ausreichenden Bevorratung. 

Auch unsererseits ein Ja 'Zur Nutzung der 
einheimischen Energiequellen. Doch wieder 
muß ein großes Aber angebracht werden : Es 
ist in dem ganzen Leitlinienkonzept nirgendwo 
die Rede davon, d aß unsere einheimischen 
VOJ1kommen, besonders das Erdöl, schonend 
ausgebeutet werden müssen. Wir haben ganz 
im G egenteil den Eindruck, daß derzeit eine 
forcierte Ausbeutung betrieben wird. Und das 
halten wir für schädlich. Nachdem unsere 
ImportabhängigkeH ohnedies .zu drei Vierteln 
des Olbedarfes gegeben ist, sollte das Viertel, 
das aus der einheimLschen Förderung gewon
nen wel'den kann, n1cht forciert, sondern be
wußt geschont werden. Wi'ssen wir doch, daß 
die Erdölvorräte in 1 1  bis 13 Jahren erschöpft 
sein werden, soweit sie j edenfalls heute be
kannt -sdnd. Aber wir sollten es nicht zulassen, 
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daß dem tatsächlich so ist, wir sollten dafür 
Smg'e tr:ag'en, daß durch 'eine schonende Aus
b eutung dieser Zeitraum 'gede!hnt wird. Also 
das Schwergewicht lieber auf eine 'verstärkte 
Importpolitik l egen ! Gestreckte einheimische 
Vorkommen wären eine der wichtigsten Maß
nahmen im Gesamtrahmen einer systemati
schen BevorratungspoliHk. 

Zur größtmöglichen Nutzung der heimischen 
Energiequellen gehört auch der Ausbau der 
Wasserkraft. Die Regierung b ekennt sich in 
ihren Leitlinien dazu und 'deckt sich damit 
vollkommen mit den im freiheitlichen Ener
giekonzept aufgestellten Forderungen. 

Interessant ist nun, daß in diesem Zusam
menhang die Leitlinien eine in Osterreich be
triebene Fehlplanung zugeben. Es heißt näm
lich auf Seite 3 unten: "Glekhzeitig wird zu 
prüfen sein, ob nicht auch die neuen Kosten
relationen der Primärenergieträger eine Modi
fikation des Ausbauprogramms angebracht 
erscheinen lassen, was insbesondere für die 
im Ausbauprogramm enthaltenen kalorischen 
Kraftwerke auf Bas'is Heizöl und Erdgas gilt." 

Das ist, Herr Bun'de'Sminister, tatsächlich ein 
schwacher Punkt in Osterreich, der [m frei
heitlichen Energiekonrzept voll aufgezeigt 
wird. Die Planung der kalorisChen Kraftwerke 
ist derzeit oder war bis vor kurzem noCh viel 
zu sehr auf Erdöl und Erdgas abgestellt. Man 
hat die Kohle vernachlässigt. 

Daher ist im fre,iheitlich·en Energiekonzept 
die Forderung enthalten, die Elektrizitätswirt
schaft dazu zu bewegen, daß sie mehr kalori
sche Kraftwerke auf Kohlebcrsis einplant, eine 
Forderung, die !die Leitlinien der Bundesregie
rung auf Seite 24 auch noch einmal aufgreifen. 
Ich finde das als eine sehr bemerkenswerte 
Ubereinstimmung zwischen dem früheren 
Konzept der Freiheitlichen Partei und den spä
ter herausgekommenen Leitlinien der Bundes
regierung. 

Es soll aber hier gleich angemerkt werden, 
wenn wir von Kohlen sprechen, daß dabei 
nicht nur an die ,einheimische Kohle gedacht 
werden soll, sondern daß man unbedingt auch 
Kohle aus Nach'barländern, sprich Importkohle, 
in die Uberlegungen mit ei-nbez[ehen muß ; 
dazu später noch mehr. 

Weiter i.st in den Leitlinien die Forderung 
enthalten, der Förderung, der Prospektion in 
Osterreich viel stärkeres Gewicht zu geben. 
Auch dazu unser freiheitliches Ja auf G rund 
ausgedehnter Hinweise im freiheitlichen 
Energiekonzept. 

Es ,gibt j etzt noch in einer Reihe von Punk
ten eine bemerkenswerte Ubereinstimmung. 
Beispielsweise wird in den Leitlinien der Bun-

desregierung davon gesprochen, den verstärk
ten Import von Erdgas zu nutzen und gegen
über Westeuropa das im Entstehen befindliche 
Verbundsystem fertigzustellen : Im Inhalt voll
kommen, aber nahezu auch wörtlich in TIber
einstimmung mit dem freiheitlichen Energie
konzept, wo klipp und klar betm Erdgas ge
fordert wird, eine verstärkte Importpolitik zu 
betreiben und sowohl auf dem Sektor 01 wie 
auf dem Sektor Gas zu einem europäischen 
Verbund zu gelangen. 

Gerade das Beispiel Erdgas zeigt, wie wich
tig eine vorausschauende Energieplanung i,st. 
Denn heute spricht kein Mensch davon, daß 
Erdgas knapp ist, aber tatsächlich werden wir 
bereits im Jahre 1975 einen voraussichtlichen 
Fehlbedarf von mindestens 1 ,5 Milliarden 
Kubikmeter Erdgas haben. Es gilt also rur 
Erdgas das gleiche wie das bei Erdöl in bezug 
auf di e Schonung der heimischen Vorkommen 
Ge'Sagte : 'keine foroierte Ausbeutung, sondern 
bewußte Miteinbeziehung der schonend auszu
beutenden einheimischen Vorkommen in den 
Rahmen einer umfassenden Bevorratungspoli
tik. 

Und nun zu einem ganz interessanten Detail. 
Auf Seite 5 der Leitlinien heißt es : "Die Fra
gen des weiteren Aushaues der Raffinerie 
Schwechat beziehungsweise der Errichtung 
einer �weiten Raffinerie werden auch unter 
dem Gesichtspunkt der Sicherung der Versor
gung Osterreichs entschieden werden." - Ich 
möchte in diese Frage tiefer einsteigen. Hier 
liegt nämlich ein offener Widerspruch inner
halb verschiedener Aussagen der Bundesregie
rung vor. 

In den Leitlinien ist von einer zweiten 
Raffinerie in Oberösterreich die Rede. Im Be
richt des Herrn Bundeskanzlers auf Seite 27 
ist davon die Rede, daß der Bau einer Produk
tenpipeHne von Schwechat in den Raum Ober
österreich bereits entschieden sei. Wir wi'Ssen 
nun aus Äußerungen des Herrn Bundesmini
sters für Verkehr, daß Herr Minister Lane 
gegen diese Pipeline eingestelH ist, wie mir 
jetzt scheinen will, mit einer gewissen Berech
tigung. Denn nur eines von beiden kann rich
tig 'sein : entweder eine zweite Raffinerie in 
Oberösterreich oder eine Produktenpipeline 
nach Oberösteue:ich. Aber beides brauche ich 
nicht. 

Wenn aber die Errichtung der Raffinerie 
einen zu langen Zeitraum in Anspruch ruimmt, 
was möglicherweise ins Auge gefaßt ist, dann 
scheinen mir doch die Argumente des Herrn 
Bundesministers Lanc beachtlich, der sich 
sicherlrich vorstellt, daß zur Uberbrüdmng die
ses Zeitraumes von 'ich weiß nicht wie vielen, 
aber sicherlich einigen Jahren eine verstärkte 
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Einbeziehung des öffentlichen Verkehrs der 
Bundesb ahn und so weiter sinnvoller und ziel
führender ist als die Anlegung einer eigenen 
Produktenpipeline. Ich will -hier sel,ber keine 
en'dgültige Stellungnahme abgeben, aber e-s 
lag mir daran, auf die Widersprüchlichkeit zu 
verweisen, die in den Aussagen der Bundes
regierung zutage trHt. 

Nun zu dem Katalog der kurzfri'stigen ener
giepolitischen Maßnahmen. Es 'ist heute schon 
einiges darüber 'gesagt worden : ich möchte 
mich daher auf eine Zusammenfassung b e
schränken. 

Noch einmal : alle getroffenen Maßnahmen 
wurden mit einer erheblichen Verzögerung 
getroffen. Diese Kritik bleibt b estehen, und es 
kommt die Kritik hinzu, daß die Wirksamkeit 
dieser 'getroffenen Maßnahmen gerade j etzt 
kumuliert, wo die Mengenk�ise lim wesent
lichen überstanden ist. Das ist natürlich die 
Folge des fehlenden Konzepts, 

Aber mich interessiert noch etwas anderes : 
Unter den in Vorbereitung befindlichen Maß
nahmen wird die Rationierung von Treibstof
fen aufgezäJhlt, Grundsätzlich ist es richtig, 
daß man sich auf eine Treibstoffrationierung 
vorbereiten muß. Ganz 'gleichgültig, wie die 
Krise Jetzt verläuft, auch für später ist es 
richtig, auf eine gravierende Verknappung des 
Benzins oder auch des Heizöls vorbereitet zu 
sein, indem man dann in der Lage ,is,t, rasch 
eine Rationierung einzuführen. 

Uber diese grundsätzliche Notwendigkeit, 
Herr Bundesminister, sind wir nicht verschie
dener Meinung. Aber wir wissen natürlich 
ganz genau, daß bei einer Rationierung der 
Teufel im Detaril steckt. Daher sind wir einfach 
unbefriedigt von der Aussage 'in den Leit
l lnien, daß die Rationierung der Treibstoffe 
vorbereitet wird, ohne daß irgendein Anhalts
pu nkt aufscheint, wie das im Detail geplant 
ist. Darüber hätten wir gerne von der Bundes
regierung mehr gehört. 

Weitere Beschränkungsmaßnahmen greifen 
auf andere Energiebereiche über. Es ist in den 
Leitlinien von der Beschränkung der licht
reklame, von der Einschränkung der öffent
lichen Beleuchtung die Rede, Auch da eine 
vollkommene Ubereinstimmung mit den V OT
schlägen, die im freiheitlichen Energiekonzept 
gemacht wurden. 

Unter den Maßnahmen zur Aufbringungs
erhöhung nimmt eine wichtige Stellung die 
Kooperation mit den Lieferländern ein. Auch 
dies-e beabsichtigte und zum Teil schon prak
tizierte Kooperation mit den Lieferländern 
wird von freiheitlicher SeHe begrüßt. In unse
rem Energiekonzept haben wir die Forderung 

aufgestellt beziehungswei'se die Anregung ge
geben, daß man nicht nur Lieferrverträge ab
schließen sollte, sondern daß man auf Regie
rungsebene zu Vertragswerken gelangen 
müßte, die in einer sehr vielfältigen und v<iel
schichtigen Weise eine wirtschaftliche Zusam
menarbeit in allen möglichen Bereichen spe
ziell der In'dustrie beinhalten und wo in dies·es 
ganze Bündel vielfältiger Zusammenarbeit die 
Erdölversorgung gewissermaßen nur einge
packt ist, 

Jedermann weiß, . wie schnell Lieferverträge, 
aus welchen Gründen immer, gebrochen oder 
lässig durchgeführt werd·en können. Viel 
umfangreichere, komplexere Vertragswerke, 
die eine gegenseitige Verzahnung bringen, 
sind dann sehr viel ,schwerer zu torpedieren 
oder zu sabotieren, Daher haben sd.e für die 
langfristige Aufuringung des von uns benötig
ten Erdöls eine entscheidende Bedeutung. Ich 
freue mich, daß wir auf diesem Teilgebiet mit 
den nunmehr erklärten Absichten der Bundes
regierung übereinsNmmen, 

Wichtig ist auch die in den Leitlinien er
wähnte Verminderung von Energieverlusten, 
In diesem Zusammenhang steht unter anderem 
der Satz : "Zur Vermeidung von Wärmever
lusten in Gebäuden werden an die Interessen
ten Möglichkeiten einer besseren Wärmeiso
lierung herangetragen werden." Das ist wieder 
so ein Punkt, der sich zwar mit dem freiheit
lichen Energiekonzept deckt, wo aber das frei
heitliche Energiekonzept mit seinen Anregun
gen und Vorschlägen weit über die Leitlinien 
der Bundesregierung hinausgeht. 

WeIche Bedeutung einer verbesserten 
Wärmeisolierung zukommt, möge man daraus 
ersehen, daß, 'ganz grob gerechnet, .fast die 
Hälfte der Rohenergie in ügendeiner Form in 
Beheizungszwecke f1.ießt. Allein durch eine 
bessere Gebäudeisoliierung - nicht mit neuen 
Baustoffen, sondern mit bekannten Baustoffen 
und bekannten Dämmstoffen - ließe sich eine 
Energieersparung auf d em Heizsektor zwi
schen 30 und 50 Prozent erzielen. Daher haben 
wir die Anregung ,in unserem Konzept ge
bracht, man möge doch die Wohnbauförde
rung, die Gewährung öffentlicher Mittel, mit 
besseren Normen für eine energiesparende 
Wärmedämmung in Kombination bringen. Es 
wäre dies ein Weg, einen sanften Druck in 
Richtung auf ein vernünftiges Ziel :hin auszu
üben. Dieses vernünftige Ziel heißt eben 
Energieverluste einsparen, 

Es ist weiters auf Seite 20 der Leitlinien von 
der Austria Ferngas die Rede, ,es heißt da : 
"Die Austria Ferngas Ges.m,b.H, sollte die 
Vertretung der gemeinsamen Interessen der 
Landesfernga'Sgesellschaften , . , übernehmen." 
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Frappierend auch hier die völlige Uberein
stimmung mit dem früher herausgekommenen 
freiheitlichen Energiekonzept. Denn das frei
heitliche Energiekonzept sieht vor, daß ähn
lich wie die OMV für den Erdölsektor die 
Austria Ferngas für den Erdgassektor zu 
einem bevorzugten Instrument einer steuern
den Energiepolitik gemacht werden sollte. 

Als letztes einige ganz wenige Worte zur 
Elektrizitätswirtschaft. Auch hier 'stelle ich mit 
Genugtuung fest, daß die Leitlinien der Bun
desregierung einige mutige Feststellungen ent
halten. Es heißt auf Seite 28 : "Eine Voraus
setzung für die weitere Entwicklung der Elek
trizitätswirtschaft bildet die Verbesserung 
ihrer Erlössituation. Die Kostenentwicklung 
der letzten Zeit macht es dI1ingend erforde-r
lich, eine entsprechende Erhöhung des Erlö
ses herbeizuführen. "  Das ist richUg. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister : Werden 
Sie dieser Feststellung bei den j etzt bevorste
henden Strorntarifverhandlungen Rechnung 
tragen? Werden Sie den Mut aufbringen, der 
Bevölkerung zu sagen, daß wir auch und 
gerade in der ElektrizitätswirtsChaft einen 
Preis benötigen, der erstens 'die tatsächlichen 
Gestehungskosten voll deckt, der zweitens 
eine angemessene Kapitalverzinsung sicher
stellt und der drittens den Selbstfinanzierungs
spielraum der Elektrizitätswirtschaft erwei
tert? Denn wenn wir nicht zu einer solchen 
Tarifgestaltung kommen, werden wi'r nicht in 
der Lage sein, j ene über 200 Milliarden Schil
ling aufzubringen, die wir allein für den Aus
bau der ElektriZlitätswirtschaft, und zwar 
sowohl der Kraftwerke wie der Netze, bis zum 
Jahre 1990 benötigen. Also auch hier die 
Frage ,an Sie,  Herr Bundesminister:  Werden 
Sie aus diesen richtigen Feststellungen, die 
sich vollkommen mit den gleichen Feststellun
gen im freiheitlichen Energiekonzept decken, 
dann auch in der Praxis die Konsequenzen 
ziehen? 

Zur Organisation der österreichischen Elek
trizitätswirtschaft und threr Straffung sehen 
die Leitlinien einen ersten Schritt vor, näm
lich "die Personalunion im Vorstand und die 
Betriebsgemeinschaft zwischen der Donau
kraftwerkre AG und der Ennskraftwerke AG" . 
Es ist das ganz richti'g als erster Schritt be
zeichnet. 

Die freiheitlichen Vorstellungen im freiheit
lichen Energiekonzept gehen darüber hinaus. 
Wir stellen uns vor, daß bei grundsätzliCher 
Beihehaltung de'r föderaUstischen Struk,tur der 
österreichischen ElektriZlitätswirtschaft eine 
Zentralisierung auf dem Wege erreicht werden 
müßte, daß die Sondergesellschaften schritt-

weise aufgelöst und zu Betriebsabteilungen 
einer umgebaut'en Verbundgesellschaft ge
maCht werden müßten. 

Ein letzter Punkt, eine letzte Anmerkung 
zu den Leitlinien der Bundesregierung. Ich 
s ehe auch mit einer gewissen Genugtuung, daß 
die Bundesregierung eine vorsichtig,e Haltung 
auf dem G ebiet der Kernenergie einnimmt. 

Ich lese hier auf Seite 29, daß folgende 
Fragen einer eingeheIliden Prüfung unter
zogen werden müssen: " . . .  die unschädliche 
Lagerung des Atommülls und die da's j etzige 
Ausmaß noch weitergehend unterbietende 
Freisetzung von radioaktiven Stoffen aus 
Kernkraftwerken, speziell in gasförmigem Zu
stand" . Auch diese vorsichtige Haltung deckt 
sich mit dem ähnlichen Standpunkt im frei
heitlichen Energiekonzept. Und es tut sich hier 
ein gewisser Gegensatz zur Osterreichischen 
Volkspartei auf, 'die durch ihren Energiespre
cher, Herrn Abgeordneten Dr. König, ein ganz 
uneingeschränktes Bekenntnis zu ,einem massi
ven Ausbau der Kernwirtschaft abgegeben hat. 

Damit möchte ich den ersten Vergleich Z'Wli
schen freiheitlichem Energiekonzept auf der 
einen Seite und Leitlinien für einen österrei
chischen Energieplan der Bundesregierung auf 
der anderen Seite Clbsdrließen. In diesen Leit
linien fehlt noch vieles, vieles von dem, was 
im freiheitlich·en Energiekonzept schon in grö
ßerem Ausmaß enthalten list. Umso erwar
tungsvoller sehen wir dem von der Bundes
regierung angekündigten detaiUierten Ener
giekonzept entgegen. Wir verbinden damit Id'ie 
Hoffnung, daß das schon vorliegende fr,eiheit
liche Energiekonzept, so wie offenk:und�g hier 
schon bei diesen Leitlinien, eine gewi'sse weg
weisende Hilfe für das zu erstellende große 
österreichi'sChe Konzept sein wird. 

Wir sind uns alle einig darüber, daß Ener
giepolitik äußerst langfristig lst. Und daher 
müssen wir auch den großen Zukunftsproble
men heute schon ins Auge seben. Es 'gehört 
dazu die Erdwärme, das heißt die geother
mische Energie, es gehört dazu die Wa:sser
stoffgewinnung als einem weitgehenden Er
satz der Kohlenwa'sserstoffe, es gehört dazu 
- wahrscheinlich für 'die Zukunft als wkh
tigstes - die Sonnenenergie.  Diesen Auf
gabenschwerpunkten is.t im freiheitlichen 
Energiekonzept voll Rechnung getrag,en, es 
hat aber vorher schon diesbezügliche Hinweise 
im Freiheitlichen Manifest zur Gesellschafts
politik gegeben. 

Damit hat die Freiheitliche Partei erneut 
bewiesen, daß Isie die Hand am Puls de'! Zeit 
hat, daß sie fähig ist, große Probleme reCht
zeitig 'zu erkennen und Lösungen dafür an zu-
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bieten. Wir Freiheitlichen sind 'gerüstet und 
willens, .gemeinsam mit denen, die konkrete 
Regierungsverantwortung tragen, an der 
Schaffung einer großangelegten österreichi
schen Energiepolitik mitzuarbeiten. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab
geordnete Brauneis. (Abg. P e t  e r: Die ge
ballte Energie der VOEST!) 

Abgeordneter Brauneis (SPO) : Sehr geehrter 
Herr Präsident I Hohes Haus ! Meine sehr ge
ehrten Damen und Herren ! Es list notwendig, 
daß die VOEST eine geballte Kraft hat. Um 
in dem großen Konkurrenzkampf zu bestehen, 
i'st das unbedingt notwendi'g. 

Ich daI1f lzum Ausdruck bringen, daß in der 
Erklärung 'des HeTrn Bundeskanzlers über die 
wirtschaftliche Situation Osterreichs die ver
st,aa'tliChe Industr:i,e einen sehr maßgeblidlen 
Anteil gelhabt hat. Uber diese Industftie hat 
man 25 Jahre nutzlos diskutiert. Es ist nun 
endlich gelungen, unter di'eser Bundesr,egie
rung eine Form zu finden, die wirklich ange
tan ist, dieser Industrie für die Zukunft ihre 
Uberlebenschancen zu garantieren. (Abg. 
G I  a s e  r: Beifall!) Ich brauche keinen Beifall, 
es ist so. Diese 25jährige nutzlose Diskussion 
mit 'der rechten Seite dieses Hauses gibt mir 
auch die Berechtigung, den Herrn KIUlbobmann 
zu fragen, ob er nicht bereit wäre, in seinen 
Reihen die Fußmaroden zu 'suchen, um mitzu
helfen, diese großen wirtschaftlichen Pro
bleme Osterreichs einer Lösung zuzuführen. 

Di,e österreichische Bunde'sregierung hat als 
eine der ersten Maßnahmen die Zusammen
arbeit zwischen den Osterreichischen Stick
stoffwerken und der OMV geplant. Sie kennen 
die Situation: Die Stickstoffwerke und die 
OMV h aben hinsichtlich der Verarbeitung ein'e 
gemeinsame Form in Gestalt einer eigenen 
Tochtergesellschaft gefunden. Hiezu hat die 

Frage der OMV mit ,in die Verhandlungen 
einbezogen wird. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Das läßt der Bundeskanz
ler zu! - Abg. Dr. K r  e i s  k y: Ich habe die 
Zeitungsartikel hier von Ihrer Tageszeitung!) 
Ich komme zu dem Schluß : Wenn es damals 
schon eine OVP-Alleinregierung gegeben 
hätte, hätten wir heute keine OMV als Staats
besitz. (Beifall bei der SPO.) 

Die Osterreichtische Volkspartei entwickelt 
sich in den Wirtschaftsfragen wirklich zu einer 
Neinsagerpartei. Wir haben hier in diesem 
Haus vor wenigen Wochen die Zusammenfüh
rung der BuntmetaUindustrie beschlossen. 
Auch dazu hat die OVP nein gesagt. Wir 
haben hier in d�esem Haus die Zusammenfüh
rung der ,SchiffSlWerften und ihre 'Eingliederung 
in die VOEST beschlOissen, in die'sen großen 
Stahl- und Verarbeitungskonz,ern. Auch 
dazu hat die Osterreichi sche Volkspartei nein 
gesagt. 

Sie sa'gen immer, Sie wollen mital'lbeiten bei 
wirtschaftlichen Entscheidungen, Sie sind 
bereit dazu. Und wenn die Entscheidungen 
dann in dieses Haus kommen, sind Sie dage
gen. Sagen Sie nicht, daß die Entscheidungen, 
die hier gefällt worden sind, politische Ent
scheidungen waren. Hier haben maßgeblich 
im Auftrag der Bundesregierung die verant
wortlichen Fachleute der einzelnen Betriebe 
mitgearbeitet, und sie sind ebenso wie wir zu 
der Meinung gekommen, daß die Zusammen
führung der branchengl'€ichen Unternehmun
gen in der Form, wie wir sie vorgeschlagen 
haben, der einzig richtige Weg ist. 

Sie haben auch zur großen Stahllösung nein 
ge'sa'gt. Darf ich dazu sagen, daß jetzt nach 
A,blauf eines J aJhres ersichtlich ist, welch gro
ßen Vorteil die Zusammenführung für ldietg,e 
Industrie un'd für diese Wirtschaft bedeutet. 
(Beifall bei der SPO.) 

Osterreichische Volkspartei nein gesagt. Warum haben wir die VOEST und Alpine 

Zur OMV und zur Ubernahme der OMV zusammengeführt und die beiden großen Edel
stahlwerke Schoeller und Böhler mit als Toch-durch den Staat darf ich, weil Slie in dem Be

richt enthalten ist, einiges sagen. Wenn da
mals die 'sozialistischen Unterhändler in Mos
kau nicht so darauf bestanden hätten, daß die 
OMV wieder österreichisches Bigentum wird, 
wäre die Osterreichische Volkspartei bereit 
gewesen, darauf zu verzichten und sie den 
Sowjetrussen zu belassen. (Zustimmung bei 
der SPO. - Widerspruch bei der OVP. -
Abg. G r a  f: Das ist aber eine Unterstellung!) 
Ich kann m.ich noch an sehr viele Zeitungs
artikel erinnern, in denen man dem damaligen 
Vizekanzler Schärf vorgeworfen hat, daß er 
di'e Vertragsverhandlungen nur de·shalb aufs 
Spiel setzt, weil er gefordert hat, daß die 

terunternehmungen eingegliedert: Er'stens zur 
Vermeidung von Doppelentwicklungen am 
Programm- und Investitionssektor; weiter 
wegen der Lö'sung der ErZifrage ; ferner bestand 
die Notwendi:gkeit einer Stärkung dieser vier 
Betriebe, di'e im ,internationalen Konkurrenz
kampf eben durch RationaHsierungen auf aUen 
Sektoren sich verbessern mußten, und zwar im 
Verkauf, in der Produktion, in der Forschung, 
im Einkauf, in den Finanzen und ebenfalls 
in der Verwaltung. 

G enau dasselbe, was sich zwischen VOEST 
und Alpine als notwendig erwies1en hat, hat 
sich seLbstverständlich auch mit den Edelstahl-
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töchtern Smoeller, Böhler un:d Styria heraus
kristallisiert: ebenfalls eine Stärkung herbei
zuführen, um diesen internationalen Konkur
renzkampf bestehen zu können. 

Es war meiner Meinung nach höchste Zeit, 
daß dieses große Werk geschaffen wurde, denn 
Sie wissen ja alle, daß der Vertrag mit der 
EWG vorhanden war un'd daß letzten Endes 
diese neun Länder der EWG 'Lu den größten 
Stahler-zeugern der Welt gehören. Wir müssen 
in 'diesem Raum eben die Kraft besitzen, kon
kurrenzfähig mitarbeiten zu können. 

Und was haben wir in diesem einen Jahr 
bisher erreicht? Wir haben die Investitions
programme abgestimmt zwischen der Mutter 
und den Töchtern. Wir haben die  derz·eit 
9 Milliarden Schilling ·schon beschlossen oder 
stehen vor dem Beschluß. Darüber hinaus sind 
für weitere Planungen noch einige Mil
liarden vorgesehen. Sie haben ja heute im 
Bericht gehört, e's sind 'Weitere StrukturinV'e
stitionen durchzuführen, über 1 5  Milliarden 
bis 1 978, um eine bessere Auslastung, eine 
weitere Rationalisierung erreichen zu können. 
Wir haben die Frage des Erzbergbaues ge
löst. Ich habe ·hier 'schon einmal erklärt, daß 
die Fachleute Möllerungen ausgearbeitet 
haben, die es heute allen drei Erzbergbauen, 
die wir haben, garantieren, weiterhin ihre 
Produktion aufrechterhalten zu können. 

Wtir haben Zielsetzungen gesteckt, die bis 
1 980 geplant wurden für Einzelbereiche im 
Hüttensektor, im Erzbergbau, in den Ma:schi
nen- und Stahlbauen und im Industrieanlagen
bau. 

Wir haben das aber nicht nur für di'e Mutter, 
sondern auch für die Töchter soweit im Pro
gramm, daß wir versuchen, diese Uberschnei
dungen wegzubringen. Es werden in Aus'Schüs
sen, die  gebildet worden sind, alle diese Pro
bleme bis ins Detail un!d für j ede's Produkt 
behandelt, um keine Schwierigkeiten beim 
Arbeitsablauf dieser Betriebe zu bekommen. 

Wir haben den Verkauf konzentriert. Das 
war eine d er ersten Maßnahmen, die 'gesetzt 
wurden. Noch während die Verhandlungen 
gelaufen sind, haben sich di'e Vorstände schon 
abgesprochen. Mit !dem ersten Tag des Inkraft
tretens die'ses G es etzes wurde der Verkauf 
schon unter einheitlicher Leitung und unter 
einheitliichen Gesichtspunkten geführt. Wir 
haben sofort ab dem ersten Tag eine einheit
liche Finanzpolitik über den ganzen Konzern 
erreichen können. Wir haben in diesem Jahr 
nach schwierigen Arbeiten erreicht, daß ab 
1 .  Jänner 1 974 eine einheitliche Kostenrech
nung für den ganzen Konzern in Kraft treten 
konnte. 

Die Abstimmung der Verkaufsorganisation 
der Edelstahlwerke und der Mutter im Aus
land - eine sehr schwierige Angelegenheit 
wurde auch schon ,sehr ,stark in Angriff ge
nommen, urrd es konnten schon weitge!hende 
Erfolge am Exportsektor für dieses Unterneh
men erzielt werden. 

Wir haben aber auch die inländischen Ver
kaufsorganisationen, die dies� große Stahl
industrie zur Verfügung hat, durch Konzen
tration einer gesünderen, besseren Wirtschaft
lichkeit zugeführt. 

W.ir haben eine Vereinheitlichung und eine 
Integration der Organisationstruktur un'd der 
Führungsgrun'dsätze zur Führung der Tochter
gesellschaft'en durch erhöhte Selbständigkeit, 
aber bei gleichzeitiger Wahrung der Konzerne 
erreichen können. 

Wir sind daran, eine Harmonisierung der 
lohn-, gehalts- und 'sozialpolitischen Angele
genheiten zu erreichen. Auch auf diesem Sek
tor konnten schon einige Erfolge erzielt wer
den. 

Natürlich ist für diesen Komplex, der vor 
uns steht, sehr viel Geld notwendig. Sie haben 
hier auch in der Budgetdebatte immer über 
di'ese 2 Milliarden Schilling Morgengabe ge
sprochen. Ich kann Ihnen sagen - im. habe es 
schon in der Budgetdebatte erklärt -, daß 
der Firmenvorstand mit der OIAG verhandelt 
hat und daß j etzt die erste Tranche, 500 Mil
lionen Schilling, dem Stahlkonzern zugeführt 
werden, um die Investitionen bes'S�r finanzie
ren zu können. Glauben Sie mir, daß dieses 
Geld kein Geschenk ist! Denn diese Geldinve
stitionen vom Staat und 'der OIAG sind nicht 
nur eine beS'sere Ahsicherung der zirka 
100.000 Beschäftigten in der verstaatlichten In
dustrie, diese verstaatlichte Industrie ist durch 
ihre Größe wirtschaftlich mit der privaten 
Wirtschaft so eng verbunden, daß die Gesund
heit dieser Industrie sich indirekt auf Hundert
tausende Menschen in 'diesem Lande auswirkt. 
Wenn die verstaatlichte Industrie mit ihren 
schweren, großen Anlagen gut arbeiten kann, 
wird das auch in vielen, vielen Branchen der 
Privatindustrie möglich sein. 

Wenn der Herr Klubobmann Koren hier 
immer sehr gerne aufzeigt, daß wir dort oder 
da bei einer Wahl eventuell verloren haben 
(Abg. Dr. Z i t t m  a y r: "Eventuel1!"), dann 
kann ich Ihnen sagen : Die Arbeiter der ver
staatlichten Industrie wissen ganz genau, wer 
für Sie soIl9t. Ich kann Ihnen nur als Bei.spiel 
nennen: Wir haben j etzt innerhalb von drei 
Wochen die Vertrauensmännerwahlen in unse
rem Betrieb in Linz durchgeführt. Und das 
Ergebnis war: 93,6 Prozent für die sozialisti
sche Fraktion! (Beifall bei der SPO.) 
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Wir nehmen den Wirtschaftsbericht gerne 
zur Kenntnis, weil er aufgezeigt hat, wie ver
antwortungsbewußt die Bundesregierung an 
die Prdbleme herangeht. Wir glauben, d aß wir 
Beschäftigten der verstaatlichten Industrie 
noch nie 'so sichere Arbeitsplätze gehabt 
haben, wie wir sie derzeit haben. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident : Nächster Redner ist der Herr Ab
geordnete Dr, Mock, 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP) : Herr Präsi
dent ! Meine Damen und Herren! Wenn mir 
die Bemerkung erlaubt ist : Auch wenn man 
Braun-eis heißt, sollte man nicht auf das Eis 
gehen, sonst kann man dabei leicht aus
rutschen. (Ruf bei der SPO: Das ist ein 
" Witz"!) Wenn es heißt, die Arbeitnehmer in 
der verstaatlichten Industrie wissen, wer ihre 
Arbeitsplätze sichert, so sollte sich der Herr 
Abgeordnete Brauneis daran erinnern, was 
sEinerzeit der sozialistische Betriebsrat 
Ruhaltinger anläßlich der Auseinandersetzung 
um die VOBST -Alpine-lFusion gerufen hat, 
nämlich: "Genossen, es ist eine Schande, daß 
heute die Schw,arzen" (Zwischenruf des Bun
deskanzlers Dr. K r  e i s  k y) - Herr Bundes
kanzler ich bitte um Aufmerksamkeit, keine 
Zwischenrufe von der Regierungsbank -
"unsere Arbeitsplätze 'gegen eine rote Regie
rung verteidigen müssen !" (Beifall bei der 
OVP.) Das widerspiegelt das Vertrauen der 
Arbeitnehmer der verstaatlichten Industrie in 
die SPO. Stimmt es oder stimmt es nicht? 
(Abg. B r a u  n e i s: Kollege Mock! Darf ich 
an Sie eine Frage richten?) Natürlich können 
Sie eine Frage an mich richten. (Abg. B r a u  n
e i s : Hast du dich noch nie versprochen?) 
Bitte, er hat das dort, bei dieser Veranstal
tung nicht zurückgenommen! Das konnte man 
überall nachlesen I (Abg. B r a u  n e i s : Hast 
du noch nie einen Versprecher gehabt?) 
Natürlich habe ich auch schon einen Ver
sprecher gehabt. - Ruhaltinger hat das dort 
bewußt gesagt, und das dal1f nicht als 
Versprecher zurückgenommen werd·en. (Bun
deskanzler Dr. K r  e i s  k y: Er ist irregeführt 
wordenl) Aber biUe, abgesehen, Herr 
Abgeordneter Hrauneis . . .  (Bundeskanzler 
Dr. K r  e i s  k y: Er ist irregeführt worden 
von Ihren Zeitungen - wie so alt!) Herr 
BundeslmITzler !  Ich möchte 'gar keinen 
Empfindlichen spieLen, aber ,smauen Sie : 
Gehen Sie herunter ans Rednerpult, Sie .sind 
Ahg,eordneter und können hier reden! 
Reden Sie mir nicht in den Rücken 
hinein! (Ruf bei der SPO: Na, na, nur nicht 
so arrogant! - Abg. S k r i t e k: Der is t 
empfindlich!) Herr ,Bundeskanzler, es gibt 
Verfahrensregeln, und Sie verwenden doch 
auch wiederholt das Wort Courtoisie ; nicht 

nur, weil es französisch ist, sondern, wie ich 
annehme, weil Sie sich daran halten wollen. 
(Heiterkeit bei der OVP.) 

Das zweite, Herr Abgeordneter Brauneis : 
Sie reden wieder einmal von der Neinsager
partei.  Bitte, ich unterstelle Ihnen wirklich 
nicht, daß Sie diesen Bericht des Herrn Bun
deskanzlers vorher nicht gelesen haben. Aber 
auf Seite 57 berühmt der Herr 'Bundeskanzler, 
daß 260 Gesetzesbeschlüsse im Nationalrat 
- das sind 83,6 Prozent aller Beschlüsse -
einstimmig getaßt worden sind mit den Stim
men der "Neins agerpartei." (Abg. B r a u  n
e i s : Ich habe gesagt: in den wichtigsten Wirt
schaitsgesetzen!) Ich hoffe, Sie haben das doch 
hier gelesen. 

Aber er berühmt sich weiter, daß die 
Arbeitsverfassung - ein wichtiges gesell
schaftspolitisches Gesetz - auch einstimmig 
gefaßt worden ist ; also nicht nur reine Wirt
schaftsgesetze. Schon wieder ein Wider
spruch! (Abg. B r a u  n e i s : Ich habe gesagt: 
Wichtige Wirtschaitsgesetzel) Also, Herr Ab
geordneter Brauneis, ein bisserl vorsichtiger, 
dann setzt man sich solchen Repliken nicht 
aus. (Abg. B r a u  n e i s: Sie haben bei Rans
hafen nein gesagt, bei der VOEST nein gesagt, 
bei der Schiffswerft nein gesagt!) Nur über 
eines, meine Herren, müssen Sie sich im kla
ren sein : Apportieren werden wir Ihre Vor
schläge nicht! Dort, wo Sie konstruktiv ver
handeln, können Sie mit unserer Zustimmung 
rechnen (Beifall bei der OVP - Zwischen
rufe bei der SPO) und dort, wo Sie eine re'in 
sozialistische Politik machen, werden wir es 
ablehnen. (Abg. B r a u  n e  i s: Eure Fachleute 
in den Betrieben waren unserer Meinung, 
nicht eurer Meinung! Einstimmige Beschlüsse 
in den Vorständen!) Sie können gar nicht 
alles nachholen, was Sie vergessen 'haben hier 
heraußen zu sagen, Herr Abgeordneter IBraun
eis. (Heiterkeit bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Bitte, mir ist es j a  
nicht ganz klar : Ist das ein Wirtschaftsbericht, 
ist das ein Energiebericht oder ist es eher ein 
allgemeinpolitischer Bericht? Was einmal auf
fällt - es ist nicht klar definierbar, das hat 
ja der Herr Klubo'bmann schon gesagt - ist, 
daß für einen allgemeinen Bericht über die 
Politik der Bundesregierung einfach wichtig
ste B ereiche der politischen Entwicklung hier 
nicht behandelt werden. 

Es wurde mit Recht darauf verwiesen, daß 
es einfach ein politischer Skandal ist, wenn 
man in einem solchen umfassenden Bericht 
kein Wort über die schwierige Situation der 
Landwirtschaft spricht. Wir werden Ihnen bei 
j eder Gelegenheit, Herr Bundeskanzler, in Er
innerung rufen, daß wir in Fragen aller sozia
len Gruppen, wo sie von der Politik dieser 
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Bundesregierung diskriminiert werden, in der 
Osterreichischen Volkspartei solidari sch sind ; 
bei den Schwierigkeiten anläßlich des Struk
turwandels in der Landwirtschaft, der von 
Ihnen praktisch negiert wird, genauso wie 
in Fragen des öffentlichen Dienstes, genauso, 
wenn Sie die Familien diskriminieren oder 
ähnliches mehr. 

Kein Wort, Herr Bundeskanzler, von der 
Medienpolitik. Gerade in diesen Tagen, meine 
Damen und Herren, sind die Zeitungen davon 
voll. Na und so schweigsam ist ja der Herr 
Bundeskanzler sonst auch nicht, daß er nicht 
j ede Gelegenheit 'benützt, ir'gendeine Aussage 
zu machen. Aber das ist ihm offensichtlich ein 
bißchen zu gefährlich. Hier stellt er fest : Die 
Bundesregierung muß alles tun, um den Ein
druck zu vermeiden, sie dränge sich irgendwo 
in die Probleme der Pressefreiheit, der Infor
mationsfreiheit hinein. Ja, Herr Bundeskanz
ler, wo war denn diese Vorsicht 'beim ORF? 
Seit zweieinhalb Jahren setzen Sie den unab
hängigen ORF entgegen Ihren früheren Zu
sagen unter Druck. 

Wo war denn diese Vorsicht und die Zu
rückhaltung bei der Verteilung von Flug
blättern durch Ihren Zentral sekretär Marsch 
gegen unabhängige Zeitungen? Da haben Sie 
keine Skrupel ,gEfuabt, in Frag·en der Presse
freiheit, in Fragen der Medienpolitik Stand
punkte zu beziehen, unabhängige Institutio
nen unter Druck zu setzen. Kein Wort davon ! 
Momentan ist es zu gefährlich. 

Und das ist für mich - ich könnte noch 
andere Bereiche aufzählen - typisch für den 
opportunistischen Charakter dieses Papiers 
und für den Opportunismus, der sich in Ihrer 
ganzen Politik seit drei Jahren zeigt. (Beifall 
bei deI OVP.) 

Der Herr Abgeordnete Brauneis hat gezeigt, 
daß für manchen sozialistischen GeweI1kschaf
ter und Ahgeordneten Lobhudeleien gegen
über der Bundesregierung wichtiger sind und 
daß es weniger um die Vertretung der Arbeit
nehmerinteressen geht. Wenn alles so schön 
ist, wie es hi'er gefärbt ist, Herr Bundeskanzler, 
dann fra,ge ich mich, warum sich die Leute 
seit drei Jahren Sorge um die wachsende 
Teuerung machen, warum sich die Offentlich
keit, die Wirtschaft, Interessenvertretungen 
aller Art immer mehr Sorge machen um das 
Defizit unserer Handelsbilanz, um das wach
sende Defizit unserer Zahlungsbilanz, um die 
Konsequenzen für unsere Währung und um 
die rapide Verschlechterung unserer Zahlungs
bilanz seit Sommer 1 913, nicht erst seit der 
Energiekrise ; w.arum sich die Leute Sorgen 
machen um unsere Wettbewerbsfähigkeit im 
Ausland, die durch ein immer stärkeres Aus-

einanderklaffen zwischen Ein- und Ausfuhren 
gezeichnet ist. Hier könnte man j a  viele 
andere Materien aufzählen. Sie befassen sich 
hier mit der Gesundheitspolitik, H err Bundes
kanzler. Niemand mehr in Osterreich - ich 
bin überzeugt, nicht einmal Sie tun es -
glaubt mehr, daß von diesem Ministerium eine 
konzeptive und wirksame Gesundheitspolitik 
ausgeht. Unter vier Augen bestreiten das nicht 
einmal mehr Sozialisten. 

Herr Bundeskanzler! Daß Sie hier in einem 
so umfassenden Bericht die Landesverteidi
gung mit dem Mantel barmherzigen Schwei
gens umhüllen, das mache ich Ihnen nicht 
zum Vorwurf. Dafür habe ich Verständnis, 
denn auf diesem Gebiet ist selbst für Sie, der 
Sie ein erfindungsreicher Mann sind, eigent
lich nichts mehr zu erfinden. Die Panzer
schränke des Herrn Lütgendorf scheinen schon 
geleert zu sein. 

Das ist eine allgemeine Charakteristik die
ses Berichtes. Er ist opportunistisch ausge
richtet, es fehlen wichtige Bereiche. Wenn ich 
einige Eirrzelfragen nenne : Sie haben sich aus
führlich mit der Inflation beschäftigt. Herr 
Bundeskanzler, es gibt noch 20 andere Stati
stiken; ich möchte hier wirklich den National
rat nicht langweilen. Si e haben kein Wort 
davon gesprochen, wenn Sie sich auf das Aus
land immer wieder berufen. wie der Index 
der Preise für Importwaren in den letzten vier 
Jahren aussieht. 

1970 stieg der Preisindex für Importwaren 
um 4,4 Prozent; 1 971  um 4,2 Prozent ; 1912 
sank der Importwarenpreisindex um 0,3 Pro
zent, und vom Jahre 1 912 auf 1 973 stieg er 
um 2,7 Prozent. nas heißt, die Indexsteigerung 
bei importierten Waren lag immer unter der 
internen Preissteigerung, das heißt, die Haupt
schuldigen für die ständige Teuerung sind die 
Verantwortlichen !für die österreichische Wirt
schaftspolitik, das heißt: die österreichische 
Bundesregierung. (Beifall bei deI OVP.) 

Nun ist es natürlich wichtig, Herr Bundes
kanzler, daß man versucht, diese Aussagen 
bei der Skepsis, die gelegentlich parlamentari
schen Debatten entgegengebracht wird, durch 
möglichst allgemein anerkannte Institutionen 
zu untermauern. Die OECD ist Ihnen ja nicht 
unbekannt, ich habe sie schon wiederholt 
zitiert. Auch im neuesten, im letzten Bericht 
der OECD heißt es :  

"Dennoch ist die Rolle der importierten Infla
tion bei dem jüngsten, eher plötzlichen Nach
lassen der inländischen Preisstabilität weni
ger heworstechend." - Hier haben Sie auch 
international das bestätigt, was Ihnen die 
Opposition hier immer wieder sagt. 

669 
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Ich wäre interessiert, Herr Bundeskanzler, 
wenn Sie zum Importwarenpreisindex Stel
lung nehmen würden. Sie haben, als [ch das 
voriges Jahr hier verwendet habe, kein Wort 
dazu gesagt. Sie h aben am Ende Ihres Be
richtes betont, daß Sie an Vorschlägen, an 
Kritiken, an ÄUß,erungen der Opposition des 
Parlaments interessiert seien. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie hier auch Stellung nehmen 
würden. 

Nun darf man dabei nicht vergessen, meine 
Damen und Herren, daß die Erdölverteuerung 
ja heute auf einem Teuerungssockel aufbaut, 
der in den letzten drei Jahren durch die Poli
tik der Bundesregierung hergestellt worden 
ist. Und wir werden, Herr Bundeskanzler, 
durch eine sehr intensive Aufklärungstätig
keit verhindern, daß die Politik von Scheichs 
und anderen Staatsoberhäuptern für Sie als 
Ausrede für das Versagen Ihrer Wirtschafts
politik herhalten muß. (Beifall bei der OVP.) 

Die Energiekosten, meine Damen und Her
ren, stellen an den Gesamtkosten der Indu
strie 5 Prozent dar. Von diesen 5 Prozent 
Ener'giekosten beziehen sich ungefähr die 
Hälfte, also 2,5 Prozent, auf das Heizöl. Das 
heißt, wenn die Heizölkosten um das Dop
pelte steigen, steigen die Produktionskosten 
um 2,5 Prozent. Diese Ausrede wird Ihnen, 
Herr Bundeskanzler, niemand abnehmen. 

Man könnte natürlich in diesem Zusammen
hang noch auf viele Details des Berichtes ein
gehen. Es wird uns angekündigt, daß der Herr 
Vizekanzler j ede Woche im Ministerrat einen 
Bericht über den Arbeitsmarkt liefert. Da 
feiert halt hier wieder die alte Ankündigungs
politik von Berichterstattungen, Prüfungen 
und Kommissionen fröhliche Urständ. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben vor zwei 
Jahren - 1 972 - anläßlich des Preisauftrie
bes bei Einführung der IMehrwertsteuer ein 
Ministerkomitee zur Behandlung von Preis
fragen eingesetzt. Ich wäre interessiert: Was 
hat dieses Ministerkomitee in den letzten zwei 
Jahren gemacht, wie oft ist es zusammengetre
ten, was sind Ihre zukünftigen Absichten im 
Hinblick auf die steigende Teuerung, und ähn
liches mehr? Und das scheint mir ähnlichen 
Charakter zu haben. 

Es wird hier 'gesagt, im Zusammenhang mit 
der Wohnbaupolitik werden Sie sich mit den 
Landeshauptleuten beraten. Wir haben vor 
zwei Jahren gehört, daß man sich bezüglich 
einer Baukoordinierung b erät. Wie oft ist ein 
entsprechendes Gremium zusammengetreten? 
Was waren die B eschlüsse? Man kann sich 
nicht, Herr Bundeskanzler, von einem Pro
blem zum anderen nur mit rein politischen 
A ussagen, mit Ankündigungen hinwegturnen. 

Das zeigt sich halt auch in diesem B ericht, 
der, wie ich vorhin gesagt habe, den zentralen 
Fragen aus dem Weg geht. Das geht zurück 
bis zur letzten Seite, wo sehr viel die Rede von 
Zusammenarbeit ist. 

Sicher, Herr Bundeskanzler, ich möchte nie 
einem politischen Gegner von vornherein, 
wenn er es auch zum x-tenmal wiederholt und 
sich nicht immer daran hält, die entsprechende 
Absicht absprechen. Aber wie war es denn 
in der Praxis mit der Zusammenarbeit mit 
den Oppositionsparteien b ei der 29. ASVG
Novelle und bei der Strafrechtsreform? Heute 
erzählen Sie uns von der Zusammenarbeit, 
und gestern wurde mit der Mehrheit von 
51 Prozent in einer zentralen gesellschafts
politischen Frage, nämlich der Strafrechts
reform, einfach über die Einwände der Offent
lichkeit, aber auch der Opposition hinweg,ge
gangen. 

Sie können doch nicht erwarten, daß Sie 
hi'er hundertprozenUg glaubhaft sind. I ch  
möchte gar nicht a n  das Ortstafelgesetz er
innern, dafür zahlt ja ohnehin der Herr Lan
deshauptmann von Kärnten. 

Ich möchte nicht vom Thema abweichen. Es 
wäre natürlich ganz interessant, Herr Bundes
kanzler, eines Tages vielleicht eine polito
logische Arbeit in Auftrag zu geben, wo man 
analysiert, daß im Jahre 1 962 bei den damali
gen Koalitionsverhandlungen das Außenmini
sterium der OVP zugesprochen werden sollte 
und dann der damalige Innenminister und 
Gewerkschaftsbundpräsident Olah mit dem 
ganzen politischen Gewicht seiner Position ge
sagt hat :  Das hängt nicht am Christbaum! 

Und dann blie'b der Herr Dr. Kreisky Außen
minister. Zwei Jahre später wurde von einem 
Tag auf den anderen der Innenminister Olah 
fallengelassen. 

Im Jahre 1967 war Landeshauptmann Sima, 
wie man überall lesen konnte, der Königs
macher bei der Wahl des Herrn Bundespartei
obmannes der SPO Dr. Kreisky. Jetzt mußte 
er für ein Bundesgesetz seinen Rücktritt 
unterschreiben, das hier von der SPO-Fraktion 
gegen unsere Stimmen natürlich mit Unter
stützung des Herrn Bundeskanzlers beschlos
sen worden ist. 

Jeder weiß - aber bitte, Sie können das 
hier vielleicht dementieren, da wurde ich nicht 
authentisch informiert -, daß der Herr Bun
deskanzler dem Herrn Bürgermeister Slavik 
den Ratschlag gegeben hat, doch bezüglich des 
Sternwarteparks eine Volksabstimmung 'Zu 
machen. Das war der letzte Anstoß, daß der 
Herr Bürgermeister abtreten mußte. 
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Der Herr Bundeskanzler hat die oberöster
reichische Landtagswahl zur Bundeswahl er
klärt, zum Bundestest hochstilisiert. Das ging 
großartig daneben. Heute müssen dafür Hil
linger, Habringer und Landeshauptmannstell
vertreter Friedl zahlen. 

Wenn man diese Entwicklungslinie extra
poliert, ergibt sich ja für die Zukunft eine 
ganz interessante politische Landschaft; wei
ters würde ich mich in der Haut manches 
sozialistischen Spitzenfunktionärs nicht ge
rade wohlfühlen, wenn das so weiter,geht. 

Aber, meine Damen und Herren, das ist nur 
daneben bemeI1kt, ich komme sofort wieder 
auf die eigentliche Sache zurück. Ich bin nur 
überzeugt, meine Damen und Herren, daß 
über eine solche Entwicklung auch mancher 
sozialistische Spitzenfunktionär nachdenkt. 
Aber das ist j a  nicht primär meine Sache, Herr 
Bundeskanzler, sondern Angelegenheit der 
Sozialisten. Es ist nur eine ganz interessante 
Entwicklung. 

Meine Damen und Herren! Damit komme 
ich zu einer grundsätzlichen Frage. (Abg. 
Dr. F i s  c h e  I: WO ist der Klaus, wo ist 
der Piifl, wo ist der Withalm? - Abg. S k I  i
t e k: Damit können Sie uns nur erheitern, 
das ist gut um diese Zeitf) 

Das scheint Sie sehr gereizt zu haben, 
meine Damen und Herren, weil Sie auf ein
mal so nervös werden und mit Zwischenrufen 
r,eagieren. (Weitere Zwischenrufe.) Es gibt 
j ede Möglichkeit der Zwischenrufe. 

Hinter der Auseinandersetzung um Einzel
fragen der Inflation, glaube ich, steht ein 
Grundsatzproblem, nämlich die Tatsache, daß 
die ständige Teuerung, das heißt die Inflation, 
-ah: gesellschaftspolitisches Phänomen in 
Osterreich durch die Politik dieser Regierung 
institutionalisiert worden ist. Und die Infla
tion, Herr Bundeskanzler, wirkt geseUschafts
politisch destabilisierend. 

Ich darf Sie hier an die Arbeit der OECD 

die soziale Marktwirtschaft, die den Teilneh
mern am Wirtschaftsgeschehen, den einzelnen 
und den Gruppen so viel Freiheit gibt, noch 
mit diesen Auswirkungen der Inflation fer
tig wird? Bei den Jungsozialisten und Neo
marxisten findet man wenigstens die Ehrlich
keit, daß sie sagen: daher müssen diese gesell
sdlaftlichen Systeme bes,eHigt werden. (Zwi
schenruf des Abg. Robert W e i s  z.) 

Das ist der tiefere gesellschaftspolitische 
Grund, und das sind die langfristigen Kon
sequenzen der Inflation. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler ! Ich unterstelle Ihnen 
j etzt gar nidlt, daß Sie persönlich diese 
radikalen Umwälzungen wollen, so wie es 
Neomarxist.en lin- und außerhalb Ihrer 
Par,tei anstreben. Aber Si'e sind der 
Wegbereiter dieser politischen Gruppen. Das 
muß Ihnen hier im Parlament einmal gesagt 
werden. (Beifall bei deI OVP.) 

Meine namen und Herren! Warum konnte 
sich denn die Inflation bisher behaupten? Ver
suchen wir das einmal nüchtern herauszu
arbeitenl Weil sich die Regierung der Sicher
heit der Arbeitsplätze, der steigenden Steuer
einnahmen und der real erleichterten Sdlul
denlast sicher war, 'Weil man sicherlich noch 
weg ist von allgemeiner wirtschaftlicher 
Anarchie, auf die man zugeht, weil auch viele 
Unternehmer überdurchschnittliche Verkaufs
erfolge haben, durch lange Zeit vom Konsum
boom getragen waren, die erhöhten Produk
tionskosten nicht voll kalkuliert und erzielte 
Sdleingewinne sehr oft nicht auf den realen 
Gehalt zurückgeführt haben, weil sich auch 
mancher Gewerkschaftsvertreter gewisser er
folgreicher Lohnrunden erfreuen konnte, weil 
die Arbeitnehmer das rein Nominelle an man
cher Lohnerhöhung noch nicht entdeckt haben, 
weil sie noch nidlt entdeckt haben, daß sie, 
die j a  normalerweise nur Geldvermögen bil
den können, durch die Inflation expropriiert 
werden. 

vorn Dezember 1 970 erinnern, wo eindeutig Die Inflation konnte bis heute noch in 
da rauf verwiesen wird, daß sich langfristig irgendeiner Weise politisch von der Regie
die Ergebnisse der Inflation gegen unser west- rung verkraftet werden, weil trotz der hohen 
europäisches Gesellschaftssystem richten. Inflationsraten das Masseneinkommen noch 

Es ist interessant, daß die gleichen, die die 
Inflationspolitik gewähren lassen, dann, wenn 
sich die negativen Ergebnisse der Inflation 
zeigen, die Frage stellen, ob wohl dieses poli
tische System, die westliche parlamentarische 
Demokratie, mit den Auswirkungen der In
flation eigentlich fertig wird, die doch dem 
einzelnen, den ,gesellschaftlichen Gruppen, den 
Parteien soviel Freiheitsraum gibt. 

Die gleichen, die diese Inflationspolitik ver
niedlichen und gewähren lassen, stellen dann 
die Frage, ob denn dieses Wirtschaftssystem, 

immer steigt und die Auswirkungen der In
flation nur sektoral, wie ich vorhin erklärt 
habe, wirksam werden. 

Das ändert nichts daran - und das aufzu
zeigen, dazu ist eine Opposition auch da -, 
daß die Inflation heute tatsächlich die Aus
maße eines Volksbetruges annimmt. Hier 
zeigt sich zum Beispiel gesellschaftspolitisch 
eine neue Facette des Generationenkonfliktes : 
Die Alten, meine Damen und Herren, die rela
tiv wenig Schulden haben, die sich gelegent
lich ein bescheidenes Geldvermögen im Ver-
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hältnis zu den Jungen anlegen Ikönnen, leiden 
vor allem unter der Inflation, während die 
j üngere Generation kurzfristig mit der höhe
ren Kreditrate oder Verschuldungsrate viel
leicht profitiert. Kurzfristig! Dies ist eine neue 
Form des Generationenkonfliktes im wirt
schaftlich-sozialen B ereich. 

Ich brauche nicht daran zu erinnern, wie 
die Sparer unter die Räder kommen. Auf das 
Jahr 1 973 bezogen haben wir eine Sparsumme 
von 1 90 M illionen Schilling. Wenn man eine 
7 ,6prozentige Inflationsrate annimmt, ergibt 
das allein für 1 973 einen Verlust von 12 Mil
liarden, wo nicht einmal die Hälfte durch 
Zinserträgnisse wieder hereingebracht werden 
kann. Weil die Finanzplanung ja immer un
möglicher wird - Ihre Planung in der Bun
desregierung g'enauso wie die Planung des 
einzelnen Wirtschaftsunternehmens, ob privat 
oder verstaatlicht. 

Man könnte hier den Herrn Finanzminister 
zitieren: Budgetvorschauen gibt es j etzt keine 
mehr. Ich habe fast politisch Verständnis da
für, warum soll er bei einer so durcheinander
gebrachten Entwicklung 'eine Budgetvorschau 
machen, wenn er fast mit Sicherheit rechnen 
muß, sechs Monate später stimmt j a  wieder 
alle s  nicht. Der Planungsprozeß - ein Wort, 
das die Sozialisten immer in den Mund neh
men - wird durch Ihre Politik unmöglich ge
macht, Herr Bundeskanzl,er (Beifall bei der 
OVP), weil die Inflation darübe r  hinaus natür
l ich zum sofortigen Konsum anregt und da
durch weiter dynamisiert wird. 

Dabei darf ich denn doch daran erinnern, 
daß wir es uns mit der Kritik nicht leicht ge
macht haben; zum ersten Mal am 1 8. Juni 
1 97 1 ,  glaube ich, als wir durch unseren Bun
desparteiO'bmann, dazumal noch eher unter 
höhnischer Zurückweisung der Sozialisten ein 
Stabilisierungsprogramm erstellt hab en. 

Aber wenn man schon solche Vorschläge 
der Opposition auf Stabilisierung nicht akzep
tiert, wie steht es dann mit dem Beiratsgut
achten über den Preis- und KostenaU'ftrieb 
einer allgemein anerkannten Institution, wo 
die Einführung einer mehrjährigen Finanz
planung gefordert wird? Das ist nicht nur nicht 
realisiert, sondern die Budgetvorschau ist 
sogar hinfällig geworden. Ferner wird erwähnt 
die Umstrukturierung des öffentlichen Haus
halts durch Einsparungen und Rationalisierun
gen sowohl der Hoheitsverwaltung wie der 
öffentlichen Betriebe. Herr Bundeskanzlerl Die 
Verwaltungsreform mit 8500 zusätzlichen 
Dienstposten in drei Jahren i st ja wirklich 
über Gebühr strapaziert worden. Darauf 
möchte ich gar nicht weiter eingehen. 

Auch die neuen Ministerien . . .  (Ruf b ei 
der SPO: Wird für Sie gut sein!) Nein, es ist 
eher gut :für Sie, aber die Offentlichkeit regi
striert ja langsam, Herr Abgeordneter! Wir 
woUen nicht mehr DienstpoSoten, sondern bes
ser bezahlte und besser ausg'ebildete Kollegen 
im öffentlichen Dienst, das ist unser Grund
konzept ! (Beifall bei der OVP.) 

Im übrigen, wenn man das Universitäts
Organisationsgesetz ansieht, würde ich dem 
Herrn Unterrichtsminister Dr. Sinowatz ohne 
weiteres zubilligen, daß er das allein auch 
zusammengehracht hätte, was in einem eige
nen, Millionen kostenden Wissenschaftsmini
sterium in den letzten drei Jahren produziert 
wurde. Aber ich gebe zu, der Herr Vizekanz
leT hätte sogar wahrscheinlich mehr g'eleistet 
als das Gesundheitsministerium. Ich möchte 
ihm nicht unterstellen, daß er darüber nicht 
hinausgekommen wäre. Also das könnten wir 
uns auch ersparen ! 

Und dann reden Sie von Verwaltungs
reform, von der Verwaltungsakademie. Herr 
Bundeskanzlerl Darf ich Sie erinnern, vor 
zwei Jahren habe ich Ihnen 'hier ,gesagt, Sie 
haben von der letzten Regierung einen Ge
setzentwurf übernommen, Sie ha:ben in einem 
Bericht an das Parlament festgestellt, daß hier 
weitgehend verwertbare Ideen sind. Heute, 
bis Jänner 1 974, haben wir weder 'eine Regie
rungsvorlage noch die Ankündigung einer 
Regi,erungsvorlage, die uns zu 'einem Beschluß 
im Hause hier befähigt; heute bekommen wir 
einen Ankündi,gungsbericht, 'einen Bericht, der 
eine opportunistische Politik widerspiegelt. 

Das zweite grundsätzliche Thema, meine 
Damen und Herren, ist die Lohn- und Ein
kommensteuersenkung. Sie werden das, Herr 
Bundeskanzler, von der Tagesordnung der 
politischen Diskussion nicht we,gbringen. Auch 
wenn sich der Herr Präsident des Gewerk
schaftsbundes gestern wieder 'bemüht hat, 
Ihnen die Mauer zu machen, indern er gesagt 
hat, es ist vorläufig mit einer Lohnsteuersen
kung nicht zu rechnen, und im übrigen hätten 
j ene, die kl eine Löhne haben, nichts von einer 
Lohnsteuersenkung. Warum ist er denn dann 
überhaupt j emals für eine Lohnsteuersenkung 
eingetreten, wenn das ein Argument gegen 
eine Lohnsteuersenkung ist? 

.Der OGB-Präsident weiß genau - ich zitiere 
hier aus der Presse berichterstattung -, daß 
seine Fachleute für 1 974 eine Steigerung der 
Lohnsteuereinnahmen im Ausmaß von 3S bis 
38 Prozent bei einer Lohnsteigerung von 14 bis 
17 Prozent errechnet haben. D as ist soziale 
Politik, wie Sie sie verstehen I Das ist Raubbau 
am Einkommen der Arbeitnehmer! Ich möchte 
das hier im Parlament gesagt haben. (Beifall 
bei der OVP.) 
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Or. Molk 

Der Herr Gewerksdlaftsbundpräsident w eiß 
ganz genau, daß ein Arbeitnehmer, der 6000 S 
verdient, Alleinverdiener ,ist, zwei Kinder hat, 
dann, wenn er 12 Prozent Lohnerhöhung be
kommt, von dieser Lohnerhöhung abzüglich 
Steuerprogression, Inflation 0,9 Prozent netto 
herausbekommt. Trotzdem keine Lohnsteuer
senkung, denn wichtiger ist es - das zeigten 
die Ausführungen des Herrn A'bgeordneten 
Brauneis -, der Regierung Lob zu spenden, 
und widlUger ist es, ihr politisch die Mauer zu 
machen. 

Dahinter gibt es aber auch, meine Damen 
und Herren, ein Grundsatzproblem : Wir sind 
der Auffassung, daß der einzelne von seinem 
Einkommen dem Gemeinwesen, dem Staat das 
zu geben hat, was zur Erfüllung der allge
meinen und insbesondere der sozialen Staats
aufgaben unbedingt notwendig ist, daß dem 
einzelnen möglidlst viel von seinem Arbeits
ertrag bleiben soll ,  weil wir den einzelnen 
für am besten qualifiziert betrachten, über sei
nen Arbeitsert'rag zu verfügen. 

Die Sozialisten glauben, sie müssen dem 
einzelnen möglichst viel abnehmen und ihm 
das 'belassen, was ihm aus politischen Grün
den nicht wegzunehmen ist, und es ihm dann 
auf Umwegen wieder geben, nach Möglichkeit 
in Form von Naturalleistungen, denn - siehe 
Lösung der Schulbuchfrage !  - der einzelne, 
in diesem Fall die Eltern sind j a  nicht quali
fiziert, darüber zu entscheiden, was am besten 
für ihre Kinder angesdlafft werden soll. 

Es ist schon richtig, daß zwischen den b ei
den politischen Lagern in O sterreich in der 
Grundkonzeption über die G esellschaft und 
über die Stellung des einzelnen Menschen ein 
ganz entscheidender Unterschied besteht. Wir 
stehen 'zu diesem Unterschi ed. Wir werden 
ihn immer wieder herausarbeiten, um auf 
diese Weise auch zu versudlen, dem öster
reichischen Wähler nicht nur bei regionalen 
Wahlen, sondern auch bei den bevorstehenden 
Bundeswahlen eine echte Alternative anzu
bieten. 

Ich würde es 'begrüßen, Herr Bundeskanzler, 
wenn Sie auch zu einer ganzen Reihe positiver 
Vorschläge, die wir auch in dieser Phase 
erstattet haben, Stellung nehmen könnten. 

Beschäftigt man sich mit einer Energie struk
turpolitik, die die Energienachfrage allenfalls 
ändert, wobei wir allenfalls von Importen 
weniger ,abhängig sind? Wie ist die Position 
der Bundesregierung dazu? 

Wie steht es überhaupt mit der restrik
tiven Währungs- und Kreditpolitik? Die zu
ständi,gen Leute, angefangen von den Bürger
meistern bis zu den Mitgliedern der Unter-

nehmensführung, die über Investitionen ent
scheiden, leiden heute sehr stark darunter. 
Ist es nicht zu überlegen, ob durch eine selek
tive Kredit- und Währungspolitik einzelnen 
Branchen im Interesse der Produktion, der 
Sicherung der Arbeitsplätze geholfen werden 
soll ? 

Wie steht es um ein umfassendes Konzept 
der Exportunterstützung? 

Wie steht es, um allenfalls auch Liquiditäts
schwierigkeiten entgegenzukommen, um die 
Frage von mehreren Kapitalbeteiligungs
gesellschaften, um die Schließung der Haf
tungslücke und um ähnliche Probleme? 

Wo ist die vor eineinhalb Jahren verkün
dete Abstimmung der Bauvorhaben zwischen 
Bund und Ländern? 

Bezüglich Preispolitik : Herr Bundeskanzler! 
Sicherlich muß eine scharf kontrollierende 
Preispolitik auf alle ,Fälle dort einsetzen, w o  
keine Wettbewerbssituation, sondern eine 
Monopolsituation oder Quasimonopolsituation 
national oder auch international gegeben ist. 

Wie steht es um ein Konzept auf dem Gebiet 
der Arbeitsmarktpolitik, um bei einem Kon
junkturrü�gang für einzelne Lücken in der 
Beschäftigungssituation Vorsorge zu leisten? 

Wie steht ,es mit sozialpolitischen Maßnah
men, die gerade auch 'bei der Möglichkeit 
einer Konjunkturabschwächung wichtig sind? 
Ich meine zum Beispiel die Vorsorge für die 
älteren Arbeitnehmer. 

All das, Herr Bundeskanzler, sind Vorstel
lungen unserer Seite. Wir behaupten nicht, 
daß sie vollständig sind. Es sind Vorschläge. 
Was ist Ihre Antwort darauf? Darauf hätten 
wir eine Antwort auch in dieser Unterlage 
erwartet. 

Ansonsten aber, Herr Bundeskanzler, kön
nen Sie nicht damit rechnen, daß ein Bericht, 
der einmal mehr auf die Tagesaktualität zu
geschnitten ist, wichtigste Sektoren unseres 
öffentlichen GesQ�ehens nidlt behandelt, der 
opportunistisch ist wie Ihre gesamte bisherige 
Politik, unser,e Zustimmung findet. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Bundeskanzler. Bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky : Hohes Haus ! 
Ich möchte lediglich auf eine Frage eingehen. 
Herr Abgeordneter Dr. Mock hat mir die Frage 
nach der Medienpolitik gestellt, und zwar im 
Hinblick auf die aktuelle Situation auf dem 
"Zeitungsmarkt" , wie das nun gelegentlich 
heißt. Ein Ausdruck, den ich durchaus nicht 
billige. 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

Bezüglich der Medienpolitik, und zwar im 
Hinblick auf die letzte Entwicklung, besitze 
ich nur spärliche Informationen. Herr Abge
ordneter Dr. Mock. möge sich in seiner Frak
tion erkundigen. Dort hat er Herren, die viel 
besser Bescheid wissen, weil sie an diesen 
Transaktionen direkt beteiligt sind. Das 
empfehle ich ihm. (Beifall bei der SPtJ.) 

Sollten ihm diese Auskünfte nicht genügen, 
dann empfehle ich ihm, sich an den Präsiden
ten des Industriellenverbandes zu wenden, der 
auch zu einer seiner Parteiorganisationen ge
hört. Dort erhält er zusätzliche Informationen, 
Quellen, die mir leider bisher noch verschlos
sen sind. 

Ich kann Ihnen aber außerdem sagen, daß 
ich sehr dankbar und sehr froh sein werde, 
wenn von einigen Parteien dieses Hauses 
diesbezüglich Initiativen ·entfa11let werden, die 
es uns leimter machen, die in der RegIerungs
erklärung angekündigte Medienpolitik durch
zuführen. Ich kann Sie hier nur zur Zusam
menarbeit einladen, Herr Dr. Mockl 

W,as im allgemeinen "konservative Wi'rt
schaftspolitik" betrifft, so möchte ich sagen, 
daß es ein "Glanzstück" konservativer Wirt
schaftspolitik in Europa gibt : Dort sind die 
Preise seit 1 970, in der gleichen Regierungs
dauer wie 'bei dieser Regierung, um 30 Pro
zent gestiegen, wahrend es bei uns 20 Pro
zent sind. Dort liegt man am höchsten mit 
den Preissteigerungen. 

Zu all dem kommen noch die Dreitagewoche, 
obwohl man die größte Enefigiegrundlage im 
eigenen Land hat, und eine beträchtliche 
soziale Unrast. Das alles ersparen Sie sich 
bei uns in tJsterreich! (Lebhafter Beifall bei 
der SPtJ.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt Herr 
Abgeordneter Wille zum Wort. 

Abegordneter Wille (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus l Ich möchte zuerst einiges zu den 
Ausführungen des Kollegen Minkowitsch 
sagen und ihm bestätigen, daß auch wir auf 
die Leistung'en der österreichischen Landwirt
schaft stolz sind. 

Aber das ist eigentlich nicht der Grund, 
warum ich mich ausgerechnet mit Ihrer Rede 
beschäftigte, sondern i ch  beschäftige mich mit 
Ihrer Rede deswegen, weil ich glaube, daß 
sie beispielgebend ist für die politische Aus
einandersetzung, wenn sie Sinn haben soll. 

Ich muß das sagen, weil ich den Eindruck 
gewonnen habe, daß Sie sehr konkrete Vor
stellungen, vielleicht vielfach sogar sehr kon
krete berechtigte Wünsche vorgetragen haben. 

Ich möchte dies im Zusammenhang mit den 
Ausführungen des Kollegen Koren sagen. Ihm 

muß ich leider sagen: Es ist für das Parlament 
ärgstens zu bedauern, daß derartige Ausfüh
rungen in derartigem diabolischem Zynismus 
möglich sind. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Die beste 
Rede, die jemals in diesem Haus gehalten 
wurde!) 

Sehr geehrte Herren von rechts! Ich habe 
sehr genau zugehört und dabei ,festgestellt, 
daß es dem Abgeordneten Koren nur darum 
ging, die Regierung und da vor allem den 
Bundeskanzler und den Minister für Handel, 
Industrie und Gewerbe auf das gröblichste 
herabzusetzen. Der G ag ist der Stil des Kri
senmanagements geworden. (Zwischenruf des 
Abg. G l a s  e r.) Kollege Glaserl Ich glaube 
wir tun uns da leichter, wenn wir miteinand'er 
ordentlich verkehren. (Lebhafte Heiterkeit. -
Abg. Dr. M u s  s i 1: Verkehren wollen Sie 
auch noch? - Neuerliche Heiterkeit.) 

Ich möchte Ihnen in aller Form sagen, daß 
eine derartige Auseinandersetzung, wie sie 
von Ihrem Klubobmann betrieben worden ist, 
für uns unerträglich wird. Wir denken nicht 
daran, die Mitglieder der Bundesregierung in 
dieser Weise 'behandeln zu lassen. (Beifall 
bei der SPtJ.) 

Ich möchte nicht weiter darauf eingehen, 
denn ich muß Ihnen noch einmal ehrlich sagen, 
und ich sage das aus innerster Uberzeugung : 
Die Rede des Kollegen Minkowitsch hat mich 
über vieles hinweggetröstet; das ist eine Aus
einandersetzung, die eines Hohen Hauses wür
dig ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Nun zum 
Bericht des Herrn Bundeskanzlers. Natürlich 
kann man den Eindruck. gewinnen, daß hier 
einiges fehlt, daß man manches hätte mehr 
ausdehnen können, daß man auf verschiede
nes sogar vergessen hat. Nicht nur die Bauern 
sind nicht erwähnt, auch die Wissenschafter 
und auch weite Bereiche der Industrie sind 
nicht erwähnt, sondern die Wirtschaft ins
gesamt ist behandelt worden. 

Hier .glaube ich doch in aller Form feststel
len zu können, daß das einzig Entscheidende 
für die Wirtschaft doch ihre sinnvolle positive 
Entwicklung ist. Wenn uns heute gesagt wird, 
wir sollen uns vom Wachstumsfetischismus 
loslösen, dann möchte ich, daß mir einmal 
erklärt wird, wer diesen Wachstumsfetischis
mus vertreten hat und was er klar heißt. 

Herr Kollege Mitterer! Erklären Sie mir: 
Was heißt Wachstumsfetischismus? Welches 
Wachstum wollen Sie, damit man Ihnen nicht 
auch Wachstumsfetischismus vorwirft? (Abg. 
M i t t e r  e I: Was Fetischismus ist, werden 
Sie doch wissen!) Natürlich, Kollege Mitterer, 
und deswegen sage ich Ihnen - ich habe 
vorausgesetzt, daß Sie das wissen -, daß 
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das Wachstum für j eden einzelnen Betrieb 
international vorgegeben wird. Und wenn man 
überleben will, wenn man nicht ausverkauft 
werden will, dann muß man wachsen, so 
lange die anderen wachsen. (Abg. M i t  t e
I (: I: Sichel, aber wie hoch!) Darum reden Sie 
nicht so viel von Petischismus, wenn wir auch 
hier als kleines Land in einer Zwangssituation 
sind. Uns allen wäre eine sinnvollere Ent
wicklung auf diesem und auf anderen Gebie
ten lieber. Aber dazu muß man die Möglich
keit haben. 

Kollege Mock 'hat darauf hingewiesen: Die 
Ausreden auf die Olscheichs ziehen bei uns 
nidlt. - Dies wird zwar nicht als Ausrede, 
aber als Tatsache für Sie wie für jeden ande
ren Osterreicher GülUgkeit haben. Und damit 
möchte ich etwas zur Teuerung sagen. 

Es ist im Grunde genommen erschreckend, 
daß wir nach vier Jahren sozialistischer Regie
rung nun immer wieder über die Teuerung 
reden und im Grunde genommen nichts Neues 
hören können. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Z i t t
m a y r: Weil's immer ärger wird! - Heiter
keit.) Lachen Sie nur, es ist ja so "lustig", da 
muß man j a  lachen. (Abg. M i t t e r  e r:  Herr 
Kollege! Gibt es die Teuerung oder gibt es sie 
nicht?) Natürlich, die werde ich gleich zugeben, 
lieber Kollege Mitterer. Die gtbt es wirklich, 
die gibt es sogar, wenn Sie den Bericht des 
Kanzlers gehört haben, in hohem Ausmaß. 
(Abg. M i t t e  r e r: Ja!) 

Aber j etzt sage ich Ihnen etwas, denn das 
andere haben Sie ja nicht gehört oder nicht 
verstanden (Abg. M i t t e r e r: So viel wie 
Sie verstehe ich auch noch!) : In Osterreich 
betrug die Teuerung vom Jänner 1970 bis 
September 1 973 20 Prozent. Jetzt gilt es natür
lich nicht, daß die Teuerung . . .  (Abg. G 1 a
s e  r: Und von 1966 bis 1970?) Kollege Glaser l 
Sie sind auch jemand, der sagt: Bei 20 Pro
zent Beifall. Ich sage Ihnen als Gewerkschaf
ter, der in den Betrieben draußen das genauso 
vertritt und sagt: Jawohl, Beifall für diese 
Regierung, weil die Teuerung 20 Prozent be
trägt. (Abg. G I  a s e  r: Und was haben Sie 
bei 3 Prozent gesagt? - Weitere Zwischen
rufe bei der OVP.) 

Ich sage Ihnen nun, und Sie finden das im 
Bericht der Bundesregierung, daß die Teue
rung beispielsweise in Schweden 23 Prozent, 
in der Schweiz 24 Prozent, in Italien 25 Pro
zent, in Großbritannien 30 Prozent und in 
Finnland 32 Prozent beträgt. (Neuerliche Zwi
schenrufe bei der OVP. - Abg. G l a s  e r: 
Das ist die teuerste Regierung, die es über
haupt je gegeben hatl) 

Liebe Freunde vom OAAB : Entweder beken
nen wir uns zur Integration oder zur Autarkie. 

Wenn Sie Osterreich als Isolationisten be
trachten wollen, dann müssen Sie uns das 
sagen, damit wir wissen, daß die Integration 
für Sie nicht mehr aktuell ist, daß Sie sie 
nicht mehr wollen. (Abg. M i t  t e  r e r: Herr 
Kollege Wille! Haben Sie gesagt, als wir an 
der Regierung waren: "Reden Sie nicht vom 
Ausland, reden Sie von Osterreich!" Haben 
Sie das gesagt oder nicht?) 

Ich rede nicht davon, was ich damals gesagt 
habe. Ich lade Sie sehr gerne ein : Sagen Sie 
mir, was ich damals gesagt habe. Aber zur 
Diskussion steht ja nicht, was gesagt worden 
ist, sondern zur Diskussion steht: Habe ich 
recht oder habe ich nicht recht. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Sie haben nie recht, Herr Kollege!) 

Wir kriegen alle Tage . . .  (Abg. M i t  t e
r e  r: Dankesbriefe Jür die Teuerung!) Kol
lege Mittererl Wir verstehen uns wirklich 
schwer, wenn wir uns gegenseitig unterbre
chen. (Abg. Dr. M u s  s i  1: Sie brauchen ihn 
ja nicht zu unterbrechen, Herr Kollege!) 

Wir kriegen alle Tage mehr Integration, 
wir verlieren alle Tage an Selbständigkeit. 
Das ist doch unbestritten. Das heißt, daß inter
nationale Maßstäbe natürlich tagtäglich mehr 
für uns gelten werden. Wir werden nicht auf
hören, in aller Offenheit und überall auf diese 
Probleme hinzuweisen. Ich sage aus tiefster 
innerer Uberzeugung: Gerade wegen dieser 
20prozentigen Teuerung gehört diese Bundes
regierung belobigt, weil es international bei
spi,elhafrt 'ist. (ZwischenruJe und Heiterkeit bei 
der OVP.) W·enn Sie das nicht ver,stehen, Herr 
Doktor, dann lade ich Sie ein: Sch au'en Sie sich 
an, wie es beim Sport rst. (Abg. Dr. Z i t t
m a y r: Wird es besser oder wird es schlechter 
mit der Teuerung?) 

Außerdem möchte ich auf etwa'S hinweis'en, 
das auch für den Importwarenindex gilt. Da 
wird die Meinung vertreten: Wie groß ist die 
importierte Inflation? Denn das ist ja ent
scheidend. Das .ist hier so oft behandelt wor
den, daß sich sogar das Wirtschaftsforschungs
institut damit beschäftigt hat. 

Im Grunde 'genommen ist auch im Freihan
del ein Modell denkbar, das bei Gleichgewicht 
gar nicht zum Warenaustausch führt. Aus die
ser Tatsache ersieht man, daß, selbst wenn es 
gar nicht zum Import und zum Export in einer 
freien Wirtschaft käme, das Preisniveau in 
allen Ländern ,gleich sein muß. Das heißt: 
Hätten wir gar keinen Export und gar keinen 
Import, aber den Freihandel - eben die Inte
gration -, dann müßten die Preise in Oster
reich im selben Umfang zunehmen wie auf 
den Märkten, mit de.nen wir unmittelbar zu 
tun haben. 
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Aus diesem Grunde. Kollege Mock. ist es 

I 
es uns doch gut täte. wenn wir mit Ernst und 

auch völlig uninteressant. um wieviel der mit mehr Fairneß über alle diese Probleme 
Importpreisindex -gestiegen ist. (Abg. Doktor miteinander reden und auch streiten. 
Z i t t m  a y r: Was ist mit dem Handelsbilanz

defizit, Herr Kollege? - Abg. Dr. M u s  s i 1 :  
Was ist  mit den falschen Wechselkursen?) 
Da kommen wir gleich hin. 

Uns geht es nie darum. nicht koritisiert zu 
werden ; das wäre viel zu empfindlich. Aber 
uns geht es darum, daß sich die politischen 
Parteien nicht einfach herabsetzen können. 
ohne konkret zu begründen, was ·sie waUen, 
so wie Sie das heute. Kolle-ge Koren. in her
vorragender Wei'se getan haben. (Zwischen
rufe bei der GVP.) 

Um mit dieser Ener.giesituation ferNg zu 
werden. wird in Kürze ein Energieplan vor
liegen ; die Leitlinien sind von der Bundes
regierung beschlossen. In diesem Energieplan 
wird man sehr darauf achten. daß einerseits 
die notwendigen Importe durch eine entspre
chende EinkaufspoHtik g-esichert sind. daß 
gleichzeitig aber auch die eigenen Energie
träger entsprechend ausgebaut und gesichert 
werden. Ein Investition'Saufwand von zirka 
1 30 bis 1 40 Milliarden dst in den nächsten acht 

Von mehreren Rednern ist als zweite Haupt

frage die Frage unserer Handelsbilanz oder 

unserer Zahlungsbilanz behandelt worden. Die 

Prognose des Inst�tuts -sagt. daß wir im kom
menden J ahr in der LeistungsbHanz ein Defizit 
von 1 8  Milliarden Schilling h aben werden. 
(Abg. Dr. M u s s i 1: Ganz schön!) Ganz schön. 
Was s agt das Institut dazu? Das Institut sagt 

dazu : Das sollte nicht dazu führen, daß man 

dieses Defi'zit überbewertet; die Leistungs
fähigkeit unserer Wirtschaft ist nach wie vor 
er:halten. Man möge vielmehr dazu übergehen. 

entsprechend der gegenwärtigen Situation 

nachzudenken, was man tun kann. Denn die 
18 Milliarden sind gar nicht unser Problem. 
Unser Problem ist, daß im -Grunde genommen Jahren für die Energiewirtschaft vorgesehen. 

heute noch niemand weiß. ob d ieses Defizit Allein im Jahr 1975 sollen die Investitionen 

n.icht in e,iner sehr beachtlichen W'eise über- in der Elektrizitätswirtschaft 1 3  MiUiarden und 

schritten wird. Vom Institut sind die ersten in der Erdöl- und Erdgasindustrie 5 Milliarden 

Ziffern, die allein auf die Mehrausgaben bei betragen. 

Erdöl zurückgeführt werden, von 6 Milliarden Die Wirtschaftskommission der Vereinten 
im Jahr 1 973 auf 10 Milliarden im Jahr 1 974 Nationen hat darauf hingewi'esen. daß im 
errechnet worden. Die ersten vorläufi,gen Zif- Jahre 2000 bereits 90 Prozent der bekannten 
fern ! 

Andere Befürchtungen besa-gen. daß dieses 
zusätzl1iche Oldefizit ein beachtliches Ausmaß 
annehmen wird. s,elbst bei der gleichen Import
menge wie 1973. 

Da werden wir auch über die Olsituation 
reden müssen. Es ist heute noch nicht gesagt 
worden. d aß im Kri'eg gegen Israel die ara
bischen Olstaaten n ach j ahrzehntelangen Aus
einandersetzungen die 'industrialisierte Welt 
besiegt haben. Sie haben nach j ahrzehntelan
gen Auseinandersetzungen das erreicht, was 
sie immer wieder gefordert und verlangt 
haben : erstens Olpreise, die annähernd den 
Preisen der anderen Energieträger entspre
chen ; zweitens direkte Verbindungen zu den 
Industfliestaat'en und eine Preis- und Partner
schaftspolitik, die unabhängig von den großen 
multinationalen G esellschaften ist. 

Allein in diesem Handstreich konnten sie 
erreichen. 'daß die industrialisierte v'feIt 'zirka 
50 Milli arden Dollar j ährlich mehr für das ge
lieferte 01 -zu bezahlen hat. Das ist zweifellos 
ein Problem. das uns alle wird beschäftigen 
müssen. Ich glaube ,  aus diesem Grund und 
aus vielen anderen Gründen, aber auch aus 
grundsätzlichen Gründen der Demokratie. daß 

Olvorräte verbraucht sein werden; 75 Prozent 
der bekannten Gasvorräte werden verbraucht 
sein, aber nur rund 2 Prozent 'der Kahlenvor
räte. Das heißt, die Kohle wird eine neue Be
deutung und eine neue Funktion bekommen. 
Allein aus dieser Tatsache sieht man. wie 
falsch sich die Energiestrukturen auf Grund 
der Politik der multinationalen GeseUschaften 
entwickelt haben. Wir haben die Energie,  die 
am wenigsten vorhanden ist . . .  (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Dann sind auch die nationalen Ge
seIJschaften schuld daran, weil sie billiges GI 
verkauft haben!) 

Kollege Mussil ! Ich bin sehr gerne beTeit. 
mit Ihnen darüber zu diskutieren. Sie werden 
keinen fiIl'den, der nicht sagt : Natürlich ist es 
völlig verfehlt gewesen. daß wir zu so nie
drigen Preisen gerade Jene Energie für Treib
stoffe verwendet haben. die am wenigsten 
vorhanden ist. Ich bin immer wieder verblüfft. 
was Ihnen alles neu i-st. (Abg. Dr. M u s  s i 1 :  
Jetzt is t  der schlimm, der billig verkauft! -
Abg. M i t t e l  e r: Diese Theorie können Sie 
nicht  einmal einem Baby verkaufen!) Ihnen 
vielleicht nicht. Ich würde Sie bitten, sehen 
Sie doch nach, was heute in der Energiepolitik 
gang und gäbe ist und was eigentlich völlig 
unbestritten ist.  Es gibt keinen Menschen, 
weder von der Bundeswirtschaftskammer noch 
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von uns, der das bisher 'bestritten hat. Ich bin 
sehr überrascht, das nun von Ihnen zu hören. 
Daß Sie natürlich alles sehr billig hahen wol
len, ungeachtet der Tatsache, wieviel da ist 
und wofür es zu v'erwenden ist, das ist j a  
das Beäng'stig.ende.  (Abg. Dr. M u s s i 1 :  Zuerst 
nennen Sie mich in den Belangsendungen 
immer den Preistreiber Nummer 1, und jetzt 
werfen Sie mir vor, alles wollen wir billig 
haben! Sie drehen alles um!) 

Herr Generals'ekretär! Sie wissen ganz 
genau, wa's ich gesagt habe. Ich h�be gesagt, 
daß es natürlich nicht sinnvoll sein k,ann, lang
fristig die bereits erschöpften Energiereserven 
als die billigsten zu verwenden. Da ist j a  
geradezu d i e  Aussage des Schah für uns eine 
Erleichterung, im Gegensatz zu den Behaup
tungen, die Sie von sich geben. (Abg. S t a u
d i n g e r : Die Olkonzerne waren am billigen 
Preis schuld, jetzt wissen wir es!) 

Haben Sie das nicht gewußt? Jedermann 
weiß doch, 'daß diese Preispolitik, die Politik 
der billig,en Preise, nur möglich war durch 
die si'eben multinationalen Gesellschaften. 
Jeder weiß, daß die Verhandlungen mit den 
einzelnen nationalen Staaten höchstwahr
scheinlich zu höheren Preisen geführt hätten. 
Aber das sagt ja noch lange nicht, daß das 
strukturpoHtisch das richtige ist. (Abg. Doktor 
M u s  s i  1: Und trotzdem sind die Multi
nationalen Preistreiber? Sie kriegen ja von 
der Partei einen Rüffel!) Das ist wieder etwas 
anderes. Daß nämlich zudem auch bei diesen 
Preisen nachgewiesen wor.den ist, daß eine 
Handelsspanne von 500 Prozent erzielt worden 
ist, das ist die zweite Frage. Aber wenn Sie 
sich anstrengen, bin ich fest davon überzeugt, 
daß Sie diese zwei Probleme auseinanderhal
ten werden. (Abg. Dr. M u s s i 1: Nein, nein! 
Ihre Logik: weil sie so billig sind, sind sie 
Preis treiber!) 

Nun hat der Herr Bundeskanzler in seinem 
BeJ1icht darauf hingewiesen, daß das öster
reichische 01 vor allem dUrch den Staatsv'er
trag gesichert worden ist. Ich möchte noch 
darauf verweisen, daß es natürlich nicht nur 
darum 'ging, unser 01 beim Staatsvertrag zu 
sichern, sondern daß es in der Folge eine 
Reihe von Verhandlungen gab ; unter anderem 
die Verhandlungen über eine eigene Ver
triebsorganisation der OMV, die ja sehr 
schwierig waren. Der Kollege Withalm wird 
wissen, welche Meinung er damals im Sech
zehnerausschuß veTtreten hat, nämlich die 
Meinung, daß es unzulässig ist, obwohl in 
aller Welt die Erdölindustrie über eine eigene 

Die nächste schwierige Verhandlung war, 
wie die TAL-Pipeline gebaut worden ist, wie 
das Gewerberecht dazu vergeben worden ist, 
ohne zu verlangen, daß ein Durchs,atz für eine 
österreichische Westraffinerie gesichert wer
den soll. 

Die nächste große Schwierigkeit war, als 
die A WP-Verträge verhandelt worden sind. 
(Abg. Dr. K o r  e n: Wer war denn damals 
interessiert daran? Können Sie mir das sagen?) 
Das werden Sie j etzt gleich hören. (Abg. 
Dr. K o r  e n: Das werde ich nicht hören, 
weil Sie es nicht wissen!) Gleich im Anschluß 
daran kam es zu den Verhandlungen um die 
AWP-Verträge und im Zusammenhang damit 
zu den Verhandlungen um die Verträge zum 
B au von neuen Raffinerien. Hier ist nun ver
einbart worden, daß der Bau von Raffinerien 
bis 1 978 nur mit Zustimmung der OMV vor
genommen werden kann. Sehr wohl ist über
l egt worden, ob in Westösterreich eine eigene 
Raffinerie gebaut oder ob 'die Kapazität in 
Schwechat auf 1 0  Millionen Tonnen erhöht 
werden soll. (Abg. Dr. K o r  e n: Herr Wille, 
zu Ihrer Information: Ich habe das Gutachten 
damals gemacht!) 

Ich möchte Ihnen nur s agen : Wir haben das 
Gutachten bezahlt. (Hei terkei t. - Abg. Doktor 
K o r  e n: Nein, nein!) 

Wir haben damals vier Gutachten anfertigen 
la'ssen vom Institut für Wirtschaftsforschung, 
von Professor Nemschak. Unld da, glauben 
Si'e, sind Sie dab ei gewesen? Meinen Sie das 
Gutachten vom Institut? (Abg. Dr. K o r  e n :  
Nein!) Der OGB hat vier unabhängige Gut
achten anfertigen lassen : vom Institut, von 
Professor Orlicek, ein Rechtsgutachten und 
ein technisches Gutachten. Und alle diese Gut
achten haben uns recht gegeben. (Abg. Doktor 
K o r  e n: Ich habe ja nicht vom OGB geredet!) 

Kollege Koren ! Darf ich Ihnen sagen - Sie 
h2.ben das sicher auch vergessen, so wie die 
VertrieJbsorganisation -, daß die Streik
drohung der Gewerkschaften die Unterzeich
nung der AWP-Verträge um ein Jahr ver
zögert hat und daß diese Absicherungen, näm
lich Zustimmung der OMV für weitere Raffi
nerien bis 1 978, erst nach unseren Verhand
l ungen erreicht worden 'sind. Das ist in Ihrem 
Gutachten nicht gestanden, nicht wahr? (Zwi
schenruf bei der OVP.) 

Wir sehen aus diesen Problemen sehr wohl, 
daß wir die Energiepolitik insgesamt ernst 
genommen haben und daß wir sie auch künftig 
ernst nehmen werden. 

Vertriebsorganisation verfügt, die Unterneh- Ich habe sehr ,begrüßt - das hat der Abge
mungen Martha und OROP der OMV anzu- ordnete Peter meiner Meinung nach sehr sach
gliedern. I l ieh und 10benSlWert dargestellt -, daß diese 
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Darstellung des Bundeskanzlers natürlich in 
zwei Teile zerfällt :  in einen ausgesprochenen 
Wirtschafts bericht und in einen Bericht der 
Bundesregierung über di,e vergangenen Jahre. 
leb möchte eben aus diesem Grunde, weil die 
Zeit schon so fortgeschritten ist, nicht noch 
einmal auf die vielen Probleme hinweisen, die 
gelöst werden konnten. Ich möchte abschUe
ßend nur noch ffines sagen : 

Wir haben mit Lhnen vor mehr als einem 
Jahr nicht nur über di'e EWG di'skutiert, son
dern auch über die Europa-Umsatzsteuer. Wir 
haben sie eingeführt. Sie ist bewältigt. Sie 
alle werden zugeben müssen, daß die Teue
rung rin Osterreich nicht größer ist als in 
anderen Ländern. Wir haben darüber geredet. 
Die Schweiz hat die Einführung der Europa
Umsatzsteuer verschoben. Das Ergebnis ist, 
daß trotzdem die Teuerung in der Schweiz 
größer ist als in Osterreich. 

ICh bin also der Meinung : Wir sind in 
keinem Fall an den Problemen vorbeige
gangen. (Zwischenruf des Abg. M i t t e  r e r.) 
Wir haben den · Schritt in die Integration 'ge
macht, wir haben die Europa-Umsatzsteuer ein
geführt, wir haben gemeinsam eine neue 
Gewerbeordnung geschaftien, wir haben 
nahezu einstimmig ein neues Strafgesetz ge
schaffen (Zwischenruf bei der O VP), wir 
haben die Reorganisation der Stahlindustrie 
und der Nichtei'SenmetaHindustrie bewältigt. 

Ich glaube aus diesem Grunde, daß wir 
mit gutem ReCht sagen können, daß die 
Regierungspartei insgesamt, Regierung und 
Abgeordnetenklub, auf die'se Leistungen und 
auf diesen Bericht stolz ist. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. M i t  t e  r e r: Aber auf Ihren 
Bericht nicht! Poldi Huber-Philosophie! - Abg. 
G r a f: Wer ist der Poldi Huber? - Heiter
keit.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Daß 
wir nahezu einstimmig ein Strafgesetz ge
schaffen haben (Abg. Dr. Marga H u b  i n e k :  
Eine leichte Ubertreibungf) ist, fürchte ich, 
eine etwas euphemistische Formulierung für 
das, was gestern hier stattgefunden hat. 

Ich glaube aber, daß es auch notwendig ist, 
eine Frage zu beantworten, die der Herr 
Kollege WiUe vorhin aufgeworfen hat. Er hat 
gefragt: Was ist das 8'igentlich, ,ein 
Wachstumsfetischist? 

Ein Wamstumsfetischist ist doCh jemand, 
der ,in seiner wirtschaftlichen Betrachtungs
weise glaubt, daß das AllerwiChtigste im 

Wirtschaftsgeschehen das WaChstum ist und 
daß sich dann, wenn dieses Wachstum vor
handen ist, alles in wunderbarer Wei'Se 
weiterentwickelt. 

Leute, die dieser Anschauung huldigen, gibt 
8'S überall. Es gibt sie auf der Regierungs
bank. Ich darf den Herrn Handelsminister 
zitieren : Wachstum hat Priorität gegenüber 
der Stabilität! - Das ist also aus diesem 
G edankengang heraus gesagt, der da's Wams
turn in den Vordergrund stellt und übersieht, 
daß das eben auch notwerrdi'gerweise eine 
relative Größe ist und daß 8'S von den wirt
schaftlichen G egebenheiten abhängt, was man 
nun in den Vordergrund zu stellen hat. 

Mit dieser Meinung, daß es allein auf das 
WaChstum ,ankomme, sind wir ja - und hier 
komme ich zu dem Thema der Stabilität -
zu dieser erschreckenden Teuerung gekom
men. Wie oft auch immer Vergleiche mit 
anderen Staaten Europas und der Welt ange
stellt werden, eines ist doch sicher: Di,e Infla
tion ist 'sicherlich zum Teil auf Umstände 
zurückzuführen, die nicht ,im Inland liegen. 
Es 'gibt die importierte Inflation, es gibt aber 
auch 8'ine hausgemachte, und sie ist nicht 
unbeträChtlich bei uns in Osterreich. Sie ist 
darauf zurückzuführen, daß die Bundesregie
rung trotz B ekenntnissen zur Stabilität immer 
wieder die Stab1lität gegenüber anderen Be
reichen hintangesetzt hat. 

Im vorigen J abr ist es zu Stabilisierungs
maßnahmen gekommen, und es steht außer 
Zweifel, daß dies'e in einem Teilbereich auch 
funktioniert haben, in j enem Bereich, der die 
monetäre Seite b etrifft, also den G eldumlauf. 
Es ist gelungen, das Wachsen, und zwar das 
extreme Anwachsen des Geldumlaufes, abzu
bremsen. 

Das ist aber nicht die einzige Ursache, die 
durch die Kreditrestriktion und aHe diese 
Maßnahmen beseitigt worden i'st, denn wir 
laufen Gefahr, in eine s ehr massive Kosten
inflation hineinzukommen, 'gegenüber der 
solche Maßnahmen, wie sie die Nationalbank 
unternommen hat, naturgemäß nicht ziehen. 

Es kommt noch dazu - und das kann nicht 
oft ,genug gesagt werden -, daß die Bundes
regierung zwar auf diesem monetären Bereich 
entsprechende Maßnahmen getroffen hat, daß 
sie alber ein Budget erstellt hat - dn diesem 
Jahr und auch im vorangegangenen -, das 
auf die Notwendigkeiten der StabiUsierung 
in keiner Weise Rücksicht genommen hat. Es 
wurde heute schon gesagt - ich glaube von 
Herrn Professor Koren -, daß das Budget 
für dieses Jahr - wir haben es auch 'in der 
Budgetdebatte festgesteUt - zweifellos auf 
G egebenheiten aufibaut, die heute niCht mehr 
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richtig sind, die nicht mehr die Gegebenheiten 
von j etzt sind, sodaß es schon in dem Augen
blick übel1h61t war, da es beschlossen wurde. 

Das erste, was der Bericht des Bundes
kanzlers daher enthalten müßte, wenn er die 
Lage Osterreichs tatsächlich schildern will, wie 
sie ist, wäre die Feststellung dieser Tatsache 
und wären natürlich die daran anknüpfenden 
Folgerungen, das heißt als o :  Abänderung 
dieses Budgets, von dem j eder weiß, daß es 
falsch ist. Das 1'5t j a  an sich keine Schande, 
daß man etwas abändert, wenn sich die wirt
schaftlichen G egebenheiten geändert haben, 
unter denen es beschlo'Ssen wurde. Daß man 
uns dagegen aber heute einen Bericht vorlegt, 
der einige Zahlen enthält, die von wirtschaft
lichen Voraussetzungen ausgehen, di e heute 
überhaupt nicht gegeben sind, da'5 hält die 
freiheitliche Fraktion für unrichtig. 

Die Gefahr der Kosteninflation beruht auf 
einer ganzen Reihe von Faktoren, und sie ist 
sicherlich noch größer als j ene Form der Infla
tion, die wir bisher hatten. Es wil1d vor allem 
eine Schwiedgkeit 'Sein, herbeigeführt durch 
die Verteuerung des Imports , herbeigeführt 
aber auch durch die Veränderungen im Lohn
gefüge , die damit zusammenhängen, daß 
natürlich eine Abgeltung erfolgen muß, die 
nicht unbedingt einem Praduktivitätszuwachs 
entspricht, sodaß sie also eine Quelle neuer 
Inflation darstellt. (Präsident Dr. M a l  e t a 
übernimmt den Vorsitz.) 

Wenn beispielsweise eine Importware wie 
der Reis oder das Benzin teurer wird, '50 geht 
das natuf1gemäß in die Lebenshaltungskosten 
ein. Es ist begreiflich, daß im Zuge von Lohn
verhandlungen dafür eine Abgeltung gefordert 
wird, obwohl für diese Teuerung ein inländi
sches .Äquivalent nicht vorhanden ist. 

Das zweite Problem besteht lim sogenannten 
tertiären Sektor des Wirtschaftsgesmehens, 
wo die Produktivität nicht im Ausmaße der 
Forderungen wächst, die gestellt werden, um 
eine Angleichung an die übrigen Teile der 
Bevölkerung heI1beizuführen . 

Das ist, mH wenigen Sätzen gesagt, die 
schwier�ge Lage, vor der sich die Bundes
regierung heute befindet. Wir werfen ihr an 
sich nicht vor, daß sie keine Patentlösung 
für diese Lage hat. Man muß ihr aber vor
werfen, daß sie diese Problematik überhaupt 
nicht erwähnt, daß 'Sie versucht, hier einen 
falschen Optimismus vorzutäuschen und nach 
dem Grundsatz vorgeht:  "Reden wir lieber 
von etwas anderem." 

dritten PfeHer, wie es im Bericht des Herrn 
Bundeskanzlers heißt, das ist die Vollbeschäf
tigung. 

Es gibt sicherlich niemanden, der die Not
wendigkeit und den Wert der Vollbeschäfti
gung in Fra-ge stellt. Entschieden muß aber 
dem entgegengetreten werden - und es ist 
eine schiefe wirtschaftliche Betrachtungs
weise -, daß man in dem Zeitpunkt, zu dem 
eine ViertelmiHion ausländischer Arheits
kräfte im Inland ist, von ,einer Gefahr für 
die Vollbeschäftigung spricht , anstatt -sich mdt 
der realen wirtschaftlichen Lage zu beschäfti
gen, die j a  auch heute noch sämtliche Merk
male einer Uberbeschäftigung. zeigt. 

Zu all dem kommt noch das ProJblem der 
Steuerpolitik. Wir hahen den Bericht des 
Herrn Bundeskanzlers und seine Meinung 
dazu gehört, das Hin- und Herschieben auf 
d em Gebiet der Mineralölsteuer. Ich möchte 
dazu nur kurz sagen , daß trotz alledem nicht 
einzusehen ist, warum auch der, der die 
Straße nicht benützt, zu einer zweckgebun
denen Steuer beitragen muß, wie die Inhaber 
von Olöfen durch das Heizöl und die Land
wirte durch das 01, das sde für den Betrieb 
ihrer Traktoren benötigen. Das ist etwas, was 
an sich nicht einzusehen ist. 

Bezüglich der Einkommensteuer enthält der 
Bericht des Herrn Bundeskanzl-ers das übliche 
Bekenntnis zur möglichsten Nivellierung, 
denn anders kann man die dortigen Ausfüh
rungen nicht verstehen, und läßt jede Einsicht 
in die gegebene, in die tatsächlich gegehene 
Problematik vermissen, die durch die Steuer
progression, insbesondere im Zeitpunkt einer 
inflatorischen Entwiddung, gegeben ist. Kein 
Wort in diesem Bericht von einer Milderung 
dieser Progression. Kein Wort über die Fragte, 
was man machen könnte, daß es zumindestens 
bei j enen 36 Prozent B elastung des Brutto
nationalproduktes bleibt, die derzeit ausge
wiesen sind. Es ist ja schon eine sehr hohe 
Steuerbelastung, wenn der Osterreicher von 
1 000 S des Bruttonationalproduktes 367 S an 
die öffentliche Hand aMi efern muß. Wenn man 
hier einmal 'eine TaibeLle machen würde, dann 
würde man feststellen können, daß Osterreich 
im Spitzenfeld der europäischen Staaten liegt. 
Statt aber sich den Kopf zu zerbrechen, w as 
geschehen könnte, um die Steuerbelastung zu 
verringern, will man sie vermehren, denn 
nichts ande:r:es ist die Einführung einer zu
sätzlichen Steuer, genannt der "Gesundheits
schilling" . 

Sicherlich 'ist dem Osterreicher seine Ge-
Uber das Problem der Energie hat schon sundheit etwas wert, und sie muß ihm etwas 

mein Fraktionskollege Dr. Stix gesprochen. Es wert sein. Aber es ist einmal zu sagen, daß 
ist aber doch noch etwas zu sagen von dem dieser Gesundheitsschilling klein Schilling ist, 
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sondern es isind 55 Groschen. Die anderen 
45 Groschen dieser Abgabe werden ja nicht 
zu dem Zweck. des Baues und der Ausstattung 
von Spitälern verwendet. Es ist sicherlich e ine 
zweck.mäßi<ge Maßnahme, bestimmte Steuern 
zu widmen, aber was hat denn der Herr Bun
desminister für Finanzen bisher mit der 
Tabaksteuer gemacht? Er hat sie allgemeinen 
Budgetzwecken zugeführt. Und warum hat er 
bis'her aus den allgemeinen BudgetmittJeln 
nicht entsprechend für die Spitäler vorgesorgt? 

Man wird j etzt sagen : Na j a, das geht sich 
nicht aus.  Ja, sehen Sie, da ist e s  halt b eim 
Staat etwas anders als beim ,einzelnen. Der 
einzelne, der sich etwa eine neue Wohnung 
anschaffen, ein Auto kaufen und eine ,schöne 
Reise machen will, der kalkuliert und fragt: 
Was kann ich mir leisten? Dann macht er da's 
eine, und das andere läßt er sein oder ver
schiebt es auf später. Beim Staat ist j edes 
Projekt oder fast j edes Projekt aus slich heraus 
zu rechtfertigen. Natürlich sind wir ahle dafür, 
daß unsere Spitäler in mö'glichst gutem Zu
stand sind, daß 'die Armut bekämpft wird, 
daß der Hochwasserschutz entsprechend ist, 
auch in Gestalt einer Donauinsel, und auch 
die UNIDO-Gebäude für sich alle<in sind 'sicher 
eine sehr schöne Sache. Aber auch hier muß 
wie beim einzelnen die Frage der Priorität 
aufgeworfen werden, Wo liegt di,e Priorität, 
und was muß zurücklgestellt werden? - Und 
diese Frage wird nicht gestellt, denn da sagt 
man : "Na, da ist ja der l ieb e  Steuerzahler !" ,  
dem nennt man das <betreffende Projekt und 
fragt: Was ist dir das wert? 

Man hat wohl:weislich den Steuerzahler 
nicht gefragt, was ihm die UNO-Gebäude wert 
sind . Diese Frage hat man nicht aufgeworfen. 
Man fragt ihn, was ihm se<ine G esundheit 
wert ist, und hat auf diese Weise den Weg 
gefunden, um j-ene 36,7 Prozent, mit denen 
das Bruttonationalprodukt b elastet ist, wieder 
erfolgreich zu steigern. 

Ich darf nun vielleicht als Illustration für 
di,e wirtschaftliche Einstellung auf ein Inter-

Arbeitshypothese auf, daß es ein Nullwachs
tum nicht 'geben darf." 

�Nenn der Herr Bundeskanzler gesagt hätte : 
Es ist das Ziel, daß es ein Nullwachstum nicht 
g,eben soll ! ,  so würde ich völlig mit ihm über
einstimmen. Selbstverständlich. Aber eine 
Bundesregierung, die auf der Arbeitshypo
these aufbaut - das ist der Ausgangspunkt, 
di.e Grundlage wirtschaftlicher Erwägungen -, 
daß es ein Nullwachstum nicht geben darf, 
die handelt doch so wie "Palmström" : daß 
nicht 'sein kann, was nicht sein darf. Es darf 
also etwas wirtschaftlich nicht geben, und 
daher kann e's nicht stattfinden. Da ist doch 
di,e wirtschaftliche IlluSlion der Ausgangs
punkt für das wirtschaftliche Handeln. 

Diese wirtschaftliche Illusion hat dazu ge
führt, daß wir uns heute in einer wirtschaft
lichen Lage befinden, die sicher mit der in 
anderen europäischen Ländern vergleichbar 
ist, die aber ebenso sicher wesentlich besser 
sein könnte, vor allem auf dem Geb1et der 
Stabilitätspolitik. 

Bezüglich Bevorratung nur Ansätze, und die 
unter dem Eindruck. ,einer augenblicklichen 
Verschlechterung ider G egebenheiten. 

Bezüglich der Währungsfrage :  Kein Wort 
im Bericht des Herrn Bundeskanzl'ers ! Nach 
zwei Aufwertungen, nach einer Phase , in der 
eine Beruhigung ,eingetreten schien, das Aus
scheren Frankreichs aus der gemeinsamen 
Aktion und damit e ine äußerst schwieri'ge und 
bedauerliche Entwicklung für Europa und 
naturgemäß auch für Osterreich. 

Daneben die Jagd nach dem Gold, die sich 
in einer nie geahnten Steigerung des Gold
preises ausdrückt. Auch von die'ser Frage 
keine Red e !  Keine Beantwortung der Frage, 
was unsere Bundesregierung auf diesem Ge
biet künftig zu tun beabsichUgt, welche Hal
tung s,ie einnehmen wird. Nichts ! Nur eine 
Aufzählung von einigen Tatsachen, die zuge
gebenermaßen leichter darzustellen sind und 
keine Probleme enthalten. 

v:ew zu sprechen kommen, das der Herr Es wurde auch schon gesagt : Kein Wort 
Bunde�kan�!er am 8. Jänner 1 974 der "Arbei- I über das Problem u�s erer Zahlungsbilanz. 
ter-ZeIttmg gegeben hat. Keine Angaben, was hIer geschehen soll, was 

In diesem Interview ist natürlich aller- man hier beabsichtigt, ob es so weitergehen 

dings auf Seite d es Befragers - das schöne soll wie bisher oder ob Maßnahmen vorge

Schl agwort vom "Vergeudungskapitalismus" sehen s-ind. 

ausgesprochen wOliden. Natürlich ist von Ver- Kein Wort zu der Frage des Exportes und 
schwendungssozialismus, den man genauso zu den Problemen des FI1emdenverkehrs ! Das 
b ehandeln müßte, nicht die Rede. - Aber alles in einem Bericht der Bundesregierung, 
das nur nebenbei. der für sich in Anspruch nimmt, doch ein 

Es sagt dort der Herr Bundeskanzler fol- umfangreicher Bericht über die wirtschaftliche 
gendes : "Ich kann daher nur sagen, die Wirt- Lage und über den derzeitigen Stand d'er 
schaftspolitik der Regierung baut auf der , Dinge zu s ein. 
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Ich kann genauso wi,e andere Sprecher zum 
Ausdruck bringen, daß natürlich eine verant
wortungsbewußte Opposition bei wirtschaft
lichen Schwierigkeiten j ederzeit bereit sein 
wird und bereit 'sein muß, die allgemeinen 
Notwendigkeiten zu unterstützen und mitzu
helfen. Das erste aber, was verlangt werden 
muß, ,ist, daß hier die Bundesregierung vor
ausgeht, und zwar nicht vorausgeht mit 
Lippenbekenntnissen und nicht vorausgeht mit 
statistischen Formulierungen, die dartun, wie
V'iel Prozent der Vorlagen hier einstimmig 
beschlossen werden. 

Da muß man doch sagen, daß bezügl·ich 
der Qualität der Vorlagen ein wesentlicher 
Unterschied ist. Es gibt ja Vorlag,en, die über
haupt keiner Diskussion bedürfen, wie Staats
verträge mit andepen Staaten über rein techni
sche Fmgen un'd dergleichen mehr. Es gibt 
eine große Zahl von Vorlagen, bei denen es 
überhaupt keine politischen Meinungsver
schiedenheiten gibt, sondern nur Meinungs
verschi'edenheiten über die Frage, wie man 
den G esetz'eswortlaut am besten gestalten 
könnte. Und es gibt Vorlagen, b ei denlen die 
Ansichten geteHt sind. B ei dieser letzten 
Gruppe muß man nun die Feststellung machen, 
daß es keineswegs so ist mit dem Entgegen
kommen gegenÜlber der Opposition, sondern 
daß hi,er in b edenklichsten Fällen die Mehrheit 
eingesetzt wird. Das >ist sicher kein 'guter 
Start, wenn man auf der anderen Seite er
wartet, daß die Opposition die Regierung dort 
unterstützt, wo dringen'de und notwend'i·ge 
wirtschaftliche Maßnahmen zu setzen sind. 

Dazu kommt noch - auf das wurde auch 
schon in der heutigen Debatte verwiesen -, 
daß eine weitere Voraussetzung eine ent
sprechende und eine ehrliche Information ist 
und daß ·eine weitere Voraus'setzung die ist, 
daß ein Umdenken stattfindet entspIlechend 
den g,eän'derten Verhältnissen, die wir heute 
vorfinden. 

ZusammenarbeH erfordert nun einmal bei
derseitiges oder mehrseitiges Einlenk'en bei 
kontroversiellen Standpunkten. Wer glauJbt, 
nur den eigenen Willen durch'setzen zu kön
nen und durchsetzen zu müssen, der will im 
Grunde dieSle ZusammenaIlbeit nicht und dem 
ist die Aufforderung zur Zusammenarbeit not
wendig'erweise nur ,ein Lippenbekenntnis.  

Wir sind keines·wegs der Meinung, daß man 
die augenblickliche wirtschaftliche Lage 
unseres Landes als krisenhaft bezeichnen 
kann. Kein Wort von d em !  Aber ich 'glaube,  
wir haben durch Idie Ereignisse des v.ergan
genen Herbstes doch eine ernste Warnung 
bekommen. Hs wird notwendig s'ein, daß wir 
uns diese Warnung zu Herzen nehmen und 

aus ihr die entsprechenden Folgerungen 
ziehen : daß wir wirtschaftlich umdenken , daß 
wir tatsächlich Stabilitätspolitik betreiben, daß 
wir tatsächlich Ener'giepolitik betreiben und 
daß das Wort Stabilität und das Wort von 
der Notwendigkeit der Energiepolitik nicht 
nur eine Phrase bleiben. 

Wenn die Krise des vergangenen Hellbstes 
auf dem Energiesektor diese Folge eine's wirt
schaftlichen Umdenkens gehabt hätte, dann 
hätte sie auch eine gute Folge ·gehabt. (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Zingler. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Zingler (SPO) : Herr Präsi
dent ! Hohes Hausl Meine Damen und Herren! 
Der Herr Professor Koren hat heute nur ganz 
kurz Elektrizitätsfra'gen gestreift; viell:eicht 
könnte man das unter das Motto g:estellt be
trachten : Wer in die Vergangenheit flüchtet, 
fürchtet die Gegenwartl 

Meine Damen und Herren ! Wenn wir heute 
angesichts der be'sonlderen EneDgie'Situation 
immer wieder von Forderungen der Oster
reichischen Volkspartei hören und lesen kön
nen, innerhalb und außerhaJb des Parlaments, 
verbunden natürlich mit kräftigem Eigenloh 
für die Taten der OVP-Alle-inre'gierung, so 
schleint es doch angebracht, einmal mit Fakten 
die tatsächHch'e Situation auf diesem Woirt
schafts sektor zu beleuchten. 

Ich möchte vor allem auf zwei immer 
wieder von 'seiten der OVP erhobene FOflde
rungen eingehen. Eine größere Debatte steht 
ohnedies ins Haus : 'es wird der Ene,:r;gieplan 
in Kürze vOI1gelegt wellden, und <im Unteraus
schuß wird das ElektI1i�itätswirtschaftsgesetz 
behandelt, sodaß ich mich kurz fassen kann. 

Die erste Forderung betrifft die Vorlage 
eines umfassenden Energieplanes, wobei vor 
allem der Mangel an OlproduktJen durch den 
Ausbau der Elektrizitätswirtschaft aUSIgegH
chen werden soll. Die zweite Forderung b e
trifft den verstärkten Kraftwerks ausbau, vor 
allem im Bereich der Wasserkraft, aber auch 
der Kernkraftwerke. 

Zum ersten Punkt möchte ich kurz 1lest
stellen, daß ,es ja wir, die Abgeordneten der 
SPO, waren, die von 1 966 vehement (Abg. 
Dr. W j t h a l m: Wie könn te es anders sein?) 
- bitte, Herr V<izekanzler, er ist uns ja ver
sprochen worden ! - einen von der OVP Slelbst 
in Auss-icht 'gestellten - der Herr Bundes
kanzler Klaus hat ihn ja damals 1 966 ,in der 
Regierungserklärung auch mit Pathos ange
kündigt - Energieplan verlangt haben. (Abg. 
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G r a I: Was heißt mit "Pathos"? - Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Wer noch mit "Pathos"?) 
Andere auch noch, nachher. Es kommt nur 
darauf an, wie Sie das j etzt verlangen, un'd 
darauf werde ich Ihnen antworten. Nach j ahre
langen Verzögerungen (Ruf bei der avp: Du 
wirst doch nicht unter die Altersklausel fal
len!) - das fürchte ich nicht -, bedingt durch 
die Kompetenzzersplitterungen des Energi,e
wesens, die es damals 'gab, wurde - 1966 
versprochen - 1 969 endlich eine auf ein Kon
zept reduzierte Ausarbeitung vorgelegt. Wie 
Ihr damaliger Herr Bundesminister Doktor 
Mitterer bei der Preslsekonf.erenz, die darüber 
abgehalten wurde (Abg. Dr. M u s  s i 1: Der 
wird sich bedanken für die Ernennung zum 
Doktor!) - verzeihen Sie, lieber höher als 
tiefer -, über dieses Konzept selbst erklärte, 
"werde dadurch kein Zwang ausgeübt und 
sei auch nach Äußerungien von Professor 
Koren ,im Sinne einer Absichtserklärung zu 
v.erstehen". Mehr war also dieses Energie
konzept damals nicht. 

Schon damals äußerte ein Teilnehmer an 
der Pressekonferenz der Journalisten die Ver
mutung, daß ein Konzept, das niemanden ver
pflichtet, nur ,eine Summe von Weihnachts
wünschen darstelle. Wir hingegen sind der 
Ansicht, daß gerade auf dem Energiesektor 
eine effi�iente und gesicherte Versorgung 
nicht vom Marktmechanismus her allei.n ge
währleistet wird. Wir wollen mit unserem in 
Ausarbeitung befindlichen Energieplan auch 
die Grundlagen für eine staatliche Energi'e
politik schaffen, wobei die energiepolitischen 
Entscheidungen der Regierung d e r  jeweiligen 
Entwicklung angepoaßt werden können. Vor
aussetzung für eine effizi'ente staatliche 
Energi epolitik ist aber die Vereinigung aller 
die gesamte Energiewirtschaft betreffenden 
Kompetenzen in der Hand eines Ministeriums. 
Leider hat ,gerade di'es die OstJerreichische 
Volkspartei nicht erkannt, besser gesagt, nicht 
erkennen wollen und auch gegen das Mini
steriengesetz gestimmt. 

Ich darf mich nun dem nächsten Punkt 
meiner ltede zuwenden, der der Ausbaup'la
nung und der beschleunigten Errichtung wei
terer Kraftwerke gewidmet ist. 

Kollege Dr. König ,ist im Augenblick nicht 
anwesend ; aber er befaßt sich j etzt sehr viel 
mit der Energiewirtschaft inn!erhalb und außer
halb des Parlaments. Wenn er jetzt den Ruhm 
für die OstefI\eichische Volkspartei in An
spruch nimmt, stets den Ausbau der Energie
versorgung betrieben und auch den Bau
beschluß für das erste Kernkraftwerk gegen 
soziaHstisch!en Wi'derstand gefaßt zu haben, 
so kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, 

daß Herr Dr. Köni'g von den wahren Vor
gängen während der Zeit der OVP-Allein
regierung wenig Kenntnis besitzt oder wesent
liche Dinge j edenfaHs nicht zugeben will. 

Betreffend dile Frage "Widerstand gegen das 
erste Kernkraftwerk" - es hat ihn lin der 
Form nicht gegeben, alber es wäre keine 
Schande für uns gewesen, hier Widerstand 
zu l,eisten, denn es gibt immer wieder und 
auch weltweit lern'stzunehmende Gegenstim
men dagegen - wäre zu sagen : die Sicher
heitsfragen sind s,icherltich noch nicht aus ge
klärt. 

Ein sehr prominenter Herr aus Ihrem Lager 
sagte in einer Ansprache im Jahre 1961, und 
j etzt darf ich wörtlich zitieren: "Es mag 
geradezu p aradox erschleinen, daß wir" - die 
R'e'gierung, die OVP-Alleinregierung - "uns 
im gegenwärtigen Zeitpunkt überhaupt mit 
der Frage des Baues eines Kernkraftwerkes 
b eschäftigen, zu einem Zeitpunkt, in dem nicht 
nur ein Uberfluß an Milch und Butter" - wie 
sich der Herr ausdrückte -, "sondern auch an 
elektrischer Energie vorhanden ist." (Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Das spricht für unsere Weit
sichtl) Ich komme sofort darauf zurück, Herr 
Vizekanzler;  Neumann ist auch nicht da. Auch 
vom Ko'hlenyrubenzusperren hat der promi
nente Herr damalos gesprochen. Dersleibe pro
minente Herr, der in genialer Weise eine 
Verbindung von Milch und Butter zum Strom 
hergestellt hat . . .  (Abg. G r a f :  Haben Sie 
noch nie etwas vom Milchstrom gehört?) Aber 
die Frequenz von IhI1em Milchstrom kenne 
ich noch nicht. Wir fahren mit 50 Perioden. 

Aber derselbe Herr hat an anderer Stelle 
eine Äußerung gemacht, die erst kürzlich 
Kollege Dr. König auS'·schließlich dem vor
maHgen Generaldirektor der Osterreichischen 
Verbundgesellschaft zugeschrieben bezie
hungsweise lin den Mund gelegt hat. Er sagte 
auch wörtlich: "Hs ergibt sich auch die Frage" 
- Herr Dr. König, aufpassenl -, " ob Oster
reich überhaupt aHein ein solches K!ernkraft
werk bauen kann und ob es nicht wirtschaft
licher sei, ,ein solches Projekt gemeinsam mit 
einem Nachbarstaat zu verwirklichen." 

Was glauben Sie wer d ieser prominente 
Herr im Herbst 1961 auf der Enquete über 
Atomkraftwerke war? Niemand Geringerer als 
Ihr d amaliger OVP-Verkehrsminister Doktor 
Ludwig Weiß. Ich 'steHe Ihnen gerne Ablich
tungen über diese Ausführungen zur Verfü
gung. (Ruf bei der OVP: Das war schon beim 
Umweltschutz!) Sehen Sie, das war die weise 
Voraussicht. 

Herr Professor Koren, den ich ja durchaus 
wirklich für einen Fachmann par excellence 
halte - ich kenne ,ihn lange genug -, hat 
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heute besonders hervorgehoben, er hätte das 
neue Elektrizitätsförderungsgesetz in Vorlage 
gebracht. Dazu werden wir auch noch etwas 
s agen. 

Derselbe Herr V,erkehrsminister Dr. Weiß, 
um noch bei ihm zu bleiben, hat bei der Er
öffnung des Draukraftwerkes Feistritz in 
Kärnten erklärt, daß dieses Werk das Jetzte 
Draukraftwerk sein werde. Eine wahrlich vor
ausschauende Energieplanung, für die di,e 
"Salzburger Nachrichten" damals nUT die 
Schlagzeile "Schoddererrd" fanden. Ich er
spare mir, das vorzulesen, was die damals 
gesagt haben (Zwischenruf des Abg. Doktor 
M u s  s i 1), aber ich kann auch das zur Ver
fügung stellen. 

Nun hat der Herr Professor Koren heute 
gesagt, daß er das neue Elektrizitätsförde
rungsgesetz in Vorlage gebracht habe. Wir 
haben damals bei der Debatte dem Herrn 
Professor Koren - da war er schon Finanz
minister - gesagt, daß wir darin nur eine 
Lex Kernkraftwerk sehen ; es g,ab gewisse An
sätze, der Elektrizitätsförderungsbeirat wurde 
geschaffen. Es 'gab aber - und das haben wir 
damals in der Debatte zum Ausdruck ge
bracht - auch eine Menge Versmlechterun
gen. Ich brauche nicht darauf eingehen , aber 
ich kann nur sagen : Wir haben damals trotz 
der Verschlechterungen diesem Elektrizitäts
förderungsgesetz unsere Zustimmung gege
ben, ,im Gegensatz zu Ihrem überwiegenden 
Verhalten, da Sie 'bei solchen Dingen dagegen 
sind. 

Es g�b aber bei dieser Kernkraftwerks
enquete einen weiteren prominenten Herrn, 
der ebenfalls ,in einer Ansprache unter dem 
Titel "Neue Tendenzen in der Elektrizitäts
wirtschaft" die 11hl€'se vertrat, daß die An
nahme einer konstanten Wachstumsrate des 
Stromverbrauches unJ1ichHg 'sei und demzu
folge der weitere Ausbau in der Elektrizitäts
wirtschaft ged.rosselt werden müsse. Herr Pro
fessor Koren -ist nicht da, aber ich bezw,eifle, 
daß Professor Koren diese damals von ihm 
1961 abgegebene Äußerung mit ernst,er Uber
zeugung zum Ausdruck bracht'e oder ob er 
lediglich ange'sichts der sich damals schon 
abzeichnenden glück- und erfolglosen 
Schmitzschen Finanzpolitik Budgetmittel für 
andere Zwecke (Abg. Dr. M u s  s i 1: Das 
waren die Prognosen von damals!) - j a, die 
Prognose von damals stammt von ,ihm - als 
den Ausbau der Elektrizitätswirtschaft reser
vieren wollte. Ich glaube das zweite. Er wird 
sich vielleicht gar nicht so getäuscht haben, 
aber es waren immerhin Millionen, die er 
sich dadurch für sein Budget nach der glück-

losen Schmitzschen Finanzpolitik reserviert 
hat. Letzten Endes blieb es ja Professor Koren 
überlassen, im Jahre 1 969 das Elektrizitäts
förderungsgesetz ersatzlos auslau�en zu lassen 
und damit gezielt die E-Wirtschaft ihrer ent
scheidenden SelhstfinanZ'ierungsmÖ'glichkeiten 
zu berauben beziehungsweise der Ve�bund
gruppe Kapital,einzahlungen vorzuenthalten . 
(Abg. Dr. M u s  s i l : Was der Staat zahlen 
muß, is t doch keine Selbstfinanzierung!) Frei
lich, das Elektrizitätsförderung'sgesetz mit der 
steuerfreien Rückl.age war doch für die Stär
kung der Selbstfinan�ierungsbasis gedacht. 
Das, Herr Doktor, wissen wir genau. 

Nach Ansicht von Fachleuten sind auf diese 
Wei'se in einem einz�gen Jahr 'genau so viele 
Mittel entzogen worden, als das gesamte 
Steueraufkommen aus der immer wieder von 
Dr. König monierten Investitionsbesteuerung 
über einen Zeitraum von fünf Jahren betragen 
wird. 

Es freut mich aber jetzt ab und zu zu 
hören - auch der Kollege Dr. König sagt 
das -, 'daß eben die einzige vernünfti'ge 
Möglichkeit, der vernünftige Weg ,in der 
EnergiepoHtik das Siegen der Kooperation 
zwischen der großen Verbundgruppe und den 
Landes'ges'ellschaften zu sein sche�ne. 

Auch hier ein ganz offene's Wort, Herr 
Dr. König. Es dürfte allerdings Ihrer Auf
merksamkeit entgangen sein - die Koopera
tionsfrage -, daß Ihr 'geschätzter Parteifreund, 
der G eneraldirektor.,Stellvertreter - ich habe 
den Namen einmal genannt, '.ich nenne nie 
gerne Namen - keinesfalls immer diese edle 
Absicht, die Sie j etzt zur Schau stellen, teilte . 
Er schrieb nämlich wörtlich in einem Aufsatz 
- das können Sie auch im "OZE" nach
lesen - über organisatol'ische und gese11-
schaftsrechtliche Fragen beim Bau eines öster
reichischen Kernkraftwerkes, daß "ein solches 
Kernkraftwerk ohne Zweifel von einer Son
dergesellschaft zu errichten und auch zu be
treiben ist" . Den Landesgesellschaften blieb 'es 
vorbehalten, 'dem Partnerschaftsgedanken bei 
der Euichtung von Kernkraftwerken zum 
Durchbruch zu verhelfen, wobei Ihr geschätzter 
Herr Professor Ermacora mit einem von ,ihm 
mitverfaßten (Abg. Dr. M u s s i 1: Der Zingler 
hat's mi t den Professoren!) - Professor, Sie 
kennen sich ja gen au aus - Gutachten - auf 
über 50 Seiten n�edergeschrieben, Mai bis Juni 
1 969 - erhebliche Schützenhilfe leisten mußte. 
Also schmücken Sie skh nicht mit einem 
föderalistischen F,ederl oder einem Mäntelchen, 
denn letzten Endes blieb es der Regi'erung 
Kreisky vorbehalten , die Idee des G emein
schaftskraftwerkes in di'e Tat umzusetzen. 
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Wie wenig >gerade die letzte OVP-Allein
regierung die Förderung :des Kernkraftwerkes 
betrieben hat, kann auch einem flammenden 
Aufruf in der Wiener Zeitung "Die Presse" 
vom 28. November 1969 - wenige Monate 
vor Ihrer Albwahl - entnommen werden (Abg. 

Dr. M u s  s i 1: "Die Presse" ist ja nie abge

wählt worden!) - die OVP-Regi,erung -, wo 

der damalige Ihnen bestens bekannte Proku
rist der Kernkraftwerkspl,anungsgesellschaft, 
Dr. Thomas Dobner, eingehend bemängelt, daß 
die mei,sten erforderlichen Verordnungen für 
die Genehmigung des Kernkraftwerk!es ein
fach feMen. Ich könnte den 'ganzen Artikel 
verlesen. Die SicherheitsvorschriHen waren 
damals nicht erl'assen. Bitte, vielleicht war es 
gut, daß die Frau Sozialminister damals die 
Erlässe nicht heraus'gegeben hat, vilelleicht 
haben wir j etzt, weil die Beamten die besten 
Sicherheitsvorschriften aus aller W,elt zusam
mengetragen haben, dadurch, daß es die Regie
rung Kre1isky zu besorgen hatte , doch bessere 
Sicherhei tsvorschrHten. 

Wenn ich diese eindeutig belegbaren Fakten 
nochmals Revue p as'sieren lasse, muß ich mich 
vollinhaltlich der vom Abg,eordneten Doktor 
Stix schon hier im Parlament getroffenen Fest
stellung anschließen, daß die Wurzeln der 
gegenwärtigen Energiemisere in die Mitte der 
sechziger Jahre, also den Beginn der OVP
Alleinregierung, zurückreichen (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Anfang der siebziger Jahre!), wo 
es zu unverantworHichen Verzögerungen im 
Kraftwerksbau gekommen ist. 

Meine Damen und Herren ! Irren kann man 
sich, Fehleinschätzungen kann man zum Opfer 
fallen, das sind menschliche Eigenschaften, 
aber man soll es dann ehrlich einbekennen 
und sagen : Wir halben uns damals geirrt, wir 
haben die Entwicklung falsch eingeschätzt und 
wir werden uns jetzt alle geme-insam an
strengen, die damals gesetzt'en und began
genen Fehler 'Zu reparieren. 

Wenn Herr Professor Koren heute in seiner 
Einleitung festgestellt hat, wer in die Ver
gangenheit flüchtet, fürchtet di'e Gegenwart, 
möchte ich am Schlusse sagen : Ich halte es 
mit einem anderen Professor zum Abschluß 
noch einmal, mit dem Professor Ben edikt 
Kautsky, der mir einmal gesagt hat:  Wer die 
Vergangenheit nicht kennt, kann die Gegen
wart und schon gar nicht di'e Zukunft be
gz;eifen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Robert Graf. Ich erteile 
es ihm. 

Bundeskanzler richte - ich moniere nicht, 
er kann nicht immer da sein, 'es ist aber seine 
Erklärung, und ich weiß, daß er mir zuhört -
rufe ich nun Sie, Herr Bundeskanzler, wenig
stens doch über das Mikrophon zuzuhören. 
Hoihes Haus ! A'ber zuerst eine grund
sätzliche Bemerkung zu zwei Herren Abge
ordneten: Erstens zum Herrn Kollegen Zing
ler, nur 'Zur Auffrischung seiner Erinnerung : 
Das Elektrizitätsförderungsgesetz 1 969 mit 
Wirksamkeit 1 970 bis 1 979 wurde von der 
OVP-Regierung beschlossen. Das sei nur be
merkt. (Zwischenruf des Abg. Z i n g 1 e r.) 

Herr Abgeordneter!  Dann noch eine Be
merkung! Hier zitiere ich einen Mann, bei 
dem Sie aufpassen sollten, wenn Sie sagen, 
er versteht nichts. Es ist Dr. Stari'bacher. Ich 

habe in einem Radiointerview eine Bemerkung 
von ihm über Nachtstrom im Falle einer Strom
p reiserhöhung gehört. Sie bemerken, daß vor 
Jahren Dr. Weiß vieles nicht voraussehen 
konnte. Sie haben recht, aber erinnern Sie 
sich, Herr Abgeordneter, daß damals die 
EVU s den Nachtstrom für billige Heizungen 
propagiert haben, weil einfach nachts ein Uber
schuß an Energiemengen vorhanden war. 

Dem ist heute nicht so, daher wird wahr
scheinlich mit Zustimmung Ihrer Bundesregie
rung den EVUs gestattet werden - zur gerin
gen Freude vieler Wohnungsinhaber aller 
Farbschattierungen politischer Natur -, daß 
sie nunmehr, und hier kann man wcrhrschein
lich der Regierung nicht einmal Schuld ,geben, 
einen gleichteuren Strom zahlen müssen, weil 
sich der Energiekonsum, Herr Abgeordneter, 
eben geändert hat. (Abg. Z i n g l  e r: Also 
gleich teuer wird's nicht!  Von 1966 bis 1970 
ist zuwenig gebaut worden!) 

Herr A'bgeordneter! Wollen wir das abwar
ten ; aber machen Sie doch keine Ausflüchte ! 
Sie sagten soeben, man soll Irrtümer zugeben. 
Selbstverständlich hat Weiß das damals so ge
sehen. Als man den Nachtstrom propagiert 
hat, haben es die Leute so gesehen. Auch Sie 
können mit Ihren heutigen Energieausführun
gen, di,e ich nicht 'entkräften kann, weil ich 
nichts davon verstehe, irren. Sie selbst sagten, 
dies sei möglich. 

Herr Abgeordneter Will e !  Sie haben - es 
ist  Ihr Recht - die Rede meines Kollegen 
Koren einer harten Kritik unterzogen. (Abg. 
S t e i n  h u b  e r: Das darf er!) Ich sagte es 
eben. Wenn Sie,  Herr Stein'huber, einen 
Moment Geduld haben, komme ich ja dazu : 
natürlich darf erl  Aber eines muß ich für Koren 
und meine Fraktion festhalten: 

Abgeordneter Graf (OVP) : Herr Präsident ! Professor Koren hat natürlich eine Rede 
Hohes Haus ! Bevor ich einige B emerkungen, gehalten, die Ihr Entzücken nicht finden 
dIe ich gerne machen möchte, an den Herrn konnte, aber auch nicht s ollte. Herr Abgeord-
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neter Wille I Sie befinden sich im Parlament 
und in keiner WurisChsendung, daher können 
Sie nicht das hören, was Sie wollen. 

Aber eines darf ich allen Ernstes und j etzt 
ohne Spaß sagen : Solange ein Mann von uns 
den parlamentarischen Komment nicht verletzt 
- und das hat Dr. Koren in keiner Phase 
getan -, solange müssen Sie diese Rede an
hören oder hinausgehen. (Beifall bei der OVP.) 
Wir nehmen nicht zur Kenntnis, daß Sie, Herr 
Collega, hier erklären : Es ist unerträglim ' "  
(Abg. S e  k a n  i n a: Herr Kollege Graf! Das 
war schon eine Gratwanderung vom Herrn 
Professor Koren!) 

Herr Abgeordneter! Daß Sie befohlen haben, 
wir sollen hereinkommen, wenn Sie reden, 
war j enseits des Grats, das darf ich Ihnen 
gleich sagen. (Beifall bei der OVP.) .A:ber völlig 
emotionsfrei, meine Herren, völlig emotions
frei!  Ein Politiker irgendeiner Partei kann 
nicht erklären, wenn ihm die Rede eines poli
tischen Gegners nicht paßt, daß es für die 
Regierungspartei unzumutbar ist. 

Herr Abgeordneter Wille ! Hier haben Sie 
den Bogen überspannt. Es ist zumutbarl Die 
Regierungspartei hat das nicht nur verdient, 
sondern sogar herausgefordert. Sie werden in 
kommender Zeit, das heißt, je größer Ihre 
Schwierigkeiten werden, immer öfter solche 
harte Reden hören. Doch seien Sie nicht be
sorgt : Die Zahl derer, die sich in der letzten 
Zeit im Ton vergriffen haben, war sicher in 
der Mehrzahl nicht in meiner Fraktion zu fin
den. Das kann ich hier kritisch feststellen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Wille ! Ich schätze Sie 
als Parlamentarier, aber gewisse Dinge gehen 
nicht, und gewisse Dinge lassen wir uns nicht 
bieten. Selbstverständlich, solange Sie den par
lamentarischen Komment nicht verletzen, kön
nen Sie sagen, was Sie wollen I Es ist Ihr 
Recht. Wir glauben, daß es nicht nur unser 
Recht, sondern sogar unsere Pflicht ist, Dinge 
zu sagen, die gesagt werden müssen. Ich 
wiederhole mich bewußt: Je schlimmer Ihre 
Wirtschaftspolitik sich ausformt, desto öfter 
werden wir Dinge sagen, die Sie . . . (Abg. 
VV i 1 1  e: Sie wird nicht schlimmer! Sie wird 
besser!) 

Herr .A:bgeordneter Wille!  Ich sehe mich 
außerstande, und ich glaube sogar, viele Ihrer 
Wähler von 1 970 und 1 97 1 ,  die heute schon 
strapaziert wurden, die Sie in die Lage ver
setzt haben, uns das alles zu bieten, was Sie 
uns eben j etzt bieten, sehen sich gleich mir 
außerstande, Ihnen bei den 20 Prozent mit 
Applaus 'zu folgen. Wir sind außerstande, 
Ihnen und ]hrer Regierung zu applaudieren, 
weil Sie uns "nur" 20 Prozent Teuerung be-

sChert ha:ben. Bei 3 Proz'ent demonstrierten 
SIe, bei 20 applaudi,eren Sie. Wir können Ihnen 
hier nicht applaudierenl (Beifall bei der OVP.' 
Abg. S t e  i n i n g e r : Wenn's ihr am Ruder 
wäret, wären es mehr als 50 Prozentf) 

Hohes Haus I Meine Damen und Herren! Ich 
habe einige Fragen an den Herrn Bundes
kanzler zu richten. Sie sind eher gesellschafts
politismer Natur. Herr A'bgeordneter Zingler 
meinte, der von der OVP vorgelegte Ener'gie
pl an beziehungsweise das Energiekonzept war 
niCht einmal ein Weihnachtswunsch. ICh habe 
kein Recht zu klassifizieren, aber wenn das 
höChstens ein W'eihnachtswunsch war, wie 
würden Sie denn inhaltlich den heutigen Be
richt Ihres Kanzlers klassifizieren, wenn Sie 
sich äußern könnten1 (Abg. S e  k a n i  n a:  Das 
war eine tatsächliche Darstellung!) Herr Ab
geordneter Sekanina!  Sie sollten sich nicht 
zwingen, Dinge zu sagen, die Sie nicht glau
ben. Das war eine zusammengestoppelte . . . 
(Abg. S e  k a n  i n a: Sie sollen nicht Dinge 
aussprechen, die Sie nicht beweisen können! 
- Beifall bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Sekanina! Der Bericht 
des Herrn Bundeskanzlers war ein Sammel
surium von alten Halbwahrheiten, lieblos zu
sammengestoppelt, von niemandem ernst ge
nommen. Ich bin mit Stix und Herrn Abgeord
neten Broesigke einer Meinungl Wenn die 
B evölkerung durch eine Bemerkung des Herrn 
Bundeskanzlers Aussagen zu energiepoliti
schen Fragen, untermauert mit echten Zahlen, 
erwartet hat und erwarten konnte, dann wurde 
sie nicht 'bedient. Das ist unsere Meinung da
zu. Aber immerhin . . . (Abg. Dr. K o r  e n: Sie 
ist bedientf) Aber nicht durch die Erklärung 
des Herrn Bundeskanzlers, sondern durch die 
Wirtschaftspolitik der Regierung, und das ist 
ein Unterschied. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren l  Der 
Herr Bundeskanzler hat auch heute wieder den 
Brief Dr. Schleinzers und Jenen der anderen 
Oppositionspartei zitiert. Er sprach von ernster 
Zusammenarbeit. Ich will mich mit dem gestri
gen Tag nicht mehr beschäftigen, und so wei
ter. Aber lassen Sie mich an die Adresse des 
Herrn Bundeskanzlers - er hört j a  zu -
gerichtet folgendes sagen : Bei der Jubiläums
feier der Wiener Kammer, dieser gut gelun
ge!len Veranstaltung, hat Herr Bundeskanzler 
Dr. Kreisky als Festredner eine für den poli
tisch Uneingeweihten hervorrag·ende Rede 
gehalten, und viele von uns Händlern dürften 
feuchte Augen bekommen haben. Er hat der 
Wirtschaft j enen Lebensraum zugesichert, den 
wir immer wollen. Ich war auch ergriffen, 
aber vor Zorn, Hohes Hausl Herr Bundeskanz
ler ! Ich frag,e Si'e: Ist der gleiche Redner dort 
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nicht auch der Obmann der SPO? (Rufe bei 
der SPt): Erraten!) Ja eben. Hier beginnt j a  
mein Mißbehagen: Sind wir - i ch  spreche 
j etzt sehr ernst - von der OVP echte PartITer 
für Sie und lfür den Herrn Bundeskanzler? 

Wenn ich die Rede bei Mitterers Fest an
höre, würde ich das mit Ja beantworten. Wenn 
ich an die Belangsendung der SPO vom 8. Jän
ner denke, muß ich es verneinen. Ich will den 
gewerberechtlichen Ausdruck verwenden, ich 
weiß, diese Sendung ist "Marsch"-geschnei
dert. (Zwischenrufe bei der SPO.) Herr Kol
legel Ich weiß es schon I Aber immerhin, Herr 
Bundeskanzler, es geschieht mit Ihrer Ein
willigung, und als Obmann tragen Sie die 
Verantwortung. 

mal in ihrem Leben grauenhaften Hunger ge
litten. Und, Herr Abgeordneter, die Angst 
- ich gebe Ihrer Regierung im Moment noch 
nicht einmal da:für die Schuld -, daß es durch 
eine Wirtschaftspolitik, di-e niCht funktioniert, 
zu einem Lehensmittelengpaß kommt - ich 
werde mich damit noch beschäftigen -, hat 
diesen Angstkauf ausgelöst. Sie wußten es. 
Sie haben - obwohl Ihr Kanzler bei p assen
der Gelegenheit uns versichert, daß wir 
unseren Le'bensraum als Wirtschaft in dieser 
Regierung bekommen -, wider besseres Wis
sen etwas anderes behauptet. Das geschieht 
in j eder B elangsendung der SPO. 

Ich muß Ihnen sagen: Es ist mir heute noch 
unverständlich, 'wie lange wir in falsch ver-

Herr Abgeordneter Marschi Nun wieder zu standener Partnerschaft nicht mit gleicher 

Ihnen. Im Rahmen des Mottos : "Alles im Münze zurückzaMen. Wir werden in den ,Be

Lidüe der Partnerschaft", die Dr. Kreisky bei langsendungen - ich höre sie ja nie, ich war 

der Feier von lMitterer beschworen hat : Er- nur j etzt krank, und da habe ich sie halt 

innern Sie sich daran, wie Sie hier mit gehört -, wie zum Beispiel am 8. Jänner 

Pathos und Empörung di,e Geschicht,e von den (Ruf bei der SPO: Sie solJen Sie hören!), Herr 

20.000 Tonnen Mehl erzähl.ten. Sie Collega, schlicht und einfach als Preistreiber 

entsinnen sich doch! Ich möchte Ihnen sagen, und halbe Verbrech,er hingestellt. Lassen Sie 

was Sie sowieso wissen, was Sie auch gewußt sich das zu Hause abspiel'en. Aber Sie wiss,en 

haben, das ist j a  selbstverständlich. Ich habe es joa l 

mir ein Brieflein von diesem Mühl'eninnungs
meister besorgt. Aber ich sage Ihnen nichts 
Neues, Sie haben es j a  wider besseres Wissen 
gesagt. Es gibt ja kaum ein besser kontrollier
tes . . . (Abg. M a r s c h: Sie kennen das Rund
schreiben der Mühlenindustrie vom Dezem
ber. Lesen Sie doch die "Arbeiter-Zeitung"!) 
Herr Abgeordneter !  Ich habe Ihnen ja auch 
zugehört, wenn es .Ihnen auch nicht recht ist. 
Ich muß Ihnen nur eines s agen. Sie haben 
etwas behauptet, und der Herr Handelsmini
ster als unser Inter'essenvertreter in der Regie
rung hat dazu geschwiegen. Aber ich werde 
mir erlauben, mich Ihnen noch zuzuwenden. 

Herr Abgeordneter Marsch, Sie wissen doch 
selbst, es gibt keine genauer kontrollierte 
gewerbliche Einrichtung als die Handels- und 
Industriemühlen. Natürlich sind . . . (Abg. 
M a r s  c h: Wie heißt das?) Es gibt keine 
g'enauer kontrollierten Gewerbeunternehmun
gen als diese Mühlen. Herr! Wohin sollen 
denn 20.000 ,Tonnen verschwinden? Im Monat 
vor der Preiserhöhung, im Monat November 
1 973, wurden 64.375 Tonnen M·ehl v,ermahlen, 
damit um 48 Prozent mehr ausg,egliedert. Der 
Ausstoß ,im gleichen Monat des letzten Wüt
schaftsj ahres - aber auch diese Zahl kennen 
Sie natürlich - war 43.583 Tonnen. Die Aus
lieferung lag 75 Prozent über dem Monats
durchschnitt. Sie wissen auch warum. Selbst-

Und hier wieder meine Fragen an den Herrn 
Bundeskanzler: Sind wir Partner? (Ruf bei der 
SPO: Preistreiber, aber nicht Verbrecher!) 
Halb e l  kber, Herr Abg:eordneter Sekanina, 
auch die Behauptung bei den Mühlenl Wessen 
haben Sie denn, Herr Abgeordneter Marsch, 
die Mühlenindustrie bezichtigt? (Zwischenruf 
des Abg. M o n  d 1.) Herr Mondl, ich brauche 
mit der gesamten Mühlenindustrie zusammen 
schon aus grundsätzlicher Geschäftsmoral 
überhaupt kein Schuldgefühl zu haben, und 
Ihretwegen schon gar nicht ! Nehmen Sie das 
freundlich zur Kenntnis. (Beifall bei der OVP.) 
Wir haben Ihnen gegenüber ganz andere Ge
fühle als Schuld'gefühle.  

Herr Abgeordneter Marsch, als Zentralsekre
täl' haben Sie die Aufgabe, Ihre immer schlech
ter liegende Partei möglicherweise zu ,einem 
nochmalig,en Sieg zu fü'hren. Fast j edes Mittel 
ist Ihnen recht. Aber dann kann man, muß 
man endlich sagen: Ihr, Volkspartei ,  ihr, öster
reichische Wirtschaft, ihr seid für uns Partner, 
daher hören wir auf euch zu diffamieren ! ,  
oder wir sind keine, dann werden wir das zur 
K,enntnis nehmen, und wir werden uns darauf 
einstellen. (Das ist ja meine Frage an den 
Herrn Bundeskanzler, und ich versuche eine 
Antwort darauf zu erhalten. 

verständlich wissen Sie es! Herr Abgeordneter Eine Wirtschaftspolitik, meine Damen und 
Marsch !  Alle österreichischen Staatsbürger Herren, die ausgerichtet ist auf Veränderung 
über 40 haben einmal 'gehungert, alle öster- der Gesellschaftsordnung, die nicht auf,gehört 
reichischen Staatsbürger über 60 haben zwei- hat, Klassenkampf in neuer Form zu s,ein, 
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muß schiefgehen, schiefgehen sui generis, weil minister bestellt, der eventuell meiner Partei 
m an Wirtschaftspolitik nicht mit der klassen- angehört. 0 nein! 
kämpferischen Brille betreiben kann. 

Oder, meine Herren, was ist es denn anders? 
Darf ich Ihnen sehr ernst etwas sagen? Paritä
tische Kommission - wunderbare Einrichtung. 
Gott sei Dank haben wir sie. Sie verlangen 
- die Bundeskammer unterstützt das -, daß 
unsere Mitgliedsfirmen genaueste Preiskalku
lationen vorlegen ;  eine Arbeit, die nicht klein 
ist. Sie alle wissen es. Was gesdlieht? Diese 
verlangten und gewünschten Preiskalkulatio
nen werden mit einer Handbewegung vom 
Tisch gewischt. lEs wird dann ein Proz,entsatz 
zug-emessen - freundlicherweise, nach der 
Theorie : Vog'el friß oder 'kflepier ; ein Ausfluß 
einer echten Partnerschaft, die der Herr Bun
deskanzler gut und schön bei Mitterers Fest
feier beschwor'en hat. Daher müssen wir j a  
langsam wissen, sind wir für Sie, Ben Bundes
kanzler (Zwischenruf des Bundeskanzlers Dok
tor K r e i s  k y) - ich weiß nicht, Sie haben 
mich gehört, ich urgi,ere nichts (neuerlicher 
Zwischenruf des Bundeskanzlers Doktor 
K I e i s  k y), ich weiß alles -, sind wir in die
sem Zusammenhang zumindest für Sie wirk
lich Partner? Oder benütz·en Sie nur die j ewei
lige Feierlichkeit, um an sich e'rgriffene Händ
ler noch mehr von sich einzunehmen und 
ergriffen sein zu lassen? 

Bei der Feier vom Mitterer in Wien haben 
Sie eine herrliche Rede gehalten. Ich wieder

hole mich, Sie haben doch anscheinend nicht 
ganz zugehört bei Ihrem Mikrophon. Ich muß 
den letzten Satz für Sie wiederh01en, Herr 
Dr. Kr,e:isky l Ich habe gesagt: Die Leut,e waren 
begeistert, die Sie nicht kennen, ich war er
griffen - aber vor Wut -, weil ich mich 
erinnert habe an die Belangsendungen, 
"Marsch" -geschneidert, aber mit Ihrer Billi
gung. Das ist eine persönliche Einstellung. 

Ich werde mich nun, aber auch noch in 
diesem Zusammenhang und noch bei Ihnen 
bleibend, Herr Bundeskanzler, dem Herrn Han
deisminister Staribacher zu. Herr Bundesmini
sterl  Ich sag,e Ihnen etwas : Wir kennen uns 
lang genug. Ich sage es wertneutral. Ich bin 
Ihr Gegner, aber nicht Ihr Feind. Ich werde 
dann einen Satz der " Kronen -Zeitung" vom 
Sonntag zitieren. Aber wenn Sie meinen, ich 
möchte Ihnen weder unterstellen, daß Sie Ihr 
Geschäft nicht verstünden - ich wäMe he
wußt diese Form -, noch daß Sie nicht wüß
ten, wie man es m acht. Ich bin nicht dumm 
genug - weil Sie ein Sozialist sind -, dem 
Bundeskanzler vorzuwerfen, daß, wenn man 
eine einfärbige Regierung macht, m an außer 
ein paar Schmuckblumen parteiloser Herkunft 
- ich hoffe, niemand kränkt sich, 'es ist nicht 
bös g·emeint - nicht einen Mann zum Handels-

Herr Bundesminister, es kann bei Ihnen aus 
einem Grund nicht funktionieren. Ich sage das 
für Sie positiv, obwohl es Sie nicht freuen 
wird. Sie waren zeit Ihres Lebens ein sehr 
geachteter Gewerkschafter. Sie haben Ihr Ge
schäft verstanden, Ihre Großzeit w ar, als Sie 
es uns - so wie ich im Moment jetzt aus dem 
Stegreif - "einigsagt" haben. Da waren Sie 
In Ihrem Element, Herr Dr. Staribacher l Sie 
hatten etwas zu vertreten, worin Sie aufge
wadlsen waren. Als Sie der Herr Dr. Kreisky 
zu unserem "Interessenvertreter" in der Regie
rung machte, war das ein Stück Klassenkampf. 
Sie stehen j a  mit Ihrem Herz jenseits der 
Barrikaden! Sie haben kein Verständnis für 
uns, und Sie können es nicht haben, auch wenn 
Sie sagen, Sie machen es gut. (Ruf bei der 
SPO: Größenwahnsinnig!) Nein, es ist nicht 
größenwahnsinnig I Es ist richtig so ! Herr Ab
geordneter l Ich sage das positiv. Ja ,glauben 
Sie denn wirklich, daß ein prominenter -Ge
wel'kschaftsvertreter, der kraft seines Amtes 
immer versucht hat, im Interesse seiner 
Gruppe dem Unternehmer etwas abzunehmen, 
plötzlich mit dem Herzen uns Unternehmer 
vertreten kann? (Beifall bei deI OVP.) Meine 
Damen und Herren, lassen Sie sich doch sagen, 
das ist nicht bösartig, das ist eine nüchterne 
Feststellung. Selbstverständlich. 

Herr Bundesminister Dr. Staribacher! Nun 
mein Zitat. Sie sagten:  Als man Ihnen vorwarf, 
daß Sie in der Energiepolitik in Optimismus 
gemacht haben - ich zitiere aus Zeitgründen 
nicht wörtlich -, hätten Sie am liebsten alles 
hinschmeißen wollen. Herr Bundesminister, 
das war kein Grund. Aber wenn Sie wissen, 
wann wir geglaubt haben, daß sich zeigen 
muß, ob Sie unsere Interessen in der Regie
rung vertreten, und wann wir . . . (Zwischen
rufe bei der SPO. Zwischenruf des 
Abg. L u  k a s.) Ja, aber natürlich! Aber Herr 
Lukas , reg,en Sie sich nicht auf l Sie 'können mir 
ja nicht dasselbe Recht absprechen. Ich habe 
ja auch nichts dagegen, wenn der Herr Seka
nina sagt, er spricht im Moment für die Ge
werkschaft. Ich rede als Vertreter der Unter
nehmerschaft Osterreichs. Also kommen Sie 
wieder herunter. (Heiterkeit bei der OVP.) 
Meine Damen und Herren I Herr Bundesmini
ster! Wir haben geglaubt, daß Sie einen G rund 
habenl 

Meine Damen und Herren I Als diese Bun
desregierung eine zweimalige Sc:hillingaufwer
tung durchgeführt hat, war diese monetäre 
Großmannssucht Anlaß für die Exportwirt
schaft, Ihnen echt zu sagen, wir fürchten, daß 
Arbeitsplätze gefährdet werden, weil wir im 
Export nicht mitkommen. Die Entwicklung be-
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ginnt uns leider recht zu g,eben. Herr Bundes
minister! D amals hätten Sie zurücktreten kön
nen als "Interessenvertreter" der österreichi
schen Wirtschaft. Sie haben gewußt, daß wir 
es nicht verkraften. Seit damals habe ich ernst 
erkannt - bei aller Einschätzung Ihrer Fähig
keiten, die spreche ich Ihnen nicht ab -, daß 
Sie unsere Interessen bis zur letzten Konse
quenz nicht wahren können, weil Sie von der 
l Idrüberen" Seit'e - nicht von der politischen, 
verstehen Sie mich j etzt nicht wieder falsch -, 
von der drüberen Seite der gesellschaftspoli
tischen Richtung kommen. Damals hätte der 
Handelsminister aufstehen und seiner Regi'e
rung sagen müssen: Die Wirtschaft - Herr 
Bu.ndeskanzler, Sie sagten mir zu, es war keine 
schlechte Idee;  das ist Ansichtssache - wird 
das nicht verkraften. Wir haben uns das nicht 
aus den Fingern gesog,en. Seit Sie damals ge
schwiegen haben, habe ich zur Kenntnis ge
nommen, daß ,Sie in erster Linie Sozialist und 
erst dann Vertreter der Wirtschaft sind. Man 
muß nicht immer einer Meinung im K abinett 
sein. Hier hätten Sie sich unsterbliche Ver
dienste erwerben können. Da würde ich Ihnen 
wirklich assistieren, daß Sie 'es gut machen. 
Sie hätten j a  gar nicht zurücktreten brauchen. 
Hätten Sie sich nur wie sonst mannhaft ge
wehrt. Es wäre die Aufwertung ausgeblieben. 
Denn heute ist j a  niemand glücklich. Die 
Glaubwürdigkeit Ihrer Person in der Vertre
tu ng der Wirtschaft Osterreichs haben Sie 
meiner Meinung nach gesellschaftspolitischen 
Ansichten Ihrer Regierung ,geopfert. 

ICh unterstelle nirnt nur Ihrer Regierung 
gesellschaftspolitische Absichten, das ist doch 
kein Geheimnis, denn hie und da wird es j a  
gesagt, S i e  waUen die Gesellschaft verändern; 
aber verändern 'zu unseren Ungunsten, haben 
wir das Gefühl. 

Ich bitte, lassen Sie mir doch etwas s agen 
über die Mehrwertsteuer im Zusammenhang 
mit den Agrariern. Hier muß ich Ihnen etwas 
sagen, bevor Sie mir noch dazwischenrufen: 
Natürlich haben der Mussil und ich mit der 
Genossenschaft Krach gehabt. Das ändert aber 
an unserer grundsätzlichen Einstellung nichts. 
Wenn es nicht gelingt, im Bundesländerdurch
schnitt zwischen 7 und 14 Prozent aktive Agra
rier zu erhalten, dann gibt es keinen wirt
schaftlichen Fortschritt. 

Sie werden sagen, Sie bestreiten ,es nicht 
- mö,glich. Di'e Einführung der Mehrwert
steuer und die Belastung der Agrarier mit 
8 Prozent ohne flankierende Maßnahmen gibt 
es in keinem Land in Europa, welches die 
Mehrwertsteuer eing,eführt hat. Mit dieser 
Maßnahme haben Sie einen gesellscha'ftspoli
tischen Aspekt gesetzt, der es hellhörigen und 
hellsichtig,en Bauern verleiden könnte, noch 

Bauer zu bleiben, weil ihnen die Möglichkeit, 
sich zu entwickeln, allein durch diese fiskali
sche Methode genommen wurde. Das ist ein 
gesellschaftspolitischer Aspekt. Auch hier hät
ten sich j a  zuständige Herren rühren können. 
(Abg. L u  k a s: Schauspieler!) Herr Lukas, 
ich bin zwar keiner, aber ich würde mir viel
leicht als Schauspieler leichter mein Geld ver
dienen als Sie als Abgeordneter. Das kann ich 
Ihnen sagen. (Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich komme schon 
wieder zur Sache. Lassen Sie mich einen Satz 
über die Steuerpolitik im allgemeinen sagen. 
Ich weiß, ich wähle eine Primitivformulierung, 
und es wird dem Herrn Minister Androsch 
nicht schwerfallen, mir nachzuweisen, daß 
das parlamentarisch vielleicht nicht stimmt. 
Aber eines auch hier: Ich und nicht nur ich, 
viele Unternehmer erblicken in der Verände
rung der Fiskalpolitik einen g,esellschaftspoli
tischen Umwandlungsprozeß. Jeder Finanz
minister bis inklusive Koren hatte zwei Ein
kommensbeine: ,Es war das die Umsatzsteuer 
und die Einkommensteuer. Die Einkommen
steuer 'bedeutete : Er mußte Rücksicht nehmen, 
daß wir Händler noch etwas verdienen, sonst 
gibt es keine Einkommensteuer. 

Der Herr Bundesminister Androsch - ich 
kann es ihm nicht verdenken, man muß es 
nur sagen - hat das 'geändert. Er lebt von 
der Mehrwertsteuer - nicht schlecht! -, und 
er lebt von der Lohnsteuer. Denn die immer 
größ,er werdende Zahl von Unselbständigen 
und der immer höher werdende Inflationstri
Ibut, den man j,a zahlen muß, machen den Bun
desminister unabhängig davon, noch auf die 
Einkommensteuer ;Rücksicht nehmen zu 
müssen. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! In 
der letzten bösartigsten Konsequenz durchge
dacht geht das auf eine Veränderung der Ge
sellschaftsor-dnung Ihinaus. Wir haben nicht 
erwartet, daß Sie das in Ihrem Bericht erwäh
nen, Herr 'Bundeskanzler, aber das sind die 
Fakten, über die man reden muß : die Inflation 
und einseitige Maßnahmen noch dazu, ich 
werde nur noch zwei nennen: Kreditbremse, 
Baubremse. 

Sie haben sich sehr viel darauf zugute ge
halten. Sie hat gegriffen, sie greift, aber am 
falschen Platz. Sie gefährdet Unternehmungen, 
sie gefährdet Arbeitsplätze und verhindert 
nicht ein Anwachsen der Inflation. 

Aber ich werfe Ihnen nicht Unfähigkeit vor, 
Si e machen das wider besseres Wissen aus 
'gesellschaftspolitischen Gründen. Ich kann den 
Verdacht nicht loswerden: Sie verfolgen hier 
gesellschaftspolitische Ziele, denn nur die poli
tische Wertigkeit kann Sie veranlassen, wirt-
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schaftspolitische Torheiten in dieser Größen
ordnung zu verteidigen, nur politische Hinter
gründe ! Daß Sie es nicht wissen, das glaube 
ich nicht, und das wäre zu billig. 

Die Folgen, Hohes Haus : Wir hätten erhofft 
- vielleicht tut es heute noch der Herr Hari
deisminister -, daß wir hören, wie man sich 
das vorstellt. 

Herr Bundeskanzler, ich war nicht so sehr 
beeindruckt von Ihrer Erklärung, di,e Sie der 
Burgenländischen Regierung - allen bei den 
Fraktionen übrigens - über die Grenzland
förderung abgegeben haben. Da ist auch nicht 
sehr viel drinnen, es sei denn, Sie bauen uns 
eine transversale Bahn. Aber ich will hier 
nicht Landesprobleme aufwärmen. Wenn Sie 
auch den Burgenländern versprochen haben 
- vielleicht werden Sie das allen Osterrei
ehern versprechen -, Sie werden die Kredit
bremse lockern oder wir krie,gen mehr Kre
dite, dann müssen Sie mit dem Dr. Androsch 
r,eden. Wenn es sich um Kommunalkredite 
handelt, dann bin im nicht aussmließlich glück
lich, und wenn es sich um allgemeine Locke
rungen handelt, dann muß lerst der Herr 
Finanzminister die Bremse aufmachen, damit 
die Banken uns das Geld, das sie zwar haben, 
aber nicht hergeben dürfen, wiedergeben kön
nen. Davon hätten wir gerne etwas gehört. 

Herr Bundeskanzler, aus Ihrem Bericht hät
ten wir wenigstens gerne gewußt: Wieviel 
haben wir denn aus Ingolstadt nicht bekom
men oder wieviel könnten wir denn nicht be
kommen? Wo sind die Zahlen der Energie
produktionen? Wo sind die Durchsatzmeng,en 
und all das? 

Ich habe keine Absicht und keinen Grund, 
den Bundesparteiobmann der Volkspartei oder 
den KlubO'bmann zu interpretieren. So sehen 
wir alle die Möglichkeit und den Wunsch 
nach einer ernsten Zusammenarbeit, um der 
Bevölkerung Ernsteres zu ersparen. Noch ist 
es Zeit l Aber wenn Sie uns als Partner nicht 
immer wollen und wenn Sie glauben, unsere 
Angebote zur Mitarbeit seien ein Gewimmer 
um koalitionäre Zusammenschübe, dann irren 
Sie sich. Sagen Sie uns bitte freundlicherweise : 
Sind wir Ihre Partner? Wollen Sie uns als 
Partner? Dann gewöhnen Sie Ihrem Partei
apparat verschiedenes ab. 

Wir sind zur Zusammenarbeit bereit, Part
nerschaft aber, Herr Bundeskanzler - das habe 
idl in anderer Zeit einmal von Ihnen gehört, 
da waren die Rollen vertauscht - oder Kom
promiß bedeutet: Beiden paßt nicht alles, aber 
beide sind halbwegs zufrieden. Das, was Sie 
uns bis j etzt als Partnerschaft gezeigt haben, 
war ein Oktroi j ich erinnere Si,e an 'gestern. 
Und dazu haben Sie unsere Bereitschaft nicht.. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident iDr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Heindl. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Heindl (SPO) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus! Herr Abgeordneter Graf, 
im darf einleitend einen Grund sagen, an 
den Sie nicht gedacht haben, warum ein sozia
listischer Bundeskanzler keinen OVP-Minister 
in die Regierung berufen konnte. Idl 'glaube, 
daß es dann keine 'So gute Information zwi
schen den beiden Häusern am Stubenring gle
geben hätte. Das muß man vorweg sa-gen. 
(Abg. G r a  f: Herr Doktor, ich hätte Ihnen 
etwas anderes an Argumenten zugetraut. Das 
war schwach!) Aber es ist so, es ist ein Fak
tum. 

Hohes Haus ! Herr Dr. Mock hat zuvor von 
Ziffern des Importindex gesprochen. Als ich 
diese Ziffern gehört habe, hat es mich momen
tan geschüttelt, weil ich mir gedacht habe, das 
kann doch nicht wahr sein. Ich habe nachge
dacht, woher er diese Ziffern haben könntej 
ich weiß es nicht. 

Ich habe mir die Beilage der MonatS'berichte 

Und schon zum Schluß : Herr Bundeskanzler ! 
des Osterreichi'schen Wirtschaftsforschungs-
institutes her,genommen und habe darin nach

Appelle zur Zusammenarbeit: Wir sind nicht 

Wissen Sie, was ich befürchte und Ihnen 
unterstelle,  Herr Bundeskanzler? Als die Zei
tungen angefangen haben zu schreiben : "Wer
den die Sozialisten die Krise meistern, werden 
sie damit beweisen, daß si,e so gut wirtschaften 
können wie die Volkspartei seinerzeit?" , da
mals , -glaube ich, mußten Sie einmal eine nicht 
vorhandene Krise meistern, damit Sie den 
Beweis liefern können, Sie können eine Krise 
meistern. Nur gab es bis j etzt noch keine. Aber 
für den politischen Effekt war die Ankündi
gung gut. 

gesehen. Ich muß sa'gen, -ich komme darin zu 
so weit Oppositionelle, daß wir uns wünschen, 

ganz anderen Ziffern, zu ganz a,nderen Ergeb
daß die Regierung in Schwierigkeiten kommt. 

nissen. 
Nicht weil Sie uns leid tun - 0 nein, Ihnen 
geschieht recht -, aber weil die gesamte Der Index, der dort gemeint ist - und Sie 
österreichische Bevölkerung die Zeche zu zah- meinen di'esen Importindex -, ist j ener Durch
len haben wird, ob schwarz, rot, blau ode r schnittswert, den die Importpr:eise in Relation 
parteilos. (Abg. R 0 b a k: Die steht hinter zum Tageswert 1961 tatsächlich haben. Wie 
Kreisky/ - Heiterkeit bei der OVP.) Schön ! . schaut der aus? Sie haben gesagt : 1 970 plus 
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4 Prozent - es s'ind plus 1 4  Prozent zirka, 
nicht auf Zerhntel genau. Sie haben 1 911 /72 
von 4,2 Prozent gesprochen - es sind plus 
15 Prozent, wieder eine runde Ziffer. Sie 
haben dann von minus 0,4 gesproche n  - wie 
Sie auf das kommen, verstehe ich überhaupt 
nicht -, das sind in Wirklichkeit plus 30 Pro
zent. (Abg. Dr. K o r  e n: Lieber Herr Doktor, 
das ist eine kleine Verwechslung. Er hat vom 
Preis gesprochen, und Sie sprechen vom Volu
men !) 

Nein, er hat vom Lmportindex g esprochen, 
<ich habe das nachgelesen. Er hat vom Import
preis-index gesprochen. Ich habe leider noch 
nicht das Stenographische Protokoll. Ich wollte 
es nachle'sen, damit ich das wirklich genau 
V'erogJeichen kann. Ich habe d�s 'so aufog-efaßt : 
Importindexzahlen verglichen, da,s sind die 
Vergleichsziffern. Und ,im Hinblick darauf, 
daß unsere Importe rund ein Viertel des 
Bruttonationalproduktes ausmachen, kann man 
wahrlich nicht davon sprechen, daß diese 
Importpreisstei,gerungen keinen Einfluß auf 
die österreichische inflationäre Entwicklung 
haben. Das wollte ich nur einleitend sagen. 

Sie g,ehen sehr unvoI'sidiUg mit den Ziffern 
um. Vielleicht darf ich noch einige Ziffern, 
weil Sie sie erwähnt haben, über den Welt
marktpreis bringen, Veränderungen gegen
über dem Vorjahr. 

Im Jahr 1 912 herben 'sich die Weltmarkt4 
preise insgesamt um 16 Prozent verändert. 
Ich möchte nur erwähnen:  die Metalle 46,S, 
StahlexpOTtpreis 51,S. 1 973 - Stand NoV'ember 
bitte , ein endgültiger Gesamtindex 1 973 ist 
noch nicht vorhanden, zumindest habe ich ,ihn 
nicht gefunden - ins'gesamt 58 Prozent, 'eben
falls StaJhlexportpreis zum B ei-spiel plus 
1 00,5 Prozent. 

Sie ersehen daraus, daß der Einfluß von 
der Importseite her schon entsprechend stark 
ist, und ich würde Sile bitten : Wenn wir uns 
damit auseinaIl'dersetJzen sollen, wie der Herr 
Abgeordnete Min!kowitsch gesagt hat, dann 
sollten wir bei ehrlichen Ziffern Ibleiben. (Bei
fall bei der SPO.) 

Wenn wir heute anläßMch des B erichtes des 
Herrn Bundeskanzl'ers G elegenheit .na:ben, uns 
mit Problemen der EneTlgiewirtschaft ausein
anderzuseizen, so können w ir dies in einer 
Situation tun, wo wir feststellen können -
und das haben auch etliche Vorredner der 
Oppos,itionsparte'ien schon getan -, daß wir 
keine Krise haben, daß das ganze Gerede von 
einer Krise eben nur ein Gerede war. Oder 

steigerung von fast zehn Prozent 'zu decken? 
Welcher Staat in Europa - j a  ich möchte fast 
sagen in der ganzen Welt - ist in der Lage, 
solches zu vollbringen? Oder hat irgend j e
mand in den letzten Monaten keine Kohle 
bekommen? Hat irgend j emand -in den letzten 
Monaten kein Erdgas bekommen? Das !ist doch 
keine Krise ! (Zwischenruf des Abg. Doktor 
G I  a s e  r.) Ja, Herr Dr. Gla.ser, SchWlierigkoei
ten hat es am Mineralölsektor und am Mine
ralölproduktensektor gegelben. Da war die 
Situation nicht angenehm. Ganz sicher war 
aber eines nicht : es war weder ein Chaos, 
noch war es eine katastrophale Situation. Das, 
glaube ich, muß man schon feststellen, auch 
wenn es einem nicht paßt. 

Ehe ,ich einige grundsätzliche Uberlegungen 
anstelle, gestatten 'Sie mir - viele hier im 
Hohen Haus wis'sen, daß ich bi.g zu meiner 
Angelobung hier als Abgeordneter zum Na
tionalrat einer der engsten Mitarbeiter von 
Minister Staribacher war, und ich habe 'diese 
Wochen in unmLttelbarer Nähe ·erlebt - im 
Telegrammstil zu sagen, wie ich siJe erlebt 
habe und wie man sie tatsächlich sehen muß ; 
denn sie waren so. 

Was war im abg,elaufenen Jahr geschehen? 
In WirkHchkeit muß man ,sagen : 'Schon vor 
dem Jahr 1 973, schon im Jahr 1 912, hat es in 
den Vereinigten Staaten Schwierilgkeiten so
wohl am TreibstoffS!ektor, am Erdölsektor wi'e 
auch am Erdgassektor gegeben. Es kam zu 
der dIiama-tischen Botschaft Nixons im ApTil 
1 973 an 'den KOI1'greß, in der neue Wege der 
nationalen Energiepolitik in den USA einge
Leitet worden 'sind. Unter anderem w ar eine 
grundlegende Änderung der OleinfuhrpoHtik 
ab diesem Augenblick feststellbar. 

Als Folge dieser Entwicklung traten im J(}Ihr 
1 913 ·in vermehrtem Maße, insbesonldere noch 
vor dem Ausbruch des vierten Nahostkrieges, 
erstmals die Vereini'gten Staaten im ara:bi
sehen Raum massiv als Käufer auf, anderer
seits wurde das Rohölangebot durch die Ver
staatlichungspoliUk eini'ger ara'bi·scher Staaten 
erheblich vermindert. 

Diese langfrisHgen Verknappungstendenzen 
wurden durch den Nahostkrieg mit einem 
Schlag verschärft. B ekanntHch wurden im Zuge 
der Kriegshandlungen Einrichtungen zerstört, 
und es trat tatsächlich ein beträchtliches 
Manko auf. asterreich gelang es j edoch, durch 
verschiedene Ersatzlieferungen - ich darf nur 
erwähnen: Lieferungen aus Libyen - eine 
weitere Verknappung prakHsch zu umgehen. 

kann man vielleicht von einer Krise rieden, Durch diese zusätzlichen LieferuIl!gen aus 
wenn am ElektrizHäts,sektor zum Beispiel Libyen und die sofortige technisch vertrletbare 
Osterreich ,in der Lage ist, eine Nachfrage- Erhöhung der Eigenförderung wurde eine 
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Vollauslastung der Raffinerie in Sdl.rwechat 
ermöglidlt. 

Die westlichen Nachbarstaaten Usterreichs 
wurden durch die Erei1gni'Sse wesenHich stär
ker getroffen als unser Heimatland. Und da's 
war deswegen für uns von Bedeutung, weil 
wir doch an die 30 Prozent von Importen aus 
diesen Ländern, Italien, Bundesrepuhlik 
Deutschland und der Schweiz, tätigen mußten 
und weiter tätigen müssen. 

Was die Regierung ,in dieser Situation -
insbesondere der zuständige Minister - tun 
mußte und auch getan hat, zeigt sich jletzt in 
zeitlicher Distanz al's das einzig RichUge: Er 
ist ohne große Dramatik, ohne viel Hektik, 
wie es der Herr Professor Koren meinte, mit 
den Vertretern der Mineralölwirtschaft in 
Verhandlung.en eingetreten und hat beraten, 
welche Maßnahmen auf Grund der j,etzigen 
Situation zu täHgen waren. 

Da zu diesem Zeitpunkt - also in den 
ersten Tagen nach Kriegsaus'bruch - die 
weltpolHische Entwicklung für einen längeren 
Zeitraum nicht absehbar war, ·eine zumindest 
mehrwöchige Versorgung Jedoch sicheflgestellt 
war, wurde seitens der Mineralölwirtschaft 
gebeten, einen Sparapp ell an die Offentlich
keit zu richten. 

Und warum, meine Damen und Herren"? Ich 
vergesse diesen Montag und diesen Mittwoch 
nach Ausbruch des Kri!eges nicht. Die Ver
treter der internationalen Ol-gesellschaften 
sind genauso wie der Vertreter der OMV zu 
Minister Staribacher gekommen und haben 
gesagt: Im Augenblick, wo Banias, ein 01-
verladehafen, 'brennt, im Augenblick, wo w>ir 
wissen, daß meihfiere Pipelines im arabi'schen 
Raum gestört sind, wo wir noch nicht wi,ssen, 
ob die Zulieferungen im selben Ausmaß, wie 
sie kontinui.erlich geplant waren, fortgesetzt 
werden, müssen wir - vorübergehen.d zu
mindest - eine Abnaihrnedrosselung in Schwe
chat vornehmen. 

Di'esen Sparappell hat der Herr Bundes
minister Starihacher unterstützt. Und wenn es 
dadurch zu Verknappungstendenzen gekom
men i,st - unbestritten, die waren 'gegeben an 
diesem Wochenende, es war ein düsteres 
Wochenende ; ich will ke,ine Schuldigen 
suchen -, 'So muß man aber eines sagen : 
Wenn ich mir das "Volksblatt" vom nächsten 
Tag anschaue : "Jetzt droht uns Chaos" , "Liter 
Benzin bis 10 S" - und solche Zeitungsmel
dungen gäbe es noch mehr zu zeigen -, dann 
soll man bitte nicht sagen, die Panikmache 
wurde vom zuständigen Ressortminister be
tri'eben, sondern dann soll man zugehen, daß 
die Panikmacher ganz woanders gesessen sind. 
(Beifall bei der SPO.) 

Am 17. Oktober hielten bekanntlidl Idie 
Erdölminister der Organisation ara'bismer öl
exportierender Staaten in Kuweit eine Kon
ferenz ab. Di'e Entwicklung ist Ihnen bekannt, 
das Ergebnis 'ebenfalls. Es kam zu erheblichen 
Preiserhöhungen und zu Lieferstopps gegen
über den USA und j enen Ländern, die Israel 
zu Hilfe gekommen waren bezi'ehungsweise 'es 
unterstützt haben, wobei das Unangenehme 
an diesem Beschluß war, daß les in der Folge 
zu fallenden Zulieferungen kommen sollte. 

Der arabische Erdölboykott traf Osterreich 
insofern weniger als andere Industriestaaten, 
weil Osterreich nach wie vor über eine mgen
produktion 'an Erdöl verfügt und einen Tleil 
seiner Rohölimporte aus der Sowj etunion 
weiter be:niehen konnte. Letztlich war auch 
festzustellen, daß der Irak, nachdem es zur 
provisorischen Behebung der kriegs1bedingten 
Zerstörungen gekommen ist, sleine Lieferun -
gen wieder im vollen Umfang aufnahm. 

Auf der anderen Seite wurden j edoch ab 
Mitte November, bedingt durch die Boykott
maßnahmen, die Lieferungen von Erdölpro
dukten aus der BundesrepubHk, aus Italien 
und aus d!er Schwe�z in die westlichen Bundes
länder allmählich eingeschränkt. 

Auch wurde begonnen, Importe aus den 
Oststaaten etwas einzuschränken, wobei ins
besondere di'e Wirkung bei Heizöl 'schwer am 
größten war. 

Diese Situation war der Anlaß für folgenlde 
weitere Maßnahmen - und 'ehe ich diese im 
Telegrammstil aufzähle, möchte ich eines be
tonen : Alle diese Maßnahmen - Herr Gene
ralsekretär Mussil wird es bezeugen, muß 
es bezeugen, und ebenso Präsident Sallin
ger . . .  (Abg. Dr. M u s  s i l: Der Dr. Mussil 
muß nie etwas müssen!) Das müssen Sie, Herr 
Dr. Mussil, denn Sie waren dabei ! Es war 
j enes Gespräch. einv·ernehmlich geführt wor
den. Bitte tun Sie es freirwilli'g, es wird Ihrer 
Seriosität sicherlich guttun. 

Also am 16.  Oktober 1 973 kam es zuerst 
zum Ministerratsbeschluß über die Novellie
rung des Rohstofflenkungsgesetzes. Am 24. 
kam es zur Vereinbarung über die Herab
setzung der Oktanzahl. Uber Verlangen, bitte, 
über Verlangen der Mineralölgesellschaften 
ist dieSle Maßnahme gesetzt worden. Dann 
kam es zur Empfehlung der Mineralölindu
strie, die Tankstellen am Sonntag ·geschlossen 
zu halten. Am 25 . November trat die Beschrän
kung der Höchstgeschwindigkeit für Straßen
fahrzeuge 'in Kraft. 

Am 26. November teilte der Fachverban1d 
der Erdölindustrie mit, daß in der Periode vom 
1 .  Jänner 1 974 bis 30. April 1974 zirka 170.000 
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Tonnen von den internationalen Mineralöl
gesellschaften vermutlich nicht 'g'eliefert wer
den können. In dieser Situation war es natür
lich notwendig, Uberlegungen anzustellen, wie 
dieses Manko behoben werden könnte. Es 
wurde von der OMV zugesagt, daß es an 
hohe Wahrscheinlichkeit grenzt, daß dieses 
Manko tatsächlich aufgebracht werden kann. 

Bezüglich Dieselkraftstoff. Der österreichi
sche Bedarf an Dies elkraftstoff und Ofrenheiz
öl war auch bis März 1 974 durch österreichi
sche Produkte voll gedeckt. Bei Fahrbenzin 
wie bei Heizöl schwer war zu diesem Zeit
punkt ein gewisses Manko feststellbar. Die
sen Verknappunglserscheinungen bei Heizöl 
schwer und bei Ofenheizöl wurde besonderes 
Augenmerk zugewendet. Die Versorgung mit 
Ofenheizöl wird zur G änze durch die Raffi
nerie Schwechat durchJgeführt. In Beratungen 
konnte ,erreicht werden, daß die Erzeugung 
von Ofenheizöl wesentlich ,gesteigert wurde, 
und es traten auch 'bei der Auslieferung die
ses Produktes keine Störungen auf. 

Die Situation der Versorgung mit Heizöl 
schwer w ar,  wie ich schon gesagt habe, schwie
rig und etwa,s anders, und zwar des,wegen, 
weil gerade Heizöl schwer -in den letzten 
Jahren ,in sehr hohem Maße importiert wer
den mußte. Das oberste Gebot ,bei den Uber
legungen bezüglich Heizöl schwer war jedoch, 
immer zu trachten, daß .es in Osterreich zu 
keinem Arbeitsstillstand kommt, 'zu keiner 
Produktionsunterbrechung, daß die Arbeits
plätz,e also 'g,esichert waren. 

Auf Grund intensivster Gespräche wurde 
die Zentral,stelle der Mineralölwirtschaft re
aktiviert. Im engen Zusammenwirkren zwi
schen den Beamten des Handelsministeriums 
und dieser Zentralstelle ist es gelungen, da 
und dort auftretende Schwierigkeiten sofort 
im Keime zu erst,icken. Jeder ,einzelne Härte
fall konnte beseitirgt werden. Die ZentralsteHe 
hat sich auch über Veranlassung von Mini
ster Staribacher um die Versorgung der Land
wirtschaft gekümmert un'd bei der Beseitigung 
ein�elner auftretender Schwier·igkeiten be
währt. 

Auf Grund der Gespräche mit Vertretern 
der Mineralölwirtschaft gelang es, auf frei
williger Basis eine Einschränkung der Auslie· 
ferung von Heizöl schwer unter besonderer 
Berücksichtigung von Fällen durchzusetzen, 
bei denen ansonsten ernsthafte Störul1!gen auf
getreten wär,en. Dadurch konnte vorerst eine 
behördliche Lenkung des Heizölbezuges ver
hindert werden. 

gelingt, durch freiwillige Vereinbarungren und 
nicht durch behördliche Lenkungsmaßnahmen 
hier eine 'gediegene Versorgung 'sicherzu
steHen. 

Am 10. Dezember trat die Verordnung über 
die Meldepflicht von Heizöl schwer in Kraft 
sowie die Anordnung über die Lenkung von 
Heizöl schwer. Am 14. Dezember wurde das 
Bundesgesetz für Verkehrsbeschränkungen 
zur Sicherheit der Treibstoffversorgung im 
Hohen Haus beschlossen. Am 15 .  Dezember 
wurde in einer Besprechung mit den Inter
essenvertretungen und den Kraftfahrvereini
gungen Einv,ernehmen darüber erzi·elt, daß 
eil1!e Verordnung über ein tagewei'ses Fahr
verbot für Personen- und Kombiwagen mit 
Inkrafttreten am 1 4. Jänner erlassen wird. 
Also auch hier sogar wieder: Beschlü·sse im 
Einvernehmen mit Iden Kraftfahrorganisatio
nen. 

In der ersten DeZemlberhälfte hat sich dann 
die Verknappung, international gesehen, aber
mals akzentuiert. Maßgeblich hiefür war einer
seits ein Beschluß der arabischen ölexportie
renden Staaten, die Lieferungen im Jänner 
neuerlich zu kürzen, und anderersleits der 
Beschluß der für Osterre-ich maß'geblichen 
Lief:erländer, beim Verkauf von Rohöl zu 
einer Art V,ersteigerung,sprinzip überzugehen. 
Durch letzteres konnte nicht nur d�e Siche
rung der Lieferungen trotz bestehender ver
traglicher Abmachungen .bee'inträChtigt wer
den, sondern es waren auch Auswirkungen 
preisliCher Natur zu ,erwarten. Allerdings hat 
eine Aussprache mit Spitzenfunktionären der 
Olwirtschaft 'Zu diesem Zeitpunkt ergeben, 
daß die Versol1gungslage bis Ende Jänner 
1 914 - wieder unter Berücksichti:gung der 
Eiusparung·smaßnahmen - als gesichert an
zusehen ist. 

Und hier möchte ich etwas unterbrechen 
und eines festhalten : Ich glaube, man muß 
betonen, daß in Osterreich auf Grund des 
Vertrauens der Repräsentanten der Mineral
ölwirtschaft zur Bundesregierung die Regie
rung laufend gewissenhaft informiert wurde. 
DadurCh war es möglich, daß die Regierung, 
der j eweiligen Situation entsprechend, j ene 
Maßnahmen setzte, die erforderlich waren. 

Zu dem damaligen Zeitpunkt, also noch 
Mitte Dezember, war es durchaus nicht sicher, 
ob es zu einer Rationierung, also zum letzten 
und für die Wirtschaft und die Bevölkerung 
sicherlich unangenehmsten Schritt, kommen 
muß oder nicht. Die nach dem Weihnachts-

Meine Herren von der Osterreichischen und Neujahrsfest eingetretene Entspannung 
Volkspartei !  Ich 'glaube, gerade Si,e sollten hat auch diesen Schritt nicht notwendig ge
dafür besonderes Verständnis haben, daß es macht. 
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Aber auch hier darf ich etwas sagen: Das 
Ziel der Regierung war es, die Bevölkerung, 
w enn es tatsächlich zu diesem letzten Schritt 
hätte kommen müssen, nur mit einem Mindest
maß an Unanehmlichkeiten zu belasten. Die 
Bevölkerung hätte sich nicht anstellen müssen 
um die Karten, um die Marken. Sie wären 
ihr zugestellt worden. Es wäre also in leichtest 
erträglicher Form über die Bühne gegangen. 

Wer auf Grund meiner Darlegungen über 
den tatsächlichen Verlauf die Entwicklung 
obj ektiv beurteilt, kann nur zu einer Fest
stellung kommen : Die veranlaßten Maßnah
men seitens der Regierung waren geradlinig, 
konsequent. Aber ganz besonders eines waren 
sie :  wahrheitsgetreu und immer ehrlich. Wo
bei die Regierung immer nur von einer Uber
legung bestimmt war : die Bevölkerung, die 
Wirtschaft nur mit j enem Maß an Belastungen 
zu konfrontieren, die auf Grund der j eweiligen 
Situation gerechtfertigt erschienen. 

Wenn man bedenkt, daß die Regierung in 
dieser beginnenden Situation weder über ein 
geeignetes Rohstofflenkungsgesetz noch über 
eine Verordnung betreffend die Meldepflicht 
von Olprodukten oder über eine gesetzliche 
Voraussetzung zur Einleitung von Sparmaß
nahmen verfügt hat, und demgegenüber fest
steht, daß die Bewältigung der aufgetretenen 
Probleme reibungslos vor sich gegangen ist, 
kann man die Leistung der Bundesregierung 
hier nicht hoch genug veranschlagen. 

Ich möchte aber auch nicht verabsäumen, 
bei dieser G elegenheit die Kooperationsbereit
schaft seitens der Interessenvertreter her
vorzuheben. Die Zusamzp.enarbeit mit der 
geradlinigen Regierungspolitik oder die Ver
bindung mit ihr war eine der Voraussetzun
gen, daß hier diese Entwicklung Platz greifen 
konnte. 

Ich persönlich bin glücklich wie auch dank
bar, daß in Osterreich eine Bundesregierung 
tätig war, die unbeeindruckt von den täg
lichen Hiobsbotschaften durch Presse und 
Fernsehen aus allen Teilen Europas in diesen 
Wochen Ruhe bewahrte und eine im höchsten 
Maße besonnene und verantwortungsbewußte 
Politik betrieb. 

Abgeordneter Minkowitsch, weil Sie gesagt 
haben, man soll miteinander reden, man soll 
s achlich die Probleme lösen: Wenn das alle 
Vertreter der Osterreichischen Volkspartei in 
diesen Wochen getan hätten, wäre sicherlich 
manche kritische Situation vermieden worden. 
(Beifall bei der SPtJ.) Denn ohne die Panik
mache durch einzelne Ihrer Sprecher, allen 
voran leider durch den Abgeordneten Doktor 
König, der sich täglich bemüßigt sah, Meldun
gen hinauszubringen, und dem es gutgetan 
hätte, wenn er in diesen WoChen öfter bei 
seinen Parteifreunden Mussil und Sallinger 
rückgefragt hätte, wäre einiges auch besser 
gewesen. Die ständigen, die ungerechtfertigten 
Vorwürfe, die immer von einem Extrem ins 
andere fielen, waren tatsächlich, so scheint 
mir, in mandlen Phasen eine Panikmache. 

Ich habe heute erst eine schlagwortartige 
Zusammenfassung jener Meldungen gelesen 
- und ich glaube, man muß sie anführen -, 
die über einen Teil der OVP-Presse oder ihr 
nahestehende Zeitungen gegangen ist. Da hieß 
e s :  "Benzin i st knapp, mit Diesel- und Heizöl 
schaut es nicht anders aus" ; "Jetzt droht uns 
das Chaos" ; "Liter Benzin 10 S" - das habe 
ich gezeigt -; "Im Fall einer Krise werden 
pro Autofahrer monatlich 40 Liter Benzin aus
gegeben" ; "Treibstoffkrise noch nicht been
det" i "Mais verfault" ; "Straßenwinterdienst 
vor dem Zusammenbruch". Apropos "Mais 
verfault". In diesen Tagen - Mitte Okto
ber -, als diese Situation Platz griff, hat 
der Präsident der Präsidentenkonferenz, Leh
ner, e-in lang,es Telegramm geschickt und dar
auf hingewiesen, daß das Verfaulen der Mais
ernte, die Vernichtung der Zuckerrübenernte 
unmittelbar bevorstehe. 

Meine Damen und Herren ! Wo ist eine 
Tonne Zuckerrübe, wo nur ein Wagen Mais 
wirklich verfault? (Zwischenruf des Abg. 
M i n k 0 w i t s c h.) Aus Energiemangel, Herr 
Abgeordneter IMinkowitsch f  Aus Energie
mangel. (Zustimmung bei der SPO. - Ruf 
bei der SPO: Lauter Panikmache!) 

Es muß nochmals festgehalten werden, daß 
j ede dieser Maßnahmen einvernehmlich vor
genommen wurde, also auch mit den OVP
Mandataren in der Bundeskammer und in der 
Landwirtschaftskammer. Und wenn Professor 
Koren sagt, daß diese Maßnahmen schlecht 
waren, dann muß er auch seinen Vertretern 
sagen, daß sie Schlechtes mitbeschlossen 
haben. 

Wie war dieser Wechsel kalt - w arm? 

In Osterreich gab es keinen Betrieb, der 
wegen Energiemangels stillstand, es gab 
keinen Menschen, der aus Energiemangel das 
harte Los der Teilzeitbeschäftigung oder gar 
der Arbeitslosigkeit in Kauf nehmen mußte. 
Im Gegenteil, die Beschäftigungssituation ist, 
wie wir heute schon gehört haben, denkbar 
gut. 

Zuerst muß die Rationi'erung her, dann ist 
das Pickerl schlecht. So war der Beginn. Und 

Leicht, meine Damen und Herren, wurde j etzt das Ende : Warum wurde das Pickerl 
es aber der Regierung sicherlich nicht ge- beschlossen? Es w ar von einem Vertreter der 
macht. Und ich kann nur eines sagen, Herr Osterreichischen Volkspartei, von Dr. König, 

99. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 89 von 115

www.parlament.gv.at



9770 Nationalrat XIII. GP - 99. Sitzung - 24. Jänner 1974 

Dr. Heindl 

die Forderung nach einem Sonntagsfahrverbot 
wie in anderen Ländern aufgestellt worden. 
Ja warum wurde es nicht gemacht? Aus 
zweierlei Gründen : Einesteils um - der öster
reichischen Fremdenverkehrswirtschaft Scha
den zu erspar-en, andernteils, damit jene 
arbeitenden Menschen, die von Montag bis 
Samstag arbeiten, nicht am Sonntag zu Hause 
bleiben müssen. 

Man hat sich auf den autofreien Tag ,ge
einigt - wieder einvernehmlich -, und was 
wurde später gesagt? - Uninteressant, 'bringt 
nichts ! - wobei auch das nicht wahr ist. Denn 
j eder, der hier mit off-enen Augen durch die 
Straßen fährt, ob das in Wi'en, in ISalzburg 
oder sonstwo ist, muß doch bemerken, daß 
wesentlich weniger Verkehr ist, daß man an
standslos und flüssig durch die Straßen fahren 
kann! Wenn man das kann, dann müssen 
Autos zu Hause stehen, und wenn sie zu 
Hause stehen, dann muß man Benzin erspal'en. 
Das ist logisch. 

Thema Rationierung. Warum ist man vor 
der Rationierung zurückgeschreckt? War das 
wirklich die Ultima ratio? Ich habe sie nicht 
persönlich erlebt, aber ich habe mir erzählen 
lassen - sowohl von j enen, die sie als Betrof
fene edebt haben, als auch von j enen, die sie 
organisielit haben, das heißt, von den Beamten 
-, und als ich das -gehört habe, halbe ich mir 
gesagt : alles, nur nicht Rationierung! W,enn 
wir in Länder -gefahren sind, ,in denen sie 
gemacht wurde, haben wir erlebt, wohin das 
geführt hat : zu katastrophalen Entwicklungen. 
Auch hier kann man nur sag-en, G ott sei Dank 
war nicht die OVP entscheidend, die ständig 
- durch einzelne V'ertreter, das muß ich be
tonen - nach Rationierung gerufen hat. 

Es wurde der Regierung vorgeworfen, in 
der Woche vor dem 2 1 . Oktober w.ird alles 
vorhandene 01, Benzin und sonstige Mineral
ölprodukte nur deswegen ausgeliefert, damit 
am 2 1 .  Oktober in Oberösterreich und Wien 
ruhig gewählt wird, gewählt im Sinne der 
Sozialisten. Ungeheuerlich,e Unterstellungen ! 
Am 22. Oktober wurde nämlich mehr ausge
liefert, genauso wie vorher. Es hat sich nichts 
geändert. 

Oder kurze Zeit später hieß e s :  Es drohen 
kaUe Weihnachten. Einige Tage später:  Keine 
kalten Weihnachten, bis zu Weihnachten wird 
noch ausgeliefert, aber nach Weihnachten ist 
die Katastrophe dann da. Das waren die 
Extreme : hin und her, zick und z ack. Und 
dieser Zickzackkurs, meine Damen und Herren 
von der Osterreichischen Volkspartei, war es,  
der t-eilweise unsere Bevölkerung verunsichert 
hat. 

Sie haben der Regierung ,einen Zickzack
kurs vorgeworfen. In Wirklichkeit war es ein 
Zickzackkurs der OVP-Argumente und sonst 
nichts . (Beifall bei der SPO.) 

Aber zum Glück hat sich diese Regierung 
weder diesen Zickzackforderungen angeschlos
sen, noch hat sie ihre Politik nach permanen
ten Meldungen über die katastrophale inter
nationale Energiesituation ausgeriChtet, son
dern die nüchternen Tatsachen, die ich er
wähnen durfte, waren und sind weiter die 
Grundlagen der Regierungspolitik! 

Jetzt plötzlich sagt Professor Koren: Es gibt 
eh keine Krise, es hat keine gegeben. - Ich 
habe gar nicht genau mitgekriegt, was er 
wirklich meinte. Abgeordneter Graf hat ge
sagt, es gab keine Krise. Das ist auch meine 
Meinung, das .ist auch unsere Meinung. Aber 
bitte, so leicht, wie es sich Herr Professor 
Koren macht, j etzt zu sagen, es gab eine 
Krise, und wenn es j etzt keine mehr gibt, 
ist es nur ein glücklicher Zufall, so leicht 
kann man -es sich nicht machen. Solche Argu- , 
mente kann man sich ersparen. 

Aber eines - Herr Professor Koren ist 
leider nicht hiler - möchte ich bei dieser 
Gelegenheit anschneiden - auch Herr Abge
ordneter Graf hat es erwähnt -, das Thema 
der Glaubwürdig),{.eit des Dr. Staribacher. 
Wenn der Herr Professor Koren glaubt, daß 
dieser Minister Staribacher, der 'bei seinen 
Parteifreunden Mussil und Sallinger im hohen 
Maße . . . (Abg. Dr. M u s s i 1: Bei seinen 
Parteifreunden?) Bei seinen Parteifreunden, 
und ich nehme an, Sie sind ·ein Parteifreund 
von Professor Koren. (Abg. Dr. M u s  s i  1: 
Von Dr. Koren, ja!) Ja, ich nehme das an. 
Wenn Professor Koren glaubt, daß Minister 
Staribacher bei Ihnen, Herr Dr. Mussil, also 
und bei Herrn Präsidenten Sallinger, so 
scheint es mir und schien es mir in der Ver
gangenheit, und ich hoffe es auch sO, ein 
hohes Maß an Glaubwürdigkeit und Ver
trauen genießt und dieses verloren hat, dann 
müssen wir Sozialisten - meine Damen und 
Herren von der asterreichischen Volkspar
tei - unserem Freund Staribacher sagenl er 
soll Herrn Dr. Mussil und Herrn Präsidenten 
Salling'er auch die Frage stellen, ob sie die 
Meinung des Dr. Koren teilen. Wir Sozialisten 
glauben nämlich, nein, wir sind überzeugt 
davon, daß die überwältigende Mehrheit 
unseres Landes dies,em Minister, der von 
vi elen als Inbegriff der Ehrlichkeit und Glaub
würdigkeit mit Respekt geschätzt wird, auch 
weiterhin diesen Respekt und di'ese Ehrlich
keit zollt und daß er bei der Bevölkerung ein 
Höchstmaß an Vertrauen genießt. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. G r a  f: Seine Ehrlichkeit 
habe ich nie angezweifelt!) 
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Aber ich darf mim nun mittel- und länger
fristigen Uberlegungen zuwend,en, und im 
Lichte der Erfahrungen kann man sagen, daß 
die gegenwärtige Krise nicht nur bei uns in 
Osterreich, sondern aum in Europa primär 
kein Mengenproblem, sondern in erster Linie 
ein Preisproblem geworden ist, das durch die 
Entwicklung im arabischen Raum nur noch 
akzentuiert wurde. 

Gewiß sind di'e uns derzeit zugänglichen 
Ener,gievorräte begrenzt, mit ihrer Erschöp
fung muß einmal gerechnet werden. Aber von 
di esem Zeitpunkt sind wir sicherlich noch weit 
entfernt. Das soll nicht bedeuten, daß wir die 
Lösung eines etwaigen späteren Energie
mangels unseren Kindeskindern überlassen 
und uns keine Gedanken darüber machen 
sollen. Nur sollen wir die Probleme sdlarf 
auseinanderhalten, die sich in fernerer Zu
kunft stellen und die heute für uns aktuell 
sind. 

Die Olpolitik der amerikanischen Unter
nehmungen bis zur Botschaft Nixons hatte 
zur Folg,e, daß der Absatz für ihre Produkte 
in Europa gesucht wurde. Durch den niedrigen 
Preis wurde nicht nur die traditionelle Kohle 
zu einem guten Teil verdrängt, sondern auch 
die rasche Zunahme des Kopfverbrauches ver
urs acht. Wir haben uns an einen niedrigen 
Energiepreis gewöhnt. Es wurde nicht nur in 
Kauf genommen, daß W,esteuropa, das 1 956 
noch zu mehr als 80 Prozent seines Energie
bedarfes aus eigenen Quellen deckte, heute 
mehr als 60 Prozent seines Energiebedarfes 
durch Importe bestreiten muß, sondern es 
wurde das Risiko akz'eptiert, ,eine Umstellung 
vorzunehmen, die sich niCht mit .gleichen, 
relativ einfachen Mitteln rückgängig machen 
läßt. In Osterreich war die Entwicklung ähn
lich. War unser Import 1 960 noch zirka 36 Pro
zent, beträgt er heute bereits 56 Prozent. 

Vor allem aber führte der ntedrige Energie
preis mit Notwendigkeit dazu - und das war 
vermutlich eine der tragischen Entwicklun
gen -, daß der ökonomische Anreiz für 
Energieeinsparungen in weiten Bereichen der 
Produktion entfallen ist. AuCh in der Sphäre 
des Konsums, wo weniger rationelle Kriterien 
als in der Güterproduktion gelten, ist das 
Ergebnis das gleiche. Das Problem, das sich 
stellt, ist in erster Linie, mit höheren Ener.gie
preisen zu leben, mit Preisen, die aber die 
Erschließung neuer herkömmlicher Energre
vorkommen, wie etwa der Erdöl- und Erdgas
vorkommen im Festlandsockel der Kontinente 
oder in ,größeren Tiefen, wieder rentabel 
machen oder die es erlauben, bisher kaum 
genützte Energiequellen in wirtschaftlich ver
tretbarer Weise zu verwerten. Es freut mich, 

daß zumindest die Preiheitliche Partei diesen 
unseren Standpunkt akzeptiert und begrüßt. 

Die Steigerung des Rohölpreises in den 
Förderländern auf das fast DreifaChe des 
Standes von 1 97 1  eröffnet den Weg zu diesen 
Quellen. Abe r  auch nicht zu mehr. Die 
Nützung ni€driger Naturpot'entiale ,  wie der 
Windenergie, der Erdwärme und auch der 
Sonnenenergie im großen Stil, wird sicherlich 
in nächster Zeit im Hinblick auf die hohen 
Investitionskosten noch nicht möglich sein. 

ICh halte aber auch ein anderes Problem 
für wiChtig, das am Ausgangspunkt steht. Ist 
der Energiebedarf, den wir heute haben, be
gründet? Worauf 'beruht die antizipierte Zu
nahme? 

W'enn wir diese Fragen prüfen, müssen wir 
feststellen, daß sie uns an Zeiten erinnern 
werden, wo die Menschen siCherlich über 
weniger an Gütern und sozialen Möglidlkeiten 
verfügt haben als heute, aber auch erheblich 
weniger an Energie verbraucht haben. 

Wenn wir sorgfältig nachdenken, werden 
wir feststellen, daß die berühmte Korrelation 
zwischen Energieverbrauch und Bruttosozial
produkt einen Zusammenhang darstellt, der 
vielleiCht neuerlich näher untersucht werden 
sollte. 

Es besteht kein Zweifel daran, daß unsere 
Misthaufen überproportional wachsen, daß 
unsere angebliche Uberflußg'esellschaft uns 
einen Uberfluß von EntbehrliChem, ja Lästigem 
beschert, das wir loswerden wollen, und daß 
ferner auch Dinge, die unser Vermög·en bilden, 
rascher verschleißen, als dies vielleicht unbe
dingt notwendig wäre. 

Es ist zu begrüßen, daß die Bundesregierung 
in der Regierungsklausur am 15. Jänner Leit
linien für einen österreichischen Energieplan 
beschlossen hat, einen Energieplan, der im 
Einvernehmen mit den 'Interessenvertretun
gen in den nächsten Monaten ausgearbeitet 
werden wird. 

Die Entwicklungen in der Vergang,enheit 
haben gezeigt, daß die Erstellung längerfristi
ger Energieprognosen problematisch ist. Aus 
diesem Grund ist in diesen Leitlinien vor
gesehen, daß der Energiepl.an jährlich der Ent
wicklung adaptiert werden soll. 

Die starke Abhängigkeit der Energieversor
gung Osterreichs vom Ausland wird sich zwar 
nicht grundlegend beheben lassen, doch kön
nen die daraus resultierenden Auswirkungen 
durch wohlüberlegte Maßnahmen wie die 
weitestgehende Ausnützung inländisCher 
Energievorkommen und die breUe Streuung 
der Importe sicherlich gebessert werden. 
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Mein Parteifreund Sekanina hat sich mit 
den Verdiensten der Sozialisten bezügliCh der 
Energiepolitik schon besChäftigt. 

ICh darf hiezu nur noch. folgendes fest
stellen : Die Haltung der Sozialistischen Partei 
in Energiefragen war seit 1 945 'eindeutig und 
konsequent. Diese kontinuierliche Entwicklung 
der Energiepolitik fand nur 1 966 eine j ähe 
Unterbrechung, die, wie Abgeordneter Zingler 
schon gesagt hat, ausschließlich auf die 
Korensche Krankheit zurückgeht: Er hat auf 
Grund seines Pessismus, der siCh letztliCh 
immer als unrichtig erweist, eine Entwicklung 
eingeleitet, die dazu geführt hat, daß in der 
Zeit von 1 966 bis 1 970 Bauwerke lediglich 
für eine Leistung von 65 1 Megawatt beschlos
sen worden sind, während seit Antritt der 
Regierung Kreisky hier die Ziffer 2340 ge
nannt werden kann, also das ist fast das Vi,er
fache. 

Wie ernst, meine lDamen und Herren, soll 
man daher die Argumente nehmen, wenn 
heute die Osterreichische Volkspartei, allen 
voran ihr Energiesprecher Dr. König, sagt: 
Noch. mehr Ausbau der Kraftwerke ! Herr 
Dr. König!  Was Sie fordern, wird schon seit 
1 970 getanI 

Es ist sehr zu 'begrüßen, daß die derzeitige 
Regierung aber auch die übrigen östeneichi
schen Energievorhaben, Erdgas, Erdöl und 
auch Kohle besonders berücksichtigt und wei
tere Aufschließungstätigkeiten unterstützt. 
Nach Jahrzehnten wird jetzt erstmals wieder 
mit Unterstützung des Bundes nach Kohlen
vorkommen g·esucht. 

Die Streuung der Importe hat den Anschluß 
an möglichst viele Leitungssysteme zur Vor
aussetzung. Daher wird der Ausbau d er inter
nationalen L,eitungen der Verbundgesellschaft 
unterstützt, wie auch der B au der beiden 
großen internationalen Erdgasleitungen, die 
über Osterreich führen, seitens dieser Bundes
regierung gefördert wird. 

Dem Anschluß an das internationale G as
leitungssystem, das einerseits mit sowj eti
schem und andererseits mit algerischem Gas 
gespeist werden wird, kommt auch deshalb 
besondere Bedeutung zu, weil erstmals damit 
auch die westlichen Bundesländer in die Lage 
versetzt werden, sich so wie die östlichen 
Regionen unseres Landes mit dieser umwelt
freundlichen Energie zu versorgen. 

Der Beschluß, die Kapazität der Raffinerie 
Schwechat auf 14 ,3  Millionen Jahresdurchsatz 
zu erhöhen, bedarf im Hinblick auf die Ent
wicklung der letzten Wochen keiner besonde
ren Begründung. Hervorzuheben ist j edoch 
die Begleitmaßnahme, nämlich die Errichtung 
eines neuen Zentraltanklagers im oqeröster-

reichischen Raum, das mit einer Produkten
pipeline von Schwechat beliefert werden wird. 
leb sehe, Herr Dr. Stix, hier a'bsolut keinen 
Widerspruch, wenn man eine Produktenpipe
!ine baut und überlegt, ob es nicht doch zweck.
mäßig ist, eine zweite Raffinerie im Ober
österreichischen zu errichten. (Abg. Doktor 
S t i  x: Es soll keine Fehlinvestition sein!) 
Das wird man genau prüfen, denn diese Regie
rung trifft ihre Entscheidungen nur auf Grund 
genauer Prüfungen I (Beifall bei der SPO.) 

Die Bundesregierung beweist mit diesen be
schlossenen Leitlinien, daß sie nicht nur 
mittelfristige Zielsetzungen verfolgt, sond'ern 
auch langfristige Pläne zur Erschließung neuer 
Energiequellen erarbeiten muß sowie die 
grundlegend verbesserte Nutzung schon be
kannter Energiequellen zu verfolgen hat. 

Meine Damen und Herren! Aus meinen Dar
legungen haben Sie ersehen, daß diese Regie
rung auf dem Sektor der Energiepolitik in 
der Lage war, beunruhi,gende Erscheinungen, 
deren Ursachen nicht in

' 
OsteHeich gelegen 

sind, in einer Art zu bewältigen, daß es für 
die österreichische Bevölkerung nur zu einem 
Mindestausmaß an Unannehmlichkeiten ge
kommen ist. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
W i t h a I  m.) Hätten Sie Ereignisse wie in 
England wollen, Ereignisse, die dle Regierung 
Heath verursacht? Aber Sie wollen das nicht 
zur Kenntnis nehmen. Sie hätten vermutlich 
lieber gesehen, daß es noch zu kritischeren 
Erscheinungen gekommen wäre, um zu sagen : 
Die Regierung hat versagt. 

Nein, meine Damen und Herren, die öster
reichische Bevölkerung weiß, daß uns die Re
,gierung Kreisky durch ihre konsequente 
Politik das Los der Arbeitslosigkeit, wie e s  
in England der Fall ist, die Entwicklung, wie 
sie in anderen Staaten festzustellen war, er
spart hat. 

Diese Regi·erung hat aber auch die Signal
wirkungen, welche die letzten Wochen und 
Monate g,ezeigt haben, zum Unterschied von 
der Regierung Klaus 1 967 und 1968 erkannt. 
Damals - und das hat Ihr Klu'bobmann 
Dr. Schleinzer in einem ORF-Interview bestä
tigt - hat man Uberlegungen angestellt, was 
man machen könnte. Geschehen ist 1 967 und 
1 968 nichts, gar nichts, während diese Regie
rung mit aller Vehemenz die erforderlichen 
Maßnahmen setzen wird. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist Abgeordneter Dr. Schmidt. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Schmidt (FPO) : Herr Präsi
dent! Hohes Hausl Meine Damen und Herren! 
Mein Herr Vorredner wird natürlich Verständ-
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nis dafür haben, daß ich seine dicke Lobrede 
auf die Bundesregierung und deren Maßnah
men nicht teilen kann, denn das, was hier vor
getragen worden ist, mut.et etwas merkwürdig 
an. 

Diese Regierung und die Regierungspartei 
orientieren sich partout immer an den schlech
ten Beispielen, an den Streiks, bei den wirt
schaftlichen Verhältni'ssen an England, bei den 
Unsimerheitsverhältnissen an Amerika und so 
weiter. Und weil wir da immer "besser" sind 
- dort liegen aber ganz andere Verhältnisse 
vor -, wird die RegdJerung über den grünen 
Klee gelobt. 

Meine Damen und HefIlenl Ich 'glaube,  daß 
die Maßnahmen dieser Regierung Lm V'ergan
genen Herbst, als die ersten, sa'gen wir, kri,sen
haften Erscheinungen aufgetreten sind, doch 
durch ein beträchtliches Maß an Unsicherheit 
und Kopflos'igkieit gekennzeichnet waren. 

Das beginnt doch schon bei der Einführung 
von Tempo 1 00 ohne ausreichende ,gesetzliche 
Grundlage. Das steht doch heute fest. Das 
setzt sich dann im "Pickerltheater" fort, das 
zwar heute hier so gelobt worden ist, aber 
doch einen relativ '9roßen �erwaltungsauf
wand hervorgerufen hat, mit einigermaßen 
spüvbaren Einnahmen für Bund und Länder 
- das gebe -ich schon zu -, was die Sonder
genehmigungen betrifft. Offensichtlich stellt 
sich heraus, daß diese Maßnahme gar nicht 
notwendIg war, daß man sie wahrscheinlich 
in abselrbaDer Zeit aufheben wird. Es drängt 
sich der Verdacht auf, daß man ,sie nur des
weglen nicht aufheben wird, um die zahlreichen 
Entrichter von Gebühren für Sondergenehmi
gungen nicht vor den Kopf zu stoßen und um 
in ihnen nicht das Gefühl aufkommen zu las
sen, sie hätten umsonst bezahlt. Eine Primitiv
aktion, die viel Staub aufgewirbelt hat. 

Und .genauso wie s'ich diese, ich möchte 
sagen, Unsicherheit und Ratlosigkeit der Re
gierung zu Beginn 'der krisenhaften ErsChei
nungen manifestiert hat, so ist in analoger 
Weise auch der heutige Bericht ohne Namen, 
Bezeichnung oder Titel zu werten, nämlich 
als eine Aneinanderreihung von Binsenwahr
heiten, nostalgischen Betrachtungen und auf
gewärmten alten Ankündi'gungen von zwei 
vorangegangenen Riegierungserklärungen. 

Meine Damen und Herren l Wir hätten 
eigentlich dieser "bestvorbereiteten Regierung, 
die es j emals '9aJb" zugemutet, daß sie bei 
solchen krisenhaften Erscheinungen oder sol
chem Rückgang der Prosperität oder Verlang
samung des Wirtschaftswachstums - wie Sie 
es haben wollen - doch einigermaßen vorbe
reitet ist, nicht gleich in Konfusion gerät und 

daß die Koordinierung 'innerhalb der Regie
rung doch etwas besser abgestimmt ist; daß 
nidlt der Herr Handelsminister im Fernsehen 
optimistische Erklärungen abgibt und der Herr 
Bundeskanzler den sorgenvollen Landesvater 
mimt, der gerne, eine Blut-, Tränen-, Schweiß
Atmosphäre erzeugend, von harten Zeiten 
spricht, die auf Osterreich, Europa und die 
Welt nun heIieinbrechen werden. Das macht 
sich natürlich immer ganz '9ut, wenn man das 
dem Staatsbürger so drastisch vor Augen hält. 

Dersel'be Bundeskanzler 1'st aber zugleich 
immer parat, wenn ,es Igilt, aus wahltaktischen 
Uberlegungen verheißungsvolle Zusagen zu 
machen oder geschickt anzudeuten. Oder ist 
es etwas anderes als WahltakHk, wenn er 
zum Beispiel ,im oberÖ'sterreichischen Wahl
kampf der Landwirtschaft den Bezug von billi
gem gefärbtem Dieselöl in Aussicht stellt, wa:s 
er verklausuliert, indem er sagt, man werde 
prüfen und so weiter? Es hatte doch damals 
diese Äußerung keinen anderen Zweck, als 
bei den Bauern Hoffnungen zu eIWecken, Hoff
nungen, die sich dann am Wahltag ,in Wä'hler
stimmen ni1ederschlagen 'sollten, obwohl doCh 
der Herr Bundeskanzler wissen mußte, daß der 
Herr Finanzminister ,in dieser Frage längst 
gegenteiliger Meinung war, in einer Meinung, 
die wir ja heute ausführlich von ihm, vom 
Finanzminister, allerdings unter Mißhrauch der 
Fragestunde, vorgelesen und dargestellt be
kommen haben. 

Meine Damen und Herren! Ich kann nicht 
glauben, daß der Herr Bundeskanzler diese 
profilierte Meinung seines Finanzministers 
seinerzeit bei Abgabe seiner optimistischen 
Erklärung im oberösterreichischen Wahlkampf 
nicht g,ekannt hat. Ich kann es nicht glauben I 
Das sind Tricks, deren sich die Bundesr€'9ie
rung für Zwecke des Wählerfanges nicht be
dienen ,sollte. 

Solche und ähnliche Halbwahrheiten und 
Andeutungen durch�iehen auch diesen Bericht. 
Man spricht zum Beispiel - und damit komme 
ich auf Punkte , ,die heute hier nicht in dieser 
Ausführlichkeit wte energiepolitische Maßnah
men besprochen worden s'ind - auf Seite 36 
des Berichtes vom Ausbau der Spitäler. Diese 
Ausführungen geraten, man möchte fast sagen, 
nahezu an die Grenze einer euphorischen Ge
dankenschwelgerei .  Wa,s wird da nicht alles 
mit dieser runden Milliarde 'im Jahre 1914 
geschehen : die strukturelle Reform der Spitä
ler, der modernste Stand der Medizin wird 
herbeigeführt, die Versorgung des einzelnen 
wird vervollkommnet, Zentral- ,  Schwerpunikt
und Stan'dardspHäler wird es -geben und so 
weiter und so fort. 
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Sie gestatten doch, meine Damen und Herren 
der Regierungsfraktion, daß wir hi,er ,etwas 
skeptisch 'sind. 

Diese Skeps-is ist zunächst in der bisherigen 
Tätigkeit des Bundesministeriums für G esund
heit un'd Umweltschutz und seiner Ressort
leiterin be'gründet, da doch das völHge Ver
sagen dieses Mini!steriums zum Heispiel auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes offen zutage 
tritt. Noch dazu ist bei einem längst vorlie
genden HumanprograJIllm von diesem Human
programm gar nichts auf dem Gebiet des Um
weltschutzes realisiert worden, und das ange
skhts des völligen Versagens bei der Erstel
lung eines gesun'dheitspolitischen Konzeptes, 
in dem auch keine Finanzplanung vorhanden 
ist, und angesichts des völligen Dilettantismus 
bei der Planung der Gesundenuntersuchung. 

Ich persönlich bringe den DarsteUungen im. 
heuti-gen Bericht über den Ausbau de's Gesund
heitssektors deswegen eine gesunde Portion 
Skepsis entgegen, weil man sich nur vor Augen 
führen braucht, wie es in den 'großen Städten 
aussieht , die bisher j ahrzehntelang von Sozia
listen verwaltet worden sind. Ich kann als 
Wiener Abgeordneter vor allem für Wien 
sprechen und muß fragen: W-ie schaut es denn 
aus in der Gesundheitsverwaltung der Sta:dt 
Wien? 

Da gibt es zunächst die vernichtende Kritik 
des R:echnungshofes in seinem letzten Bericht. 
Da haben wir als Anschauungsunterricht, so
zusagen blitzHchtartig erhellt, die Situation 
vom letzten Donnerstag, als durch e'inen Scha
den für Wien der Strom ausgefallen ist. Die 
Wiener �irrderspitäler, hat ,s ich herausgestellt, 
besitzen nicht einmal ein Strom aggregat. Die 
Inkubatoren für Frühgeburten konnten nicht 
erwärmt werden, 'die Schwestern mußten mit 
Mund-zu-Mund-Beatmung arbeiten. Die Steri
lisationslanlagen in den Wiener Sp,itälern 
waren lahmgelegt und anderes mehr. Nur ein 
einziger Schaden an einem Kabel , und schon 
ist mit ,einem Schlag erhellt, daß von der 
Gesundheitsverwaltunrg einer Stadt, die durch 
viele Jahrzehnte unter sozial-istischer Führung 
steht, nicht vorgesorgt worden ist . 

Oder:  Wie schaut es aus mit der Altenver
sorgung des einzelnen? Seit dem Bau des 
Lainzer Spitals ist praktisch in Wien k,ein 
AItenspital errichtet worden. Und man m ag 
zu dieser Frau Dr. Mila Kars stehen, wie man 
will - sicherlich eine eigenwillige Persönlich
keit -, aber sie hat doch Dinge an den Tag 
gebracht, die für die "sozialste Stadt OsteT
reichs" eine Schande sind. 

Oder: Wissen Sie, wenn ,in dem Bericht, der 
uns heute vorliegt, vom Schwerpunktspital die 
Sprache ist, d aß im Jahr 196 1  in W'ien be-

schlossen worden ist, ein Schwerpunktspital 
in Stadlau zu bauen, das Kranrk.enhaus Ost in 
Stadlau? Es ist bis heute nicht gebaut. Jedes 
Jahr standen Beträge im Wi:ener Budget, sie 
wurden nie realisiert. Der Herr Klutbobmann 
der SPO, der Herr Kollege Weisz, wird mir 
sicherlich auch beipfl'ichten, daß hier j ahre
lange Verzögerungen stattfinden. 

Oder :  Das Allgemeine Krankenhaus, meine 
Damen und Heuen, 50 Prozent . . . (Abg. Dok
tor F i s  e h e  r: Wenn einer das Thema verfehlt 
hat, dann sind es Sie, Herr Kollege!) 

Herr Kollege Fii'Scher l Es ist doch wohl der 
Schluß 'Zulässig vom größten BaHungsgebiet 
in Osterreich unter ,sozialistischer Verwaltung 
auf die sozialistische Gesundheitspolitik. Das 
werden Sie doch. nicht abstreiten . Da kann 
man nicht sagen, das -gehört in den Wiener 
G emeinderat. 

Man kann das vor allem nicht beim Allge
meinen Krankenhaus sagen, das zu 50 Prozent 
aus Bundesmitteln finanziert w.ird und zu 
50 Prozent aus Gemeindemitteln. Aber 
ich gebe zu, daß es sicherlich unangenehm 
ist, wenn man im Bericht diese euphorische 
Schilderung über die Zukunfts aus-sichten unse
rer Spitäler liest und hier das B eispii1el im 
größten B allungsgebi et unter sozialisUscher 
Verwaltung in Osterreich hat. 

Herr Dozent Stacher, der neue Gesundheits
stadtrat, hat dieses Spital besichtigt und hat 
dann eine s ehr kritische Betrachtung daran ge
knüpft, sodaß d:ie "Kronen Zeitung" , offen
sichtlich inspiriert durch die Ergebnisse dieses 
Besuches, schrieb : "Steuermillionen beim AK 
verjuxt." 

Meine Damen und Herren! Das sind also 
die Zustände, und die sind natürlich keine 
Empfehlung, di,e Ausführungen d es Bundes
kanzlers üb er die künftigen Pläne im Gesund
heitswesen, noch dazu unter diesem Ressort
chef, mit zuversichtlicher Erwartung entgegen
zunehmen. Ich glaube eher, daß das G egenteil 
der Fall sein muß, daß wir dies-en Äußerungen 
äußerste Skepsis un1d d1esen Ausführungen 
äußerste Zurückhaltung entgegenbringen müs
sen. 

Das gilt aber auch für andere Pläne der 
Regierung, die in diesem Bericht zum Ausdruck 
kommen. Die Pläne der R egierung auf dem 
Verkehrssektor - ich weiß nicht, ob es die 
Pläne der gesamten RJeg-ierung oder die Pläne 
der halben Regierung oder nur einz'elner Mini
ster sind - können doch nicht unwiderspro
chen bleiben. Ich meine die Pläne der Finan
zierung des Verkehrs, die Umschichtung. Ich 
weiß schon, daß sich die Regierung in ihrer 
Budgetpolitik schwer tut, weil sie infolge ihrer 
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großzügigen Verteilungspolitik zu wenig Mit
tel für wirklich notwendige Aufgaben, für 
echte Anliegen des Staates und seiner Be
völkerung hat, dort, wo es notwendig ist, 
zuzuschießen und Investitionsspritzen zu 
geben. 

Gewiß, j ede Regierung hat sich bisher noch 
nach der Decke strecken müssen, keine hat 
noch 'aus dem Vollen geschöpft, aber daß man 
j etzt versucht, einen großen, bedeutenden Sek
tor wie den Straßenbau zugunsten eines ande
ren ebenso bedeutenden Sektors wie des Ma,s
senverkehrs finanziell anzubohren, anzuknab
bern, noch dazu wo der Massenverkehr :in den 
Ballungsräumen nicht in die Ingerenz oder 
nur zum Teil in die Ingerenz des Bundes .fäUt, 
das ist nur dieser Regierung vorbehalten ge
blieben. 

Wir Freiheitlichen verkennen keineswegs 
den Investitäonsibedarf der Usterreichischen 
Bundesba'hnen und auch nicht ihre Finanznot, 
aber es wird eben Auf,gabe des Staates, des 
Finanzministers sein, andere Finanz'ierungs
quellen, andere Finanz'ierungsoperationen zu 
erschließen, und es wiI1d Auf.gabe des Ver
kehrsminister,s sein, dafür zu sorgen, daß 
dieSle so erschlossenen Gelder rationell und 
optimal Verwendung finden. 

Mein Parteifreun1d Stix hat ja in der ver
gangenen Budgetdebatte klare, konzeptive 
Vorschläge zu diesem Thema erstellt. Aber 
dem Straßenbau noch etwas wegzunehmen, 
der ohnehin j ährlich um 3 Milliarden zuwenig 
hat und daher die zu erwartende Vollmotori
sierung sicherlich nicht wird bewältigen kön
nen, das ist unserer Meinung nach absurd. 
G eben müßte man ihm etwas, aber nicht etwas 
wegnehmen ! (Präsident P r o  b s t übernimmt 
den Vorsi tz.) 

Meine Damen und Herren! Ich brauche in 
diesem Saal über die Bedeutung, über die 
Wichtigkeit des Fremdenverkehrs für unsere 
Wirtschaft nicht zu sprechen, aber es ,ist auch 
hier irgendwie ein Widerspruch. 

Der Herr Handelsminister Stari<bamer be
gründet die Einführung des autolosen Tages 
damit, daß die 20.000 Tonnen Benzin für die 
Zeit angespart werden müßten, wenn ;im Som
mer die Fremden in unser Land kommen; sozu
sagen daß sie kommen nach dem Grundsatz : 
Fahr nach Osteneich tanken I 

Aber der Straßenbau, der für diesen Frem
denverkehr notwendig ist, der soll einge
schränkt werden, der muß eingeschränkt wer
den, wenn man ihm etwas wegnimmt, denn 
die Wegnahme von rund einer halben Mil
liarde an Straßenbaumitteln ist ja sehr fehl 
am Platz. 

Dieses widersprüchliche Verhalten der Bun
desregierung ist auch ein si'gnifikantes Merk
mal für die Unsicherheit und für die man
gelnde Koordinierung. Es war eigenartig und, 
ich möchte sag'en, kudos, auf dem Fernseh
schirm die Vorgänge anläßlich der Klausur
tagung in Baden zu beobachten :  An dem 
einen Tag waren sich alle einig. Da hat der 
Herr Bautenminister Moser mit Hilfe der 
Landespolitiker den Ansturm des Finanzmini
sters und des Verkehrsministers abgeschlagen, 
und so gleichsam zwischen Abendessen und 
Frühstück wurden dann sozusagen Geheim
pläne ausgeheckt, wie man die Straßenbau
front des Bautenministers plus Landespoliti
ker vom Vortag doch noch überspielen, um 
nicht zu sagen düpieren könnte. (Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Das war gar nicht geheim!) Nein, 
nein, es war nicht 'geheim, aber e's war kurios, 
muß ich sa'gen : Am ersten Tag ,einig, und 
am zweiten Tag doch noch ein Plan, der an
scheinend in der Nacht ausgeheckt wOJ1den ist. 

Die Begründung, die dieser Bericht für diese 
Umschichtung bringt, ist nicht sehr stichhältig. 
Da sind zunächst einmal die 1 00 Millionen 
Bundesmineralölsteuer, welche die Osterrei
cbischen Bundesbahnen entrichten müssen. Es 
ist sicherlich ver,ständlich:  Man kann schwer 
verlang,en, daß ,ein Verkehrsträger einen 
anderen, sozusagen die Konkurrenz, mitfinan
ziert. Aber es ist doch auch bekannt, daß es 
eine Vereinbarung zwischen Straße und 
Schiene gibt, daß sozusagen als G egenleistung 
dafür die Schnittpunkte von Schiene und 
Straße, also die b ahn gleich en Kreuzungen, mit 
Hilfe dieses Betrages, aus dilesen Mitteln der 
Bundesmineralölsteuer hergestellt werden, 
repariert werden. 

Wer wird das künftig bezahlen, wenn diese 
1 00 Millionen weggenommen werden? Hier 
drängt sich doch die FOJ1derung auf, daß eine 
Kostenteilung 50 zu 50 stattfinden wird müs
sen. Ob das dann die Bundesbahn befriedigt, 
weiß ich nicht. 

Der zweite Faktor und der gewichtigere ist 
die Landwirtschaft. Zugegeben, die Landwirt
schaft bezahlt die Mineralölsteuer, benützt 
aber nur in einem sehr geringen Ausmaß das 
Straßennetz, obwohl ein gutes Straßennetz 
- auch das muß gesagt werden - für die 
Aufschließung landwirtschaftlichen Grund und 
Bodens zur Verfügung stehen muß. Aber wenn 
man schon, wie es der Bericht tut, die Bauern 
zu Nichtstraßenbenützern stempelt und daher 
die Bundesmineralölsteuermittel hier dem 
Straßenbau entziehen will, so muß ich doch 
fragen : Mit welchem Recht ,sollen diese Mittel 
dem Verkehr in den Ballungsgiebieten zu
kommen? Wo ist da der Zusammenhang zwi-
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sehen Landwirtschaft und Verkehr in den I stische Autofahrer, dort der proletarische Be
Ballungsgebieten? Das ist dom nicht sehr nützer der öffentlichen Verkehrsmittel! 
logisch, daß der B auer zwar nicht mehr die 
Straße, aber dafür zum B eispiel die W,iener 
Schnellbahn mitfinanzieren helfen soll. Denn 
als Begründung für diese Umschichtung steht 
ja im Bericht, d aß die s e  480 Millionen 
- 1 00 Millionen Bundesbahn, rund 380 Mil
lionen Landwirtschaft - dem Verkehr in den 
Ballungsgebieten zukommen sollen, und dieser 
Verkehr soll einen starken Ausbau erfahren. 

Dann wird noch von der maximalen Zusam
menarbeit zwischen den beteiHgten Gebiets
körperschaften gesprochen, die notwendig 
wäre, weil j a  dieser Nahverkehr in den 
Ballungsgebieten 'zum 'großen Teil nicht in die 
Ingerenz des Bundes fällt. 

Damit kein Mißverständnis entsteht, meine 
Damen und Herren : Auch wir -glauben, d aß 
in den Ballungsgebieten der Massenverkehr 
Vorrang haben soll. Aber bitte : Dieser Vor
rang kann nimt, wie es zum Beispiel das 
sozialistische Verkehrsprogramm vorsieht 
oder die Studi,e des Kommunalwissenschaft
lichen Dokumentationszentrums, erzwungen 
werden, sondern unserer Meinung kann dieser 
Vorrang nur durch Hebung der Attraktivität 
der öffentlichen Verkehrsmittel herbeigeführt 
werden. Es muß also ein Anreiz geg.eben 
werden, d aß der Autofahrer aus seinem Auto 
aussteigt und in das öffentliche Verkehrsmittel 
einsteigt. 

Aber wenn man sich den Maßnahmen
katalog des Kommunalwissenschaftlichen 
Dokumentationsz,entrums unter der Ägide 
des früheren städtischen Finanzreferenten 
Schweda durchliest, dann findet man etwas 
von Erhöhung der KraHfaihrzeug- und Mineral
ölsteuer, um die Benützerkosten für d1e Auto
fa.hrer zu erhöhen. 

Auch dias muß man sich j etzt vor Augen 
halten: Der Kraftfahrer zaihlt mehr als die 
zweckgebundene BundeSlIIlineralölsteuer ! Er 
zahlt Mineralölsteuer und er zahlt Kraftfahr
zeugsteuer, die den Ländern ohne Zweckbin
dung zur Verfügung steht. Das heißt also:  
Der Kraftfahrer zahlt für die allgemeinen An
liegen der Länder ohnehin auch noch seinen 
Beitrag. 

Ich muß sag,en: Statt den Massenverkehr 
für jleden Benützer langenehm zu mamen, ihn 
attraktiver zu machen als das Auto - und 
das geht, meine Damen und Herren, wir haben 
als Beispiel d1ie W'iener Schnellbahn, so etwas 
kann man machen -, will man offensichtlich 
einen Druck ausüben, einen steuerlichen Druck 
oder vielleicht sonst irgendeinen Druck, um 
den Autofahrer zu veranlassen, sein Beför
derungsmittel zu wechseln. 

Aber was tauscht denn zum Beispiel dieser 
Autofahrer in der Großstadt Wi-en ein, wenn 
er auf Grund der heutigen Verhältnisse ge
zwungen wird, auf die Straßenbahn, auf den 
Autobus oder auf die Eisenbahnzüge des 
Regionalverk!ehrs umzusteigen? Er tauscht 
doch nur Verschlechterungen ein : lange Warte
zeiten bei j eder Witterung auf der Straße, 
lange Fahrzeiten, Zugsverspätungen, Störun
gen, Gedränge, Unmut und Ärger. Da setzt 
er s ich doch lieber in sein Auto und nimmt 
eher noch den stockenden Verk!ehr in Kauf. 
Das ist eine Tatsache! 

Warum Jst das so? Warum -ist der Massen
verkehr so unattratktiv? Einfach des
wegen - und das muß man bedauernd fest
stellen -, weil ·es die Träger des Massen
verkehrs in den Ballungsgebieten bis heute 
nicht verstanden haben, den Kunden mehr an 
Attraktivität zu bieten. 

Das sozialisHsche Verkehrsprogramm 
kommt im Punkt 6 zu der resigni,erenlden Fest
stellung : Der Individualverkehr list auf Kosten 
der öffentlichen Personenbeförderungsmittel 
zum innerstädtiscb dominierenden Faktor ge
worden. - Tatsächlich, es ist auch so, das 
kann man nicht wegleugnen. Man muß aber 
noch dazusagen, daß es gar nicht einmal die 
Tarif.e sind, welche die Leute so stören, die 
öff,entliehen Verkehrsmittel zu benützen. Sie 
würden ohne weiteres kostendeckende, ange
hobene Tari:ße zahlen, wenn ihnen die Gewähr 
gegeben würde, d aß in puncto Schnelligkeit, 
Pünktlichkeit und Komfort eine echte G egen
leistung geboten wird. Aber die haben sie 
nicht. Man muß aum 'sagen warum. 

Warum haben die Verantwortlichen in den 
Ballungsgebieten es ni mt verstanden, di,e 

Wenn im nun so weiterlese und finde : vom Attraktivität zu heben? Ich kann wiederum 
Kraftfahrzeugverkehr aufgebrachte Mittel sol- nur mit dem Wiener Beispi,el aufwarten 
len für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs - Wien ist das -größte Ballungsgebiet - :  
Vierwendet werden, d i e  Zweckbindung der Weil hier zunächst einmal ein geisttges und 
Bund'esmineralölsteuer solle fallen, dann muß politisches Beharrungsvermögen zu lange 
ich ,schon sagen, daß man das Gefühl nicht Platz g,egriffen hat. Man wollte sich zunächst 
los wird, daß 'irgendwo der Klas'senkampf doch einmal von der Straßenbahn, sozusagen als 
beim Fenster hereinschaut: hier der kapitali- . dem sozialdemokratischen Denkmal der Ersten 
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Republik, ungern tliennen. Di'e Folge war eine 
Kette von Fehlplanungen und Mißständen. Als 
alle Welt sChon die Trennung des Individual
verkehrs vom Massenv,erkehr, vom öffent
liChen Verkehr, in die Rezeptur der Bewälti
gung des städtisChen Verkehrs aufgenommen 
hatte, mußte in Wi'en der Städteplaner (Abg. 
Dr. M u s  s i  1: Der Wiener Parteiobmann!), 
der die zweite Verk!ehrsebene im Konzept 
hatte, die Pläne von der Wand nehmen und 
gehen. 

Präsident Probst: Meinen Sie den von der 
OVP? 

Abgeordneter Dr. SCbmidt (fortsetzend) : ICh 
meine Professor Roland Rainer, den die 
sozilalistisChe oder, wenn Ste wollen, di'e rot
schwarz·e Stadtverwaltung damals bestellt 
hatte. (Zwischenrufe.) Ob von der SPO oder 
von der OVP - es trifft mich auf keinen Fall. 

Präsident Probst: Vielleicht von der FPO ; 
wegen des Redners. (Ruf bei der OVP: Der 
Herr Präsident greift in die Debatte ein!) 

Abgeordneter Dr. Schmidt (fortsetzend): Ja, 
ein einmaliger Vorgang. 

Die Folg·e war doCh, meine Damen und 
Herren, daß man dann erst später zögernd 
die Straßenbahn da und dort Uefgelegt hat, 
ohne Rücksicht auf ein späteres U-Bahn-Netz, 
gegen das man sich noch vor zehn Jahren 
- noch vor zehn Jahren, Herr Präsident 
Probst! - mit Händen und Füßen gesträubt 
hat. Erst im Jahre 1966 kam es zum geistigen 
DurChbruch, zum Durchringen zur U-Bahn, 
allerdings dann mit dem Ergebnis, daß man 
durch ein USTRABA-Netz, so möchte ich es 
sagen, bereits ein Kors'ett aufgezwungen be
kommen hatte, in 'das nun das U-Bahn-Netz 
nolens volens hineinpassen mußte, um nicht 
die 'ganzen Steuermill'iarden, die vorher auf
gewendet wOl1den waren, auf den Misthaufen 
schmeiß.en zu müssen. 

Heute haben wir also Straßenbahn, Stadt
bahn, Autobus, S-Bahn - und j etzt kommt 
dann noch die U-Bahn. Es ist ,ein Sammel
surium von öffentlichen Verkehrsmitteln! Da
neben - j etzt komme ich zu den Bundes
bahnen - ,gibt es bnachliegende Bahntrassen, 
wie zum B eisple'l die Verbindungsbahn und 
die Vorortelinie, auf deren Ausnützung zum 
S-Bahn-Betrieb die Bevölkerung seit Jahren 
wartet und was sFe seit Jahren verlangt. 

Aber dieSier Ball wi:rd auch seit v;ielen, 
vielen Jahren hin- und hergeschoben. Einmal 
heißt es : Die Stadt W,ien sagt, es ist zu wenig 
Frequenz ' zu erwarten. Dann heißt ,es 
wiederum: Das Verkehrsministerium steigt 
nicht ein. Die letzte Nachricht lautet, ·daß der 

Ball vom Verkehrsministerium - laut Ant
wort des Herrn Ministers Lanc an mim vor 
einigen Wochen - w.ieder bei der Stadt Wien 
ist. Man hat gemeint: Jetzt sei sozusagen die 
Stadt Wien am Zuge und sollte neue Unter
suchungen anstellen. 

So geht dies·e Art Pingpongspiel hin und 
her und wird auf dem Rücken des kleinen 
Mannes aus'getragen. So wil1d seine Freizeit 
durCh unzumutbar lange Fahrz·eiten von und 
zur Arbeitsstätte weitgehend verkürzt. 

Diese Art der Verkehrspolitik, meine 
Damen und Herren, ist BS, die den kleinen 
Mann veranlaßt, siCh eben selbständig zu 
machen und sich ;in 'Sein Auto zu setzen. Man 
treibt ihn j a g.erad!ezu zum Autofahren. Das 
alles '9,eschieht nur durch die Unfähigkeit der 
Träger des Massenverkehrs. 

In dieses Chaos der Fehlplanungen und in 
diese Mißstände auf dem Verkehrssektor der 
Ballungsräume sollen j etzt die Mittel der 
Bundesmineralölsteuer noch zusätzlich hineän
gepumpt und dem Straßenbau weggenommen 
werden. Meine Damen und Herren! Sie we:rden 
verstehen, daß wir keine große Bereitschiaft 
zeigen mitzumachen. 

Hohes Haus ! Der Herr Bund·eskanzler hat 
in seinem Bericht auch das Wohnungsproblem 
ganz kurz angeschn:itten. Es ist, wie der Herr 
Klubobmann Koren schoTI sagte, .ein sehr be
merk:enswertes Eing'eständnis erfolgt, in dem 
zugegeben wird, daß die Regierung mit den 
Wohnbauleistungen nicht das gehalten hat, 
was sie seinerzeit versprochen hat. Das ist 
ja kein Kunststück und nichts Neues. Di,e 
Opposition hatte es 'Schon längst vorausge
sagt, daß die Wohnbauleistungen nicht mit 
den Zusagen und Zusicherungen der Regie
rung im Wahlkampf Schritt halten werden. 

Es war nicht schwer, das vorauszusehen. 
Man mußte sich nur das soziaHsti.sche Wohn
bauprogramm ansehen, das seinen Schwer
punkt auf der ausreichenden Zurverfügung
stellung von Kapitalmarktmitteln hat. Dieses 
sozialistische Wohnbauproogramm hat j a  - so 
steht es drinnen - geeignete wirtschaftspoli
tische Maßnahmen und besondere Anstren
gungen des Kreditapparates zur Voraus,set
zung. Nun ist bekanntlich das Gegenteil ein
getreten : Das WirtsChaftswachstum nimmt ab, 
w,irtschaftspoHtiscbe Maßnahmen lassen keine 
genügenden Mittel erwarten. Die Situation auf 
dem Kreditsektor ist aUgemein bekannt: 
Krediteinschränkungen sind gerade das 
Gegenteil von dem, was diese Wohnbau
förderung in der Fassung der Novelle braucht. 

Es .geht daher der Vorwurf an die Regie
rungspartei und an die Regierung, daß die 
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NovelUerung des Wohnbauförderungsgesetzes 
übereilt zustande 'gekommen ist, und zwar 
ohne s.ich 'zu vergewissern, ob die -genannten 
Voraussetzungen, auf die die Änderung des 
Wohnbauförderungsgesetzes aufbaute, auf ab
sehbare Zeit -gesIchert werden können. 

Der Herr Bundeskanzler führt in -seinem 
Bericht einen weiteren Grund für die Nicht
erfüllung des Wohn:bauprogramms dieser 
Regterung an. Es ist das ein Satz, der zwar 
nicht sehr schlüssig ist, aber ich weiß schon, 
was gemeint ist. Es heißt : weil ein Boden
beschaffungsgesetz -seit 7lWei Jahren im Parla
ment Hegt. Aber nidlt weil es im Parlament 
hegt, sondern weil es noch nicht beschlossen 
worden äst, deswe-gen meint man wahrschein
lich, daß die WohTIlbaulei'stung nicht erbracht 
wor.den ist. Die Formulierung <ist zumindest 
sehr schlampig ,in diesem Bericht. 

Aber auch -dieses Argument, Herr Bundes
kanzler, stimmt nicht, denn es g,ibt einen 
eindeutigen Ge:genbeweis . Es ist die Gemeinde 
Wien, die von allen Bunde'sländern den stärk
sten RüCkschritt in der Wohnbauleistung hat, 
di,e eigentlim das Manko verursacht, daß die 
Wohnbaule-istung 'Zurückg�blieben ist. Gerade 
diese Gemeinde Wien hat die größten Grund
stückreserven, gerade die Gemeinde Wien 
bräuchte derzeit gar kein Bodenbeschaffung,s
gesetz, weil sie -so viel Vorrat hat, daß sie 
bauen kann. Also das ist kein Argument, daß 
auf Grund des fehlenden Bodenbeschaffungs
gesetzes die Wohnbauleistung der Bundes
regierung zurüCkgeht. (Abg. Dr. K r e i s  k y: 
Das ist zwar nicht richtig, was er sagt, aber 
das ist nicht meine Sache!) 

Herr BundeskaIlZ'ler, 41 Prozent vom städti
schen Gruna und Boden g,ehören der Ge
meinde W,ien . Der Baugrund ist immens, dte 
Gemeinde Wien hat iin den letzten Jahren 
unheimlich viel an Baugrund angekauft. 

Aber reden wir vom Bodenbeschaffungs
gesetz. Warum liegt es denn -so lange uner
ledigt? Vielleicht [ragt der (Herr 'Bundeskanzler 
einmal seinen BlClutenministerl Ich bin nämlich 
der Ansicht, daß es die  ungesch'iCkte und 
wenig zweCkmäßige Vorgangswei'Se des Bau
ten.ministers war, die maßg,ebl1ich dar.an Schuld 
trägt, daß noch immer keine Entscheidung 
gefallen ist. 

Zunächst, Herr Bundeskanzler, wäre dafür 
zu sorgen - das gHt für mehrere Entwürfe -, 
daß die Ressorts und damit auch die Bundes
regi'erung nicht vömg unausgereifte Entwürfe 
dem Hohen Hause vorleg'en, die schon vom 
sprachlichen und gesetzestechnischen Inhalt 
her einer völligen Umarbeitung im Pctdament 
bedürfen. Das ersdlwert die Arbeit des Parla-

ments und verzögert sie natüdich . Das 'ist 
zum Beispiel bei dem Entwurf ,eines Assanie
rung-s- und B odenbeschaffungs'gesetzes der 
Fall. Es ist daher klar, daß sich der eingesetzte 
Unterausschuß in seiner Arbeit, die er bis 
jetzt 'geleist'et hat, sehr schwerg-etan hat. 

Es liegt, glaube -ich, zweitens in der Verant
wortung des Bautenminister,s, wenn er die 
zügi'gen Beratungen im Unterausschuß über 
diese Regierungsvor�age der Bodenbeschaf
fung und Assanierung im April 1 913 ohne 
Ankündigung, ohne etwas zu sagen, ent
gegen aUer parlamentarischen unld, ich möchte 
sagen, auch menschlichen Höflichkeit abbricht, 
indem er sagt, er ist  bei der nächsten ver
hindert, und dann überhaupt nichts mehr von 
sich hören läßt. Als Mitglied dieses Unter
ausschusses muß man dann Wochen später 
aus der Presse erfahren, daß der Herr B auten
minister mit einem Abgeordneten der großen 
Oppos'itionspartei Gespräche unter vier, -sechs 
oder acht Augen führt, Gespräche, die aber 
offenbar bis heute auch ,zu keinem greifbaren 
Ergebnis geführt haben. Dann hört man dieses 
neCkische Spiel wie im Laufe des vergangenen 
Jahrs und zu Jahresende : keine Einigung, der 
Herr Bautenminister sagt : keine Verhandlun
g,en mehr, die große Oppositionspartei sagt: 
doch noch Verhandlung,en, und das geht so 
hin und her, ein neckisches Vater-Vlater-Ieiih

mir-die-Scher-1Spi'el. 'Man hält ,es aber nicht 
für nötig, den vom Bautenausschuß einge
setzten und dann ,in die Ecke gestellten Unter
ausschuß zu r-eaktivieren. 

Das ist eine sehr befriemdl'iche Vorgarrgs
weise des Herrn Baut!enministers, die nicht 
damit motiviert werden kann, daß es sich 
hier um eine VerfassungsbesHmmung in der 
Regierungsvorlage handelt und man da:her nur 
mit den Kräften verhandelt, die eben di e  Ver

�assungs bestimmung ,ermöglichen. 

Ich möchte dagegen sagen : Hier liegt ein 
eindeutiger Affront des Bautenministers 
gegenüber der dritten Parlamentspartei vor, 
von dem ich nicht weiß, wodurch er ver anlaßt 
worden ist. 

Ich muß das sag-en, Herr Bundeskanzler, 
weil auch das 'Zum Bericht gehört, und zwar 
zu Ihrem Bekenntnis zur Zusammenarbeit mit 
anderen Parteien. JSie sagen nämlich auf 
Seite 55, sozuSiagen abschließend, "daß die 
neue Bundesregierung jederzeit zur Zusam
menarbeit mit den ande:r.en" - Sie spremen 
in der Mehrzahl - "Parteien des Padaments 
bereit ist. Sie wird keine Möglichkeit" 

- Herr Bundeskanzl·er:  keine Mö'glidtkeitl -

"ausschlagen, diese Zusammenarbeit zu 
suchen, und j-st sich des Umstandes bewußt, 
daß -es eine solche nur geben kann, wenn 
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auf seiten der Mehrheit dieses Hauses, die schreiben und das, wa:s einmal Gesetz werden 
diese Regierung stützt, auch eine entspre- sollte, schon vorwegzunehmen. 
chende Kompromißbereitschaft besteht." 

Der Herr Bundeskanzler hat auch von einem 

Ich weiß nicht, ob auf seiten der SO�lJalisti
schen Partei Kompromiß'bereitschaft besteht; 
ich nehme es an. Seitens des Bautenministers 
besteht sie anscheinend nicht. Ich möchte 
daher sagen, daß di,e Vorgangsweise des 
Herrn Bundesministers Moser im eklatanten 
Gegensatz zu dieser Ihrer Äußerung, Herr 
Bundeskanzler, steht. Ja ich möchte sagen, 
daß sie diese Äußerung geradezu zu einem 
LippenJbektenntn'is degradiert. 

Meine Damen und Herren ! Der Herr Bundes
k!anz,ler hat ·sozusagen als Abrundung seines 
Berichtes, so zum DrÜlberstreuen, noch einige 
Probleme des öffentlichen Dienstes angeführt, 
die er schon .ein-, zweimal in Regierungs
erklärungen in Aussicht 'gestellt hat. Er hat 
sie noch einmal angekündigt, er hat sie er
wähnt, unter anderem ein Ausschreibungs
gesetz, da,s zur parlamentarischen Behandlung 
ansteht. Leitende Funktionen bei Behörden 
und Dienststellen sol'len aus'geschrieiben wer
den. 

Ich bin auch der Meinung, daß es höchste 
Zeit ist, d aß dies'e Regierungsvorlage behan
delt wird, damit nicht wieder solche Vorfälle 
vorkommen, wie man sie zum Beispiel in 
der letzten Nummer des "profil" liest, wo 
j emand über das Bundesministerium für G e
sundheit und Umweltschutz schrei'bt. In diesem 
Leserbrief wird 'gemeint: "Dr. Leodolter" - ich 
zitiere mit Genehmigung des Herrn Präsiden
ten - "hat den Aussdmßvorsitzenden Doktor 
Scrinzi fal'sch informiert, als sie behauptete, 
daß der Leiter des Osterreichi'schen Bundes
institutes für Gesundheitswesen auf Grund 
einer öffentlichen Ausschreibung bestellt wer
den soll. Im Ministerium ist es seit Oktober 
1 973 aUen gut bekannt, daß für diesen Posten 
Dr. Leodolter Herrn Fritz Hoffmann auser
koren hat. Eine ScheinauS'schreibung vom 
27. 1 2. 1 973 soll diese Entscheidung nur 
optisch 'sanktionieren." 

Ich lese das deshalb vor, weil es sich offen
sichtlich nicht um ein anonymes Schreiben 
handelt, denn es heißt hier, der Absender 
ist der Redaktion bekannt, aber aus nahe
liegenden Gründen wurde das nicht abge
druckt. 

Ich glaube schon, daß man, um solche an
gebl.ichen Mißstände zu vermeiden - ich sage 
" angebHch", weil ich es j a  nicht überprüfen 
kann -, einer dringenden Behandlung dieser 
Regierungsvorlage näJhertreten sollte. Ubri
gens wird ja niemand, ke'ine Institution des 
Bundes ader der Länder gehindert, auszu-

Verwaltungsakademiegesetz gesprochen, das 
schon lange angekündigt ,ist, daß eine Kom
mission sehr gründlich arbeitet. So gründlich 
kann dies'e Kommission aber nicht gearbeitet 
haben, denn wenn man weiß, daß der Mini
sterialentwurf im Begutach.tungsverfahren 
regelrecht zerfetzt wurde und keine besonders 
brauchbare Arbeit dar,st,eIlt, dann wird es doch 
auch Zeit, daß ein brauchbares Instrument 
dem Parlament vorgelegt wird. 

Meine Damen und Herren! Hohes Hausl 
Daß ein modernes Dienstrecht und leistungs
gerechte Besoldung Gebote unserer Zeit sind, 
ist wohl ein Allgemeinplatz, der nur zur Fül
lung dieses Berichtes hineingekommen ist. 

Wenn hier :erwähnt wird, daß Anfangs
bezüge bereits eine Art Vorgriff auf e'in künf
tiges Dienst- und BesoMungsrecht darstellen, 
so befindet sich der Herr Bundeskanzler offen
sichtlich im Widerspruch zu seinem Staats
sekretär. Denn der Herr Staats'Sekr1etär hat 
bei der Behandlung dieser Re'gierungsvorlage 
über die erhöhten Anfang,sbezüge im Aus
schuß erklärt, er betrachte das als ein Pro
vtsorium und durch diese Anfangsbezügerege
lung soll die kommende Besoldungsregelung 
nicht präjudiziert werden. Es ist nur eine 
Ubergangslösun1gl Also auch hier scheint es 
mit der Koordinierung innerhal1b der Regie
rung nicht zu klappen. 

Nun schließlich di1e Verwaltung.sreform, ein 
altes, bekanntes Lied. Es heißt: sie beginnt 
nicht an einem Tag mit ,einem bestimmten 
Glockenschlag, sondern list eine permanente 
AufgabensteIlung - eine sehr schöne Formu
lierung, Hohes Haus. Es sch,eint mir nur wenig 
durchdacht. Ich nehme nämlich an, d aß diese 
Verwaltungsreformtätigkeit längst begonnen 
hat - mit oder ohne GlockJenschlag -, obwohl 
ich in dieser Hinsicht im Laufe der Jahre 
schon sehr viele Glockenschläge erlebt hab e. 
Den ersten habe ich erlebt in der Silvester
ansprame des seinerzeitigen Bundeskanzlers 
Figl, der gesagt hat : Osterreicher, morgen 
beginnen wir - das war im Jahre 1 949 - mit 
der Verwaltungsreform. Aber ich billige zu, 
daß es ein permanenter Vorgang ist. Aber 
es wäre doch schön, Herr Bundeskanzler, wenn 
man bald von konkreten Maßnahmen dieser 
Komissionen, die sich damit befassen, hören 
könnte, denn es scheint mir nicht gerade so, 
daß diese Kommissionen, diese Aus'schüsse 
der Verwaltungsreformkommission an Uber
arbeitung leiden. Und das dürfte nicht zuletzt 
auch der Grund gewesen sein, .daß ganz still 
zu Jahresende ein Wechsel in der Verant-
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wortung stattgefunden hat, daß der Herr 
Staatssekretär Lauseck.er die Vlerantwortung 
für die Verwaltungsreform:k.omm'ission der 
Bundesregierung von Herrn Staatssekretär 
Veselsky übernommen hat. Es sdleiut mir 
dodl hier ein selhr Ibemerkenswerter Vorgang 
zu sein, und wir können nur hoffen, daß wir 
doch bald im Hohen Haus Gelegenheit haben, 
etwas von der Tätigkeit dieser Kommission 
zu hören. 

Hohes Haus ! Absdüieß-end darf -ich -sagen, 
daß dieser Bericht ein typisches Spiegelbild 
dieser Regierung ist : voll von AUgemein
plätzen, weni'g konkret, oberflächlich und 
nichtssagend. (Beifall bej der FPO.) 

Das ist ein offenes Eingeständnis eines Man
datars über die tatsädllichen Ausmaße dieser 
Situation, wi'e wir das vom Herrn Handels
minister audl gerne gesehen hätten. Wir be
grüßen dieses ehrliche 'Eingeständnis und wir 
begrüß,en auch die sofortige Ankündigung von 
Maßnahmen. Wir werden es anerkennen, 
wenn diese Maßnahmen auch durchgeführt 
werden. 

Wenn der Herr Bundeskanzler heute in sei
nem Bericht erwähnt hat, daß 83,6 Prozent 
aller Beschlüsse hier im Haus gemeinsam ge
faßt wurden, dann, meine Herren von der 
Regierung, ist das wohl ein Beweis dafür, 
daß Sie eine sehr kooperative Opposition hier 
in diesem Hause vor sich haben. 

Präsident Probst: Der näChste Redner ist Herr Handelsminister! Heute hat uns-er 
der Herr Abgeordnete Dr. König. Er hat das Klubobmann Professor Koren bereits die vie
Wort. Ien Widersprüche zitiert, die Sie seIhst .im 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Präsi, 
dent! Hohes Haus I Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wenn man heute die 
De-baUe verfolgt hat, so hat sich, begonnen 
mit dem Hauptsprecher der Regierungspartei, 
dem Abgeordneten Sekanin'i, über eine Reihe 
von Rednern wie ein roter Faden hingezogen 
der Vorwurf der Regierungspartei, di'e Oppo
sition hätte nur Interesse daran, die Schwierig
keiten der Regierung hochzuspielen, sie würde 
nur kritisieren, nur negieren, sie wäre nicht 
wirklich kooper-atirv, nicht wirklich konstruk
tiv. 

Meine Damen und Herren! Ich darf daran 
erinnern, daß ,es eben diese große Oppositions
partei, die Volkspartei war, die Ihnen die ver
fassungsgemäße Zustimmung zur Einbezie
hung des Erdöls ins Rohstofflenkungsgesetz 
gegeben hat, und daß es eiben dies'e große 
Oppositionspartei war, die dem Herrn Han
deisminister die verfassungsg-esetzliche Er
mächtigung gegeben hat, Verkehrsbeschrän
kungen durchzuführen. Wir haben diese Be
reitsmaft, in einer Krisensituation zusammen
zustehen, unter Beweis gestellt. 

Wenn ich nach dem Zusammenbruch des 
Stromnetzes in Wien dte Erklärung des frühe
ren Nationalratsabgeordneten und jetzigen 
Stadtrates Schieder im "Kurier" lese, so kann 
ich folgendes feststellen: Sdlieder sagte laut 
"Kurier" : "Das Telephonnetz ist zeitweise zu
sammengebrochen. Die Fernschreiber haben 
nicht mehr funktioniert. So kam es, daß unsere 
politischen Organe zeitweise nidlt einmal mehr 
mit der Feuerwehr Kontakt nehmen konnten. 
Ebensowenig klappte die Kommunikation mit 
den -eigenen Dienststellen." Und er fährt dann 
weiter fort : "Nach dem Muster des Olalarm
planes müssen auch ofür -alle anderen Katastro
phenfälle Einsatzpläne erarbeitet werden." 

Verlauf dieser Wochen der Offentlichkeit prä
sentiert haben, wie Sie sich s-elbst durch gegen
sätzliche Äußerungen unglaubwürdig g,emacht 
haben und wie Sie vor allem dazu bei-getragen 
haben, die Offentlichkeit zu verunsichern. 

Ich kann es mir also ersparen, hier weitere 
Zitate zu bringen, aber diese Verunsicherung 
entstand nicht nur durm Ihre widersprum
lichen Aussagen, sie entstand auch dadurch, 
daß die Mitglieder dieser Regi'erung gegen
seitig hödlst widersprüchliche Erklärungen der 
Offentlichkeit gegenüber abgaben. So haben 
Sie, Herr Handelsminister, erklärt: Es gibt 
keine Krise, es gibt genügend Treibstoff. Wenn 
Sie wollen, ich kann es Ihnen zitieren. Im 
Dezember haben Sie gesagt: Es ist überhaupt 
-keine Sdlwieriogkeit, die Versor'gungslage ist 
ausgezeichnet. Im Jänner haben Sie gesagt : 
E3 hat sich gegenüber dem Dezember nichts 
verändert. W�mn Sie wollen, ich kann es be
legen. Ich habe eLie Zitate hier. Ich werde es 
vielleicht doch besser zitieren, um mir später 
nicht nachsagen zu lassen, ich hätte Sie !falsch 
zitiert. 

Sie sagten im "profil" 'Vom Dez'ember, Nr. 27 : 
, .Die Versorgungslage ist absolut befriedigend. 
Die ausgelieferten Mengen sind höher als ,im 
Vorjahr." 

Und Sie sagten dann am 7. Jänner: "Die 
Versorgung-slage auf dem Mineralölsektor hat 
sich gegenüber Dezember nicht versdllechtert." 

Herr Bundesminister! Demgegenüber hat der 
Herr Bundeskanzler ganz andere Töne ange
schlagen. Er hat Krisenalarm gegeben, und 
zwar zur selben Zeit. So konnte man der 
"Presse" vom 5. 1 2. 1 973 entnehmen, daß der 
Herr Bundeskanzler fol.gendes erklärt hat, er 
hat gesagt : "Man müsse damit rechnen, daß 
der sich in den Nadlbarstaaten infolge der 
Energiekrise abzeichnende wirtschaftliche 
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Rückschlag ,auch auf Osterreich übergreife." 
Das Wort Krise hat der Herr Bundeskanzler 
dann nicht sehr gerne gehört, aber er hat es 
selbst hier verwendet. Er hat Krisenalarm ge
schlagen, Sie haben beschwichtigt. 

Der Herr Finanzminister hat davon 'g,espro
ehen, daß es überhaupt kein Malheur wäre, 
infolge der Rationi'erung einen zweiten Ben
zinmarkt in Osterreich 'Zu haben. Sie sprachen 
von Sdrwarzmarkt, haben gesagt, das ist un
tragbar. 

Die Widersprüche lassen sich noch weiter 
fortführen. Ich erinnere daran, Herr Minister, 
daß Sie mir hier in diesem Haus auf eine 
mündliche Anfrage erklärt haben : Es gibt ge
nügend Ofenheizöl, während draußen an den 
Tankstellen die Leute, die keine andere Hei
zung haben, Schlange gestanden und mit lee
ren Kanistern weggegangen sind. Sehen Sie, 
Herr Minister, das, was wir Ihnen vorhalten, 
ist, daß Sie hier nicht offen informiert haben. 

Wenn der Abg'eordnete Heindl hier erklärt 
hat, das Fahrverbot an einern Tag - der auto
lose Tag - wäre doch eine Maßnahme, die 
geradezu mit den S ozialpartnern abgespro
chen worden wäre, dann muß ich Ihnen fol
gendes entgegenhalten. Herr Bundesminister! 
RichUg ist, daß Sie wegen dieser Maßnahme 
Kontakt mi.t den Sozialpartnern aufgenommen 
haben. Unrichtig ist aber, daß das eine Energie
sparmaßnahme ist, wie Sie das dargestellt 
haben. Es ist nichts anderes als ein Akt der 
Solidarität gegenüber dem Ausland, das diese 
Maßnahmen viel früher eingeführt hat und 
erwarten konnte, daß auch Osterreich einen 
derartigen Akt europäischer Solidarität setzt. 
Sie haben aber diese Maßnahme erst zu einern 
Zeitpunkt gesetzt, zu dem die anderen diesen 
Tag schon längst wieder abgeschafft haben 
oder kurz vor der Abschaffung standen. Das 
ist es, was wir Ihnen vorhalten, daß Sie der 
Offentlichkeit glauben machen wollen, jetzt 
wird damit wirklich etwas eingespart, daß Sie 
meinen, wir würden j etzt 200.000 Tonnen ein
sparen, und dann werden diese Maßnahmen 
wiederum außer Kraft gesetzt. Ganz abgese
hen davon, Herr Minist'er, daß ich mich frage, 
wo denn diese 200.000 Tonnen ,gelagert wer
den sollen, die Sie er,st einsparen wollen? 
Denn die Lager der OMV sind übervoll, da 
geht gar nich.ts hinein, die können gar nicht 
mit der vollen Kapazität fahren, weil ihre 
Lagerk.apazität nicht mehr reicht. Herr Mini
ster! Das müßten 5i;e wissen, denn 'es wurde 
hier gesag,t, und es ist j a  auch zutreffend, daß 
Sie laufend Berichte der OMV und der inter
nationalen Gesellschaft,en bekommen. 

Herr Ministerl Der Herr Bundeskanzler kam 
Ihnen heute in seinem Bericht zu Hilfe und 
hat gemeint, daß mit den Maßnahmen, die 

vorwiegend von Ihnen gesetzt oder ange
kündigt wurden, die Versorgungslage ver
bessert und die Krise gemeistert wurde. Und 
zwar hat das der Herr Bundeskanzler mit fol
genden Worten ausgedrückt: Der Herr Bun
deskanzler meinte, die 'bisherigen Sparmaß
nahmen auf dem Treibstoffsektor haben zum 
Beispiel bereits im Dezember 1 973 zu einern 
merkbaren Rückgang des Verbrauches geführt. 
Er sagt nicht, wieviel. Und er sagt weiter:  
Damit ist  es gelungen, Störungen des Wirt
schaftslebens ohne drastische Eingriffe zu ver
meiden. - Nun, welche Maßnahmen sind 
denn das? Und wie sind denn diese Maß
nahmen von einem Ihrer Regierungskollegen 
bezeichnet worden, nämlich vom Verkehrs
minister? Der hat laut Presse di'ese Maß
nahmen schlichtweg als das bezeichnet, als 
was sie der Wiener in der Umgangssprache 
auch wirklich bezeichnet :  als Schnick-Schnack. 

Sehen Sie, Herr Bundesminister, die An
kündigung, daß di'e Bundesgebäude nicht auf 
mehr als 20 Grad heiz,en dürfen, mag zwar 
einen erzieherischen Effekt haben - eine Ein
sparung, eine 'effektive Einsparung aber wer
den Sie aus dieser Maßnahme kaum be
ziffern können. 

Die von Ihnen angekündigte Einsparung der 
Schaufensterbeleuchtung und der öffentlichen 
Beleuchtung würde etwa in Wien eine Ein
sparung von 1 Promille des Stromverbrauches 
bedeuten. Herr Bundesminister, ich frage Sie : 
Ist das eine Einsparung, die etwas bringt? 

Die von Ihnen in Aussicht genommene Kür
zung der Fernsehzeiten um eine Stunde würde 
1 Promille - entschuldigen, ich habe vorhin 
gesagt, 1 Promille ; die Beleuchtung würde 
nur 0, 1 Promille erbringen -, die Fernseh
kürzung würde also nur 1 Promille des Strom
verbrauches einsparen. Das sind die wahren 
Zahlen. 

Wenn man meint, daß etwa Maßnahmen, 
wie, die Bevölkerung solle sich besser einer 
Dusche bedienen statt eines Bades, weil das 
in Japan auch als hygienisch empfunden 
würde, mehr als ein Gag sind, dann, glaube 
ich, Herr Bundesminister, werden Sie sich 
wirklich. nicht wundern, daß man mit diesen 
Äußerungen in der Offentlichkeit nicht ernst 
genommen wird. 

Wie es mit der Sparsamkeit, die diese 
Regierung predigt, aussieht und wie sehr das 
auf Optik ausgerichtet ist, das entnehme ich 
der "Kleinen Zeitung" vom Samstag, den 
12.  Jänner 1 974. Da steht ,etwa folgendes : "Die. 
Minister "fU'hren auch per Bus zur Klausur 
ins Helenental - da waren die Photographen 
noch dabei - und ließen sich dann am 
Donnerstag still und heimlich mit den Sechs
und Achtzylinderkarossen heimführen." 
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Sehen Sie : "Die einzig wirksamen Maß
nahmen" - so heißt es dann - "scheut die 
Regierung: Eine Rationierung wird es vorerst 
nicht geben, versprach der Kanzler." 

Herr Bundesministerl  Uber eines müssen 
wir uns doch einig sein : Wenn echt gespart 
werden müßte - und das müßten Sie der 
Ofientlichkeit sagen -, dann sind alle diese 
Maßnahmen, di'e Sie zum guten Teil ja nur 
angekündigt, zum kleinsten Teil verwirklicht 
haben, wirklich nicht mehr als Schnick-Schnack. 
Dann hilft einzi,g und allein echte Einsparung. 

,Mit dieser Auffassung, Herr Abgeordneter 
Heindl, die Sie kritisiert haben, .stehe ich nicht 
allein. Ich befinde mich in guter Gesellschaft 
mit Ihrem Parteifreund, dem Abgeordneten 
Hobl, der das als Vertreter des ARBO eigent
lich als Fachmann 'beurteilen können müßte, 
ebenso wie die Herren vom OAMTC. 

Sehen Sie, das ist nämlich der Unterschied 
- ich glauhe, der Abgeordnete Heindl ist im 
Augenblick nicht da, ich darf biUen, ihm das 
auszurichten -: All das, was Sie aufgezählt 
haben an Zitaten aus der Presse, stammte 
bis auf ein einziges nicht von mir, und das eine 
haben Sie falsch ziUert. Ich habe mich 
nämlich niemals für das Sonntagsfahrverbot, 
sondern sehr wohl gegen das Sonntagsfahr
v,erbot ausgesprochen, weil auch das keine 
echte Einsparung bringt, sondern nur dazu 
angetan wäre, die Wirtschaft zu schädigen. 

Was überhaupt die Offentlichkeit von Ihrer 
Pickerl-Aktion hält, Herr Minister, das darf 
ich hier an Hand der "Kleinen Zeitung" vom 
1 2 .  Jänner vortragen: "Die Pickerl .. Aktion" 
- so heißt es hier - "artet zu einer gigan
tischen Augenauswischerei aus. Wer wirklich 
sieben Tage in der Woche mit dem ·eigenen 
Untersatz fahren muß, bekommt ohnehin in 
den meisten Fällen sein ,s', die anderen lassen 
ihr,en Wag·en g,enau an j enem Tag ,stehen, 
an dem sie ihn auch bisher nicht benützt 
haben. Erzielt wird kaum Energie-Einsparung, 
sondern vor allem ein politisches Gesell
schaftsspiel. " 

Da der Herr Justizminister kommt, darf 
ich ihm das nicht vorenthalten, was die "Kleine 
Zeitung" noch ausführt: "Welch sinnlose Fol
gen die Pickerl-Aktion hat, läßt sich 'am Bei
spiel des Justizministeriums demonstri,eren, 
dessen Zentralstelle fünf Dienstwagen hat. 
Jeder von ihnen bekommt eine Plakette : 
schön gestaffelt von Montag 'bis Freitag. Die 
Folge : Das ,Ministerium hat nur noch vier 
Dienstwagen, zahlt a:ber für fünf. Der fünfte 
Wagen kostet samt Chauffeur monatlich rund 
18.000 S." 

Herr Minister!  Ich mache nicht Ihnen den 
Vorwurf, denn ich glaube, daß ein Minister 

fahren muß. Nur hätte der Herr Handels
minister anläßlich seiner Ankündigung nicht 
sagen sollen: Auch die Politiker - auch wenn 
sie es brauchen - sollen hier nicht ausgenom
men werden. Denn sonst kommt ,es zu dieser 
Verschwendung, die wirklich nur eine Augen
auswischerei ist, zu einer echten Verteuerung 
statt zu eiiner Einsparung. Benzin wird kaum 
gespart. Aber Mehrkosten hat es den Staats
bürgern bereits, wenn ich den Pr,esseberichten 
glauben darf, 1 Millionen an Gebühren für 
Sonderausnahmen verursacht. (Abg. Doktor 
B r o d  a: Herr Kollege König! Wir halten 
unseren autolosen Tag genau ein! Ich lade 
Sie ein, das zu kontrollieren!) Herr Minister! 
Die "Kleine Zeitung" bestreitet das nicht. Sie 
behauptet nur, daß das einen zusätzlichen 
Wagen ·erfordert und daß sich also nichts 
geändert hat an der bisherigen Situation. 

Sehen Sie, Herr Minister, was wir wirkLich 
von Ihnen wissen wollen, ist einmal eine 
klare Information, was eigentlich fehlt und 
wieviel ,e-ingespart werden muß. Das wollen 
wir wissen. Wir wollen auch wissen, wieviel 
in die Lager der OMV noch hineingeht, denn 
meiner Information nach sind diese Lager 
übervoll. (Abg. S k r  i t  e k:  Das ist falsch!) 
Ja Sie sagen: Das ist falsch. Aber wenn Sie 
hinfahren und sich das ,ansehen, dann werden 
Sie sehen, daß die Züge nicht mehr abfahren 
können, weil sich dort einfach alles staut, daß 
die nur mit Te.ilkapazität fahren, weil sie ein
fach nicht die Möglichkeit haben, mit den 
Fertigprodukten in die Lag'er zu kommen. 

Nun, Herr Minister, Sie haben sich auch 
dafür ausgesprochen, den Energienotstand 
auszurufen. Wir stellen fest, daß außer den 
verschiedenen Ankündigungen, die, wie ich 
ausgeführt habe, nichts bringen, keine !Maß
nahmen erfolgt sind. Wieder wurde die Offent
lichkeit beunruhigt. Die einzige Maßnahme, 
die Sie angekündigt haben, erweist sich 
wieder ,einmal ,aIs wenig überlegt und offen
sichtlich undurchführbar: das ist die Einfüh
rung der Sommerz.eit. Die Erklä'rung wurde 
offensichtlich abgegeben, ohne auch nur im 
geringsten zu berücksichtigen, was es nun 
tatsächlich in einem Europa, das auf dem 
Verkehrssektor j edenfalls schon seine Fahr
pläne abstimmt, für Auswirkungen hat. 

Herr Bundesminister ! Es ist bedauerlich, daß 
wir in einer Zeit, in der sich die Opposition 
bemüht hat, Ihnen alle Möglichkeiten zu geben, 
damit Sie diese Krise bewältigen können, von 
Ihrer Seite her so wenig offene Information 
erhalten haben, daß so wenig Bereitschaft 
war, gemeinsam diese Situation 'zu bewäl
tigen, sondern daß gerade Sie dazu bei
getragen ha'ben, die Verunsicherung in der 
Offentlichkeit noch viel weiter zu treiben. Wir 
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hahen den Eindruck und können uns des Ein
druckes nicht erwehren, daß man hier - das 
hat Professor Koren schon gesagt - ein 
psychologisches Geschäft mit der Krise machen 
möchte. 

Sie, Herr Bundesminister, haben erklärt, daß 
der Nachtstromtarif angeglichen werden muß. 
Vor einem Jahr hat der Herr Minister Früh
bauer hier in diesem Haus auf meine Anfrage, 
auf meine ganz dezidierte Anfrage, was er als 
zuständiger Minister, als damals zuständiger 
Minister, den Konsumenten empfehlen kann, 
erklärt: Der Nachtstrom wird die billigste 
Heizung bleiben. Ich habe jhm vorgehalten, 
daß schon das letzte Mal der Nachtstromtarif 
überproportional erhöht wurde und daß nach 
meinen Informationen die Kraftwerke mit 
ihrem Nachtstrompotential ausgelastet sind. 
Er hat das verneint und hat hier erklärt: Nein, 
der Nachtstrom wird der billigste Strom blei
ben. 

Und sehen Sie, jetzt erklären Sie : Nein, 
der Tarif muß angehoben werden. Wissen Sie, 
was das für viele kleine Leute bedeutet, die 
ihre letzten Spargroschen oft vor der Pension 
hier hineingesteckt haben? 

Ein Brief von vielen, von einer 73jährigen 
Frau, 3500 S Rente. Sie hat in die Nacht
stromheizung 9000 S für Anschlußkosten und 
30.000 S für die Installation hineingesteckt. 
Und nun sagt sie - es werden ja weiterhin 
Anschlu&bewilligungen ,gegeben -: Niemand 
klärt auf. ,Man hat die Leute hier hineingehetzt 
in Ausgaben, in Kosten, in Investitionen, die 
sich j etzt 'als FehlinvestitJionen erweisen sollen. 
Die Nachtstromheizung als die umweltfreund
lichste Heizung, wie si€ zu Recht gepriesen 
wurde, wird somit heute zu einem Bumerang 
für alle j ene, die der Regierung und den 
Zusagen des zuständigen ,Ministers geglaubt 
haben. 

Wie sieht es denn mit der Stromverteuerung 
aus? Um nichts anders I Auch hier wird von 
der Notwendigkeit gesprochen, die Tarife der 
allgemeinen Teuerung zufolge anzuheben. Es 
wird verschw-iegen, daß ein großer Teil dieser 
Tariferhöhung einzig und allein auf die 
Teuerungsrnaßnahmen dieser Regierung 
zurückgehen, nämlich auf die erstmalige Be
lastung von Strom mit der Mehrwe'rtsteuer 
und auf die zusätzliche Belastung alter Bauten 
mit der Investitionssteuer. Es wird verschwie
gen - und der Herr Abgeordnete Zingler 
müßte mir das bestätigen, ich will ihn da nicht 
in Verleg,enheit bringen -, daß Ihre Experten 
im Mehrwertsteuer-Unterausschuß, Direktor 
Reisinger und andere, sehr mutig darauf hin
gewiesen haben, was das für Folgen haben 
wird und daß der Finanzminister das nicht 
zur Kenntnis nehmen wollte. 

Jetzt schlagen diese Teuerung·en zu Buch. 
(Abg. Z i n g l  e r: Dr. König! Ein Denkfehler: 
Die Investitionssteuer wird dann fällig, wenn 
die Anlage in Betrieb geht! Ein Kraitwerksbau 
dauert 40 bis 60 Monate! Daher: Ihre 12 Pro
zent  oder heuer die 9 Prozent sind ein Trug
schluß!) Herr Abg·eordneter Zingler l Sie waren 
nicht im Mehrwertsteuerausschuß, Sie h aben 
zwar recht . . . (Zwischenruf des Abg. Z i n g
I e r.) Nur diejenigen, die j etzt fertiggestellt 
werden, müssen für dJe ganze Länge Investi
tionssteuer zahlen, und die gesamte E-Wirt
schaft, die j a  jährlic:h fertigsteIlt, hat pro Jahr 
auf ihre Jahrestangente an fertiggestelltem 
Investitionsvolumen Mehrwertsteuer zu be
zahlen. Herr Abgeordneter Zingler! Sie 
werden doch nicht meinen, daß in den fünf 
Jahren der Investitionssteuer nichts fertig
gestellt wird und daher keine Investitions
steuer bezahlt werden müßte ! Natürlich muß 
Sie be�ahlt werdenl Wäre dem nicht so, hätte 
der Finanzminister doch se'hr leicht für die 
E-Wirtschaft die geforderte Ausnahme machen 
können. Die 8 Prozent Mehrwertsteuer werden 
eben fast zur Gänze !im Stromtarif ihre 
Deckung finden müssen, weil die Vorsteuer
belastung praktisch unerheblich ist. Das .ist 
die Verteuerung, die diese Regierung in Wahr
heit verschuldet hat und die Jetzt beim Strom
preis durchschlägt. Sie müssen sich daher den 
Vorwurf gefallen lassen, daß Sie gerade in 
einer Zeit, .in der Erdöl teurer wird und damit 
also sehr viele Produkte von di,eser Ver
teuerung betroffen sind, auch noch den Stro� 
von der Regi'erung aus zusätzlich verteuert 
haben beziehungsweise verteuern werden. 

Ihre Taktik, Herr Minister, daß, Sie einmal 
einen bestimmten Betrag in der Presse 
erklären -oder lancieren - 7 S beim Treib
stoff -, um kurz darauf zu sagen : Na, so arg 
wird es nicht werden !, oder beim Strom: Nein, 
so arg wird es nicht werden, sondern etwas 
darunter ! ,  trägt auch nicht 'gerade zur Be
ruhigung der Offentlichkeit bei . Im Gegenteil . 
Manches an Versorgungsschwierigkeiten ist 
auf die Tatsache zurückzuführen, daß die be
treffenden Unternehmen im unklar,en .gelassen 
werden über die tatsächlichen Absichten der 
Regierung, daß also hier auch. 'bei den Unter
nehmen eine Verunsicherung eintritt, die sich. 
dann zwangsläufig in Versorgungsengpässen 
niederschlägt. Denn es ist niemandem zu ver
argen, wenn er, wenn eine PreiserhÖ'hung 
unmittelbar bevorsteht und er selbst Kon
trakte hat , die er zu höheren Preisen erfüllen 
muß, das ,gleichfalls auch für sich. in Anspruch 
nimmt. 

Herr Bundesminister! Diese Regierung, die 
durch ihren Reg,ierungschef lautstark beim 
Ausbruch der Krise erklären ließ,' Die Zeit 
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des Verschwendens ist vorbei ! ,  sCheut siCh 
nicht, nach wie vor 500 Millionen jährliCh 
an SchulbüChern in die Abfalleimer wandern 
zu lassen. Ja gilt denn dieser Appell zur Spar
samkeit nicht auCh für Ihr·e Regierung? Hätte 
die nicht die Aufgabe, mit gutem Beispiel 
voranzugehen? 

Seit langem haben wir ein Energiekonzept 
gefordert. Herr Abgeordneter Stix hat ·schon 
darauf hing'ewiesen, daß Sie hier säumig ge
worden sind und mangels Konzept ja gar nicht 
konzeptive Maßnahmen treffen konnten. 

Sie haben nun, Herr Bundesminister, spät, 
aber endlich Energieleitlinien vor,gelegt, damit 
also wenigstens eine Teilerfüllung unserer 
jahrelangen Ford'erung geleistet. (Zwischenruf 
des Abg. Z i n g 1 e r.) Ich komme schon darauf, 
Herr Abgeordneter Zinglerl Wir haben unter 
dem Mini'st·er W'eiß, den Sie ziUer,ten, ein 
Energiekorrzept vorgelegt. Ich darf Ihnen 
einiges daraus 'litier·en, weil Sie meinten, daß 
das inhaltslos gewes·en wäre. 

Hier stand damals schon als Maxime: "Der 
schonende Ausbau der heimischen Boden
schätze." Der schonende, nicht der forcierte I 
Denn ich Ibin mit dem A'bgeordneten Sitx der 
Meinung, daß wir unsere eigenen Kräfte nicht 
jetzt in wenigen Jahren verausgaben dürfen. 

-"Breite Streuung von Bezugsquellen." Keine 
Erfindung des Herrn Bundeskanzlers, der mH 
verschiedenen arabischen Staaten Kontakte 
aufnimmt. 

"Anschluß Osterreichs an westliche und öst
liche Verbundsysteme". Das stand damals 
schon drinnen. Und im Jahr 1 969 stand bereits :  
"Verstärkte Rücksichtnahme hei allen M·aß
nahmen auf den Umweltschutz" .  

Und die Maßnahmen damals, Herr Abge
ordneter Zingler? iQas Bergbauförderungs
gesetz, 1 968 geschaffen; das Stromwegegesetz, 
1968 geschaffen; die Erneuerung des Elektri
zitätsförderungsgesetzes, schon genannt wor
den; das brauche ich nicht mehr ·anführen. Und 
auf nicht gesetzlicher Basis erstmals ein 
koordiniertes Ausbauprogramm. 

Damit komme ich zum Kernkraftwerk. Herr 
Abgeordneter Zingler! Ich teile Ihre Meinung, 
daß die Partnerschaft, die Kooperation 
zwischen Verbund und Landesgesellschaften 
sinnvoll ist und fortgeführt werden soll. Nur : 
Das war auf Ihr·er Seite nicht immer so. Wenn 
Sie den Stellvertretenden Generaldirektor der 
"Verbund" zitiert haben, dann, muß ich sagen, 
lag er damit auf der Linie seines Chefs, des 
Generaldirektors (Zwischenruf des Abg. 
Z i n g l  e r), während Minister Weiß, der der 
verantwortliche Ressortminister war - der 

Minister Weiß, der OVP-Minister Weiß -, 
diese partnerschaftliche Konstruktion durch
gesetzt hat. 

Wissen Sie, was damals der Herr Doktor 
Veselsky - j etziger Staatssekretär im Kanz
leramt - zur Notwendigkeit des Kernkraft
werkes gesagt hat? Alle Argumente dafür 
hat er als Roßtäuschermethoden bezeichnet! 
Und wenn Ihnen das noch nicht genügt, dann 
darf ich Ihnen das sozialistische Wirtschafts
programm zitieren. Im Punkt 49 dieses immer 
noch gültigen Programms steht folgendes: 
"Erst im Rahmen einer Koordination der öster
reichisChen E-Wirtschaft ist, beginnend mit 
der Mitte der siebziger Jahre, an den Beginn 
eines Kernkraftwerkes zu denken." 

Sehen Sie, das ist wie bei der U-Bahn in 
Wien. Man hat einfach die Zeichen der Zeit 
nicht wahrhaben wollen. Man wollte damals 
von Ihrer Partei her diesen Bau verhindern, 
aus was immer für Motiv-en. (Abg. Z i n g 1 e r: 
Wir wollten aber damals die Wasserkraft 
forciert ausbauen!) Ja, aber die Kernkraft
werke sind derzeit - darüber sind wir uns 
im Gegensatz zum Abgeordneten Stix, glaube 
ich, einig - die einzige realistische Ergänzung 
für die Wa:sserkräfte, his es neue Methoden 
gibt, die heute technisch nicht zur Verfügung 
stehen. 

Selbst als das erste Kernkr,aftwerk schon 
längst in Planung war, in Bau gegangen ist, 
hat Generaldirektor Hintermayer bei einer 
Pressekonferenz aus Anlaß der Herausgabe 
der Verbundanlei'he noch erklärt, man möge 
doch wieder das zweite Kernkr,aftwerk mit 
deutschen Partnern errichten. Er sprach von 
ausländischen Partnern, hatte aber meines 
Wissens nach deutsche im Auge ; man möge 
es eventuell sogar im Ausland versuchen. 
(Abg. Z i n g l  e r: Das hat Ihr Minister Weiß 
angeregtf) Aber der Herr Minister Weiß hat 
schon längst etwas anderes durchgeführt, das 
sich bewährt hat. (Abg. Z i n g 1 e r: Aber ge
sagt hat er es!) Es wird doch heute, glaube 
ich, keinem pollitisch v·er.antwortlich Denken
den einfallen, die Energieabhäng.igkeit Oster
reichs, die ,auf dem Erdölsektor eben leider 
einmal unvermeidlich ist, auf dem Stromsektor 
auch noch herzusteHen. Das wäm doch wirk
lich ·eine kurzsichtige Maßnahme. 

Sie sehen, Herr Abgeordneter Zingler, ·es 
war die OVP, die ,auf diesem Gebiet, das 
heute für die Versorgung Osterreichs mit 
Strom ab dem Jahr 1 976 ganz entscheidend 
sein wird, hier die Weichen gestellt hat, vor
ausblickend die Weichen gestellt hat, sonst 
würden wir nämlich . . . (Zwischenruf des Abg. 
Z i n g l  e r.) Die Gemeinde Wien hat siCh an 
diesem Kernkraftwerk nicht beteiligt. (Abg. 
Z i n g l  e r: Warum?) Ich weiß warum: aus 
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politischen Gründen, aus doktrinären Uber- waren bei der Badener Klausur draußen im 
legungen. (Abg. Z i n g l  e r: Nein! Nein!) Helenental und haben das alles ,aus erster 
Hätte der Bund damals das Kernkraftwerk Hand bekommen - folgendes schreibt: 
nicht errichtet - darüber sind wir uns wohl 
einig -, wären wir heute erst in der pein
lichen Situation, mit der Stunde Null beginnen 
zu müssen. 

Wenn man also davon sprechen kann, wie 
es der Herr Abgeordnete Sekanina getan hat, 
daß unsere Zukunft auf dem Energiesektor 
dadurch 'besser ges,ichert ist als in anderen 
Staaten, dann trägt die Volkspartei dafür 
jedenfalls ein ganz erkleckliches Maß an Ver
djenst. 

Herr Bundesminister! Ich habe schon ge
sagt, die Energie-L'eitlinien, die Sie vor,gelegt 
haben, kommen spät, sind aber doch ein erster 
Anfang. Sie unterscheiden sich damit schon 
wohltuend von Ihren Vorgängern. Das möchte 
ich anerkennen. Nur Prioritäten fehlen darin. 
Ein Finanzierungsprogramm f-ehlt darin, und 
wenn wir wissen, wie sich der Herr Finanz
minister dann bei anderen Fragen im letzten 
Moment querlegt, muß ich sagen, ist das 
Finanzierungsprogramm wohl mindestens 
ebenso wichtig wie die zusammenfassende 
Darstellung von Problemen. 

Auch die Abstimmung der einzelnen 
Energieträger ·aufeinander fehlt in diesem 
Programm. Und -es fehlt eine Aussage über die 
Auswirkungen, die die Ener,gieplanung auf 
die künftige Entwicklung des Wirtschafts
wachstums haben wird. Und deshalb, Herr 
Bundesminister, müssen wir v-erlangen, daß 
es hier zu einer klaren Rangordnung kommt, 
daß die Bundesregierung den Mut hat, sich 
zu einer Rangordnung zu bekennen, daß jetzt 
bereits die Weichen gestellt werden, weil, wie 
der Abgeordnet.e Zingler richtig behauptet hat, 
natürlich die Bauten der E-Wirtschaft lang
fristig s.ind und daher Fehlentscheidungen 
heute sich in vielen Jahren auswirken und 
nicht mehr korrigiert werden können. 

Wir müssen verlangen, daß die Finanzie
rung sichergestellt wird, und wir müss'en vor 
allem eines verlangen: Wir müssen eine 
Mentalitätsänderung der Regierung verlangen. 
Wir müssen verlangen, daß diese Regierung 
Abschied nimmt von der Wegwerfmentalität, 
die sie mit dem Schulbuch und anderen Dingen 
präsentiert. Wir müssen von ihr verlangen, 
daß sie ihre eigenen Sparappelle, die sie an 
die Bevölkerung richtet, auch dann ernst 
nimmt, wenn es um ihre Prestigebauten geht. 
Und wir müssen verlangen, daß. sie ihre 
eigenen Programme ernst nimmt. !Denn bloße 
Programme, Herr Bundesminister, sagen noch 
gar nichts. Ein typisches Beispiel ist das Ver
kehrsprogramm, von dem die "Kleine Zeitung" 
- geradezu eine Fundgrube, denn die Herren 

"Durch die Finger schaut die Bahn, die sich 
irgendwann im Sommer auf Grund eines 
vagen Versprechens bemühen können wird, 
die Elektro- und Waggonbau-Industrie zu vor
zeitiger Produktion a canto des 75er-Budg·ets 
zu bewegen. Das Verkehrsprogramm der SPO 
,Der öffentliche Verkehr 'hat Vorrang ! '  wird 
zur Makulatur." - Die Bundesbahnen bekom
men zwar eine zusätzliche halbe Milliarde, 
aber erst in elfeinhalb Monaten. Bis dahin 
darf weitergewurstelt werden. 

Herr Bundesminister! Solange die Regierung 
so zu ihren eigenen Programmen steht, ist uns 
bedrucktes Papier zuwenig. Wir haben heute 
aus dem Munde des Herrn Bundeskanzlers 
gehört, wie gut wir doch angeblich im inter
nationalen Vergleich der Teuerung leben. Nun, 
abgesehen davon, daß das ein schwacher Trost 
für alle Betroffenen ist, ist es auch nicht ganz 
zutreffend, ja der Herr Bundeskanzler selbst 
liefert dazu das Stichwort, sagt ·er doch auf 
Seite 42 zur Entschuldigung, warum das 
Wohnbauprogramm dieser Re.g,ierung, auch 
ein gedrucktes Programm, nicht verwirklicht 
worden ist, daß leider die Preise in eben dem
selben Zeitraum in der Bauwirtschaft nicht um 
20, sondern - ich zitiere den Herrn Bundes
kanzler - um sage und schreibe 54 Prozent 
gesHegen sind ! 

Meine Damen und Herren! Dazwischen liegt 
die wahre Auswirkung der Teuerung, die den 
einzelnen trifft, vor allem die jungen Familien, 
die sich erst eine Wohnung schaffen müssen. 
So sieht es nämlich tatsächlich aus. 

Und wenn hier der Abgeordnete Sekanina 
davon sprach, daß 3 Prozent Reallohnerhöhung 
auf jeden Fall " drin" sind, dann möchte iCh 
doch sehr gerne die Probe aufs Exempel 
machen. Denn bei einer Erhöhung des ASVG
Anpassungsfaktors von nominell 1 0,4 Prozent 
und einer befürchteten Teuerung seitens des 
Herrn Finanzministers von um die 10 Prozent 
bleiben die 3 Prozent Realeinkommens
erhöhung unerfindlich. Man möge also daher 
doch mit diesen Äußerungen vorsichtiger sein. 
Man möge aber vor allem zur Kenntnis neh
men, daß nur eine Senkung der Lohn- und 
Einkommensteuer tatsächlich in der Lage ist, 
die drückende Steuerprogr·ession zu mildern 
und zu verhindern, daß hier Scheinlohn
erhöhungen, Scheineinkommenserhöhungen, 
Scheingewinne progressiv weggesteuert wer
den und daß es statt der angekündigten Real
einkommenserhöhung zu einer Realein
kommensverminderung kommt. 
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Herr Bundesministerl Herr Bundeskanzlerl 
Die Regierung muß endlich die Karten auf 
den Tisch legen. Sie muß echte Maßnahmen 
ergreifen und sie muß bereit sein, Ihre Spar
appelle auch selbst in die Tat umzusetzen. 
Dann. Herr Bundesminister, aber nur dann 
wird es an der Unterstützung der OVP nicht 
fehlen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zu Wort gemeldet ist der 
Herr Bundesminister Dr. Staribacher. 

bringen, daß Sie sie, Hohes Haus, verlangt 
haben - die Bewirtschaftung eingeführt. 
Wenn wir jetzt die Be'Wirtscha,ftung hätten 
wie die anderen Staaten, mit eben diesen Er
fahrungen, wäre das für uns jetzt ein schöner 
Erfolg. Da könnten .wir sagen, Ihre Bewirt
schaftungsw'ünsche sind erfiüllt, und das 
System hat nicht funktioniert. 

Wir haben aber sehr wohl diese Maß
nahmen gesetzt, die ,eben wirklich notwendig 
waren. Und um welche hat es sich dabei 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und gehandelt? 
Industrie Dr. Staribacher: Hohes Haus ! Die 
Bundesregierung hat die sogenannte Kris'e 
- ich habe sie ja niemals in diesem Sinne 
ernst genommen, wie die Oppositionspartei 
mir das im Oktober einreden wollte - aus
schließlich dazu benützt, um dem Konsumen
ten. dem Autofahrer und der Wirtschaft die 
minimalsten Belastungen aufzuerlegen. die 
notwendig sind. Ich will jetzt nicht zitieren, 
denn ich halte an und für sich von Zitaten 
deshalb sehr wenig. weil der Abgeordnete 
Dr. König sich auch wieder besmwert hat, 
daß er falsch zitiert wird. Ich könnte Ihnen 
ganze Stöße von Zitaten bringen, die ich nicht 
gesagt habe ; ander'ersetis werden mir Zitate 
in den Mund gelegt oder, besser gesa,gt, nicht 
abgenommen, die ich sehr wohl gesagt habe, 
aber das wird eben nicht zitiert. 

Ich möchte daher also nicht mit Zitaten 
argumentieren, sondern mit Tats achen, mit 
Facts. 

Erstens : Die österreichische Bundes-
regierung und das Handelsministerium haben 
in j eder Phase der Maßnahmen. die sie gesetzt 
haben. in j eder Phase der Informationen, die 
sie bekommen haben. die Offentlichkeit und 
das Hohe Haus weitestgehend informiert. 
Man wollte im Oktober von mir ,wissen, 
wie es nächstes Jahr sein wird. Und die 
Mineralölwirtschaft hat mit mir gemeinsam 
mit der Handelskammer. mit den anderen 
Interessenvertretungen immer wieder nur fest
stellen können, wie es im Oktober ist, wie es 
im November ist. wie es im Dezember ist und 
wie es im Jänner ist. 

Und wenn ich immer erklärt habe, die Ver
sorgung ist gesichert, hat man mir g,esagt, 
das könne nicht stimmen, d enn wie schaut 
es im nächsten Jahr aus. Das war der Beginn. 

Daß noch die politische Ar,gumentation 
dazugekommen ist : Das hält j a  nur bis zu den 
Oktoberwahlen, das hält ja nur bis nach W,eih
nachten! und so weiter, möchte ich nur neben
bei enwähnen. Wir halben deshalb nicht - "lei
der" sage iCh, denn wenn die Bewirtschaftung 
gekommen wäre, könnten wir den Beweis er-

Erstens : Der Abgeordnete König sagt, die 
Bundesregierung hat alle Unterstützung von 
der Oppositionspartei Ibekommen. Wir hrau
ehen sie auch, das wissen wir ganz genau. 
Herr Abgeordneter König, Sie haben nur ver
gessen dazuzusagen, wann. Als ich nämliCh 
1 970 verlangt habe, daß ins Rohstofflenkungs
gesetz Erdöl und seine Derivate hinein
kommen sollen, für den Fall, daß es einmal 
zu einer Versorgungssch.wierigkeit kommen 
sollte, hat es die OVP bekanntlicherweise 
durch zwei Jahre abgelehnt. Und ,erst als die 
Krise schon - die sogenannte Krise. wie ich 
richtig sagen will - da war. haben Sie dann 
gesagt: Bitte sehr. jetzt können Sie das Roh
stofflenkungsgesetz ,ergänzen durch Erdöl und 
seine -Derivate und können die Maßnahmen 
setzen. 

Ich habe dann diese ROhstofflenkungsgesetz
maßnahmen gesetzt, und 2lwar die notwendi
gen, alle auch wieder niCht. die der Herr Gene
ralsekretär Mussil befürchtet hat; er hat immer 
gesagt. ich habe jetzt eine Kompetenz wie der 
Kaiser Franz Joseph. 

Und wir haben doch bis j etzt mit Hilfe 
dieser Maßnahmen, mit Hilfe der freiwilligen 
Vereinbarungen, mit Hilfe der Disponierung 
der Olmengen die Versorgungskrise in Oster
reich doch. wie Sie zugehen müssen, einmalig 
gelöst, denn es ist ja wirklich keine Tonne 
Ernte kaputtgegangen, kein einziges Auto 
stehengeblieben und auch keine Fabrik still
gelegt worden. Das müssen Sie 'doch aner
kennen. (Beifall bei der SPO.) 

Und ich glaube daher, daß das Entscheidende 
für die österreichische Bevölkerung war und 
noch immer ist. daß die Versorgung gesichert 
ist und daß wir dadurch die Chance haben, 
besser als alle anderen Staaten über die 
schwierige Situation hinwegzukommen. 

Und nun Ihre Kritik bezüglich des Pickerls 
oder des autofreien T'ages. Der Herr Abg,e
ordnete Koren hat gemeint: Als ich es ein
geführt habe, habe ich bereits erklärt, es wird 
aufgehoben. - Auch wieder eine Behauptung. 
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die durch nichts zu belegen ist, es sei denn, 
Sie zitieren wieder irgend etwas, für das ich 
j a  ,keine Verantwortung übernehmen kann. 

Was ich nämlich erklärt habe, das 'bleibt 
und gilt : Wir sollen und werden mit diesem 
autofreien Tag die 200.000 Tonnen Benzin 
ansparen, die wir brauchen, um :im Sommer 
nicht nur für die Gäste, für die Fremden, 
sondern auch für den stärkeren Inlandsverkehr 
die notwendigen Benzinmengen zur Ver
fügung zu haben. 

Das ist auch keine Erfindung von mir. Das 
geschieht in der Olwirtschaft seit Jahren, fast 
würde ich sagen, ,seit Jahrzehnten; ,es ist jetzt 
schon fünf Jahre her, daß ich beobachten kann, 
daß im Winter systematisch Benzin angespart 
wird, d as man im Sommer dann dringend 
braucht. 

Herr Abgeordneter König! Sie sa'gen, das ist 
alles falsch, denn man spart nichts. Ich frage 
Sie: Wieso gibt es das, daß wir, wenn man 
dabei nichts spart, trotzdem weniger Benzin 
brauchen? Denn wenn 'genauso vie1e Autos 
fahren würden, wie dies vor dem Pickerltag 
der Fall gewesen ist, dann müßte man j etzt 
in Wien, Linz, Salzburg und in den anderen 
Landeshauptstädten genau dieselben Ver
kehrskalamitäten wie vorher haben. Jetzt ist 
aber der Verkehr bekanntlicherweise flüssig, 
das heißt, es fahren weniger Autos und 
dadurch wird Benzin gespart. 

Ubrigens haben die Handelskammer und die 
Mineralölwirtschaft ausgerechnet, daß die 
Einsparungen ungefähr 7 Prozent betragen. 
Ich glaube, daß diese Ziffer auch stimmt. Wir 
werden das dann, wenn die Monatsabrech
nungen vorliegen, genau dokumentieren kön
nen. (Abg. Dr. K o r  e n: Herr Minister! Von 
der Preiselastizität halten Sie nichts? - Teurer 
ist das Benzin geworden!) Ich halte ,auch sehr 
viel von der Preis elastizität, Herr Abgeord
neter Koren, das wissen Sie ganz genau. Nur 
die Preiselastizität allein hat es nicht aus
gemacht, das können Ihnen die Herren von 
der Mineralölwirtschaft genau bestätigen. 

Aber ich komme gleich zu dem Problem der 
Preise. Herr Abgeordneter König! Sie sagen, 
ich lanciere in den Zeitungen: 7 S wird das 
Benzin kosten. Wie können Sie so eine Be
hauptung aufstellen? (Abg . .s t e  i n i n g e r: 
Er lügtl) Ich war genau so überrascht, als ich 
in der Zeitung gelesen habe: 7 S kostet das 
Benzin. Ich habe das auf alle Fälle nicht lan
ciert ! Ich kann dann ununterbrochen, wenn ich 
gefragt werde, sagen: Es werden nicht 7 S 
seinl Worauf Sie mir s,agen : Es wird dann 
6,98 S sein. >Damit haben Sie sich fein heraus
gezogen. 

Ich kann daher gar nidlts anderes machen, 
als jetzt und hler erklären : Bis zur Stunde 
habe ich keinen Preisantrag, daher kann ich 
auch über einen Preis nichts aussagen. Sie 
werden mir dann wieder sofort sagen : Ja 
aber das hätten Sie doch w:issen müssen, wie 
hoch der Preis in Hinkunft sein wird ! Ich 
weiß es nicht, weil ich keine Unterlagen 'habe. 

Und was nun die Frage "Kurier" betrifft. 
Ich kann nichts da,für, wenn der "Kurier" 
schreibt: "Nun fix, Benzin Dienstag teurer." 
Ich bin für den "Kurier" und für diese Mit
teilung nicht verantwortlich. (Abg. Doktor 
W i t h a I  m hebt ein Exemplar des "Kurier" 
hoch. - Rufe bei der OVP: Aber es steht 
doch in der Zeitung! - Abg. P a  y: Eure 
Zeitung!) Herr Vi;zekanzler! Wenn ich un
unterbrochen dementieren würde, was hier in 
den letzten Monaten falsch, unrichtig, unwis
send vielleicht, unvollständig und so weiter 
von verschiedensten Stellen immer mitgeteilt 
wurde, käme :ich aus dem Dementieren nicht 
heraus. Ich kann daher nichts anderes machen 
- und das habe ich Jeden Montag gemacht -, 
als mich genau zu informieren, wie die 
Situation ist. W,enn d ann darüber ver
schiedenste Kommentare, Berichte und so wei
ter geschr,ieben werden, kann ich nichts daran 
ändern. Ich kann nur abwarten und dann 
hoffen, daß - wenn die Ereignisse sich nicht 
so abspielen, wie prophe�eit wurde, sondern 
wenn die Versorgung normal ist -, wenn wir 
den Benzinpr'eis in ,einem Ausmaß erhöhen, 
das sich auf Grund der Unterlagen und der 
Kalkulation erg,ibt, das dann entsprechend an
erkannt wird. 

Herr Dr. König hat festgestellt: Die OMV 
hat kein Lager für 200.000 Tonnen! Wieso 
können Sie denn so etwas behaupten, Herr 
Dr. König? Da müssen Sie sich doch, bevor 
Sie eine solche Behauptung aufstellen, zumin
dest mit der Firma ins Einvernehmen setzen 
(Unruhe im Saal - Zwischenrufe), ob das 
wirklich stimmt. Denn es stimmt nicht. Wenn 
Sie jetzt noch sagen, zu der rationalisierten 
Industrie haben S ie nicht diese Beziehungen, 
dann hätten Sie sie vielleicht zur Privatwirt
schaft und zu den internationalen Gesell
schaften. Diese werden Ihnen genau dasselbe 
sagen, was ich Ihnen Ihier sage : Selbstv'er
ständlich ist das Lager vorhanden, das war 
immer vorhanden, weil dies ein ganz normaler 
Produktionszyklus ist, den wir einhalten. Ich 
bitte Sie daher, erkundigen Sie sich, bevor 
Sie solche Behauptungen aufstellen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Die Frage der Elektrizitätsgefährdung, der 
sogenannte Notstand, der er in Wirklichkeit 
ist, war ganz sinnlos. Warum habe ich d iesen 

99. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 107 von 115

www.parlament.gv.at



9788 Nationalrat XIII. GP - 99. Sitzung - 24. Jänner 1974 

Bundesminister Dr. Staribadler 

Antrag in der Regierung gestellt? Weil wir 
Maßnahmen setzen müßten und müssen, die 
die Versorgung der Bevölkerung mit elek
trischem Strom sicherstellen, und zwar bei der 
jetzig1en Wasserlage, ohne daß wi-r eine Ein
sparung vom Kons�menten erwarten wolLen. 
Aber wir wollen anders disponieren. Wir 
wollen, daß die Kohlenkraftwerke stärker ein
geschaltet werden, daß sie in der Produktion 
bleiben und d aß die Olkraftwerke 'heraus
genommen werden, wenn wir den Strom nicht 
dringend br,auchen, weil Heizöl schwer, das 
sich in der Zwischenzeit wesentlich verbessert 
hat, diese dringende Ersparnis bringen kann, 
weil wir Uberschüsse an Kohle haben, ins
besondere an inländischer IBraunkohle, und 
weil wir diese verheizen wollen. Das ist der 
tiefere Grund, das habe ich auch überall 
erkilärt, und das haben wir deshalb auch ge
macht. 

Einführung der Sommerz'eit : Herr Abge
ordneter König! Sie sagen hier mit Recht - ich 
sage hier ausdrücklich: mit Recht -, daß die 
Einführung der Sommerzeit ,auf den größten 
Widerstand der Bundesbahn stößt (Abg. 
U 1 b r i c h: Aber nicht auf den Widerstand 
des Kalz!), weil sie nicht imstande ist, die 
Fahrpläne umzuändern. Darf ich also jetzt 
folgendes klarstellen: Ich habe Herrn 
Generaldirektor Kalz gefragt, ob er imstande 
ist, seine Erklärung, daß die Sommerzeit heuer 
noch eingeführt werden kann, zu effektuieren. 
Ich habe, Gott sei Dank, sogar noch einen 
anderen Zeugen, einen anderen Sektionschef 
vom Bundeskanzleramt, dabei gehabt. Der 
Herr Generaldir,ektor Kalz hat erklärt, es wird 
schwierig s,ein, aber es geht. (Abg. U 1 b r i c h: 
Weil er nichts vom Gesetz verstehtf) Bitte, 
das kann ich nicht so heurteilen. Eines aber 
weiß ich: Wenn mir der Generaldirektor der 
Bundesbahn erklärt: Es geht ! ,  idann kann ich 
nicht erklären: Das können wir nicht machen. 

Ich habe aber vorsichtigerwejse eine Sitzung 
einberufen und alle davon 'betroffenen Stellen 
eingeladen, dort zu klären, ob tatsächlich 
die Sommerzeit heuer eingeführt werden 
kann. Nach den Informationen, die ich j etzt 
von der Bundesbahn durch Verkehrsminister 
Lanc bekommen habe, wird das in diesem 
Jahr wahrscheinlich nicht möglich sein. Dann 
machen Si,e erber bitte nicht mir den Vorwurf, 
sondern wenden Sie sich bitte an den General
direktor Kalz , wenn ,er zuerst die Offentlich
keit falsch informiert und dann diese ,Behaup
tung mir gegenüber wiederholt. 

Nun zur Fra,ge der Strompreise:  Hier sagt 
der Abgeordnete Stix mit Recht, ,er wird sehen, 
ob ich den Mut habe, die 12 Groschen, die 

sich die Stromindustrie vorstellt, im Strom
preis festzulegen, weil sich dann bewahrheitet 
hätte, daß die Industrie, also die Elektrizitäts
werke, viele große Investitionsmö'glichkeiten 
leichter finanzieren könnten. Ich habe den Mut 
nicht. 1 2  Groschen getraue ich mir aus volks
wirtschaftlichen und gesamtwirtschaftlichen 
Gründen nicht zu fixieren. 

Aber es ist richtig, d aß wir jetzt gerade 
über den Strompreis verhandeln und daß ich 
versuchen werde, die minimalste Belastung 
des Konsumenten, der Industrie und der Land
w,irtschaft durchzuset2'ien. Ich ha'be diesbezüg
lich Verhandlungen mit den Spitzenorgani
sationen der Vertretungen ge:führt und habe 
eine ung'efähre Ahnung, wo hier noch eine 
Zustimmung zu erwarten ist. In diesem Sinne 
werde ich dann letzten Endes auch entscheiden. 

Die nächste Frage ist, daß der Preis für 
Nachtstrom j etzt dem für Tagstrom angegli
chen werden soll. Davon ikann j a  gar keine 
Rede sein. Wir müssen nur die Differenz zwi
schen Nachtstrom- und Ta:gstrompreis verklei
nern. Wenn wir nämlich nur einen perzentuel
len Zuschlag machen, würden die 30 Groschen 
Nachtstrom in Wien zum Beispiel bei einer 
Steigerung von 10 Prozent um drei Groschen 
steigen, die 70 Groschen Tagstrom diber um 
sieben Groschen. Das ist Ibei 10 Prozent. Sie 
wissen a,b er, daß die Elektrizitätswirtschaft be
kanntlicherweise 18 Prozent wünscht. Wir wer
den daher hier, um die Differenz nicht noch 
weiter ause.inanderzuziehen, versuchen, in ,ab
soluten Beträgen einen einheitlichen Groschen
satz einvernehmlich zu erreichen und dann 
gemeinsam daraufzulegen. Eine Begründung 
ist ja sehr einfach für diese Maßnahme. Bei 
den jetzigen Heizölpreis,en kostet uns in Kor
neuburg - und zwar habe ich ein neues 01-
kraftwerk dazu herangenommen, zu einem 
anderen hätte man gesagt, das ist eine alte 
Mühle, die einen schl'echten Wirkungsgrad 
hat - jetzt au1 Grund der höheren Olpreise 
die Kilowattstunde 55 Groschen. 

Das ist ja das Problem, daß man eine Kilo
wattstunde, die 55 Groschen kostet und die 
obendrein noch den Landesgesellschaften 
überstellt werden muß, nicht mit 33 Groschen 
oder wi,e jetzt mit 30 Groschen weiter'geben 
kann. Das ist mit einer der Gründe der Er
höhung. 

Die Frage, die sich j etzt daraus ergibt : Leit
linien, Beirat und Plan. Ich danke dem Herrn 
Abgeordneten Stix, weil er sich erstmalig hier 
im Haus mit unseren Leitlinien auseinander
gesetzt hat. Ich möchte j etzt keinen Streit dar
über entfarnen, ob Ihr Energiekonzept - ich 
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habe es genauso studiert wie Sie ,unsere Leit- sie sie hätten mit der Post zugesendet bekom
linien - früher da war als unseres. Sie haben men. Wir brauchen das Gott s,ei Dank nicht, 
monatelang gebraucht, bis Sie es in Ihren denn ich habe immer gesagt, das 'ist der aller
Organisationen durchberaten und durchge- letzte Ausweg. In meinem Stufenplan war 
bracht haben. Mir ist es nicht viel anders er- vorgesehen, wenn schon 'gar nichts mehr ande
gangen. Auf alle Fälle kommt es gar nicht res nützt, gegebenenfalls die Rationierung 
darauf an, wer hier die Priorität hat. Das, was durchzuführen. Wir hätten dieses System ge
Sie hier angeführt haben, möchte ich daher macht. 
nur ergänzen. 

Erstens : Wir wollen eine zweite Raffinerie 
im oberösterreichischen Raum errichten, und 
zwar eine für die Petrochemie, also eine auf 
die Chemie ausgerichtete Raffinerie, wenn wir 
die entsprechenden Möglichkeiten - bei mei
ner Persienreise wird sich das klären - be
kommen, das heißt, wenn wir die Rohölmen
gen erhalten, die wir dazu brauchen, und 
wenn die kapitalmäßige Deckung - eventuell 
kommt eine Beteiligung zum Beispiel des Iran 
in Frage - dafür gegeben ist. 

Damit 'ist noch lang,e nicht gesagt, daß die 
Konzeption der OMV, die jetzt bekanntlich 
eine Pipeline im Linzer Raum legen muß, 
f,alsch oder unrichtig oder nicht mögl,ich ist. 
Wir wissen Iganz genau, daß wir ein Zentral
tanklager in der Raffinerie, also im Linzer 
Raum, dringendst brauchen. Das wird ja von 
den westlichen Bundesländern mit Recht 
urgiert. Wir haben aber nur dann die Chance, 
auch die nötig'en Mengen dorthin zu bringen, 
wenn wir mit eine Pipeline herauflegen. 

Ich weiß, da gibt es jetzt das Problem, daß 
die DDSG sagt, sie möchte es lieber auf der 
Donau transportieren, aber hier sind meiner 
Meinung nach noch Untersuchungen notwen
dig, erstens einmal über die Rentabilität und 
zweitens über die Sicherheit der Versorgung, 
denn die Donau hat nun einmal die Gewohn
heit, daß sie abwechselnd Hochwasser, Nieder
wasser und so weiter führt und daß daher 
manchmal Schwierigkeiten in der Versorgung 
auftreten. Ich denke nur daran, wie schwierig 
es war, die Raffinerie Schwechat immer zu ver
sorgen, bevor die A WP fertig war, das heißt 
also auf dem Donau- oder Eisenbahnweg. 

Die Frage des Herrn Abgeordneten Mock : 
_ Rationierung - wie?, habe ich auch genau 

erklärt. Wenn wir die Rationierung hätten 
machen müssen ' "  (Zwischenruf des Abg. 
DI. M o  c k.) Ja, Si,e halben g,efragt : Wie wol
len Sie eine Rationierung machen? Wenn wir 
die Rationierung machen müssen, dann wür
den wir dem Konsumenten, in dem Fall dem 
Autofahrer, eine Bezugskarte zusenden, das 
heißt, wir hätten als erster Staat - ich 'habe 
davon überhaupt noch nir,gends gehört - das 
Service gehabt, daß sich die Autofahrer nicht 
um die Karte anstellen müssen, sondern daß 

W,enn Sie heute meinen, die Heizöl-schwer
Kosten spielen keine Rolle,  sie betragen nur 
21/2 Prozent (Zwischenruf des Abg. Doktor 
M o  c k) - ja das haben Sie,  Herr Abgeord
neter Mock, gesagt, 'ich habe es mir da auf
geschri,eben, lesen Sie ,es namher nach -, 
dann hätte ,ich Ihnen gestern gerne Gelegen
heit gegeben, in der Paritätischen Kommission 
dabei zu sein, wie es darum gegangen ist, 
die ,schon aufgelauf,enen Heizöl-schwer-Kosten 
j etzt überzuwälzen auf die Verbraucherpreise. 
Denn die Globalberechnungen, die Sie viel
leicht dem zugrunde gelegt haben (Abg. Dok
tor M o  c k: Ach so!) - ,also Sie erinnern ,sich 
schon, na sehr gut! -, schauen natürlich ganz 
anders aus als di,ese Größen. 

Mit der Budgetvorschau - ich nehme nicht 
an, daß sich der Herr Pinanzminister noch 
zum Wort melden muß - liegen Sie leider 
auch daneben. Der Finlanzminister hat die 
Interessenv;ertretungen zweimal aufgefordert, 
im Jahre 1972 und im Jahre 1 973, eine Budget
vorschau zu erstellen, die Präsidenten und die 
Interessenvertretungen haben gesagt, sie 
sehen sich dazu außerstande, denn durch die 
Umstellung auf die Mehrwertsteuer sei es 
nicht möglich, eine verläßliche Unterlage zu 
liefern. Es war also nicht der Finanzminist'er, 
der d as nicht gemacht hat, sondern es war 
die Interessenvertretung, die das g'emacht hat. 

Auch 'gestern in der wirtschaftspolitischen 
Aussprache hat der Finanzminister neuerdings 
das Ersuchen an 'die Interessenvertretung ge
stellt, für 1975 eine solche Budgetvorschau 
zu erstellen. Sie sehen also, manchmal liegen 
Sie ,ein bisserl daneben, die Information 
dürfte da noch nicht so gut klappen. 

Der Herr Abgeordnete Graf hat insbeson
dere - und das nehme 'ich sehr, sehr ernst, 
weil es meiner Meinung nach von ihm wirk
lich s'ehr objektiv, aber hart kritisiert wurde, 
weil es sehr fair vorgetragen wurde - g,e
meint, ich hätte als Interessenvertreter in der 
Regierung zu fungieren und das könnte ich 
nicht, weil ich kein Herz für die Wütschaft 
habe. 

Ich möchte Mer nicht darüber diskutieren, 
ob ich den europäischen Gemeinschaftsvertrag, 
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den ich letzten Endes auch für die W'irtschaft 
abgeschlossen habe, ohne Herz gernacht habe, 
ich möchte nicht darüber diskutieren, ob ich 
die G ewerbeordnung, die ich auch im Interesse 
der Wirtschaft gemacht habe, ohne Herz ge
macht herbe, ich möchte nicht darüber disku
tieren, ob 'ich ein Budget, das in der Zeit 
der OVP-Regierull'g von 1966 bis 1 969 unge
fähr 300 ' Millionen betragen hat, wenn im 
die Förderung für die Wissensmaft, den ge
werblichen Forschungsfonds, heraußenlasse, 
und zwar 300 Millionen alle vier Jahre hin
durch, es waren vielleicht das eine oder andere 
Mal um ein, zwei Millionen mehr, aber sonst 
waren es 300 Millionen, immerhin jetzt in 
drei oder vier Jahren auf 900 Millionen ge
bramt habe, ob ich das ohne Herz erkämpft 
habe. Ich möchte nur eines s agen: daß ich 
mich in der Regi.erung n atüI1lich nicht als 
Interessenvertreter fühle, für gar niemanden, 
weil ein Reg;ierungsmitglied für aUe, für die 
gesamte Bevölkerung zu agieren hat. Das 
möchte ich hier ,ausdrücklich feststellen. (Bei
fall bei der SPtJ.) 

Ich werde mich daher auch in Hinkunft 
- ich hoffe, daß die Unternehmerschaft das 
mehr anerkennt als mancher Herr .AJbgeord
nete - bemühen, di,ese Interessen, die mir 
laut Verfassung zugeteilt wurden, nach bestem 
Wissen zu vertreten, un\d die Erfolge, hoffe 
ich, werden mir recht 'geben und zei.gen, ob ich 
dabei richtig oder falsch ,gehandelt habe. Daß 
ich SoziaHst bin, habe ,ich nie abgestritten, 
das bin ich fast seit meiner frühesten Jugend. 
Das wird hoffenUich kein Vorwurf sein, weil 
der Herr Abgeordnete Graf 'gemeint hat, als 
erstes bin ich Soz,ialist. Dazu würde ich nur 
sagen, dafür schäme ich mich nicht, das werde 
ich auch in Hinkunft bleiben. (Lebhafter Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zu einer tatsächlichen Be
richtigung hat sich der Herr Abgeordnete Dok
tor König zum Wort gemeldet. Ich stelle fest, 
daß für eine tatsächliche Berichtigung eine 
Redezeit von fünf Minuten vorgesehen ist. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Bun
desminist,er! Sie herben an mich die Fra.ge 
gerichtet UIl!d mir den Vorwurf gemacht, wieso 
ich dazukäme zu erklär,en, daß Sie eine Z.iffer, 
einen Betrag in den Raum stellen und dann 
erklären, 'aber so viel w.ird es nicht werden. 
Ich bin Ihnen eine Antwort und die Quellen
ang,abe schuldig : "Kronen-Zeitung" , 1 6. Jänner 
1 974. (Schallende Heiterkeit bei der SPO.) 
Hier heißt es : Benzin wird teur,er, der Preis 
bleibt aber unter 7 S, erklärte Handelsmini
ster Dr. Staribacher. (Anhaltende Zwischen
rufe.) 

Meine Damen und Herrenl Ich kann die 
Richtigkeit der Behauptung der "Kronen-Zei
tung" nicht überprufen. Ich nehme aber nimt 
an, daß ebenso wie bei der Frau Minister 
Leodolter nur Mißverständnisse passiert sind. 
Und ich würde Ihnen raten, mit dem Vorwurf 
der "Lüge" vorsichtiger zu sein. (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Mussil. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Mussil (OVP) : Hohes 
Haus ! M·eine sehr geehrten Damen und Her
ren ! Ich möchte zuerst auf ein Problem zurück· 
kommen, das heute schon zweimal ang,eschnit
t,en worden ist, aber aus einer anderen Sicht ; 
ich werde mich dabei sehr kurz fassen. Es ist 
der Stellenwert der Landwirtschaft innerhalb 
der soz-ial'istischen Regierung. Gestern war 
eine wirtschaftspolitische Aussprache; es 
waren der Herr Bundeskanzler dabei, der Herr 
Finanzminister, drer Herr Handelsminister, der 
Herr Ackerbauminister, der Herr Vizepräsi
dent der NatioIlla1bank. Es 'ist kein Wort über 
die Landwirtschaft gefallen, der Generalsekre
tär der Präs'identenkonferenz, Dr. Brandstätter, 
hat sich energisch ldag,egen zur Wehr gesetzt. 

Ich bin in di,esen Dingen wesentlich kon
zilianter. Ich habe mir gedacht, die Herren 
von der Re'gierung sind überarbeitet, sind 
übermüdet und haben darauf vergessen, das 
wäre nicht vorsät�lich, sondern fahrlässi.g ge
schehen und Sie hätten Z eit, es bis heute 
nachzuholen. Sie haben es nicht getan, son
dern h:aben auch heute ;in der ganzen Debatte 
und insbesondere in der Beinahe-Regierungs
erklärung des Herrn Bundeskanzlers j edes 
Wort über die Landwirtschaft 'gefl'issentHch 
vermieden. 

Meine Damen und Herren! Das ist Absicht 
und verstimmt. Diles ist ein Zeichen dafiür 
daß die Bundesreg·ierung die Landwirtschaft 
abgeschr'ieben zu haben scheint, und diie Quit
tung dafür, meine Herren von der Sozialisti
schen Partei, werden Sie bei den nächsten 
Wahlen erhalten. (Beifall bei der tJVP.) 

Zu den lichtvollen Ausführungen des Ab
geordneten Wille ein Wort. Er hat eine neue 
Preisthreorie aufgestellt : Das 01 ist zu billig.  
Weil das 01 zu billig ist, sind die multi
nationalen Gesellschaften Preissteigerer. -
Wenn man v.ersucht, darüber etwas nachzu
denken, wird man fast wirr im Kopf. 

Kollege Z,ingl,er! Ich darf Ihnen zur Frage 
der Energiepolitik sagen : Die Schw.ierigkeit, 
in der sich die RIegierung befunden hat, als 
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sich die Olkrise im September oder Oktober 
abzuzeichnen begann, ,ist dadurch erschwert 
worden, daß es damals eine Art ministerlose 
Zeit gab. Da war in der Energiepol'itik der 
Ministerwechsel : Der eine Minister hat sich 
nicht mehr zuständig 'gefühlt, er war bös, 
weil er fürchtete, Kompeten1Zen 'Zu verlieren, 
und der andere hat sich noch nicht zuständig 
gefühlt. Geschehen 'ist während dieser Zeit 
überhaupt nichts ! Und das ist eine der Haupt
ursachen für die, wenn man so sagen kann, 
krisenhafte Entwicklung. 

Ich möchte noch ein Wort zur Kreditpolitik 
sagen, weil diese heute zu kurz g,ekommen 
ist. Wir haben 'gestem bei der Wirtschafts
politischen Aussprache mit ,allem NaChdruck 
darauf hingewiesen, daß in einer Zeit der 
Kosteninflation, des Leistungsbilanzdefizits 
- durchwegs Dinge, mit denen die soziali
stische Regierung nicht fertig wird - anhot
seitige Maßnahmen ergriffen werden müssen. 
Eine Reihe von Maßnahmen s,ind heute auf
gezeigt worden. 

In der Kreditpolitik ist einseitig gebremst 
worden, es ist zu spät gebremst worden und 
dann auCh zu spät aufgelockert worden. 

Ich begrüße es, daß die VOEST-Alpine eine 
Anleihebewi11igung rur 500 Millionen Schil
ling bekommen hat. .Alber die Klein- und Mit
telbetriebe werden finanziell systematisch ,aus
getrocknet! Es ist heute schwerer, einen Kre
dit von 500.000 S zu bekommen als e'inen 
Kredit von 500 Millionen, und das ,ist eine 
Ungerechtigkeit, die wir immer bekämpfen 
werden. (Bei/all bei der avp.) 

Nun zur Erdölkrise, die nach meiner Me'i
nung nie stattg'efunden hat. Ich habe das dem 
Herrn Handelsminister bei der ersten Bespre
chung, die, wie ich glaube, am 14. Oktober 
stattfand, gesagt. Das war das Wochenende 
vor den Wahlen in Oberösterreich. Er Wlar 
ganz erstaunt, als ich gemeint habe, es wäre 
keine Kris'e. Da 'ist also die unterschi'edliche 
Auffassung des Herrn Ministers zustande 
gekommen. Das hängt damit zusammen, daß 
er Serien von Pressekonferenzen abhält, was 
ihn dazu zwingt, jeden Montag irgendeine 
Aussage zu machen. Da denkt er nicht daran, 
was er am vergangenen Montag gesagt hat. 
So kommen derartige Dinge heraus, welche 
die Bevölkerung nur verwirren. 

Es g.ibt e'ine Reihe von Möglichkeiten, wenn 
eine echte Erdö1kr,ise vorhanden ist. Das ist 
einmal der autolose Ta'g, dann das Samstag
Sonntag�FahrveI1bot. Das wollten eine Reihe 
von sozialistischen Politikern. Etwas ander,es 
ist das, was die Bundesrepublik beabs'ichtigt 

hatte :  jedes zweite Wochenende Fahrverbot, 
je nachdem, ob die Autonummer mit einer 
geraden oder ungeraden Ziffer endet, wobei 
man sich nicht darüber im klaren ist, ob die 
Null eine gerade oder ungerade Ziffer :ist. 
(Abg. Ing. H ä u s e  r: Am besten noch einmal 
in die Volksschule gehen!) 

Dann gibt es die Rationierung, die Te1quel
Rationierung, die wir überhaupt vermeiden 
wollten. 

Ferner gibt es das , was Minister Androsch 
haben wollte: eine Art g,espaltenen Benzin
preis, eine Grundmenge, die man dem 'einzel
nen rationiert zur Verfügung stellt, und im 
übrigen einen freien Markt, wobei der Herr 
Finanzmini,ster erklärt hat : Das Handeln mit 
Benzinmarken g,ehört dann eben dazu. Wenn 
man also eine solche Einstellung zu diesen 
PrcYblemen hat, dann wundert man sich nicht 
darüber, wie die Dinge ausgehen müssen. 

Schließlich existiert die Möglichkeit, die 
Regelung über den Preis 'Zu machen, so wi,e 
die Bundesrepublik mit sozialen Flankierun
gen. Minister Androsch hat auch dies eine 
Zeitlang in Erwägung gezogen. 

Er übernimmt überhaupt sehr vLel aus der 
Bundesrepublik: Was in der Bunde:srepublik 
gemacht wird, .ereignet sich bei uns - vor 
allem im Finanzministeriuml - 14 Tage oder 
drei Wochen später. Das ist die "Doppelstra
tegie", das ist ein Wort des Wirtschaftsmini
sters Friderichs, 'genauso wie das mit der 
"Gratwanderung im Nebel" und ,so weiter. 
Doch das sollte man nicht tun. 

DLe letzte Variante, die für di,e Wirtschaft 
am leichtesten zu ertragen ist, war der auto
lose Tag. Daher hat die Bundes'kammer die
sem autolosen Tag zugestimmt. Pech rur den 
Herrn Handelsminister war es, daß fast ,am 
gleichen Tag, an dem das bei uns eingeführt 
word'en ist, in der Bundesrepublik alle Ein
sparmaßnahmen aufg.ehoben worden sind. 
Da hätte der Herr Bundesminister den Mut 
haben müssen zu sagen : Wir brauchen das 
ebenfalls nicht mehr. Das wäre nach meinem 
Dafürhalten richtig gewesen. 

Was den Energienotstanid anlangt, so ist 
damit auch die österreichische Bevölkerung 
verunsichert worden. Ich glaube, es war 'eher 
ein "Notstand der Re'gierung",  und es gehörte 
eigentlich die Regierung und nicht die Energi'e 
bewirtschaftet. 

Nun zu der Bemerkung des Herrn Handels
ministers, daß im Jahr 1970 seitens der sozia
listischen Regierung die Absicht bestanden 
hat, Erdöl und seine Derivate ins Rohstoff-
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lenkungsgesetz einzuheziehen. Das stimmt. 
Ich habe sdlon einmal hier darüber gespro
chen. Es ist aber dann über die Marktord
nungsgesetze, das Preisregelungsgesetz, das 
Preistreibereigesetz, über sämtliche Wirt
schaftsgesetze verhandelt worden, und sämt
liche Wirtschaftsgesetze, zu denen das Pr-eis
regelungsgesetz gehört, sind damals unver
ändert verlängert worden, Herr Minister. Das 
war der Grund, warum das nicht Igemacht wor
den ist. 

Zur Einführung der Sommerzeit darf ·ich 
sagen: Zuerst mödlte ich es ablehnen, daß hier 
aus dem Kreis der sozialistisdlen Abgeord
neten versucht wird, irgendweldle Diffamie
rungen leitender Persönlichkeiten in 'der Bun
desbahn durch Zwischenrufe 'geltend zu 
machen. Das tut man nidlt, meine Damen und 
Herren ! Es ist unfein, hier j emanden anzu
greif.en, der sich nidlt veTteidig-en kann. (Abg. 
lng. H ä u s e  r: Denken Sie an Kienzlf) 

Zum Strompreis dal1f 'ich sa'gen : Herr Vize
kanzler ! Ich stehe auf dem Standpunkt, daß 
die teuerste �ilowattstunde diejenige ist, die 
man niCht hat. Aber auf der anderen Seite 
meinen wir, daß der Jetzige Tarif sdlon sehr 
stark verzerrt ist und daß durch die Aufstok
kung mit Groschenbeträgen eine weitere Ver
zerrung eintreten würde. Darum lehnen wir 
von der Bundeskammer die Groschenr'egelung 
ab. 

Ich habe die Leitlhüen der Enepgiepolitik 
der sozialistischen Regierung durchstudiert. 
Ich möchte sagen, das 'ist eine Sammlung bil
li'ger Binsenwahrheiten. Es steht fast über
haupt nichts Neues drin. Und es ;ist geradezu 
eine Schande für den österre,ichischen Staat, 
wenn im Ausland j<emand das in die Hand 
bekommt und liest : "Leitlinien für die öster
reichische Energiepolitik", und die österrei
cbische Regi:erung nicht mehr darüber zu sagen 
weiß als das, was da drin steht. Me'ine Damen 
und Herren l Das wird unserem Renomme,e 
im Ausland zWieifellos keinen Nutzen ein
bringen. 

Herr Minister Dr. Staribacher l Sie sind 
sicher nicht Interes'senvertreter der Wütsrnaft, 
Sie sind vielmehr für di,e gesamte Bevölke
rung da, aber Sie sind innerhalb der Regi,e
rung nach unserem Dafürhalten Spmchrohr 
der Wirtsdlaft, und darum · also die Zusam
menarbeit zwischen Ihnen und der Bundes
kammer. 

Ich habe es sdlon einmal von hier aus ge
sagt: Wenn ,ein G esetz im Ministerrat einge
bracht wird, da,s ausgesprochen .sdlädlich für 
die Wirtschaft ist, so ist es Ihre Pflicht, di'e 

Hand zu erheben und dagegen zu stimmen. 
Ich habe mich bereit erklärt, zu veranlassen, 
daß w.ir die Bundeskammer aus diesem Grund 
ein, zwei oder drei Tage rot-weiß-rot - nicht 
rot - beflagg,en, Herr Minister, aber bisher 
habe -ich es leider rridlt erlebt. (Abg. lng. 
H ä u s e r: Hat die Kollegin Rehor auch gegen 
euch gestimmt?) WiedeI1holt hat die Frau 
Minister Rehor 'im Mini,sterrat damals ihre 
Hand im Interesse der Arbeitnehmer eIlhoben, 
Herr Viz-ekanzler. (Abg. lng. H ä u s e  r :  Aber 
gegen eure Gesetze hat sie nicht gestimmt!) 
Nidlt im Interesse von uns, aber im Interesse 
von Ihnen, Herr Vizekanzl,er, das ist ja Ihre 
Sache, Ihre Au�ga.lbe. (Beifall bei der OVP.) 
Herr V,izekanz}'er, 'ich glaube, Sie mißver
stehen das Problem. Das ist ein sehr -schweres 
Problem, das verstehe ich kaum. 

Zum Schluß, meine Damen und Herr-en, 
möchte ich nur eines sagen: Die Regi'erung 
Kreisky hat einen sehr guten Nachlaß der 
OVP-Regierung im siebzi'ger Jahr übernom
men, hat bis jetzt davon 'gelebt, hat 'ihn zum 
Großteil verwirtsch:aftet, vor allem die damals 
geerbte Stabilität. 

Das, was immer g-esa:gt wiI'd: die Soziali
stische Partei ist die bes.sere Partei für eine 
schlechter;e Zeit, meine Damen und Herren 
(Abg. Dr. S c  h r a n z: Jawohl, und für die 
bessere Zeit, für beide Zeiten!), das ist falsch. 
Die Sozialistische Partei ist die schlechtere 
Parte'i sowohl für besser,e Zeiten als auch für 
schledlt<er,e Zeiten. (Beifall bei der öVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Lanc. Er hat 
das Wort. 

Bundesminister für Verkehr Lanc: Herr Prä
sident! Hohes Haus l Der Herr Abgeordnet·e 
Mussil hat erklärt, daß -im Zuge der Uber
tragung der Energi:ekompetenz auf Grund des 
Bundesministeriengesetzes mit Jahreswechsel 
nach seiner Auffassung ,ein energiepolitisches 
Vakuum eingetreten ,sei. Er hat es ,etwa 'so 
formuliert : Der eine war böse, weil -er die 
Kompetenz verloren hat, und erklärte sidl als 
nicht mehr zuständig und tier andere als noch 
nidlt zuständig, wobei der eine narn Auf
fassung des Herrn AbgeoNlneten Dr. Mussil 
nur idl gewesen sein kann und der andere 
nur der Herr Bun'desminister Dr. Stariibacher. 

Ich möchte hier zur Steuerung der Wiahrheit 
doch eines mit aller Eindeutigkeit erklären: 
Es hat nie ein energiepolitisches Vakuum g,e
geben. Sofort, nadldem die Erdölverknappung 
sidltbar war, als sie noch gar nicht bei uns 
eingetreten war, habe idl täglich von der Ver
bundgesellschaft und vom Bundeslastverteiler 
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Nachrichten darüber bekommen, ob und in
w.ieweit s'ich die Stromproduktion entwickelt 
und inwieweit ihre Rohstoffbasis gesichert ist. 

Die Lag'e, die damals bestanden bat, hat es 
entbehrlich gemacht, von der sogenannten 
Notstandsermächti'gUng über Beschluß der 
Landeslastverteiler Gebrauch zu machen. In 
der damaligen Situation einer 'gewissen Un
sicherheit, ja  man kann fast sagen, in einzel
nen Wochen der Hysterie, in der bis zur 
letzten Nudel in jedem Lebensmittelladen ein
gekauft wurde, schien es bei der gegenüber 
dem Jahre 1 912 wesentlich besseren Energie
versorgungslage im Interesse der damals irri
tierten und vor allem der sozial schwachen 
Bevölkerung in Osterroeich nicht verantwort
bar, auch nur den fo:rnnalen Notstand einzu
holen. 

Es hat also nie ein energ'iepolitisches 
Vakuum geg,eben, und ,es kann daher als 
Folge eillies so1chen auch keine energ.iepoli
tisch fa.lschen Handlungen in dieser Zeit ge
geben ha.ben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsid'ent Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Mussil. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Mussil (OVP) : Herr Mini
ster! Daß Sie 'gerne Ihre Konzepte an den 
Herrn Handelsminister abgegeben haben, -ist 
mir neu. Ich habe den Eindruck. ,gehabt, Sie 
hängen an diesen Konzepten und würden es 
nicht tun. Genauso habe ich ,es dem Herrn 
Handelsminister übelgenommen, daß er leine 
Reihe von Kompetenzen veflhökert hat. 

Ich habe nicht von einem Vakuum 'gespro
chen, sondern von einem energiepoHti:schen 
Niemandsland. D1eses energiepolitische Nie
mandsland hat es längere Zieit gegeben, sLicher
lich nicht nur im letzten halben Jahr oder im 
letzten Jahr. Aher da hat es schon immer die 
Gedanken gegeben, diese Kompetenzen zu 
transferieren. Ein Zeichen dafür .ist, daß wir 
auf das dünne und billige Energiek01lzept 
- so kann man es nicht nennen, es hat sich 
auch Herr Minister Stari-bacher nicht getraut, 
es so zu bezeichnen -, auf diese Leitlinien bis 
heute warten mußten. Das ist ein typisches 
Zeichen d il'für. (Beifall bei der OVP.) 

Präs'ident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

2. Punkt: Bericht des HandelsaussdlUsses über 
die Regierungsvorlage (874 der Beilagen) : Ab
kommen zwischen der Republik Osterreich und 
der Volksrepublik Bulgarien über die gegen
seitige Gewährung der Meistbegünstigung 

samt Briefwechsel (1016 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Abkommen mit 
der Volksrepublik Bulgarien über die gegen
seitige Gewährung der Meistbegünstigung 
samt Briefwechsel. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Egg. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Egg: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Die Republik österreich und die Volks
republik Bulgar,ien gewähren einander 'gemäß 
Artikel 1 des gegenständlichen Abkommens, 
das am 28. Juni 1 973 in Wien unterzeichnet 
wurde, die Meistbe:günsUgung hinS'ichtlich der 
Zölle und sonstigen Abgaben, die anläßlich 
der Einfuhr oder Ausfuhr von Waren erhoben 
werden, ferner hinsichtlich der Art der Er
hebung dieser ZöUe und Abgaben, die für 
die Zollabfertigung der Waren vorgeschrie
ben ist. 

Da dieses Abkommen im Artikel 1 die 
gegenseitige Gewährung der Meisbbegünsti
gung hinsichtlich der Zölle und sonstigen Ab
gaben, di;e anläßlich der Einfuhr oder Ausfuhr 
von Waren erhoben wernen, ferner hinsicht
lich der Art der Erhebung dieser Zölle und 
Abgaben, vorsieht, kommt dem Abkommen 
gesetzesergänzender Charakter zu; es darf 
daher gemäß Artikel 50 Absatz 1 Bundes-Ver
fassungsgesetz nur mit Genehmigung des 
Nationalrates abgeschloss'en weI'den. 

Das Abkommen über die gegenseitige Ge
währung der Meistbegünstigung wurd.e für 
die Dauer von zehn Jahren abgeschlossen und 
sieht eine automatische Verlängerungsmög
lichkeit vor. 

Der Handelsausschuß hat die gegenständ
liche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
22. Jänner 1 974 in Verhandlung gezogen. Zum 
Gegenstand sprachen außer dem Berichterstat
ter Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr und 
der Bundesminister für Handel, Gew,erbe und 
Industrie Dr. Staribacher. 

Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, 
dem Nationalrat die Genehmigung des A.b
schluss,es des gegenständlichen Abkommens 
samt Briefwechsel zu empfehlen. 

Der Handelsausschuß hält im vorlieg,enden 
Falle di,e Erlassung von Gesetzen im Sinne 
des Artikels 50 Absatz 2 Bundes-Verfassungs
gesetz in der geltenden Fassung zur Erfül
lung dieses Abkommens für entbehrlich. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Han
delsaus,sdlUß den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle beschließen: 

Der Abschluß des Abkommens zwischen der 
Republik Osterreich und der Volksrepublik 
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Bulgarien über die geg'enseitige G ewährung 
der MeistbegünsUgung samt Briefwechsel 
(874 der Beila.gen) wird verfassungsmäßi1g ge
nehmigt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie
gen, beantrage ich, General- und SpeziCliI
debaUe unter einem ,abzuführen. 

Präs'ident Probst: Zum Wort ist niemand ge
meldet. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
dem Abschluß des gegenständlichen Staats
vertrages in 874 der Beilagen samt Brief
wechsel die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke, e i n  s t i m  m i g a n
g e n o m m e n. 

3. Punkt: BeriCht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (896 der Beilagen) : 
Europäisches Ubereinkommen über die Arbeit 
des im internationalen Straßenverkehr be
schäftigten Fahrpersonals (AETR) samt An
hang und Unterzeichnungsprotokoll (101'1 der 

Beilagen) 

kommens ein Muster für ein "Persönliches 
Kontrollbuch" und legt die näheren Bestim
mungen über die Form, den Inhalt und die 
Führung desselben fest. 

Der Handelsausschuß hat die gegenständ
liche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
22. Jänner 1974 in VeI1handlung genommen. 
Zum Gegenstand sprachen außer dem Bericht
erstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 
und der Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie Dr. Staribacher. 

Der Ausschuß hat einstimmig b eschlossen, 
dem Nationalrat die Genehmi'gung des Ab
schlusses des gegenständlichen Ubereinkom
mens samt Anhang und Unterzeichnungsproto
koll zu empfehlen. 

Der Handelsaus'schuß hält im vorliegenden 
Falle die Erlassung von Gesetzen im Sinne 
des Artik'els 50 Absatz 2 Bundes-Verfassungs
gesetz lin der g1eltend,en F assung zur Erfüllung 
dieses Uber,einkommens für notwendig. 

Alls Ergebn'is seiner Beratung stellt der Han
delsausschuß den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle beschließen: 

1 .  Der Abschluß des Europäischen Uberein
kommens über die Arbeit des im :internatio
nalen Straßenverkehr besChäftigten Fahrper
sonals samt Anhang und Unterzeichnungspro
tokoll (896 der Beilagen) , dessen Artikel 4 und 
14 verfassungsändernd sind, wird verfassungs
mäßig Igenehmigt. 

2. Dieser Staat·svertrag ist im Sinne des 
Berichterstatter ist der Herr Abg'eordnete Artikels 50 .AJbsatz 2 Bundes-Veriiassungs-

lng. Gr;adinger. Ich bitte ihn zu berichten. glesetz durch Erlassung von Gesetz'en zu er
füllen. 

Präsident Probst : Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Europäisches 
Ubereinkommen über die Arbeit des im inter
nationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahr
personals samt Anhang und Unterzeichnungs
protokoll. 

Berichterstatter Ing. Gradinger: Hohes Haus I 
Herr Präsident! Ich berichte ,im Auftrag des 
Handels ausschusses über die Regierungsvor
la1ge (896 der Beilagen) : Europäisches Uber
einkommen über di'e Arbeit des im internatio
nalen Straßenvel'kehr beschäftigten Fahrper
sonals samt Anhang und Unterzeichnungspro
takoll. Bezüglich des Inhaltes v,erwe'ise <ich 
auf den schriftlichen Bericht, der den Abge
ordneten zugegangen ist. 

Da das Ubereinkommen zum Teil gesetz
ändernd, zum Te.il 'gesetzesergänzend, hin
sichtlich seiner Artike'l 4 und 1 4  verfassungs
ändernd ist, darf es gemäß Artikel 50 Abslatz 1 
im Zusammenhalt mit Artikel 50 Absatz 3 
Bundes-Verfa.ssungsg,esetz nur mit Genehmi
gung des Nationalrates unter sinngemäßer 
Änwendung des Artikels 44 Absatz 1 Bundes
Verfassungsgesetz abgeschlossen werden. 

Der Anhang zum Ubereinkommen enthält 
in Ausführung des Artikel,s 12 des Uberein-

Ich darf beantragen, für den Fal,l, daß Wort
meldungen vorliegen, General- und Spezial
debatte in einem abzuführen. 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand ge
meldet. 

Da der gegenständliche Staatsvertrag ver
fassungsändernde Bestimmungen enthält, 
stelle ich zunächst im Sinne des § 61 Absatz 2 
Gesdläftsordnungsgesetz die für die Abstim
mung erforderlidle Anwesenheit der verfas
sungsmäßig vorgesehenen Anzahl der Mitglie
der fest. 

Wir gelangen zunächst zur A b s t i ro
m u n 9 über den Antrag des Ausschusses, 
dem Abschluß des gegenständlichen Staats
vertrages, dessen Artikel 4 und 14 verfas
sungsändernd sind, samt Anhang und Unter
zeichnungsprotokoll in 896 der Beilagen die 
Genehmigung zu erteilen. 
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Präsident Probst 
Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 

ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 

zu erheben. - Danke. Das ist die erforderliche zu erheben. - Danke. E i n  s t i m  m i 9 a n
Zweidrittelmehrheit und damit a n  g e n  0 m- g e n  0 m m e n. 
m e n. Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Antrag des Ausschusses, diesen 
Staatsvertrag im Sinne des Artikels 50 Ab
satz 2 Bundes-Verfassungsgesetz durch Erlas
sung von Gesetzen zu erfüllen. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, 
die für Dienstag, den 5. Felber 1974, 10 Uhr in 
Aussicht genommen ist, wird auf schriftlichem 
Wege einberufen werden. 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

Schluli der Sitzung: 20 Uhr 55 Minuten 

österreichische Staats druckerei L61 13994: 
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